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I 

(Entschließungen, Empfehlungen und Stellungnahmen) 

STELLUNGNAHMEN 

EUROPÄISCHER WIRTSCHAFTS- UND 
SOZIALAUSSCHUSS 

485. PLENARTAGUNG AM 12. UND 13. DEZEMBER 2012 

Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Entwicklung 
einer makroregionalen Strategie im Mittelmeerraum — die Vorteile für die Inselstaaten der EU“ 

(Sondierungsstellungnahme auf Ersuchen des zyprischen Ratsvorsitzes) 

(2013/C 44/01) 

Berichterstatter: Dimitris DIMITRIADIS 

Der Staatssekretär für europäische Angelegenheiten beim Präsidenten der Republik Zypern, Andreas D. 
MAVROYANNIS, ersuchte den Europäschen Wirtschafts- und Sozialausschuss am 22. Mai 2012 im Namen 
des künftigen zyprischen EU-Ratsvorsitzes um Stellungnahme zu folgendem Thema: 

„Entwicklung einer makroregionalen Strategie im Mittelmeerraum — die Vorteile für die Inselstaaten der EU“. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Wirtschafts- und Währungsunion, wirtschaftlicher und 
sozialer Zusammenhalt nahm ihre Stellungnahme am 21. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 147 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 5 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen 

1.1 Der EWSA ist der Ansicht, dass trotz der besonders 
prekären und zurzeit ungewissen Lage im Mittelmeerraum die 
Voraussetzungen ( 1 ) für die Aufnahme eines Mehrebenendialogs 
zwischen der Kommission, den Mitgliedstaaten, den an der Zu­
sammenarbeit zwischen Europa und dem Mittelmeerraum betei­
ligten Staaten, den regionalen und lokalen Gebietskörperschaf­
ten und der Zivilgesellschaft gegeben sind, mit dem Ziel, zu 
einer (in zwei Teile untergliederten) makroregionalen Strategie 
für den Mittelmeerraum zu gelangen, die den Erfordernissen der 
Region gerecht wird und ihre internationale Wettbewerbsfähig­
keit stärkt. 

1.2 Der EWSA erkennt an, dass die Mittelmeerregion ein 
besonders ausgedehntes Gebiet mit verschiedenen wirtschaftli­
chen, sozialen, politischen und kulturellen Merkmalen ist und 
sich aus Ländern mit unterschiedlichen Strukturen und Infra­
strukturen zusammensetzt (EU-Mitgliedstaaten, Drittländer mit 
Kandidatenlandstatus, Drittländer, die an der Europa-Mittelmeer- 
Partnerschaft teilnehmen); er schlägt daher vor, zwei subregio­
nale Politiken (für das östliche respektive das westliche Mittel­
meer) einzusetzen, die sowohl in ihrem Zusammenwirken in­
einandergreifen als auch mit der makroregionalen Strategie für 
das Ionische Meer und die Adria verzahnt sind. 

1.3 Der EWSA trägt den Beschlüssen des Rates und der über­
einstimmenden Auffassung des Europäischen Parlaments Rech­
nung, wonach eine makroregionale Strategie keine zusätzliche 
Finanzierung, keine neuen Regeln und keine weiteren Verwal­
tungsorgane (die „drei Nein“) erforderlich machen darf. Er hält 
es jedoch für notwendig, eine technische Hilfe für die Samm­
lung von Daten und die Förderung der notwendigen Struktur­
projekte zu finanzieren.

DE 15.2.2013 Amtsblatt der Europäischen Union C 44/1 

( 1 ) Bericht des Europäischen Parlaments „Entwicklung makroregionaler 
Strategien der EU: derzeitige Praxis und Zukunftsperspektiven, ins­
besondere im Mittelmeerraum“, Ausschuss für regionale Entwick­
lung, Berichterstatter: François ALFONSI (A7-0219/2012). 
Entschließung des Europäischen Parlaments vom 3. Juli 2012 zur 
Entwicklung makroregionaler Strategien der EU: derzeitige Praxis 
und Zukunftsperspektiven, insbesondere im Mittelmeerraum 
(2011/2179(INI)).



1.4 Der EWSA ist der Meinung, dass der Einsatz der be­
trächtlichen Ressourcen, die die EU bereits für die Finanzierung 
der Maßnahmen und Programme aus den Strukturfonds aus­
gewiesen hat, und die Finanzierungsinstrumente der EIB geeig­
nete Hilfsmittel sind, die auf transparente und möglichst flexible 
Weise genutzt werden müssen. Er befürwortet außerdem die 
Schaffung einer Europa-Mittelmeer-Investitionsbank mithilfe 
der EIB sowie einer Politik, die einer Finanzierung seitens ver­
schiedener Finanzeinrichtungen (KfW, EBWE, Weltbank, Afri­
kanische Entwicklungsbank und Islamische Entwicklungsbank) 
gegenüber offen ist. 

1.5 Der EWSA vertritt die Meinung, dass es von vorrangiger 
Bedeutung ist, die subregionale Zusammenarbeit durch die In­
tensivierung der Handels-, Fremdenverkehrs- und Industriebezie­
hungen zwischen den Ländern des südlichen Mittelmeers zu 
stärken. 

1.6 Der EWSA hält es für erforderlich, dass der Rat die 
notwendigen politischen Entscheidungen trifft, um den noch 
bestehenden Unklarheiten abzuhelfen, sodass die Union für 
das Mittelmeer zu einer Instanz für die strategische Planung 
und die Verwirklichung der neuen makroregionalen Politik wird. 

1.7 Der EWSA ist der Ansicht, dass die sofortige Annahme 
der Strategie für die Adria und das Ionische Meer durch den Rat 
(in seinen Schlussfolgerungen vom 24. Juni 2011) den Weg für 
die Einsetzung der makroregionalen Strategie für den Mittel­
meerraum ebnen wird. 

1.8 Der EWSA ist der Auffassung, dass Zypern und Malta bei 
jedweder neuen EU-Strategie, aber auch sämtliche Mittelmeer­
inseln, die sich wegen ihrer mangelnden Anbindung an die und 
Kommunikation mit der Festlands-EU in einer besonders un­
günstigen Lage befinden, eine äußerst wichtige Rolle zu spielen 
haben. 

1.9 Der EWSA weist darauf hin, wie wichtig die Förderung 
der landwirtschaftlichen Produktion für den weiteren Mittel­
meerraum ist. 

1.10 Nach Ansicht des EWSA müssen die Schiffs- und Flug­
verbindungen der Mittelmeerländer untereinander und allgemein 
mit der restlichen EU verbessert werden. 

1.11 Der EWSA vertritt die Auffassung, dass mit dieser Stel­
lungnahme der Dialog über die neue Makrostrategie im Mittel­

meerraum angestoßen und ihre wichtigsten Themen zur Dis­
kussion gestellt werden. Er erklärt, dass er dieser ganz besonders 
wichtigen Frage in künftigen Stellungnahmen, in denen alle im 
vorliegenden Dokument beschriebenen Themen präzisiert und 
vertieft werden, weiterhin nachgehen wird. 

2. Einleitung 

2.1 Bei der Übernahme des EU-Ratsvorsitzes für das zweite 
Halbjahr 2012 erklärte Zypern die Ausarbeitung einer Stellung­
nahme zum Thema „Makroregionale Strategie für den Mittel­
meerraum“ unter besonderer Berücksichtigung ihrer potenziellen 
Nutzeffekte für die kleinen Inselstaaten zur Priorität. 

2.2 Die Entscheidung, den EWSA zu befassen, ist auf dessen 
Rolle bei der Erarbeitung beratender Stellungnahmen zurück­
zuführen, in denen die Standpunkte der Organisationen der 
Zivilgesellschaft der Mitgliedstaaten zum Ausdruck gebracht 
und vertreten werden, wodurch die partizipative Demokratie 
der EU gestärkt wird. 

2.3 Mit der Wahl des Themas wird an die erfolgreiche Er­
arbeitung makrostrategischer Ansätze für den Ostseeraum ( 2 ) – 
sowie die Makrostrategien für den Donauraum, die Region 
Adria und Ionisches Meer und den Atlantik – angeknüpft, da 
der Mittelmeerraum ein Gebiet mit besonderen Wesensmerkma­
len und entsprechenden Erfordernissen ist. 

2.4 Ziel dieser Strategie wird die Schaffung zusammenhän­
gender Politiken sein, die die Länder der Region dabei unter­
stützen, ihre wirtschaftlichen und sozialen Beziehungen zu stär­
ken und bei der Lösung gemeinsamer Probleme zusammenzuar­
beiten, um der Region dadurch international zu mehr Wett­
bewerbsfähigkeit, Wohlstand, Sicherheit und ökologischer Nach­
haltigkeit zu verhelfen. Eine solche Makrostrategie wird es zu­
dem ermöglichen, sämtliche Politiken, Ziele und Maßnahmen 
der EU-Institutionen mit den Mitgliedstaaten, den Regionen, 
den lokalen Wirtschafts- und Sozialräten und allen Akteuren, 
die sich mit der Mittelmeerregion und insbesondere den kleinen 
und abgelegenen Inselstaaten des Mittelmeerraums beschäftigen, 
zu koordinieren. 

2.5 Mithilfe der Strategie sollte es auch möglich sein, die mit 
der gegenwärtigen internationalen Wirtschaftskrise verbundenen 
Probleme zu lösen und das Entwicklungstempo, die Schaffung 
von Beschäftigungsmöglichkeiten und die Verringerung der Ar­
beitslosigkeit zu beschleunigen.

DE C 44/2 Amtsblatt der Europäischen Union 15.2.2013 

( 2 ) Stellungnahme des EWSA zum Thema „Makroregionale Zusammen­
arbeit: Ausweitung der Ostseestrategie auf andere Makroregionen in 
Europa“ – ABl. C 318 vom 23.12.2009, S. 6 sowie 
Stellungnahme des EWSA zu der „Mitteilung der Kommission an das 
Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen zur Strategie der 
Europäischen Union für den Ostseeraum“ (COM(2009) 248 final) – 
ABl. C 339 vom 14.12.2010, S. 29.



2.6 Zu diesem Zweck wird in der Stellungnahme die von der 
Kommission ( 3 ) zugrunde gelegte Definition einer makroregio­
nalen Strategie übernommen, nämlich die einer Strategie für ein 
Gebiet, das Verwaltungseinheiten verschiedener Länder oder Re­
gionen umfasst, die gemeinsame Merkmale aufweisen, wie den­
selben Meeres- oder sonstigen Raum, oder vor denselben He­
rausforderungen stehen, wie Problemen der Entwicklung, des 
Klimawandels, des begrenzten wirtschaftlichen und kulturellen 
Austauschs usw. Makroregionale Strategien sind Ansätze, bei 
denen die bereits vorhandenen Instrumente, Programme und 
Finanzierungen genutzt und für die Erreichung der spezifischen 
Ziele der Makrostrategie eingesetzt werden und die darauf ab­
zielen, öffentliche und private Quellen in die Planung zu inte­
grieren, um die Politiken im weiteren Sinne mit den zur Ver­
fügung stehenden (europäischen, nationalen, regionalen) Finan­
zierungen in Einklang zu bringen. Sie ermöglichen außerdem 
die Konvergenz zwischen den Mitteln der Regionen und denen 
der einzelnen Mitgliedstaaten durch die Umsetzung einer koor­
dinierten „Governance“ und Schaffung von „gegenseitigem Nut­
zen“ für alle beteiligten Parteien. 

2.7 Angesichts des sich verändernden und besonders unge­
wissen politischen und sozialen Umfelds, das in den Ländern 
des südlichen Mittelmeers nach den Aufständen vorherrscht, 
billigte die EU diesen Ländern gegenüber einen neuen Ansatz, 
die sogenannte „Partnerschaft für Demokratie und gemeinsamen 
Wohlstand“, in deren Rahmen diejenigen Länder belohnt wer­
den, die die notwendigen Reformen anhand spezifischer und 
messbarer Ziele durchführen ( 4 ). 

3. Herausforderungen für den Mittelmeerraum 

3.1 Es ist darauf hinzuweisen, dass sich die neue makroregio­
nale Strategie – aufgrund der Vielzahl an bereits erarbeiteten 
Programmen und Initiativen sowohl für den weiteren Mittel­
meerraum (Beziehung Europa-Mittelmeer, auch unter dem Na­
men „Barcelona-Prozess“ bekannt) als auch für spezifischere Mit­
telmeerregionen wie das Ionische Meer und die Adria (territo­
riale Zusammenarbeit im Mittelmeerraum über die Makroregio­
nen Adria-Ionisches Meer) – auf alle Länder des Mittelmeer­
raums erstrecken sollte, d.h. auf Mitgliedstaaten (Portugal, Spa­
nien, Frankreich, Italien, Griechenland, Zypern, Slowenien, Mal­
ta) und Drittstaaten (Kroatien, Montenegro, Albanien, Türkei, 
Libanon, Syrien, Palästinensische Gebiete, Jordanien, Israel, 
Ägypten, Libyen, Algerien, Tunesien und Marokko). 

3.2 Bevor jedoch der Rahmen der Ziele und Politiken abge­
steckt wird, bedarf es einer Präzisierung der Herausforderungen, 
vor denen die Region steht: 

3.2.1 Erstens hat der Mittelmeerraum, insbesondere das öst­
liche Mittelmeer, große historische Bedeutung und umfasst ne­
ben EU-Mitgliedstaaten auch Drittstaaten, die sich in unter­
schiedlichen Entwicklungsstadien befinden. Da der Mittelmeer­
raum schon seit der Antike besiedelt ist, wirtschaftlich genutzt 

wird und einen intensiven Waren-, Personen- und Schiffsverkehr 
aufweist, ist er durch große Handels- und Menschenströme ge­
kennzeichnet; die Wirtschaftsbeziehungen der Länder der Re­
gion sind jedoch sehr begrenzt (es gibt z.B. keine direkten Flug- 
und Küstenschifffahrtsverbindungen zwischen den Ländern des 
östlichen Mittelmeers). Nicht ohne Grund besteht die Meinung, 
dass sich die Zusammenarbeit Europa-Mittelmeer bedauerlicher­
weise nur auf die Zusammenarbeit zwischen den Ländern des 
südlichen Mittelmeers mit der EU oder auf bilaterale Beziehun­
gen dieser Länder mit bestimmten Mitgliedstaaten beschränkt. 

3.2.2 Zweitens hat der Personenverkehr aufgrund der wirt­
schaftlichen Ungleichheiten, der unterschiedlichen Entwicklungs- 
und Wohlstandsniveaus sowie der gerade in der heutigen Zeit 
häufig auftretenden Spannungen die Ausmaße einer permanen­
ten (legalen und illegalen) ( 5 ) Wirtschaftsmigration erreicht – mit 
negativen Auswirkungen sowohl auf die Herkunfts- als auch die 
Aufnahmeländer, wobei die Bewegungen von politisches Asyl 
suchenden Menschen einen besonders besorgniserregenden As­
pekt dieser Problematik bilden. 

3.2.3 Drittens ist die Mittelmeerregion weiterhin ein Schau­
platz politischer Instabilität und kriegerischer Auseinanderset­
zungen mit negativen Konsequenzen wie dem Verlust von Men­
schenleben, der Zerstörung von Eigentum und Auswirkungen 
auf Wirtschaft und Handel und auf die Umwelt. Darüber hinaus 
hat es sich nach den Aufständen in der arabischen Welt als 
notwendig erwiesen, unverzüglich eine Strategie zur Stärkung 
der wirtschaftlichen und sozialen Beziehungen der Länder der 
Region auf Initiative der EU zu konzipieren, die über einen 
demokratischen Dialog mit den Ländern, aber auch mit der 
Zivilgesellschaft ( 6 ) aufgebaut wird und beweist, dass die EU 
auch wirklich an der Seite der Völker des südlichen Mittelmeers 
steht ( 7 ). 

3.2.4 Viertens ist die Region die Quelle vieler wertvoller Roh­
stoffe, allen voran die Energiereserven in der weiteren Region 
Naher Osten und Nordafrika. Ein bedeutender Umstand ist der 
jüngste Fund neuer Erdgasvorkommen, der für die EU mit einer 
neuen, stabileren Versorgung mit Energieträgern einhergehen 
dürfte. Es ist jedoch notwendig, sichere Bedingungen zu gewähr­
leisten und die See-, Luft- und sonstigen Verbindungen zwi­
schen den Mittelmeerländern und dem Rest der Welt zu ver­
bessern, wobei der Schwerpunkt auf der Handelsschifffahrt, ei­
ner für die Region wichtigen Wirtschaftstätigkeit, liegen sollte.

DE 15.2.2013 Amtsblatt der Europäischen Union C 44/3 

( 3 ) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, 
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus­
schuss der Regionen zur Strategie der Europäischen Union für den 
Ostseeraum (CΟΜ(2009) 248 final) – ABl. C 339 vom 14.12.2010. 

( 4 ) Gemeinsame Mitteilung an den Europäischen Rat, das Europäische 
Parlament, den Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss 
der Regionen: Eine Partnerschaft mit dem südlichen Mittelmeerraum 
– für Demokratie und gemeinsamen Wohlstand (COM(2011) 200 
final vom 8.3.2011). 

( 5 ) Stellungnahme des EWSA zu der „Mitteilung der Kommission an das 
Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Mitteilung zur 
Migration“ (COM(2011) 248 final) – ABl. C 248 vom 25.8.2011, 
S. 135. 

( 6 ) Stellungnahme des EWSA zum Thema „Förderung repräsentativer 
Zivilgesellschaften in den Euromed-Partnerländern“ – ABl. C 376 
vom 22.12.2011, S. 32 sowie 
Stellungnahme des EWSA zum Thema „Ostseeregion: Rolle der or­
ganisierten Zivilgesellschaft bei der Verbesserung der regionalen Zu­
sammenarbeit und der Festlegung einer regionalen Strategie“ – ABl. 
C 277 vom 17.11.2009, S. 42. 

( 7 ) Stellungnahme des EWSA zu der „Gemeinsamen Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäi­
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Re­
gionen – Eine neue Antwort auf eine Nachbarschaft im Wandel“ – 
ABl. C 43 vom 15.2.2012, S. 89 sowie 
Stellungnahme des EWSA zum Thema „Der Beitrag der Europäi­
schen Union zur Friedenskonsolidierung im Bereich der Außenbe­
ziehungen: Bewährte Methoden und Aussichten“ – ABl. C 68 vom 
6.3.2012, S. 21.



3.2.5 Fünftens haben jahrelange Nutzung, die Agrartätigkeit, 
die häufigen Dürren der letzten Zeit, die Überfischung sowie der 
dichte Seeverkehr zu Umweltverschmutzung geführt, die nega­
tive Folgen für Meeresumwelt und Küsten zeitigt, was sich un­
günstig auf die Tourismusaktivität auswirkt. Die landwirtschaft­
lichen Betriebe produzieren immer weniger und immer minder­
wertigere Agrarerzeugnisse ( 8 ), der Meeresreichtum ist allmählich 
erschöpft, und es ist eine starke Verringerung der Fangerträge 
festzustellen. 

3.2.6 Sechstens ist eine der Gemeinsamkeiten aller Mittel­
meerländer die große Bedeutung, die die Tourismusindustrie 
als Beschäftigungs- und Wachstumsbranche erlangt hat, weswe­
gen die Förderung der Zusammenarbeit zwischen den Ländern 
der Region im Fremdenverkehrsbereich einen Grundbaustein der 
Strategie zur Lösung schwerwiegender Probleme insbesondere 
im Zusammenhang mit der Saisonalität bilden muss. 

3.2.7 Siebtens ist vor allem im südlichen Teil des Mittelmeers 
eine eingeschränkte Nutzung der Internettechnologie zu be­
obachten, und es fehlt an Forschungsbemühungen und Innova­
tion – Bereiche, die für die heutige Wirtschaft unverzichtbar 
sind; zudem ist die Vernetzung der Mittelmeerländer untereinan­
der nur sehr begrenzt. 

3.3 Es ist darauf hinzuweisen, dass die wirtschaftlichen, po­
litischen und sozialen Beziehungen zwischen den Ländern 
Nordafrikas besonders wenig entwickelt sind, sodass sich die 
sogenannte Europa-Mittelmeer-Zusammenarbeit im Wesentli­
chen auf nur einige wenige Länder beschränkt. Gleichzeitig wa­
ren die Programme, die die EU in der Region umgesetzt hat, 
aufgrund des Mangels an kompetenten Akteuren, der Korrupti­
on ( 9 ), aber auch wegen des unzureichenden Verständnisses der 
Gepflogenheiten, Traditionen und sozialen Vorstellungen vor 
Ort nur von geringem Erfolg gekrönt. Der 1995 eingeleitete 
„Barcelona-Prozess“ hat nur wenig Früchte getragen, und weder 
das MEDA-Programm noch die Union für den Mittelmeerraum 
(UfM) haben bislang die erwarteten Ergebnisse für die geeignete 
Förderung der Zusammenarbeit zwischen der EU und den Län­
dern des Mittelmeerbeckens gebracht. 

4. Ziele einer Makrostrategie für den Mittelmeerraum 

4.1 Vor dem Hintergrund der vorstehend beschriebenen He­
rausforderungen werden folgende Ziele für die Makrostrategie 
für den Mittelmeerraum vorgeschlagen: 

4.1.1 Herbeiführung einer nachhaltigen Entwicklung durch 
eine Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaften der 
Länder der Region, um die gegenwärtige internationale Wirt­
schaftskrise anzugehen, Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaf­
fen und Arbeitslosigkeit zu reduzieren; 

4.1.2 Festigung der Beziehungen der Mittelmeerländer und 
Umwandlung dieser Länder in eine Brücke der Kommunikation 

zwischen der EU, dem Nahen Osten und Afrika mit dem Ziel, 
die entsprechenden Bedingungen für Frieden, Wohlstand und 
regionalen Zusammenhalt für die Völker in der Region zu schaf­
fen; 

4.1.3 Konzipierung einer ambitionierten Energiepolitik, die 
sowohl den Ländern der Region als auch der EU dient, da die 
EU ihre Energielieferanten diversifizieren und ihre Energieabhän­
gigkeit gegenüber Russland verringern muss; 

4.1.4 Stärkung des freien Waren-, Dienstleistungs-, Kapital- 
und Personenverkehrs zwischen den nicht der EU angehörenden 
Ländern der Region; 

4.1.5 Verbesserung der Anbindung zur Ermöglichung eines 
raschen und ungehinderten Zugangs von Waren, Personen und 
Dienstleistungen unter Betonung des sicheren Transports von 
Energiegütern; 

4.1.6 Stärkung der Rolle der kleinen EU-Inselstaaten des Mit­
telmeerraums, d.h. Zyperns und Maltas, durch die Ergreifung 
von Initiativen zur Verbesserung der Beziehungen zu den Mittel­
meerpartnern, insbesondere durch die Ausweitung der elektro­
nischen Verbindung dieser Länder zum Rest der Welt; 

4.1.7 Förderung von Programmen zur Schaffung neuer Ar­
beitsplätze für schutzbedürftige Personengruppen (Frauen ( 10 ) 
Jugendliche, Menschen mit Behinderungen usw.). 

4.2 Die Makrostrategie für den Mittelmeerraum (aufgeteilt in 
eine subregionale Strategie für das östliche und eine für das 
westliche Mittelmeer) muss darauf abzielen, die Region zu ei­
nem echten Pionierraum für Handel, Tourismus, Kultur, Ideen, 
Innovation, Forschung und Bildungsaktivitäten zu machen, um 
sie dadurch in eine Region des Friedens umzuwandeln, die so­
ziale Entwicklung und Wohlstand möglich macht. 

5. Strategischer Ansatz für die Makroregion Mittelmeer­
raum 

5.1 Die vorstehende Analyse kann dabei helfen, die wichtigs­
ten strategischen Elemente herauszuarbeiten, die auf sechs mit 
der Europa-2020-Strategie ( 11 ) in Einklang stehenden Säulen be­
ruhen, als da sind: 

5.1.1 Erste Säule: wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent­
wicklung in Verbindung mit den Zielen der Nachhaltigkeit samt 
weitreichender Maßnahmen im wirtschaftlichen Bereich, wie: 

— Festlegung einer langfristigen Strategie für eine nachhaltige 
Agrartätigkeit im Rahmen der GAP auf der Grundlage von 
Ausbildung, Technologie, Innovation und Forschung; 

— Umsetzung von Politiken zur Ausweitung der Fischzucht;
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( 8 ) Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die Landwirtschaft im Eu­
ropa-Mittelmeer-Raum (einschließlich der Bedeutung der Arbeit von 
Frauen in der Landwirtschaft) und der Rolle der Genossenschaften“ – 
ABl. C 347 vom 18.12.2010, S. 41. 

( 9 ) Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die Rolle der Zivilgesell­
schaft bei der Korruptionsbekämpfung in den südlichen Mittelmeer­
ländern“ – ABl. C 351 vom 15.11.2012, S. 27. 

( 10 ) Stellungnahme des EWSA zum Thema „Förderung des Unterneh­
mergeistes der Frauen im Europa-Mittelmeerraum“ – ABl. C 256 
vom 27.10.2007, S. 144. 

( 11 ) http://ec.europa.eu/europe2020/index_de.htm
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— Unterstützung der KMU, die das Rückgrat der lokalen Wirt­
schaftstätigkeit bilden; 

— Liberalisierung des Handels zwischen den Ländern der Re­
gion; 

— Bekämpfung der Korruption, die die wirtschaftlichen und 
sozialen Strukturen zerstört und die Wettbewerbsfähigkeit 
beeinträchtigt; 

— Förderung der touristischen und kulturellen Entwicklung un­
ter Betonung der transnationalen Zusammenarbeit, Anzie­
hung ausländischer Investitionen, Entwicklung des Kreuz­
fahrttourismus mit vielfältigen Reisezielen sowie Aufwertung 
des Kulturerbes und der Küsten durch die Auszeichnung mit 
der Qualitätsflagge. 

5.1.2 Zweite Säule: Umwelt- und Klimaschutz und Be­
kämpfung des Klimawandels, insbesondere: 

— Schutz des Meeres- und Unterwasserreichtums durch Er­
neuerung der Fischbestände und Abmilderung der Probleme 
des sich abzeichnenden Klimawandels; 

— Ergreifung zusätzlicher Maßnahmen zum Küstenschutz; 

— Stärkung der Zusammenarbeit zwischen den Ländern der 
Region in Bezug auf den Schutz und die gerechte Verteilung 
der begrenzten Wasserressourcen; 

— Anwendung der Grundsätze der Nachhaltigkeit im Seever­
kehr mit dem Einsatz neuer Schifffahrtstechnologien zur 
Senkung der Betriebskosten und zur Verringerung der 
CO 2 -Emissionen. 

5.1.3 Dritte Säule: Verkehr zwecks Gewährleistung der Ver­
kehrsanbindung per Schiff oder Flugzeug und der Sicherheit 
beim Waren- und Personenverkehr. In diesem Rahmen werden 
folgende Ziele verfolgt: 

— Stärkung und Verbesserung der Handelsschifffahrt durch die 
Zusammenarbeit zwischen den Mittelmeerländern sowie Ge­
währleistung sicherer Bedingungen für internationale Schiff­
fahrts-, Küstenschifffahrts- und Flugrouten; 

— Stärkung der Luft- und Meeresanbindung der Länder der 
Region, zwischen dem östlichen und westlichen Mittelmeer 
sowie mit der restlichen EU; 

— Absteckung neuer und Verbesserung bestehender Seever­
kehrsrouten, insbesondere zur Gewährleistung der sicheren 
und wettbewerbsfähigen Anbindung der Inselstaaten der EU. 

5.1.4 Vierte Säule: Zusammenarbeit in Energiefragen ( 12 ) be­
treffend Kohlenwasserstoffe, Erdgas und erneuerbare Energieträ­
ger sowie deren sicheren Transport von den produzierenden 
Ländern in die EU und anderswohin. Das langfristige Ziel der 
Schaffung einer Energiegemeinschaft EU-südliches Mittelmeer ist 
ein sehr ambitionierter, aber unverzichtbarer Plan. Dazu bedarf 
es der Konzipierung einer Mehrebenen-Energiepolitik für den 
Mittelmeerraum, die abzielt auf: 

— Nutzung der neuen Erdgasfunde und der erneuerbaren Ener­
gieträger wie Solar- und Windenergie; 

— Exploration und Abbau neuer Erdgasvorkommen; 

— Entwicklung erneuerbarer Energieträger durch regionale Ini­
tiativen wie den Mittelmeer-Solarplan, Dii – Renewable 
energy bridging continents, Medgrid u.a.; 

— Integration des südlichen Mittelmeers in den EU-Energiebin­
nenmarkt. 

5.1.5 Fünfte Säule: Innovation und Wettbewerbsfähigkeit. 
Die Strategie muss die Möglichkeiten der bereits bestehenden 
europäischen Initiativen in den Bereichen Forschung und Inno­
vation nutzen, um die Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und auf 
diese Weise zum Wohlstand der Völker in den Ländern des 
weiteren Mittelmeerraums beitragen, und zwar mit folgenden 
Maßnahmen: 

— Unterstützung einer Bildungsreform und Anpassung der Bil­
dungssysteme an die heutigen Entwicklungsanforderungen 
mithilfe von Politiken zur Aus- und Weiterbildung der Hu­
manressourcen; 

— engere Zusammenarbeit zwischen Hochschulen, Unterneh­
men und Forschungseinrichtungen in den Bereichen For­
schung und Technik; 

— Förderung von Programmen zum Austausch von wissen­
schaftlichem Personal und von Studierenden (Programme 
ERASMUS, Leonardo Da Vinci usw.); 

— Stärkung der Zusammenarbeit zwischen den betreffenden 
Ländern, um die elektronischen Verbindungen und den Zu­
gang zum Internet zu verbessern.

DE 15.2.2013 Amtsblatt der Europäischen Union C 44/5 

( 12 ) Stellungnahme des EWSA zum Thema „Förderung erneuerbarer 
Energieträger und europäische Nachbarschaftspolitik: Der Fall Euro­
pa-Mittelmeer“ – ABl. C 376 vom 22.12.2011, S. 1 sowie 
Stellungnahme des EWSA zum Thema „Energieaußenbeziehungen 
der EU“ – ABl. C 182 vom 4.8.2009, S. 8.



5.1.6 Sechste Säule: Einwanderung und Mobilität ( 13 ) 
zwecks Förderung der Legalität, Steuerung der Migration, Ach­
tung des internationalen Asylrechts, Eindämmung der irregulä­
ren Einwanderung, Bekämpfung krimineller Menschenhändler­
netze und Schutz der Menschenrechte bei der Grenzkontrolle: 

— Stärkung der Zusammenarbeit bei der Kontrolle von Ein­
wanderung und Migration zwischen den Herkunfts-, Transit- 
und Aufnahmeländern, wobei Letztere i.d.R. EU-Mitglied­
staaten sind; 

— Aufwertung des Migrationsverkehrs, Gewährleistung des si­
cheren Transits sowie Konzipierung einer neuen, umfassen­
den Asylpolitik der EU auf der Grundlage 

— der Prioritäten des Gemeinsamen Europäischen Asylsys­
tems (GEAS), 

— der Verbesserung der polizeilichen Zusammenarbeit bei 
der Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämpfung. 

6. Voraussetzungen für die Erreichung der Ziele der ma­
krostrategischen Entwicklung des Mittelmeerraums 

6.1 Die (in zwei subregionale Teile gegliederte) Makrostrate­
gie für den Mittelmeerraum muss sich in den Rahmen der 
Europa-2020-Strategie und der bestehenden Programme und 
EU-Finanzierungsfazilitäten einfügen ( 14 ) und auch europäische 
Initiativen wie das Programm INTERACT nutzen, um technische 
Hilfe und Schulung bereitzustellen ( 15 ). Es wird jedoch unerläss­
lich sein, eine neue Infrastruktur zur Verwaltung und 

Verbesserung der Funktionsweise der Institutionen zu schaffen. 
Die makroregionale Strategie muss neue, den betroffenen Län­
dern dienliche Ansätze aufzeigen, wobei es praktische Maßnah­
men und Politiken vorzusehen gilt, die wirksam umgesetzt wer­
den können. 

6.2 Die Strategie für den Mittelmeerraum (östliches und 
westliches Mittelmeer) wird unter Nutzung aller verfügbaren 
Mittel und in Verbindung mit Aspekten im Zusammenhang 
mit den Außenbeziehungen des Mittelmeeransatzes konzipiert 
werden. Sie wird auf die wirksamere Koordinierung der Maß­
nahmen und Politiken der Europäischen Kommission sowie der 
Mitgliedstaaten, Regionen, lokalen Gebietskörperschaften und 
anderen Interessenträger abzielen, um gute Ergebnisse zu errei­
chen. 

6.3 Die EU beschloss in Anerkennung der wichtigen Rolle 
des Mittelmeers auf dem Pariser Gipfel für den Mittelmeerraum 
2008 die umgehende Verbesserung der Zusammenarbeit durch 
Schaffung eines permanenten Mechanismus, der Union für den 
Mittelmeerraum ( 16 ). Diesem in Barcelona mit großen Erwartun­
gen ins Leben gerufenen Mechanismus wurden spezifische Pro­
jekte im Bereich Meeresverschmutzung und Meeressicherheit, 
Energie und Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
sämtlichen an der Partnerschaft Europa-Mittelmeer beteiligten 
Länder angetragen. Leider kann die Union für den Mittelmeer­
raum bisher nur mit sehr enttäuschenden Ergebnissen aufwar­
ten. 

6.4 Makroregionen haben keine streng definierten Grenzen; 
deshalb müssen die Themen, die für eine künftige Förderung 
ausgewählt werden, auf die vereinbarten Herausforderungen und 
die Gemeinsamkeiten, die eine Lösung ermöglichen, ausgerichtet 
sein und mit anderen makroregionalen Strategien, wie sie die 
EU festgelegt hat, verknüpft werden, und dies unter Anwendung 
einer bestimmten, von den beteiligten Ländern ausgewählten 
Kombination von Politiken und Maßnahmen. 

7. Zur Verwirklichung der neuen Strategie erforderliche 
Maßnahmen 

7.1 Innerhalb des vorstehend abgesteckten Rahmens sollte 
der Ansatz der makroregionalen Strategie für den Mittelmeer­
raum insbesondere die folgenden Einzelmaßnahmen enthalten: 

7.1.1 Schaffung eines geeigneten Koordinierungs-/Lenkungs­
mechanismus zur Umsetzung der makroregionalen Strategie, 
der in der Lage ist, die große Zahl der beteiligten europäischen 
Dienststellen und lokalen Akteure zu koordinieren. Daher wird 
Folgendes vorgeschlagen: 

— Übertragung der Koordinierung der Maßnahmen der makro­
regionalen Strategie auf die Kommission (GD REGIO in Zu­
sammenarbeit mit dem EAD), dergestalt sie zur offiziellen 
EU-Politik wird;
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( 13 ) Stellungnahme des EWSA zu der „Mitteilung der Europäischen 
Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäi­
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen – Gesamtansatz für Migration und Mobilität“ (COM(2011) 
743 final) – ABl. C 191 vom 29.6.2012, S. 134 sowie 
Stellungnahmen des EWSA zu folgenden Vorschlägen: „Vorschlag 
für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 
zur Schaffung eines Instruments für die finanzielle Unterstützung 
für Außengrenzen und Visa im Rahmen des Fonds für die innere 
Sicherheit“ (COM(2011) 750 final – 2011/0365 (COD)), „Vorschlag 
für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 
zur Einrichtung des Asyl- und Migrationsfonds“ (COM(2011) 751 
final – 2011/0366 (COD)), „Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung allgemeiner 
Bestimmungen für den Asyl- und Migrationsfonds und das Instru­
ment für die finanzielle Unterstützung der polizeilichen Zusammen­
arbeit, der Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämpfung und 
des Krisenmanagements“ (COM(2011) 752 final – 2011/0367 
(COD)), „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Par­
laments und des Rates zur Schaffung eines Instruments für die 
finanzielle Unterstützung der polizeilichen Zusammenarbeit, der 
Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämpfung und des Krisen­
managements im Rahmen des Fonds für die innere Sicherheit“ 
(COM(2011) 753 final – 2011/0368 (COD)) – ABl. C 299 vom 
4.10.2012, S. 108. 

( 14 ) Verordnung (EG) Nr. 1638/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24. Oktober 2006 zur Festlegung allgemeiner Be­
stimmungen zur Schaffung eines Europäischen Nachbarschafts- und 
Partnerschaftsinstruments – ABl. L 310 vom 9.11.2006. 

( 15 ) — http://www.interact-eu.net/about_us/about_interact/22/2911; 
— http://www.interact-eu.net/ipvalencia/ipvalencia/117/619 (zu der 

Antenne für den Mittelmeerraum in Valencia). ( 16 ) http://www.eeas.europa.eu/euromed/index_en.htm

http://www.interact-eu.net/about_us/about_interact/22/2911
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— Konzipierung zweier subregionaler Makrostrategien für den 
Mittelmeerraum – eine für das östliche und eine für das 
westliche Mittelmeer – aufgrund ihrer besonderen wirt­
schaftlichen, sozialen, geografischen und kulturellen Wesens­
merkmerkmale. Diese beiden subregionalen Strategien wer­
den zusammen mit der Strategie für die Adria und das 
Ionische Meer den gesamten Mittelmeerraum abdecken. 

— Es wird überdies vorgeschlagen, sich an den in der Strategie 
für den Atlantikraum (GD MARE) verwendeten Strukturen 
zu orientieren, d.h.: 

1. Auf Initiative der GD REGIO werden zwei Foren für den 
Mittelmeerraum (östliches und westliches Mittelmeer) ein­
gerichtet, um die in jeder Region derzeit vorherrschende 
Lage zu beschreiben und Aktionspläne vorzuschlagen. 
Diese Foren werden sich aus Vertretern der EU-Institutio­
nen (Kommission, Parlament, EWSA, AdR), der Mittel­
meerstaaten und der regionalen und lokalen Gebietskör­
perschaften zusammensetzen. 

2. Die Foren werden von zwei Lenkungsausschüssen unter­
stützt. 

3. Die Kommission und die Regierungen werden die ab­
schließenden Vorschläge der beiden Foren bewerten. 

7.1.2 Umsetzung der EU-Politik der „guten Nachbarschaft“. 
Der bisherige Ansatz der makroregionalen Strategien war auf 
die Durchführung der innenpolitischen Maßnahmen der EU be­
schränkt. Damit die Umsetzung einer solchen Strategie im Mit­
telmeerraum, an der viele Drittländer beteiligt sind, gelingt, müs­
sen jedoch auch außenpolitische Aspekte ins Spiel gebracht 
werden, wobei die Betonung selbstverständlich auf der EU- 
Nachbarschaftspolitik liegen sollte. 

7.1.3 Formulierung von Politiken in den Bereichen: 

7.1.3.1 Bildung und Ausbildung von Humanressourcen; 

7.1.3.2 Verbesserung der internetgestützten und elektro­
nischen Kommunikation und kontinuierliche Optimierung der 
Onlinedienstleistungen bei den elektronischen Behördendiens­
ten; 

7.1.3.3 gemeinsame Programmplanung in Forschung und In­
novation für nachhaltige Entwicklung und berufliche Bildung; 

7.1.3.4 Gewährleistung des freien Meerestransits und Waren-, 
Personen- und Energieverkehrs durch die Umsetzung einer Po­
litik für sichere und günstige Verbindungen und die Schaffung 
neuer Seewege sowie Verbesserung der Handelsschifffahrt; 

7.1.3.5 effizientere Flug- und Schiffsverkehrsanbindung aller 
Mittelmeerregionen an den Rest der Welt; 

7.1.3.6 Ausweitung der wirtschaftlichen und politischen Be­
ziehungen samt Schaffung ausgedehnter Freihandelszonen auf 
Grundlage der bestehenden Europa-Mittelmeer-Abkommen, Ab­
schaffung von Einfuhrzöllen sowie koordinierter Maßnahmen 
wie der Angleichung von Vorschriften; 

7.1.3.7 Ergreifung von Maßnahmen in den Bereichen Wett­
bewerb, öffentliche Auftragsvergabe, Investitionsschutz sowie 
Human- und Pflanzengesundheit. 

7.1.4 Die Projekte für transnationale und interregionale Zu­
sammenarbeit können durch vorhandene Finanzmittel ( 17 ) finan­
ziert werden, d.h. durch die EU-Strukturfonds, durch Beiträge 
der Mitgliedstaaten und Beiträge anderer Geberländer (z.B. Nor­
wegen, Schweiz), durch die Europäische Investitionsbank 
(EIB) ( 18 ) über die Investitions- und Partnerschaftsfazilität Euro­
pa-Mittelmeer (FEMIP) ( 19 ), durch die Inanspruchnahme der Eu­
ropäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) 
sowie durch die für die Union für das Mittelmeer veranschlagten 
Haushaltsmittel, mit der Möglichkeit einer Beteiligung der loka­
len Gebietskörperschaften, privater Organe und NGO. 

7.1.5 Die neue makroregionale Strategie muss funktionell 
mit anderen EU-Politiken verzahnt werden, wie der Europa- 
2020-Straegie, der Kohäsionspolitik, der neuen Gemeinsamen 
Agrar- und Fischereipolitik, der Fazilität „Connecting Europe“ 
und der transnationalen Verkehrs-, Telekommunikations- und 
Energienetze, dem Programm „Horizont 2020“, der Digitalen 
Agenda, dem COSME-Programm sowie insbesondere mit der 
integrierten Meerespolitik und dem Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystem (GEAS) ( 20 ). 

8. Rolle der Inseln in der neuen makroregionalen Strategie 

8.1 Es ist eine unbestrittene Tatsache, dass auf Ebene der EU 
bislang keine umfassende, dauerhafte Strategie eingerichtet wur­
de, um insbesondere den Inselstaaten der EU (Zypern und Mal­
ta) Rechnung zu tragen, die mit Problemen in den Bereichen 
Verkehr und Energie konfrontiert sind. Ihre fehlende Anbindung 
ist ein Hindernis für die Vollendung des Binnenmarkts. 

8.2 Eine neue makroregionale Strategie für den Mittelmeer­
raum wird es ermöglichen, die Modalitäten der Anbindung Zy­
perns und Maltas genauestens zu definieren und die geeigneten 
Voraussetzungen für die Verwendung europäischer Mittel zu 
schaffen. 

8.3 Zypern (östliches Mittelmeer) und Malta (westliches Mit­
telmeer) können bei der Umsetzung und Steuerung der neuen 
makroregionalen Strategie eine besondere Rolle spielen als Sitz 
der in der Region eingesetzten oder in diese verlegten Lenkungs­
organe.
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( 17 ) Für den Zeitraum bis Ende 2013 stehen im Rahmen des Europäi­
schen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments ca. 4 Mrd. 
EUR als Hilfe für die südlichen Nachbarn zur Verfügung. 

( 18 ) http://www.eib.europa.eu/projects/regions/med/index.htm?lang= 
de&lang.de 

( 19 ) http://www.eib.europa.eu/infocentre/publications/all/femip-2011- 
annual-report.htm?lang=de 

( 20 ) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, 
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den
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9. Mögliche Rolle des EWSA in der neuen Strategie für 
den Mittelmeerraum 

9.1 Der EWSA hat in Zusammenarbeit mit den Wirtschafts- 
und Sozialräten der Mitgliedstaaten des Mittelmeerraums und 
den vergleichbaren Einrichtungen der Länder Nordafrikas (so­
weit vorhanden), aber auch mit Vertretungsorganisationen der 
Zivilgesellschaft die Ausrichtung einer Europa-Mittelmeer-Kon­
ferenz der Wirtschafts- und Sozialräte beschlossen. 

9.2 Der EWSA verfügt über die entsprechenden Erfahrungen 
und Kenntnisse für eine Mitwirkung als Mitglied in den Foren 
für das Mittelmeer, sobald diese eingesetzt werden. 

9.3 Der EWSA beabsichtigt, weiterhin sachkundige Stellung­
nahmen zur Vertiefung der makroregionalen Strategie für den 
Mittelmeerraum zu erarbeiten. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Anbindung von 
Energieinseln in der EU: Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Solidarität und Nachhaltigkeit im EU- 

Energiebinnenmarkt“ (Sondierungsstellungnahme auf Ersuchen des zyprischen Ratsvorsitzes) 

(2013/C 44/02) 

Berichterstatter: Pierre-Jean COULON 

Der zyprische Ratsvorsitz beschloss am 18. Juli 2012, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgendem Thema zu ersuchen: 

„Anbindung von Energieinseln in der EU: Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Solidarität und Nachhaltigkeit im EU- 
Energiebinnenmarkt“ (Sondierungsstellungnahme auf Ersuchen des zyprischen Ratsvorsitzes). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsgesellschaft 
nahm ihre Stellungnahme am 26. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
13. Dezember) mit 159 gegen 5 Stimmen bei 13 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Aufgrund ihrer Lage als „Energieinseln“ im weitesten 
Sinne des Wortes sind die betroffenen Länder und Regionen 
in Europa sowohl wirtschaftlich als auch sozial und ökologisch 
benachteiligt, da sie oftmals stark von Importen fossiler Brenn­
stoffe abhängig sind. Diese Lage begünstigt erhebliche Preis­
unterschiede, die aus der Solidaritätsperspektive und unter 
dem Gesichtspunkt einer homogenen Entwicklung der europäi­
schen Gebiete zu Ungleichheiten führen. 

1.2 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss be­
grüßt das vom Europäischen Rat im Februar 2011 vereinbarte 
Ziel, dem Phänomen der „Energieinseln“ Abhilfe zu schaffen. 
Zur Verwirklichung dieses Ziels befürwortet der Ausschuss ins­
besondere die Initiativen für den Ausbau des Energieverbund­
netzes entlang vorrangiger Korridore innerhalb der EU. Die Op­
tion einer Anbindung der „Energieinseln“ an die Netze von 
Drittländern kann vorrangig gewählt werden, wenn damit die 
Energieversorgung und die Diversifizierung der Energiequellen 
am besten gewährleistet sind. 

1.3 Die als „Energieinseln“ eingestuften Mitgliedstaaten sind 
in Bezug auf die Energieerzeugung oder die Möglichkeiten für 
Energieimporte nicht alle in der gleichen Situation. Neben dem 
Auf- und Ausbau der Verbindungen, der für die „Energieinseln“ 
wie auch die sonstigen EU-Mitgliedstaaten vonnöten ist, müssen 
die Lösungen auf der Grundlage vor Ort vorhandener Energie­
träger auf jeden einzelnen Fall zugeschnitten werden. 

1.4 So plädiert der Ausschuss insbesondere betreffend die 
baltischen sowie die mittel- und osteuropäischen Länder dafür, 
unterschiedliche Auslegungen Russlands und der EU, was die 
Grundsätze der Energiemärkte und der Energieversorgung an­
geht, zu bereinigen und dies in internationalen Abkommen fest­
zuhalten, so z.B. in einem neuen Partnerschafts- und Koope­
rationsabkommen, in dem der Zusammenarbeit im Energie­
bereich besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird (siehe Ent­
schließung des Europäischen Parlaments vom 12. September 
2012 zum Jahresbericht des Rates an das Europäische Parlament 

zur Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik [12562/ 
2011 – 2012/2050(INI)]). 

1.5 Die Energiegemeinschaft Südosteuropa muss nach An­
sicht des Ausschusses um ein Kapitel über die Abstimmung 
und Integration in Bezug auf die Energieaußenpolitik sowie 
um eine neue Dimension „Maßnahmen der organisierten Zivil­
gesellschaft“ erweitert werden. 

1.6 Einige Mitgliedstaaten bzw. Regionen in „Insellage“ sind 
unbestritten in einer besonderen Situation. Aufgrund seiner geo­
strategischen Lage könnte die Republik Zypern zu einem echten 
„Energiehub“ für erneuerbare Energien und Erdgas werden. Ganz 
allgemein muss auf den Inseln die einheimische Energieerzeu­
gung gefördert werden. Unter diesem Blickwinkel könnten sie 
als Versuchsfeld für die Erprobung und Bewährung neuer Ener­
gietechnologien dienen. Bei der Vergabe von EU-Fördermitteln 
für Entwicklungs- und Demonstrationsmaßnahmen könnten Be­
wertungskriterien angelegt werden, die ihren besonderen Merk­
malen und Bedürfnissen Rechnung tragen. Mit dieser gemein­
samen Anstrengung könnte ihre Benachteiligung in Sachen 
Energie aufgrund ihrer unzulänglichen Anbindung an den Rest 
Europas ausgeglichen werden. 

1.7 Der Ausschuss empfiehlt, gleichzeitig den Ausbau der 
Verbindungen, die Entwicklung erneuerbarer Energieträger vor 
Ort und die Durchführung von Maßnahmen für Energieeffizienz 
und Optimierung der Energienachfrage zu fördern. Die für die 
einschlägigen EU-Programme angelegten Bewertungskriterien 
sollten dem Ziel Rechnung tragen, dem Phänomen der „Energie­
inseln“ Abhilfe zu schaffen, insbesondere bei der Auswahl der 
Energieinfrastrukturvorhaben von gemeinsamem europäischem 
Interesse. 

1.8 Bringt die EU in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaa­
ten, der Industrie und der Zivilgesellschaft der betroffenen Ge­
biete nicht zügig Initiativen zur schrittweisen Abschaffung die­
ser „energetischen Insellage“ auf den Weg, wird es weitaus 
schwieriger werden, die Ziele der Europa-2020-Strategie umfas­
send zu verwirklichen und die bereits laufenden gemeinsamen 
Anstrengungen für Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit der 
EU voll zum Tragen zu bringen.
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1.9 Nach Meinung des Ausschusses darf Energiearmut in 
diesem Kontext nicht mehr als rein nationales oder gar lokales 
Problem gesehen werden, dass ausschließlich Sache der Sozial­
politik ist. Da einige der Hauptgründe für Energiearmut auf 
Faktoren zurückzuführen sind, die den nationalen Rahmen 
sprengen, fordert der Ausschuss, dass die EU in ihrer Energie­
politik die immensen Ungleichheiten ins Visier nimmt, die die­
ses Phänomen verstärken. Die konkreten politischen Maßnah­
men sollten daher in Bezug auf ihre erwarteten Auswirkungen 
auf die Faktoren bewertet werden, die zur Verstärkung oder 
zum Abbau von Energiearmut beitragen. 

1.10 Die „Energieinseln“ verursachen nach Ansicht des Aus­
schusses Kosten für die Gemeinschaft. Diese Kosten müssen 
bewertet werden, und die Lösungen für ihre Senkung müssen 
sich in ein globales Konzept einreihen, d.h. die europäische 
Energiepolitik muss ausgestaltet und mit angemessenen Hand­
lungsmöglichkeiten ausgestattet werden, die dem Ausmaß der 
gegenseitigen Abhängigkeit der Mitgliedstaaten und ihren 
Schwierigkeiten Rechnung trägt. Der Ausschuss fordert die Eu­
ropäische Kommission auf, umfassend zu prüfen, welche Kosten 
durch die fehlende Integration („Verzicht auf Europa“) im Ener­
giebereich aufgrund des Fortbestehens dieser „Energieinseln“ ent­
stehen, um die Gesamtauswirkungen des Phänomens „Energie­
inseln“ zu erfassen. 

1.11 Der Ausschuss fordert eine transparente, umfassende 
und genaue Bewertung der Kosten – einschl. der externen Kos­
ten – für fossile und erneuerbare Energieträger, in der auch die 
indirekten Kosten für Netzausbau, Back-up-Kapazitäten und die 
notwendige Förderung grüner Technologien berücksichtigt wer­
den. Diese Bewertung ist für eine bestmögliche Orientierung der 
Investitionsentscheidungen und der politischen Entscheidungen 
zwingend, insbesondere im Hinblick auf einen umfangreichen 
Ausbau der Erzeugung erneuerbarer Energieträger im Gebiet 
bestimmter „Energieinseln“ und einen eventuellen Energieexport 
in andere Mitgliedstaaten der EU oder Drittländer. 

2. Einleitung: Breite Palette an geografisch und politisch 
bedingten „Energieinseln“ 

2.1 Das Ersuchen des zyprischen Ratsvorsitzes unterstreicht 
erneut die Notwendigkeit einer Europäisierung der Energiepoli­
tik und der Schaffung einer „Europäischen Energiegemeinschaft“ 
(EEG), wie sie vom Ausschuss gefordert wird ( 1 ). Die EEG setzt 
einen verstärkten territorialen Zusammenhalt und eine einheit­
liche Vision der Entwicklung der europäischen Gebiete voraus. 
Das Ziel einer besseren Anbindung der „Energieinseln“ der EU 
ist somit auch mit den konkreten Leitlinien zur Verbesserung 
der Energiezusammenarbeit verzahnt, die der Ausschuss in sei­
ner Stellungnahme zum Thema „Einbeziehung der Zivilgesellschaft 
in die Errichtung einer künftigen Europäischen Energiegemeinschaft“ ( 2 ) 
von Januar 2012 gefordert hat. 

2.2 Im Rahmen der Befassung durch den zyprischen Rats­
vorsitz und der Diskussionen auf europäischer Ebene (siehe ins­
besondere Ziffer 5 der Schlussfolgerungen des Europäischen 
Rates vom 4. Februar 2011, Dokument EUCO 2/1/11 REV 1) 
werden in dieser Stellungnahme unter den Begriffen „energie­
wirtschaftliche Insellage“ bzw. „Energieinsel“ Insel- oder Fest­
landgebiete zusammengefasst, die nur über einige wenige oder 
gar keine eigenen Energiequellen verfügen, unzureichend an die 
Energietransportnetze angeschlossen sind und oftmals von einer 
einzigen externen Energiequelle oder einem einzigen externen 
Energielieferanten abhängen. Die Unterschiede in den Energie­
bilanzen der Mitgliedstatten lassen erhebliche Bruchlinien zwi­
schen ihnen zu Tage treten. Der Begriff „Energieinsel“ umfasst 
daher sowohl technische als auch (geo)politische (Abhängigkeit 
von einem einzigen Lieferanten) Aspekte. 

2.3 U.a. müssen insbesondere folgende Elemente berücksich­
tigt werden: fehlende Anbindungen, Abhängigkeit von einer 
einzigen Energiequelle und/oder einem einzigen Lieferanten; 
Entfernung von den Energieerzeugungsstätten/Energietransport­
korridoren, Höhe der Investitionskosten im Vergleich zur Markt­
größe, Schwierigkeiten der Neuausrichtung einer unflexiblen na­
tionalen Energiepolitik und besondere geografische/klimatische 
Gegebenheiten. 

2.4 Laut der Definition von Eurostat umfasst die Europäische 
Union mehrere hundert Inseln, deren Größe und Status unter­
schiedlich sind. Neben den vier Mitgliedstaaten in Insellage, na­
mentlich Zypern, der Republik Irland, Malta und dem Vereinig­
ten Königreich, gibt es in Europa mehr als 286 Inseln mit ins­
gesamt mehr als 10 Millionen Einwohnern, und zwar Inseln in 
der Nord- und Ostsee sowie Regionen in äußerster Randlage 
(Kanarische Inseln (Spanien), Madeira und die Azoren (Portugal) 
sowie Réunion, Mayotte, Französisch-Guyana, Martinique, Gua­
deloupe und Saint-Martin (Frankreich)). Die verschiedenen den 
Mitgliedstaaten zugehörigen Inseln wie auch die Regionen in 
äußerster Randlage sind im Einzelnen nicht Gegenstand dieser 
Stellungnahme. 

2.5 Es gibt eine Art von „Energieinsel“, die vor allem in der 
Geschichte des 20. Jahrhunderts begründet ist. Die iberische 
Halbinsel ist nach wie vor im Grunde eine „Energieinsel“, da 
das netzpolitische Leitmotiv der Regimes von Franco und Sala­
zar Autarkie lautete, so dass das Verkehrsnetz (insbesondere das 
Schienennetz) und das Stromnetz nur einige wenige Anbindun­
gen an die Außenwelt hatten, und zwar über Frankreich an den 
Rest des europäischen Kontinents. Aufgrund des Widerstands 
vor Ort gegen verschiedene Vorhaben zum Bau von Stromlei­
tungen durch die Pyrenäen konnte dieses Problem in den letzten 
zwanzig Jahren nicht behoben werden. Nun steht es allerdings 
vor seiner Lösung: eine neue Leitung zur Hochspannungsgleich­
stromübertragung wird in Kürze eine bessere Anbindung an den 
südwestlichen Mittelmeerraum gewährleisten. Über den Ausbau 
der Stromverbindungen zwischen Frankreich und Spanien hi­
naus (die Übertragungskapazitäten werden 2014 von 1 400 
auf 2 800 MW steigen) müssen in den kommenden Jahren wei­
tere Energieverbindungen zwischen der iberischen Halbinsel und 
dem Rest des europäischen Kontinents aufgebaut werden. Das
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Ziel, bis 2020 insbesondere mittels einer neuen Stromverbin­
dungsleitung durch die atlantische Ebene über 4 000 MW Über­
tragungskapazitäten zu verfügen, ist unbedingt aufrechtzuerhal­
ten. Dieses Vorhaben reiht sich in die Liste der Vorhaben von 
gemeinsamem europäischem Interesse ein, die im Rahmen der 
Verordnung zu Leitlinien für die transeuropäische Energieinfra­
struktur festgelegt wird. 

2.6 Die baltischen Länder (Estland, Lettland und Litauen) sind 
in Bezug auf die EU ebenfalls als „Energieinseln“ anzusehen, da 
ihre Netze ausschließlich von einem ehemaligen „Exklusivpart­
ner“, d.h. Russland (und in geringerem Maße Belarus), abhängen. 
Dieses Gebiet muss im Sinne der europäischen Integration im 
Energiewesen vorrangig behandelt werden, denn es ist ein Pa­
radoxon, dass diese drei baltischen Länder zwar vollwertige Mit­
glieder der politischen Union sind, bislang aber nicht in den 
Genuss der Vorteile der europäischen Integration und Solidarität 
im Energiewesen kommen. Es ist inakzeptabel, dass sie von 
einem Drittstaat abhängen, der zwar nunmehr WTO-Mitglied 
ist, aber die europäischen Normen für den Netzzugang nicht 
erfüllt, die Energiecharta nicht unterzeichnet hat und den Aus­
bau der Verbindungen mit den mittel- und osteuropäischen 
Ländern nicht fördert. Der Ausschuss fordert daher eine Ver­
ringerung der Unterschiede zwischen dem russischen und dem 
europäischen Energiemarkt und den Abschluss eines neuen um­
fassenden und ehrgeizigen Partnerschafts- und Kooperations­
abkommens, in dem ein Kapitel über die Zusammenarbeit im 
Energiebereich vorgesehen ist (Siehe Entschließung des Europäi­
schen Parlaments vom 12. September 2012 zum Jahresbericht 
des Rates an das Europäische Parlament zur Gemeinsamen Au­
ßen- und Sicherheitspolitik [12562/2011 – 2012/2050(INI)]). 

2.7 Südosteuropa (der Balkanraum) ist eine Transitregion, 
und die Fortschritte einiger Länder in Bezug auf ihren EU-Bei­
tritt (Kroatien, aber auch Serbien, Montenegro und die ehema­
lige jugoslawische Republik Mazedonien) erfordern Entwicklun­
gen insbesondere in den Beziehungen zu den EU-Mitgliedstaaten 
in ihrer Region (Rumänien, Bulgarien, Griechenland, Slowenien, 
Österreich und demnächst auch Kroatien). Die Errichtung einer 
Energiegemeinschaft in dieser Region ist Zeichen für eine Be­
wusstseinsbildung, die weiter gefördert und gestärkt werden 
muss, in erster Linie durch eine wirksame und transparente 
Konsultation der Organisationen der Zivilgesellschaft dieser Re­
gion zur Energiestrategie. 

2.8 Ganz allgemein stehen die EU-Mitgliedstaaten in enger 
Abhängigkeit voneinander. Einige Länder sind zwar keine „Ener­
gieinseln“ im engsten Sinne, jedoch auch äußerst stark von 
Nachbarländern abhängig, namentlich in Mittel- und Osteuropa, 
und hier insbesondere Ungarn. Nach Meinung des Ausschusses 
ist daher eine gemeinsame Energiepolitik von Nöten, die dieser 
Situation Rechnung trägt. Diesbezüglich sind ebenso allgemeine 
Überlegungen der EU zu einer stärkeren europäischen Solidarität 
erforderlich. Auf diesen Aspekt wird übrigens in Artikel 194 
AEUV hingewiesen. 

3. Energieinseln: Beeinträchtigung der Wirtschaftsleistung 
Europas und seiner sozialen Dimension 

3.1 Die „Energieinseln“ weisen unterschiedliche Realitäten 
auf, die Auswirkungen dieser „energiewirtschaftlichen Insellage“ 
sind jedoch ungeachtet der Situation mehr oder weniger iden­
tisch. Sie finden in der Regel ihren Ausdruck in: 

— hoher Versorgungsunsicherheit; 

— Preisschwankungen (zumeist im Sinne von Preiserhöhungen) 
und davon beeinträchtigte Industrie- und Handelstätigkeiten; 

— größerer Energiearmut der Bevölkerung in diesen Mitglied­
staaten oder Regionen; 

— negativen Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit; 

— erhöhter Umweltbelastung; 

— Instabilität der politischen und wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen der EU und Drittländern. 

3.2 Die Energienachfrage ist sowohl in den „Energieinsel“- 
Gebieten als auch in den sonstigen Gebieten der EU hoch 
und weiter im Steigen begriffen. Unter diesen Bedingungen be­
einträchtigen die Auswirkungen einer potenziell weniger zuver­
lässigen und in jedem Fall teureren Energieversorgung die wirt­
schaftliche Wettbewerbsfähigkeit der „Energieinseln“ erheblich. 
Bestimmte Industriesektoren und somit Arbeitsplätze können 
gefährdet sein, wenn die entsprechenden Tätigkeiten nicht 
mehr rentabel genug sind. 

3.3 Zudem sind die hohen Energiepreise auch eine große 
Belastung für die Privathaushalte. Energiearmut wurde lange 
Zeit als rein nationales oder gar lokales Problem angesehen, 
zumal diese Ebenen für die unmittelbare Hilfestellung für die 
betroffenen Haushalte zuständig sind. Allerdings sind einige der 
Hauptgründe für Energiearmut auf Faktoren zurückzuführen, die 
den nationalen Rahmen sprengen; daher muss auch die Ener­
giepolitik der EU mittels Maßnahmen zum Abbau der immen­
sen Ungleichheiten zur Verringerung der Energiearmut beitra­
gen. 

3.4 Die oftmals sehr starke Abhängigkeit von fossilen Brenn­
stoffen, vor allem Öl, bedingt auch einen anhaltend hohen CO 2 - 
Ausstoß. Angesichts der Umweltnormen (Richtlinie über Indus­
trieemissionen) und der allgemeinen Bemühungen zum Schutz 
der menschlichen Gesundheit müssen entsprechende Investitio­
nen zur Minderung dieser Emissionen getätigt werden. Diese 
Kosten müssen ebenfalls in der Energierechnung der „Energie­
inseln“ berücksichtigt werden. 

3.5 Die Folgen dieser „Insellage“ sollten präziser bewertet 
werden, und zwar – für die betroffenen Gebiete – mit Blick 
auf Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit – 
und für die übrige EU – mit Blick auf Solidarität, Zusammenhalt 
und finanzielle Nachteile aufgrund des Fehlens eines unionsweit 
vollendeten und funktionierenden Energiemarkts. Die „Energie­
inseln“ verursachen nach Ansicht des Ausschusses Kosten für 
die Gemeinschaft. Diese Kosten müssen bewertet werden, und
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die Kostensenkungsmaßnahmen müssen sich in einen globalen 
Ansatz einreihen, d.h. die europäische Energiepolitik muss fer­
tiggestellt und mit angemessenen Handlungsmöglichkeiten aus­
gestattet werden, so dass sie dem Ausmaß der gegenseitigen 
Abhängigkeit der Mitgliedstaaten und ihren Schwierigkeiten 
Rechnung tragen kann. 

3.6 Es geht nicht nur darum, die Vorteile einer stärkeren 
europäischen Integration aufzuzeigen, sondern auch die indus­
trielle Entwicklung und somit die Beschäftigung zu fördern. Die 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie hängt von vie­
len Faktoren ab, auf die die staatlichen Behörden keinen oder 
nur geringen Einfluss haben. Die Energiepolitik, die die EU 
steuern kann und muss, darf daher nicht zu einem Faktor wer­
den, der Wachstum und Beschäftigung beeinträchtigt. Der Aus­
schuss fordert die Mitgliedstaaten und die Europäische Kommis­
sion auf, die Anwendung der bereits aufgezeigten Maßnahmen 
zur Senkung der Energiekosten und zur Stärkung der Versor­
gungssicherheit nicht weiter zu verzögern, beispielsweise eine 
bessere Koordinierung der nationalen Energieentscheidungen 
und eine gemeinsame Infrastruktur- und Netzplanung, die Ver­
einbarung von Einkaufsallianzen für fossile Brennstoffe und ge­
gebenenfalls die Erteilung eines EU-Verhandlungsmandats 
gegenüber externen Partnern. 

4. Lösungen? Ausbau der erneuerbaren Energien und der 
Netzinfrastruktur 

4.1 Derzeit werden offenbar zwei Lösungen bevorzugt, zum 
einen eine stärkere Anbindung der „Energieinseln“ an den Ener­
giebinnenmarkt (in punkto Infrastruktur und Marktorganisati­
on), um die Solidarität zu stärken und die technische Organisa­
tion des europäischen Netzes in Einklang mit den politischen 
und legislativen Zielen der EU zu bringen, und zum anderen die 
Förderung alternativer Energieträger, d.h. konkret die Erzeugung 
erneuerbarer Energie vor Ort. Hierfür müssen das Potenzial der 
erneuerbaren Energieträger (sofern vorhanden) aufgezeigt und 
Maßnahmen vorgeschlagen werden, um es umfassend und nach­
haltig auszuschöpfen. Darüber hinaus kann die Förderung von 
Energieeffizienz und Nachfragesteuerung über intelligente Netze 
zur Optimierung des Energiebedarfs beitragen. 

4.2 Die Europäische Kommission hat bereits eine wichtige 
Reform der europäischen Politik zur Förderung von Energie­
infrastrukturen, insbesondere Verbundnetze, auf den Weg ge­
bracht (Schlagwort Fazilität „Connecting Europe“), zu der sich 
der Ausschuss positiv geäußert hat ( 3 ). Es könnte allerdings 
zweckdienlich sein, in der gemeinsamen Infrastrukturplanung 
noch weiter zu gehen, wie dies der Ausschuss in seiner Stellung­
nahme zur Europäischen Energiegemeinschaft betont ( 4 ). Im 
Strombereich hatte der Europäische Rat den Mitgliedstaaten 
2002 das Ziel vorgegeben, einen Verbundgrad anzustreben, 
der 10 % der installierten Erzeugungskapazität entspricht. An 

einigen nach wie vor überlasteten Grenzkuppelstellen sind die 
Mitgliedstaaten jedoch noch weit von diesem Ziel entfernt. 

4.3 Der massive Ausbau der erneuerbaren Energieträger wie 
der Windkraft in der Nordsee und der Sonnenenergie in Süd­
europa, erfordert neue und „intelligentere“ Infrastrukturen, um 
sie besser in das große europäische Verbundnetz aufzunehmen. 
Diese Fortschritte beim Aufbau der intelligenten Netze könnten 
eine Verringerung des Energieverbrauchs um 9 % bis 2020 und 
der CO 2 -Emissionen um 9 bis 15 % ermöglichen. Auf kleineren 
Märkten könnten sich möglicherweise intelligente Netze und 
Instrumente zur Steuerung der Energienachfrage leichter durch­
setzen und schneller zu besseren Ergebnissen führen. In Ver­
bindung mit verstärkten Energieeffizienzmaßnahmen können sie 
erheblich zur Optimierung des Energiebedarfs beitragen. Die in 
der Folge notwendigen Investitionen sind im Zusammenhang 
mit einer umfassenden Kontrolle über die entsprechenden Maß­
nahmen, eine Senkung der Energierechnungen trotz Preissteige­
rungen und einen sinkenden Investitionsbedarf in Erzeugungs­
kapazitäten für herkömmliche (Rückgang der Umsatzrenditen) 
oder erneuerbare Energieträger zu sehen. 

4.4 Laut Einschätzung des Europäischen Verbunds der Über­
tragungsnetzbetreiber (ENTSO-E) müssen in Europa in den 
kommenden zehn Jahren 52 300 km Hochspannungsleitungen 
ausgebaut werden, für die Gesamtinvestitionen in Höhe von 
104 Mrd. EUR für rund hundert vorrangige Vorhaben erforder­
lich sind, von denen 80 % auf die Entwicklung der erneuerbaren 
Energieträger ausgerichtet sind. Der Aspekt der Grenzkosten 
erschwert in den „Energieinsel“-Gebieten, die ein Potenzial in 
diesem Bereich aufweisen, die Integration der erneuerbaren 
Energieträger, da ihr Netz klein ist. Die Erzeugung erneuerbare 
Energien im industriellen Maßstab (im Gegensatz zur dezentra­
len Produktion) kann einen relativ hohen Anteil der Erzeugung 
oder des Verbrauchs abdecken, doch sind die Auswirkungen, 
insbesondere das fluktuierende Leistungsangebot, schwieriger 
zu handhaben. 

4.5 Der Ausbau der Verbindungen ist daher von grundlegen­
der Bedeutung, um zum einen die Versorgungssicherheit zu 
erhöhen und zum anderen Energieerzeugung und -verbrauch 
in einem erweiterten Netz im Zuge einer massiven Entwicklung 
der erneuerbaren Energieträger besser auszusteuern. Dies gilt 
auch für die konventionellen Energieerzeugungskapazitäten, 
die zum Ausgleich von Einspeiseausfällen oder massiven 
-schwankungen erneuerbarer Energien eingesetzt werden. 

4.6 Für die Entwicklung der erneuerbaren Energien sind fle­
xible Back-up-Kapazitäten erforderlich, die angemessen sein und 
auch bei geringer Auslastung funktionieren müssen. Flüssiggas 
(LNG) kann eine Antwort auf die Abhängigkeit von einem ein­
zigen Gaslieferanten und die von ihm geforderten hohen Preise 
sein, da es eine flexiblere und kostengünstigere Lösung als Erdöl 
ist und die Entwicklung erneuerbarer Energieträger begleiten 
kann. Für den Ausbau von Flüssiggas sind jedoch erhebliche 
Investitionen in die Hafen- und Speicherinfrastrukturen notwen­
dig.
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4.7 Der Ausschuss ist überzeugt, dass die Zukunft des euro­
päischen Energiesystems insbesondere von effizienteren Verbin­
dungen und der Entwicklung der erneuerbaren Energien, erst 
recht für die „Energieinseln“, abhängt, um die Versorgungs­
sicherheit zu verbessern. Auch wenn fossile Brennstoffe weiter 
vorherrschen werden, wird die Produktionssteigerung von er­
neuerbaren Energien einen umfassenden Ausbau des Netzes 
auf nationaler und europäischer Ebene unabdingbar machen 
(siehe Stellungnahme des Ausschusses zum „Energiefahrplan 
2050“ und die so genannte „No-regrets“-Option ( 5 )). 

4.8 Hierfür ist allerdings eine transparente, umfassende und 
genaue Bewertung der Kosten erforderlich. Für eine bestmögli­
che Orientierung der Investitionsentscheidungen und politischen 
Entscheidungen muss eine möglichst objektive Berechnung aller 
Kosten einschl. der externen Kosten der fossilen Energieträger 
sowie der durch die erneuerbaren Energieträger bedingten Zu­
satzkosten vorgenommen werden. Die vorliegenden Analysen 
dieser indirekten Kosten sind äußerst widersprüchlich, weswe­
gen oben genannte Bewertung umso dringlicher ist. 

4.9 In Bezug auf die erneuerbaren Energien müssen sowohl 
die Investitionen in neue Erzeugungskapazitäten als auch die 
Kosten für den Netzausbau und für etwaige Beihilfen berück­
sichtigt werden. Gerade in Bezug auf Beihilfen könnte es not­
wendig sein, die energiepolitisch stärker abhängigen Gebiete, in 
denen die erneuerbaren Energieträger bislang unterentwickelt 
sind, vermehrt zu fördern. Auf alle Fälle muss die Produktions­
steigerung für grüne Energie im Gleichklang mit dem Netzaus­
bau erfolgen. Außerdem muss die erforderliche Back-up-Kapa­
zität pro Produktionseinheit zusätzlicher erneuerbarer Energie­
träger bestimmt werden. Diese kann zwar über Energieimporte 
gedeckt werden, hierfür sind jedoch ein Verbundnetz und eine 
effiziente regionale und europäische Zusammenarbeit vonnöten. 
Dieser Aspekt muss in den Bedingungen für die Förderung 
erneuerbarer Energien berücksichtigt werden, um die Entwick­
lungsgeschwindigkeit und die von den Steuerzahlern zu stem­
menden Förderkosten zu optimieren. 

4.10 Nach genauer Bewertung muss die Summe all dieser 
Kosten der Energierechnung für importierte fossile Energieträ­
ger, in der sämtliche Kosten auch politischer und ökologischer 
Art berücksichtigt sind, gegenübergestellt werden. Dies ist not­
wendig, um die positiven oder negativen Auswirkungen auf die 
Wettbewerbsfähigkeit eines Gebiets zu bewerten. Eine erhebliche 
Produktionssteigerung der erneuerbaren Energieträger im Gebiet 
bestimmter „Energieinseln“ kann ebenfalls unter diesem Ge­
sichtspunkt erfolgen, wenn diese dann in andere Mitgliedstaaten 
der EU oder Drittländer exportiert werden. 

4.11 Nach Meinung des Ausschusses sollte sich dieser Infra­
strukturausbau vorrangig auf die Mitgliedstaaten und Regionen 
erstrecken, die als „Energieinseln“ gelten, wobei bei der Fest­
legung der vorrangigen Korridore ihre starke Abhängigkeit be­
rücksichtigt werden muss. So könnte beispielsweise im Ver­
bundplan für den baltischen Energiemarkt (BEMIP) das Fun­
dament für eine bessere Koordinierung von Politik und 

Energiemix in der Region gelegt werden. Auf diese Weise könn­
ten die Energienetze insbesondere von Estland, Lettland und 
Litauen an das europäische Verbundnetz angeschlossen werden. 

4.12 Lettland und Litauen haben in ihrer Zusammenarbeit 
seit Kurzem erhebliche Fortschritte erzielt. In diesem Bereich 
gibt es ein Pilotprojekt: Litauen wird ein Flüssiggas-Terminal 
in Klaipeda errichten, der den Gasspeicher im lettischen 
Inčukalns speist. Nach Meinung Litauens könnte dieser Speicher 
zur regionalen Vorratshaltung dienen. In diesem Zusammen­
hang verweist der Ausschuss auf seinen Vorschlag zur Bünde­
lung fossiler Brennstoffressourcen und insbesondere zur Verein­
barung von Einkaufsallianzen für Erdgas ( 6 ). Litauen, Lettland 
und Estland entwickeln und verwirklichen Stromverbundpro­
jekte (LitPol Link, NordBalt und Estlink 2) mit anderen 
EU-Mitgliedstaaten, insbesondere Polen. Gleichzeitig arbeiten 
sie an einer vollständigen Integration in das europäische Ener­
giesystem durch den Anschluss ihrer Stromsysteme an die kon­
tinentaleuropäischen Elektrizitätsnetze im Synchronmodus (der­
zeit wird eine Machbarkeitsstudie erstellt). Außerdem entwickeln 
sie gemeinsam das Bauvorhaben für ein Kernkraftwerk in Visa­
ginas, das zur Sicherstellung ihrer Energieversorgungssicherheit 
beitragen und ein wichtiges Element für die Integration des 
europäischen Stromsystems sein kann. 

4.12.1 Zypern könnte aufgrund seiner neuen energiepoliti­
schen Stellung (Entdeckung erheblicher Erdgasvorkommen in 
seinen Hoheitsgewässern) zu einem wichtigen regionalen Akteur 
aufsteigen. Durch eine deutliche Produktionssteigerung bei er­
neuerbaren Energien und eine umfassende Mitwirkung an den 
genannten Vorhaben könnte Zypern zu einem auf eine stärkere 
regionale Integration ausgerichteten „Energiehub“ und einem 
Akteur der Nachbarschaftspolitik in Sachen Energie werden. 
Die jüngste Entscheidung betreffend die Betreiber zur künftigen 
Erschließung der zyprischen Erdgasvorkommen dürfte sowohl 
eine bessere Integration in der EU als auch eine aktive Nach­
barschaftspolitik ermöglichen. 

4.13 Darüber hinaus könnte die Abhängigkeit von einem 
einzigen Lieferanten durch die Umsetzung des 3. Energiepakets 
verringert werden. Der Aspekt der regionalen Marktorganisation 
ist ebenfalls von grundlegender Bedeutung: Estland und Litauen 
nehmen an der Strombörse der baltischen und nordischen Staa­
ten, dem „Nord Pool Spot“, teil, Lettland will dieser Börse 2013 
beitreten. Der Ausschuss fordert die baltischen Staaten auf, da­
rüber hinaus gemeinsame Lösungen für ihre Bedürfnisse zu 
finden und einen regionalen Energiedialog aufzubauen. 

4.14 Ferner müssen auch die Verbindungen zu den Nach­
barländern der EU ausgebaut werden, die entweder Energie er­
zeugen und in die EU exportieren oder den Transit von anderen 
Erzeugungsstätten in die EU garantieren. Dies gilt insbesondere 
für Energievorhaben im Mittelmeerraum (Mittelmeer-Solarplan 
(MSP), Medgrid, Kapitel „Energie“ der Union für den Mittelmeer­
raum, Desertec usw.), indem die Teilhabe der betreffenden Län­
der (Zypern, Malta) oder Regionen (Kreta, Sardinien, Korsika, 
Sizilien, Balearen usw.) an diesen Vorhaben gefordert wird.
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4.15 Die Energiegemeinschaft Südosteuropa muss ebenfalls 
um ein Kapitel über Abstimmung und Integration in Bezug 
auf die Energieaußenpolitik sowie eine Dimension „Maßnahmen 
der organisierten Zivilgesellschaft“ in diesem Bereich erweitert 
werden, wobei den gemeinsamen beratenden Ausschüsse (GBA) 
des EWSA (mit der ehemaligen jugoslawischen Republik Maze­
donien, Montenegro und Kroatien) sowie den Wirtschafts- und 
Sozialräten und vergleichbaren Einrichtungen in diesen Ländern 
besondere Bedeutung beizumessen ist. 

4.16 Des Weiteren sollten auch Demonstration und Entwick­
lung von erneuerbaren Energieträgern mehr Aufmerksamkeit 
gewidmet werden, insbesondere in Verbindung mit dem „Ener­
giefahrplan 2050“ und der vor kurzem veröffentlichten Mittelung 
„Erneuerbare Energien: ein wichtiger Faktor auf dem europäischen 
Energiemarkt“ (COM(2012) 271 final). 

4.17 In der EU selbst wie auch mit ihren Nachbarländern tun 
abgestimmte Lösungen und Vorschläge Not, in die folgende 
Interessenträger eingebunden sind: 

— die Mitgliedstaaten; 

— die Europäische Kommission als unabdinglicher Koordinator 
der Debatten und Lösungsvorschläge; 

— die Energieunternehmen, insbesondere die (Strom- und Gas- 
)Netzbetreiber, ohne deren Mitwirkung keine Lösung mach­
bar ist (technisches Knowhow, Finanzkraft); 

— die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften, die neben 
den Mitgliedstaaten über Entscheidungsgewalt verfügen und 
zunehmend für die Transportnetze, insbesondere die Ver­

triebsnetze, verantwortlich sind. Der Ausschuss der Regio­
nen kann diesbezüglich ein privilegierter Ansprechpartner 
sein; 

— die organisierte Zivilgesellschaft und ihre Organisationen, 
deren Sprachrohr der Ausschuss ist: Verbraucherverbände, 
Sozialpartner, Umweltorganisationen, Organisationen zur 
Bekämpfung von Armut, Minderheitenvertretungen usw. 

4.18 Gemeinsame Lösungen zwischen Staaten und zwischen 
Unternehmen sind die einzige Option. Die Energiepolitik in den 
Bereichen Versorgung, Netzaufbau, Forschung und Entwicklung 
usw. kann nicht von einigen Mitgliedstaaten, die eine unabhän­
gige Energiepolitik verfolgen, alleine gestaltet werden, denn die 
Folgen wären auch für andere Mitgliedstaaten enorm. Eine stär­
kere Koordinierung des Energiemixes ist notwendig, beispiels­
weise zwischen den als „Energieinseln“ eingestuften Mitgliedstaa­
ten und Regionen, deren Energiepolitik starken Einschränkun­
gen unterliegt. Diese Mitgliedstaaten und Regionen könnten 
selbst den Weg für eine verstärkte Zusammenarbeit auf euro­
päischer Ebene vorzeichnen und sich über alle Vorbehalte in 
Bezug auf die Energiehoheit hinwegsetzen. 

4.19 Diese Lösungen (Infrastruktur, Erzeugung erneuerbarer 
Energieträger, stärkere Koordinierung der Energiepolitik der Mit­
gliedstaaten und Regionen) müssen angesichts ihrer Auswirkun­
gen in Bezug auf Energiemix, Marktorganisation, Preise, Wett­
bewerbsfähigkeit, Umweltüberlegungen und gesellschaftliche 
Akzeptanz jedoch auch mit einer stärkeren Teilhabe der Zivil­
gesellschaft einhergehen. Diesbezüglich verweist der Ausschuss 
auf den Vorschlag zur Einrichtung eines Forums der Zivilgesell­
schaft für Energiefragen, den er in seinen Arbeiten zur Europäi­
schen Energiegemeinschaft vorgebracht hat ( 7 ). 

Brüssel, den 13. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON

DE C 44/14 Amtsblatt der Europäischen Union 15.2.2013 

( 7 ) Siehe Fußnote 1.



ANHANG 

zu der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Folgender abgelehnter Änderungsantrag erhielt mindestens ein Viertel der Stimmen: 

Ziffer 2.5 

Ändern: 

„Es gibt eine Art von ‚Energieinsel‘, die auf Schwierigkeiten beim Ausbau des Verbundnetzes zurückzuführen istvor allem in der 
Geschichte des 20. Jahrhunderts begründet ist. Die iberische Halbinsel ist nach wie vor im Grunde eine ‚Energieinsel‘, da in den 
letzten zwanzig Jahren das netzpolitische Leitmotiv der Regimes von Franco und Salazar Autarkie lautete, so dass das Verkehrs­ 
netz (insbesondere das Schienennetz) und das Stromnetz nur einige wenige Anbindungen an die Außenwelt hatten, und zwar 
über Frankreich an den Rest des europäischen Kontinents. Aaufgrund des Widerstands vor Ort gegen verschiedene Vorhaben 
zum Bau von Stromleitungen durch die Pyrenäen konnte dieses Problem in den letzten zwanzig Jahrendie Anbindung an das 
europäische Verbundnetz nicht vollständig fertiggestelltbehoben werden konnte. Nun steht dieses Problemes allerdings vor seiner 
Lösung: eine neue Leitung zur Hochspannungsgleichstromübertragung wird in Kürze eine bessere Anbindung an den südwest­
lichen Mittelmeerraum gewährleisten. Über den Ausbau der Stromverbindungen zwischen Frankreich und Spanien hinaus (die 
Übertragungskapazitäten werden 2014 von 1 400 auf 2 800 MW steigen) müssen in den kommenden Jahren weitere Ener­
gieverbindungen zwischen der iberischen Halbinsel und dem Rest des europäischen Kontinents aufgebaut werden. Das Ziel, bis 
2020 insbesondere mittels einer neuen Stromverbindungsleitung durch die atlantische Ebene über 4 000 MW Übertragungs­
kapazitäten zu verfügen, ist unbedingt aufrechtzuerhalten. Dieses Vorhaben reiht sich in die Liste der Vorhaben von gemein­
samem europäischem Interesse ein, die im Rahmen der Verordnung zu Leitlinien für die transeuropäische Energieinfrastruktur 
festgelegt wird.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 60 

Nein-Stimmen: 81 

Stimmenthaltungen: 18
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Tendenzen und 
Konsequenzen künftiger Entwicklungen im Bereich personenbezogener Sozial-, Gesundheits- und 

Bildungsdienstleistungen in der Europäischen Union“ (Initiativstellungnahme) 

(2013/C 44/03) 

Berichterstatter: Antonello PEZZINI 

Ko-Berichterstatter: Dirk JARRÉ 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 19. Januar 2012 gemäß Artikel 29 Absatz 
2 der Geschäftsordnung, eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten: 

„Tendenzen und Konsequenzen künftiger Entwicklungen im Bereich personenbezogener Sozial-, Gesundheits- und 
Bildungsdienstleistungen in der Europäischen Union.“ 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Beratende Kommission für den industriellen Wandel nahm ihre Stel­
lungnahme am 8. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
13. Dezember) mit 159 gegen 3 Stimmen bei 11 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) ist der Auffassung, dass die personenbezogenen Sozi­
al-, Gesundheits- und Bildungsdienstleistungen in Europa ein 
zentraler Bestandteil des europäischen Sozialmodells sind. Diese 
voneinander abhängigen Dienstleistungen verstärken sich gegen­
seitig und bilden ein „Goldenes Dreieck“, das für das reibungs­
lose Funktionieren und die Qualität der Gesellschaft wesentlich 
ist. 

1.2 Der EWSA ist der Ansicht, dass diese personenbezoge­
nen Dienstleistungen eine Schlüsselrolle bei der Integration des 
Einzelnen in die Gesellschaft wie auch bei der Aufrechterhaltung 
des sozialen Zusammenhalts spielen und damit effektive demo­
kratische Teilhabe und soziale Gerechtigkeit gewährleisten. 
Gleichzeitig sind sie bei der Verwirklichung der Europa- 
2020-Ziele in Bezug auf Nachhaltigkeit, intelligente Beschäfti­
gungsentwicklung und verstärkten wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt in der EU von grundlegender Bedeutung. 

1.3 Nach Ansicht des EWSA muss stärker berücksichtigt 
werden, dass aufgrund der Bevölkerungsalterung und des stei­
genden Bedarfs an Gesundheitsdienstleistungen – immer weni­
ger Familienangehörige sind in der Lage, eine entsprechende 
Unterstützung zu leisten, u.a. weil immer mehr Frauen erwerbs­
tätig sind – eine bessere Planung und Steuerung unabdingbar 
geworden ist. Dies betrifft die Qualifikation und Ausbildung des 
Gesundheitspersonals zum einen und die Prioritätensetzung bei 
der Verwendung der Haushaltsmittel zum anderen. 

1.4 Der EWSA ist sich der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 
auf diesem Gebiet und des Ermessensspielraums der nationalen, 
regionalen und lokalen Behörden bei der Erbringung dieser 
Dienstleistungen bewusst. Er macht jedoch darauf aufmerksam, 
dass die Mitgliedstaaten auch eine große gemeinsame Verant­
wortung in diesem Bereich haben. Da mit dem Protokoll zum 
Lissabon-Vertrag über Dienstleistungen von allgemeinem Inte­
resse wichtige einschlägige Neuerungen eingeführt wurden, hält 
er Bemühungen um eine Harmonisierung zwischen den Mit­
gliedstaaten für erforderlich, um die gegenwärtig bestehenden 

Ungleichheiten zu überwinden und die Niederlassungsfreiheit 
und die Dienstleistungsfreiheit (unter Einhaltung der rechtlich 
und vertraglich festgelegten sozialen Mindeststandards des Auf­
nahmelands) zu gewährleisten. 

1.5 Angesichts der Bedeutung der Branche aufgrund ihres 
Beitrags zum EU-BIP, der signifikanten Beschäftigungsperspekti­
ven, die sie durch die Schaffung von Arbeitsplätzen und die 
Gründung von Unternehmen bietet, sowie ihrer Fähigkeit, in­
novative und hochwertige Antworten hinsichtlich der struktu­
rellen Veränderungen und der Erfordernisse der europäischen 
Gesellschaft wie auch der Ziele des Lissabon-Vertrags in diesem 
Bereich zu liefern, fordert der EWSA die Kommission, den Rat 
und das Europäische Parlament dazu auf, 

— eine echte und tragfähige europäische Strategie für innova­
tive und „intelligente“ Sozial- und Gesundheitsdienste auf 
den Weg zu bringen, einschließlich der Entwicklung der 
Humanressourcen, der Weiterbildung, der Festlegung von 
Qualitätskriterien, der Einführung geeigneter Technologien 
zur Unterstützung von Dienstleistungsempfängern und - 
erbringern, der Entwicklung eines europäischen Raums für 
integrierte Dienstleistungen sowie Unterstützungsmaßnah­
men; 

— eine effizientere Nutzung der Finanz- und Humanressourcen 
zu fördern, eines durch Tarifverhandlungen geregelten effi­
zienten Managements, einer angemessenen Einbeziehung des 
Privat- und Freiwilligensektors und einer sorgfältigen Beur­
teilung der Effizienz und Wirtschaftlichkeit der Dienstleis­
tungen; 

— er fordert die Kommission auf, einen gemeinsamen Basis­
rahmen für personenbezogene Dienstleistungen zu erarbei­
ten, einschließlich Rahmenregelungen und Qualitätskriterien 
sowie klar definierten Lehrplananforderungen zur Förderung 
einer effektiven beruflichen Mobilität auf europäischer 
Ebene.

DE C 44/16 Amtsblatt der Europäischen Union 15.2.2013



1.6 Auf Unionsebene bedarf es nach dem Dafürhalten des 
EWSA einer koordinierten Verwendung eines Teils der Struktur­
fonds für die Entwicklung der sozialen Infrastrukturen und Ge­
sundheitsdienstleistungen (dort, wo sie fehlen) und für lokale 
branchenspezifische Beschäftigungsinitiativen. Vor allem sollte 
eine Finanzierungsfazilität für ländliche Gebiete sichergestellt 
werden. Das gleiche gilt auch für die Programme Horizont 
2020 und Kultur sowie die Weiterbildungsmaßnahmen, die 
sich auf die neuen Technologien im Bereich der Sozial- und 
Gesundheitsversorgung beziehen. Darüber hinaus sollten die 
Forschung bezüglich der Optimierung der Ergebnisse von 
Dienstleistungen sowie die Dokumentation und der Austausch 
erfolgreicher Beispiele angeregt werden. 

1.7 Der EWSA hält es für wichtig, einen konstruktiven und 
gut strukturierten sozialen Dialog zwischen sämtlichen Ebenen 
(der lokalen, nationalen und europäischen Ebene) für die per­
sonenbezogene Dienstleistungsbranche einzurichten. Dieser so­
ziale Dialog sollte folgende entscheidende Funktionen erfüllen: 

— Beitrag zur Analyse der wirtschaftlichen und sozialen He­
rausforderungen der Branche; 

— Untersuchung der Strategien für die Entwicklung der Bran­
che; 

— Vorbereitung der Projekte zur Harmonisierung der für die 
Branche geltenden Regelungen auf möglichst hohem Niveau; 

— Bekämpfung der Schwarzarbeit; 

— Verbesserung der Professionalisierung der Branche und der 
Karrieremöglichkeiten für die Arbeitnehmer; 

— Verbesserung der Arbeits- und Lohnbedingungen für die 
Arbeitnehmer der Branche; 

— Verbesserung der Attraktivität und des Ansehens der Bran­
che; 

— Überwachung der Anwendung der Tarifvereinbarungen und 
einschlägigen Regelungen. 

Die Europäische Kommission und die Mitgliedstaaten sollten die 
Einrichtung und Ausgestaltung eines solchen sozialen Dialogs 
wie auch die diesbezüglichen Arbeiten konkret und aktiv unter­
stützen. In einem ersten Schritt könnte diese Unterstützung die 
Form von branchenspezifischen Studien und auf europäischer 
Ebene veranstalteten Konferenzen für die betreffenden Sozial­
partner annehmen. 

2. Einleitung 

2.1 Ziel dieser Stellungnahme ist es, Veränderungen der ak­
tuellen Tendenzen und künftige Entwicklungen bei den 

personenbezogenen Sozial- und Gesundheitsdiensten und damit 
verbundenen (Aus-)Bildungsdienstleistungen sowie insbesondere 
Perspektiven für die Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze in der 
Branche zu ermitteln. 

2.2 Bei Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen geht es um 
die Grundbedürfnisse des Menschen. Diese Branche ist viel­
gestaltig, sie umfasst feste Einrichtungen zur medizinischen 
und psychosozialen Behandlung und zur Sozial- und Gesund­
heitsversorgung sowie ambulante Dienste. Hinzu kommen Pfle­
geheime sowie Einrichtungen für psychisch Kranke und die Be­
treuung von Kindern, älteren Menschen und Personen mit Be­
hinderungen. 

2.3 Darüber hinaus ist die Branche durch eine erhebliche 
Zuwanderung aus Drittstaaten geprägt, wie auch durch eine 
deutliche Tendenz zur Schwarzarbeit und alle damit verbunde­
nen negativen Folgen für den Einzelnen und die Gesellschaft 
insgesamt. 

2.4 Der EWSA möchte mit dieser Stellungnahme dazu bei­
tragen, den zusätzlichen Nutzen der Branche der personenbezo­
genen Dienstleistungen für die Europa-2020-Strategie zu ermit­
teln, um so den Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften und 
neuen Berufsprofilen festzustellen, und zwar im Hinblick auf 
innovative soziale Perspektiven, mehr und bessere Arbeitsplätze 
und eine Steigerung des Wohls aller Bürger dank einer besseren 
Integration, die sich aus einem stärkeren gesellschaftlichen Zu­
sammenhalt ergibt. 

2.5 In Europa sind personenbezogene Sozial-, Gesundheits- 
und Bildungsdienstleistungen ein wichtiges Kernelement des eu­
ropäischen Sozialmodells. Diese Dienstleistungen, die voneinan­
der abhängen und sich gegenseitig verstärken, bilden ein „Gol­
denes Dreieck“, das für das reibungslose Funktionieren und die 
Qualität der Gesellschaft wesentlich ist. 

2.6 Der EWSA propagiert dieses Konzept des „Goldenes 
Dreiecks“ der integrierten Dienstleistungen für eine hochwertige 
Bildung, eine effiziente Gesundheitsversorgung und eine umfas­
sende soziale Integration mit dem Ziel, höchste Effizienzniveaus 
für alle drei Dienstleistungstypen entsprechend den folgenden 
Kriterien zu erreichen: Verfügbarkeit, allgemeine Zugänglichkeit, 
Ausrichtung auf die Person, Allgemeingültigkeit, Kontinuität, 
hohes Qualitätsniveau mit klarer Ergebnisorientierung, Achtung 
der Grundrechte, Teilhabe und Partnerschaft, integrierte Gover­
nance, Investitionen in Humanressourcen und Sozialinfrastruk­
tur, hohes Leistungsniveau sowie hochwertige Arbeitsplätze und 
gute Arbeitsbedingungen, einschließlich Karriereperspektiven, 
Solidarität und sozialem Zusammenhalt. 

2.7 Der EWSA ist der Ansicht, dass das „Goldene Dreieck“ 
der professionellen personenbezogenen Dienstleistungen gerade 
wegen dieser Eigenschaften besondere Aufmerksamkeit erhalten 
sollte, um die Europa-2020-Ziele in Bezug auf Nachhaltigkeit, 
intelligente Beschäftigungsentwicklung sowie wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalt in der EU zu erreichen.
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2.8 Die Stellungnahme beruht auf verschiedenen Informati­
onsquellen: von allgemeinen Studien bis hin zu Fallbeispielen 
aus der Unternehmenspraxis. Es ist darauf hinzuweisen, dass die 
demografische Entwicklung, das aktive Altern und die Folgen 
einer zunehmenden Bevölkerungsalterung für die Gesundheits- 
und Sozialsysteme bereits in Stellungnahmen des EWSA behan­
delt wurden ( 1 ). Zudem arbeitet der EWSA selbst gegenwärtig an 
„Roadmap“-Initiativen zu den mit der Alterung der europäischen 
Bevölkerung verbundenen Problemen im Kontext des nächsten 
FTE-Rahmenprogramms sowie zur gesellschaftlichen Teilhabe 
älterer Menschen ( 2 ). 

2.9 In dieser Stellungnahme werden personenbezogene Bil­
dungsdienstleistungen nur hinsichtlich ihrer Bedeutung für die 
Erbringung hochwertiger und zeitgemäßer Sozial- und Gesund­
heitsdienstleistungen berücksichtigt. Eingehendere Informatio­
nen über (Weiter-)Bildungsdienstleistungen können den zahlrei­
chen einschlägigen Stellungnahmen des EWSA entnommen 
werden ( 3 ). 

3. Merkmale und Aussichten der Branche 

3.1 In der EU arbeiten über 21,5 Mio. Menschen im Bereich 
der Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen sowie der damit 
verbundenen Bildungsdienstleistungen (nach Angaben von Eu­
rostat zu den 27 EU-Mitgliedstaaten im Jahr 2009) ( 4 ). Sie sind 
allerdings in den alten Mitgliedstaaten stärker vertreten als in 
den neuen. Es handelt sich großteils um Frauen, die 78 % der 
Beschäftigten dieser Branche ausmachen, und um sehr junge 
Menschen: 43 % von ihnen sind unter 40 Jahre alt. Im Zeitraum 
2000-2010 wurden in der Branche über 4 Mio. Arbeitsplätze 
im Bereich personenbezogener und häuslicher Gesundheits- und 
Sozialdienstleistungen geschaffen. Dies stand im klaren Gegen­
satz zum Beschäftigungsrückgang in der ganzen EU infolge der 

Wirtschaftskrise – mit einer substanziellen Beschäftigungs­
zunahme um ca. 770 000 neue Stellen in dieser Branche im 
Zeitraum 2008-2010 ( 5 ). 

3.2 Die Gesundheitsversorgung ist mit einem Anteil am BIP 
sowie an der Beschäftigung von ca. 10 % Anteil eine der wich­
tigsten Branchen in der EU. Sie zeichnet sich darüber hinaus 
durch einen überdurchschnittlichen Anteil von Beschäftigten im 
Dienstleistungsbereich aus, die einen Hochschulabschluss besit­
zen ( 6 ). Die Beschäftigungsquote in der Branche steigt im Zuge 
der Bevölkerungsalterung ( 7 ), der zunehmenden Erwerbstätigkeit 
von Frauen und des wachsenden Bedarfs an Gesundheitsdienst­
leistungen. Es wächst die Notwendigkeit harmonisierter Defini­
tionen und Ausbildungsstandards auf EU-Ebene, um eine geo­
grafische Mobilität und eine berufliche Weiterentwicklung mit 
wirksamen und nachhaltigen hochwertigen Dienstleistungen im 
gesamten Unionsgebiet zu gewährleisten. 

3.3 Zu den ermittelten Berufsprofilen zählen u.a. Pflegehelfer, 
Krankenpfleger, Jugend- und Sozialarbeiter und Ärzte: Aktuellen 
Untersuchungen zufolge ( 8 ) sind die Beschäftigten in allen me­
dizinischen Teilbereichen trotz schlechter Bezahlung und sehr 
geringer Anerkennung der geleisteten Arbeit hochmotiviert und 
sehr verantwortungsvoll. Einigen Studien zufolge gibt es erheb­
lichen Personalmangel und zunehmende Schwierigkeiten bei der 
Einstellung und Bindung von geeignetem und qualifiziertem 
Führungspersonal. 

3.4 Es bedarf einer europäischen Strategie im Rahmen von 
Europa 2020 ( 9 ), um höhere Niveaus der technischen und struk­
turellen Innovation zu gewährleisten, die Kosten zu reduzieren 
und hochwertige Arbeitsplätze zu fördern und somit den Zu­
gang zur Gesundheitsversorgung vor allem in benachteiligten 
Gebieten sowie in den medizinischen Fachgebieten, in denen 
es auf nationaler Ebene an Personal mangelt, zu verbessern. 
Dazu sollte ein Netz europäischer Gesundheitszentren mit qua­
lifiziertem und hochmotiviertem Personal aufgebaut und allen 
Unionsbürgern zugänglich gemacht werden.
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3.5 Das Lohnniveau in der Branche liegt generell unter dem 
nationalen Durchschnitt für vergleichbare Berufstätigkeiten. Die 
Arbeitnehmerinnen – die die große Mehrheit der Arbeitskräfte 
bilden und oft einen Migrationshintergrund haben – sind all­
gemein unterbezahlt ( 10 ), erhalten wenig Anerkennung und ar­
beiten, selbst wenn sie gut ausgebildet sind, in prekären Beschäf­
tigungsverhältnissen, wie jüngst eine Gewerkschaftsstudie zu 
den folgenden Teilbereichen ergab ( 11 ): Gesundheitsversorgung, 
Kinderbetreuung, Altenpflege und andere Formen der Unterstüt­
zung hilfebedürftiger Personen. 

3.6 Die Branche weist überdies folgende Alleinstellungsmerk­
male auf ( 12 ): 

— die durchschnittlichen Wochenarbeitsstunden sind geringer 
als in anderen Wirtschaftszweigen, wohingegen Schicht-, 
Nacht- und Teilzeitarbeit sowie befristete Arbeitsverträge 
im Vergleich zur Gesamtwirtschaft weiter verbreitet sind; 

— es besteht wachsender Bedarf an Dienstleistungen aus einer 
Hand, die alle Aspekte und Kompetenzen der Gesundheits­
versorgung mit den Eigenheiten der Sozialfürsorge kom­
binieren; 

— Berufs-, Sprach- und Weiterbildungsmaßnahmen sind wich­
tig für einen verstärkten Einsatz der IT-gestützten Erstver­
sorgung, der Telemedizin und der Ferndiagnose; 

— es sind bessere, stärker koordinierte Infrastrukturen für die 
drei betreffenden Dienstleistungstypen notwendig, die mit­
tels geeigneter Instrumente (und Referenzstrukturen vor 
Ort?) allgemein zugänglich sind. 

3.7 Darüber hinaus müssen, wie in Bezug auf personenbezo­
gene Dienstleistungen festgestellt wurde, im Rahmen des sozia­
len Dialogs mit den Sozialpartnern und der Zivilgesellschaft die 
Besonderheiten der kleinen Unternehmen, die Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse, soziale Dienstleis­
tungen und gemeinnützige Dienstleistungen erbringen, berück­
sichtigt sowie ihre Merkmale und Beiträge besser in Rechnung 
gestellt werden ( 13 ). 

3.8 Besonders beunruhigend ist die Lage in ländlichen und 
benachteiligten Gebieten. Mangelnde Sozial-, Gesundheits- und 
Bildungsinfrastrukturen führen dort häufig zur Abwanderung 
von Fachkräften, was sich wiederum auf die Gründung und 
Standortwahl von Unternehmen und die Entwicklung dieser 
Gebiete auswirkt: Es ist deshalb erforderlich, eine ausgewogene 

regionale Entwicklung sicherzustellen und einen stärkeren terri­
torialen Zusammenhalt zu fördern, vor allem in Bezug auf per­
sonenbezogene Sozial-, Gesundheits- und Bildungsdienstleistun­
gen für Kinder und Kleinkinder ( 14 ). 

3.9 Im Interesse einer besseren Integration von Arbeitsmig­
ranten sollten finanzielle und organisatorische Unterstützungs­
maßnahmen ergriffen und auch Sprachkurse erteilt werden. Da­
bei gilt es, das Ansehen der geleisteten Arbeit, die Aufnahme 
und Unterbringung sowie die Ausbildung in Pflegemethoden zu 
verbessern und die spätere Wiedereingliederung in den Her­
kunftsländern zu berücksichtigen, um eine Abwanderung von 
Fachkräften im Gesundheitsbereich zu vermeiden ( 15 ). 

3.10 Die Investitionskosten in der Branche sind folglich 
ziemlich hoch und in puncto Nachhaltigkeit häufig umstritten, 
da die Finanzkrise die Notwendigkeit eines besseren 
Kosten-Leistungs-Verhältnisses der Sozial- und Gesundheits­
dienstleistungen vor Augen geführt hat und die Mitgliedstaaten 
unter dem Druck stehen, die richtige Balance zu finden zwi­
schen der Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen für die 
Allgemeinheit und der Beachtung der Haushaltszwänge. Ange­
sichts der erzielten Ergebnisse ist jedoch klar, dass die Investi­
tionen in dieser Dienstleistungsbranche hochproduktiv und ge­
winnbringend sind, weil sie der Gesundheit, Integration, Quali­
fikation und Motivation der Arbeitskräfte und stabilen Human­
ressourcen zugutekommen. 

3.11 Darüber hinaus umfasst das Protokoll zum Lissabon- 
Vertrag wichtige Neuerungen, „insofern als es alle Dienstleistun­
gen von allgemeinem Interesse (DAI) abdeckt und zum ersten 
Mal in einem Vertrag den Begriff ‚nichtwirtschaftliche Dienst­
leistungen von allgemeinem Interesse‘ (NDAI) im Gegensatz zu 
‚Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse‘ 
(DAWI) einführt“ ( 16 ). Zweifellos haben personenbezogene 
Dienstleistungen einen „wirtschaftlichen“ und einen „nichtwirt­
schaftlichen“ Aspekt. Der Aspekt des allgemeinen wirtschaftli­
chen Interesse steht in Zusammenhang mit ihrer Bedeutung für 
das reibungslose Funktionieren aller Wirtschaftsbereiche – des 
verarbeitenden Gewerbes wie auch der Dienstleistungen –, wäh­
rend sich der nichtwirtschaftliche Aspekte auf ihre Bedeutung 
für die Integration aller Einzelpersonen und den Zusammenhalt 
in der Gesellschaft bezieht. 

3.12 Nach Auffassung des EWSA ist „das Protokoll (…) 
keine bloße Erklärung zur Auslegung der Verträge und der 
gemeinsamen Werte der Union hinsichtlich der DAI, sondern 
(…) eine an die Union und die Mitgliedstaaten gerichtete Hand­
lungsanleitung. Der Nutzer, die Befriedigung seiner Bedürfnisse, 
seine Präferenzen und seine Rechte werden in den Mittelpunkt 
der Bestimmungen gestellt, und es werden gemeinsame Prinzi­
pien für ein hohes Niveau in Bezug auf Qualität, Sicherheit und 
Bezahlbarkeit, Gleichbehandlung und Förderung des universellen 
Zugangs festgelegt“ ( 17 ).
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3.13 Es ist deshalb vor allem notwendig, eine ausgeprägte 
europäische Dimension für den Sektor durch einen auf eine 
europäische Strategie von Strukturmaßnahmen gestützten har­
monisierten EU-Rahmen sicherzustellen. Gleichzeitig unter­
streicht der EWSA „die wichtige Rolle und (…) (den) weite(n) 
Ermessensspielraum der nationalen, regionalen und lokalen Be­
hörden in der Frage, wie Dienste von allgemeinem wirtschaftli­
chem Interesse auf eine den Bedürfnissen der Nutzer so gut wie 
möglich entsprechende Weise zur Verfügung zu stellen, in Auf­
trag zu geben und zu organisieren sind“ ( 18 ). 

4. Hin zu einer europäischen Strategie für innovative und 
„intelligente“ Gesundheits- und Sozialdienstleistungen 

4.1 Der EWSA hält es für wesentlich, eine europäische Stra­
tegie auf den Weg zu bringen, um die derzeitigen Veränderun­
gen der europäischen Gesellschaft und ihres wirtschaftlichen 
und sozialen Modells vorwegzunehmen und zu steuern. Dazu 
müssen strategische Prioritäten für die personenbezogenen So­
zial-, Gesundheits- und Bildungsdienstleistungen Europas in fol­
genden Bereichen festgelegt werden: 

— Personal und seine Ausbildung und Information; 

— geeignete Technologien; 

— ein europäischer Raum integrierter Dienstleistungen; 

— bessere Bedingungen für Mobilität und Austausch; 

— Akzeptanz europäischer Qualitätskriterien; 

— vollkommene Anerkennung von Studienabschlüssen; 

— Forschung zur Optimierung der Ergebnisse von Dienstleis­
tungen; 

— Dokumentation und Austausch bewährter Methoden; 

— Unterstützungs-, Struktur- und Infrastrukturmaßnahmen. 

4.2 Die Humanressourcen sind der erste Grundpfeiler der 
Branche der personenbezogenen Dienstleistungen. Dies belegen 
die in der Europa-2020-Strategie vorgesehenen Mittel, die zum 
Ziel haben, die Unionsbürger länger aktiv und gesund sowie 
gesellschaftlich eingebunden zu erhalten, was sich positiv auf 
Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit auswirkt. Diese Branche 
wird als eine der ersten in der Pilotmärkte-Initiative für Europa 
aufgeführt und ist fester Bestandteil der Leitinitiative Agenda 
für neue Kompetenzen und neue Beschäftigungsmöglichkeiten. 

4.2.1 Angesichts der Bedeutung der betreffenden Dienstleis­
tungen sollte das strategische Handeln der EU im Bereich der 
Humanressourcen auf folgende Aspekte ausgerichtet sein: 

— Informationssysteme zur Bestimmung der erforderlichen Be­
rufsprofile und der Beschäftigungsmöglichkeiten, 

— Maßnahmen zur Stärkung und Einbeziehung des Kom­
petenzerwerbs, 

— internationale Anerkennung der beruflichen Qualifikationen/ 
Abschlüsse zur Erleichterung der Mobilität, 

— wirksame Berufsberatungs- und Kommunikationssysteme, 
auch und vor allem zum Sprachenerwerb, 

— Schulung/Aneignung von Kenntnissen in neuen IT- 
Technologien; 

— Aus- und Weiterbildung in neuen Technologien und Thera­
piemethoden, 

— Stabilisierungsmechanismen in der Branche, attraktive Ar­
beitsbedingungen und Karriereaussichten, ausgewogeneres 
Verhältnis zwischen Frauen und Männern, 

— Verbesserung des Ansehens der verschiedenen Berufe in die­
sem Dienstleistungssektor, 

— Regelungen zu Qualitätskriterien und ihrer Anwendung so­
wie klar definierte Lehrplananforderungen, 

— Einführung von Unterstützungsdienstleistungen, wie etwa 
der zeitlich befristeten Vertretung, der Ausbildung und der 
Beratung, um die Qualität der Sozialwirtschaft und der 
Pflege zu garantieren sowie das Wohlergehen der Pflegenden 
zu verbessern, 

— Nutzung der wertvollen Ressourcen des Freiwilligensektors, 
der einen wichtigen qualitativen, emotionalen und von un­
eigennützigen zwischenmenschlichen Beziehungen gepräg­
ten Beitrag leisten kann, der für das körperliche und geistige 
Wohl der Pflegebedürftigen unerlässlich ist. 

Diese EU-Maßnahmen sollten durch fortlaufende Über­
wachungsmaßnahmen flankiert werden, die auf einer genauen 
wissenschaftlichen Bewertung beruhen. 

4.3 Die Einführung geeigneter Technologien in der Bran­
che zur Unterstützung der Dienstleistungserbringer wie auch der 
Dienstleistungsempfänger ist der zweite Pfeiler dieser Strategie: 
Die – sowohl strukturelle als auch methodisch-technische – 
Innovation im Bereich personenbezogener Sozial- und Gesund­
heitsdienstleistungen kann dazu beitragen, die Herausforderung 
der Nachhaltigkeit im Rahmen der laufenden Veränderungen 
und der Verwirklichung eines integrativen Wachstums zu meis­
tern. 

4.3.1 Die Informations- und Kommunikationstechnologien 
müssen für die Eigenständigkeit und die stärkere Übernahme 
von Verantwortung, eine persönliche Gesundheitskultur sowie 
für die Koordinierung von Gesundheits- und Sozialdienstleistun­
gen genutzt werden, um zunehmend Dienstleistungen aus einer 
Hand zu entwickeln, bei denen der Mensch im Mittelpunkt einer 
koordinierten Kette von Qualitätsdiensten steht.
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4.3.2 Elektronische Gesundheitsdienste (eHealth), IKT- 
Kompetenzen und Telemedizin sind ein Kernelement des Inno­
vationsprozesses im Bereich Pflege und Rehabilitation. Sie erlau­
ben es den Patienten, ihre eigene Krankengeschichte überallhin 
mitzunehmen und damit in den Genuss einer möglichst indivi­
dualisierten Gesundheitsversorgung zu kommen ( 19 ). 

4.3.3 Im Interesse der Effizienz brauchen die Systeme per­
sonenbezogener Dienstleistungen eine fortschrittliche Technolo­
gieplattform für den Austausch der erfolgreichsten Methoden 
zwischen Nutzern und Anbietern von Langzeitpflege, den Aus­
tausch von Leitlinien für die Beschlussfassung und Qualitäts­
überwachung auf lokaler Ebene wie auch die Feinabstimmung 
beim Einsatz von Pflegeplanungsverfahren, um die Systeme zur 
Verteilung der Kosten von Leistungen im Bereich der Sozial-, 
Gesundheits- und Sanitätsdienste zu verbessern ( 20 ). 

4.3.4 Informationstechnologien auf dem Gebiet personenbe­
zogener Sozial-, Gesundheits- und Bildungsdienstleistungen soll­
ten durch FuE auf nationaler und EU-Ebene bestmöglich genutzt 
werden, um neue Berufsprofile aufzuwerten, die auf die unter­
schiedlichen Bedürfnisse von Kindern sowie behinderten, älteren 
oder psychisch und seelisch Kranken zugeschnitten sind. 

4.4 Dritter Pfeiler: Es sollte ernsthaft erwogen werden, ei­
nen Europäischen Raum integrierter Dienstleistungen zu 
schaffen, um die bestehenden Ungleichheiten zu überwinden 
und die Grundfreiheit der Niederlassung (unter Einhaltung der 
rechtlich und vertraglich festgelegten sozialen Mindeststandards 
des Aufnahmelands) und der Dienstleistungserbringung wirklich 
sicherzustellen (vor allem in dieser Branche, die von wesentli­
cher Bedeutung für die Garantie des freien Dienstleistungsver­
kehrs ist). Dies sollte durch gegenseitige Anerkennung, Verwal­
tungszusammenarbeit und ggf. Harmonisierung geschehen. Ziel 
ist es, im gesamten Unionsgebiet eine Reihe verantwortungs­
voller personenbezogener Dienstleistungen zu gewährleisten. 
Zur Verwirklichung dieses Ziels müssen die Mitgliedstaaten 
und die EU ihre Befugnisse gemeinsam ausüben. 

4.4.1 Wenn es gelingt, die europäische Wirtschaft in eine 
innovative und moderne Wirtschaft umzugestalten, die auf der 
vollkommenen Verwirklichung der vierten Freiheit (des freien 
Dienstleistungsverkehrs) wie auch auf der Entwicklung einer 
„fünften Freiheit“, d.h. des uneingeschränkten und freien Ver­
kehrs von Wissen beruht, dann könnte Europa sein kreatives 
Potenzial gänzlich ausschöpfen. In diesem Zusammenhang 
müssten die Ergebnisse der Umsetzung von Innovationen im 
Bereich der Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen auf der 
Grundlage eines zu diesem Zweck geschaffenen EU- 
Bewertungssystems genau beobachtet werden. 

4.4.2 Es bedarf eines solidarischen europäischen Raums, der 
in der gesamten EU einen Zugang zu hochwertigen und grund­
legenden personenbezogenen Sozial-, Gesundheits- und Bil­
dungsdienstleistungen mittels eines „freiwilligen europäischen 
Qualitätsrahmens in verschiedenen Mitgliedstaaten und Sekto­
ren“ ( 21 ) und unter Einbeziehung der Nutzer in die Definition 
und Bewertung der Qualität gewährleistet. 

4.4.3 Ein System integrierter Dienstleistungen erfordert – ne­
ben harmonisierten Qualitätskriterien – die gegenseitige An­
erkennung der Qualifikationen, die Überwachung der Dienstleis­
tungsqualität und die Aufnahme eines bürgernahen sozialen 
Dialogs auf mehreren Ebenen, der alle Interessenträger ein­
schließt, um die Zusammenarbeit voranzutreiben. 

4.5 Unterstützungs-, Struktur- und Infrastrukturmaßnah­
men sind der vierte Pfeiler, auf dem die europäische Strategie 
für personenbezogene Dienstleistungen beruhen muss. 

4.5.1 Wesentliches Element dieses Pfeilers ist – neben den 
Aktionen im Rahmen von Europa 2020 – der gezielte Einsatz 
der EU-Strukturprogramme und –maßnahmen, insbesondere des 
Europäischen Sozialfonds, des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung und des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums sowie der EU-Programme 
Kultur und Horizont 2014/2020. 

4.5.2 Auf EU-Ebene bedarf es auch Maßnahmen zur Ent­
wicklung eines europäischen Rahmens für die Erleichterung 
und Anregung guter Leistungen in Bezug auf berufliche Quali­
fikationen und Dienstleistungsqualität, Dokumentation und 
Austausch positiver Erfahrungen sowie standardisierte Systeme 
zur Überwachung der Qualität, der Kundenzufriedenheit und 
des Preis-Leistungs-Verhältnisses in der Branche. Das betrifft 
die Professionalisierung und die Arbeits- und Karrierebedingun­
gen für Dienstleistungserbringer, d.h. die öffentlichen, privaten 
und sozialwirtschaftlichen Unternehmen, und schließlich auch 
die Dienstleistungsempfänger und ihre Familien sowie die Sozi­
alwirtschaft und den Freiwilligensektor. 

4.5.2.1 In diesem Zusammenhang spielt der Freiwilligensek­
tor eine wesentliche Rolle, die vor allem wegen des hochwerti­
gen Beitrags des Sektors unter menschlichen, sozialen und emo­
tionalen Aspekten unterstützt und angeregt werden sollte: Be­
sondere Aufmerksamkeit verdienen dabei europäische Maßnah­
men zur Förderung des Austauschs bewährter Methoden des 
Freiwilligensektors im Bereich der personenbezogenen Dienst­
leistungen. 

4.5.3 Angesichts der Tatsache, dass die Kosten einer lang­
fristigen Pflege und medizinischen Versorgung für den Großteil 
der Bevölkerung nicht tragbar sind, gilt es der Bedeutung des 
Investitionsaufwands Rechnung zu tragen, insbesondere der 
Notwendigkeit der Diversifizierung der Kostendeckung (Steuern, 
verschiedene Sozial[versicherungs]beitragsformen, Versicherun­
gen, Solidarität zwischen den Generationen, öffentlich-private 
Partnerschaften). 

4.5.4 Auf Unionsebene sollte nach dem Dafürhalten des 
EWSA ein Teil der Strukturfonds für die Entwicklung der In­
frastrukturen in den Bereichen Sozial- und Gesundheitsdienst­
leistungen und Pflege (dort, wo sie fehlen) und für lokale bran­
chenspezifische Beschäftigungsinitiativen aufgewendet werden. 
Vor allem sollte über den Europäischen Landwirtschaftsfonds 
und die Leader-Initiative eine Haushaltslinie für die ländlichen 
Gebiete sichergestellt werden.
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( 19 ) Konferenz zu eHealth, Kopenhagen, 2012. 
( 20 ) Vgl. OECD: „Help Wanted? Providing and Paying for Long-Term 

Care“, 2011. 
( 21 ) COM(2011) 900 final.



4.5.5 Außerdem sollten die familienpolitischen Unterstüt­
zungsmaßnahmen auf EU-Ebene überarbeitet werden – ebenso 
wie die Maßnahmen, die auf flexiblere Arbeitsverträge für jene, 
die Pflege in der Familie leisten, abzielen. 

5. Schlussbemerkungen 

5.1 Der EWSA ist der festen Überzeugung, dass „diese 
Dienstleistungen (…) dafür sorgen, dass in Bereichen wie der 
Gesundheitsfürsorge, der Kinderbetreuung oder der Altenpflege, 
der Unterstützung von Personen mit Behinderungen oder des 
sozialen Wohnungswesens ein Sicherheitsnetz für die Bürger 
vorhanden ist, das auch dem sozialen Zusammenhalt förderlich“ 
ist ( 22 ). 

5.2 Der EWSA unterstreicht, dass die personenbezogenen 
Gesundheits-, Bildungs- und Sozialdienstleistungen von 
großem – wirtschaftlichem und nichtwirtschaftlichem – Inte­
resse sind und eine wichtige Rolle für die Qualität und das 
Funktionieren der europäischen Gesellschaften spielen. Sie tra­
gen zum sozialen Schutz und zur sozialen Integration und in 
erheblichem Maße zur Leistung und Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft bei. Gleichzeitig steigt die Nachfrage nach diesen 
Dienstleistungen und schrumpfen die Möglichkeiten ihrer Finan­
zierung aufgrund der Wirtschaftskrise und langfristig aufgrund 
der demografischen Entwicklung. 

5.3 Der EWSA bekräftigt nachdrücklich die Ziele des Lissa­
bon-Vertrags in Bezug auf Bildung, sozialen Schutz und Ge­
sundheit, die das kollektive Bewusstsein der Gesellschaft 

widerspiegeln, wie auch den Wunsch, entsprechend dem wirt­
schaftlichen Potenzial aller Mitgliedstaaten den Bürgerinnen und 
Bürgern einen höheren Lebensstandard zu ermöglichen. 

5.4 Nach Ansicht des EWSA sind in der gegenwärtigen Si­
tuation folgende Aspekte für eine Weiterentwicklung in diesen 
Bereichen erforderlich: 

— Initiierung einer echten und tragfähigen europäischen Stra­
tegie für innovative und „intelligente“ Sozial- und Gesund­
heitsdienste, einschließlich der Entwicklung der Humanres­
sourcen, der Einführung geeigneter Technologien zur Unter­
stützung von Dienstleistungsempfängern und –erbringern, 
der Entwicklung eines europäischen Raums für integrierte 
Dienstleistungen sowie Maßnahmen zur Struktur- und Infra­
strukturförderung mithilfe des sozialen Dialogs und des Dia­
logs mit der Zivilgesellschaft auf verschiedenen Ebenen; 

— höhere Effizienz bei der Nutzung der Finanz- und Human­
ressourcen sowie der bestehenden Infrastrukturen, der An­
wendung der Qualitätskriterien und der Leistungsbewertung, 
einschließlich Maßnahmen zur Stärkung und Einbeziehung 
des Kompetenzerwerbs; höhere Wettbewerbsfähigkeit durch 
Tarifverhandlungen; stärkere Einbeziehung des Privat-, Sozi­
alwirtschafts- und Freiwilligensektors; neue Formen der Part­
nerschaft zwischen den Sektoren; umsichtige Ausgabenüber­
prüfungen und gemeinsame Beurteilungen der Wirksamkeit 
und Wirtschaftlichkeit der Dienstleistungen. 

Brüssel, den 13. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Das 
Partnerschaftsprinzip bei der Umsetzung der Fonds, für die der Gemeinsame Strategische 

Rahmen gilt — Elemente eines europäischen Verhaltenskodex für die Partnerschaft“ 

(Initiativstellungnahme) 

(2013/C 44/04) 

Berichterstatter: Aurel Laurențiu PLOSCEANU 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 24. Mai 2012, gemäß Artikel 29 Absatz 2 
seiner Geschäftsordnung eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten: 

„Das Partnerschaftsprinzip bei der Umsetzung der Fonds, für die der Gemeinsame Strategische Rahmen gilt — 
Elemente eines europäischen Verhaltenskodex für die Partnerschaft“ 

SWD(2012) 106 final. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Wirtschafts- und Währungsunion, wirtschaftlicher und 
sozialer Zusammenhalt nahm ihre Stellungnahme am 21. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 158 Stimmen bei 1 Enthaltung folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der EWSA ist der festen Überzeugung, dass echte Part­
nerschaften, bei denen alle Partner und Interessenträger der or­
ganisierten Zivilgesellschaft ( 1 ) in die Vorbereitung, Durchfüh­
rung und Ex-post-Bewertung der im Rahmen der EU-Kohäsions­
politik durchgeführten Programme und Projekte einbezogen 
werden, unmittelbar zu einer verbesserten Qualität und effizien­
ten Umsetzung dieser Programme und Projekte beitragen. Das 
Partnerschaftsprinzip ist ein hervorragendes Beispiel dafür, wie 
die verantwortungsvolle Führung in anderen EU-Politikbereichen 
angewandt werden kann, sodass eine effiziente Umsetzung der 
Europa-2020-Strategie gewährleistet wird. 

1.2 Der EWSA, der selbst die Ausarbeitung eines Verhaltens­
kodex gefordert hatte, unterstützt nachdrücklich die Initiative 
der Kommission und begrüßt außerordentlich die von ihr vor­
geschlagenen Empfehlungen. Er begrüßt, dass das Europäische 
Parlament und der Ausschuss der Regionen den Kodex unter­
stützt haben, erinnert aber gleichzeitig daran, dass das Partner­
schaftsprinzip gleichermaßen für sämtliche öffentlichen und pri­
vaten Partner gelten sollte. 

1.3 Der EWSA zeigt sich zutiefst enttäuscht darüber, dass der 
Rat den vorgeschlagenen Verhaltenskodex vorerst aus dem Vor­
schlag der Kommission gestrichen hat. Er ruft den AdR zu einer 
gemeinsamen Aktion zur Verteidigung des Verhaltenskodex auf. 

1.4 Dem EWSA gibt die zunehmende Besorgnis der organi­
sierten Zivilgesellschaft bezüglich der Umsetzung des Partner­
schaftsprinzips ernsthaft zu denken. Berichte aus einigen Mit­
gliedstaaten offenbaren eine zunehmende Tendenz zur Verwäs­
serung des Partnerschaftsprinzips sowie einen Rückgang bei der 
Einbeziehung der organisierten Zivilgesellschaft. Die Streichung 
des Verhaltenskodex aus den Vorschlägen der Kommission gibt 
ebenfalls Anlass zu großer Sorge. In diesen Zeiten der Krise ist 
vielmehr ein noch größeres Engagement der Sozialpartner und 
anderer Organisationen der Zivilgesellschaft erforderlich. 

1.5 Auch wenn es sich zunächst nur um eine Arbeitsunter­
lage der Kommissionsdienststellen (SWD) handelt, so kommt 
der Text doch zu einem günstigen Zeitpunkt, da der Programm­
planungszeitraum für die Strukturfonds 2014-2020 in einigen 
Mitgliedstaaten und Regionen bereits angelaufen ist. Die Kom­
mission sollte das Dokument aktiv verbreiten, damit es von den 
einschlägigen Partnern genutzt werden kann. Der EWSA fordert 
seine Mitglieder auf, ihre jeweiligen Verbände aktiv dazu an­
zuhalten, dass sie sich auch gestützt durch den Verhaltenskodex 
an Projekten und Programmen der Kohäsionspolitik beteiligen. 

1.6 Der EWSA weist nachdrücklich darauf hin, dass opera­
tionelle Programme auf „partnerschaftsfreundliche“ Aktionen 
und Maßnahmen ausgerichtet sein sollten. Gleichbehandlung 
und Pluralismus in Partnerschaften, gezielte Partnerschaften für 
gezielte Programme und ein verstärkter Kapazitätsaufbau sollten 
dabei wichtige Leitlinien sein. 

1.7 Der EWSA ist der Auffassung, dass die Begleitausschüsse 
durch weitere Partnerschaftsinstrumente ergänzt werden sollten. 
In diesem Zusammenhang erinnert der Ausschuss daran, dass 
die vom Europäischen Parlament in den Änderungsanträgen zu 
Artikel 5 der Allgemeinen Verordnung vorgeschlagene Formu­
lierung „mit den Partnern zusammenarbeiten“ durch „die Partner 
einbinden“ ersetzt werden soll.
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( 1 ) Der EWSA definiert die organisierte Zivilgesellschaft wie folgt: „Die 
organisierte Zivilgesellschaft ist der Teil der Zivilgesellschaft, der sich 
in Verbänden zusammenschließt, die ihrerseits gesellschaftliche 
Gruppen bilden. Mit anderen Worten: Die organisierte Zivilgesell­
schaft umfasst sämtliche auf private Initiativen zurückzuführende 
Organisationen und ihre Mitglieder, die auf der Grundlage ihrer 
eigenen Anliegen aktiv an der Gestaltung öffentlicher Angelegenhei­
ten mitwirken und sich dabei auf ihr eigenes spezifisches Wissen, 
ihre Fähigkeiten und ihren Handlungsspielraum stützen. Diese De­
finition deckt eine breite Palette von Verbänden ab: Arbeitgeberver­
bände, Gewerkschaften, Vereinigungen zur Förderung bestimmter 
Anliegen von allgemeinem Interesse sowie sogenannte nichtstaatliche 
Organisationen (NGO).“



1.8 Der EWSA schlägt einen durch die Partner selbst ver­
walteten „Partnerschafts-Check“ vor. Ein solches europäisches 
Überwachungssystem sollte auf einer einfachen Kontrollliste und 
gegenseitigen Begutachtungen basieren, die von der Europäi­
schen Kommission zusammen mit europäischen Interessenträ­
gern erstellt werden. Der EWSA würde sich gerne aktiv an 
diesem Prozess beteiligen. 

1.9 Die ordnungsgemäße Umsetzung des Partnerschaftsprin­
zips gemäß dem Verhaltenskodex sollte eine Bedingung für die 
Unterzeichung der Partnerschaftsvereinbarungen der Kommis­
sion mit den einzelnen Mitgliedstaaten sein. Als Anreiz zur 
Erfüllung dieser Bedingung sollten in diesem Zusammenhang 
die Ressourcen für operationelle Programme aufgestockt 
werden. 

2. Hintergrund – Partnerschaft im Wandel 

2.1 Das Partnerschaftsprinzip wird bereits seit seiner Einfüh­
rung im Jahr 1988 nur langsam und Stück für Stück umgesetzt. 
Die organisierte Zivilgesellschaft, insbesondere die Sozialpartner, 
wurden in den Prozess eingebunden. Die Übernahme des Prin­
zips fiel denjenigen Ländern leichter, in denen die Partnerschaft 
bereits ein fester Bestandteil der Politikgestaltung ist. Das Prinzip 
wurde gestärkt, als die Kohäsionspolitik in die unmittelbare Zu­
ständigkeit der Kommission fiel und Gemeinschaftsinitiativen 
wie EQUAL und LEADER eingeführt wurden. 

2.2 Doch in vielen Fällen war die Partnerschaft eine rein 
formale Angelegenheit. Im Programmplanungszeitraum 2006- 
2013 wurde die Partnerschaft nicht aktiv gefördert, obwohl 
zur gleichen Zeit die Einbeziehung der Interessenträger zu ei­
nem Eckpfeiler für die Umsetzung der Lissabon-Strategie wurde. 
Die EU-Kohäsionspolitik stand vor neuen Herausforderungen, 
als im Jahr 2004 zehn Länder der EU beitraten, gefolgt von 
Bulgarien und Rumänien im Jahr 2007. 

2.3 Die Kommission stellte Mängel fest, und die Partner der 
Zivilgesellschaft kritisierten die Misserfolge. Als Reaktion auf die 
veränderte Beziehung zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission bei der Verwaltung der EU-Kohäsionspolitik wurde 
die Verbreitung bewährter Verfahren in den Mittelpunkt gerückt. 

2.4 Im Jahr 2009 hatte die Kommission den EWSA um die 
Ausarbeitung einer Sondierungsstellungnahme zu der Frage er­
sucht, wie das Partnerschaftsprinzip in den Strukturfonds unter 
Rückgriff auf bewährte Verfahren gefördert werden kann. Er­
gänzt wurde die Stellungnahme damals noch durch eine Publi­
kation mit dem Titel „Es gehören immer zwei dazu“, in der 
ausgewählte bewährte Verfahren in den Mitgliedstaaten darge­
legt werden. Die Kommission hat inzwischen den Vorschlag des 
EWSA für einen Kodex bewährter Verfahren übernommen. 

2.5 Die derzeitige Situation zeigt, dass sich die Partnerschaft 
mit der organisierten Zivilgesellschaft in den meisten Mitglied­
staaten weiterentwickelt. Für die Fortentwicklung der bewährten 

Verfahren kann Polen in einigen Fällen als Vorbild dienen. Für 
die letzten Neuankömmlinge wie Bulgarien und Rumänien und 
bald auch Kroatien ist die Umsetzung der Partnerschaft sicher­
lich eine Herausforderung. Das ist auch in einigen der Mitglied­
staaten der Fall, die 2004 beitraten, sowie in den Ländern, die 
bereits seit einigen Jahren Mitglieder der EU sind, etwa Portugal 
und Griechenland. 

2.6 Die organisierte Zivilgesellschaft zeigt sich in der Tat in 
Bezug auf die Umsetzung des Partnerschaftsprinzips zunehmend 
besorgt. Die Erwartungen werden nicht erfüllt. Berichte aus ei­
nigen Mitgliedstaaten offenbaren eine zunehmende Tendenz hin 
zu einer Verwässerung des Partnerschaftsprinzips, einen Rück­
gang bei der Einbeziehung der organisierten Zivilgesellschaft 
und die Streichung des Verhaltenskodex durch den Rat. In ei­
nigen Ländern ist die Programmplanung für den Zeitraum 
2014-2020 bereits angelaufen, ohne dass die privaten Interes­
senträger konkret dazu eingeladen worden wären. Dieser politi­
sche Widerstand muss abgebaut werden, damit der Europäische 
Verhaltenskodex für die Partnerschaft ordnungsgemäß umge­
setzt werden kann. 

3. Vorschlag der Kommission 

3.1 Mit den Vorschlägen der Kommission für die GSR-Fonds 
im Programmplanungszeitraum 2014-2020 werden die Mit­
gliedstaaten eine klare Verpflichtung zur Einrichtung einer Part­
nerschaft haben. Dies wird noch unterstützt durch einen euro­
päischen Verhaltenskodex für Partnerschaft (ECCP), in dem die 
Ziele und Kriterien für die Umsetzung der Partnerschaft fest­
gelegt werden, und der den Austausch von Informationen, Er­
fahrungen, Ergebnissen und bewährten Verfahren zwischen Mit­
gliedstaaten vereinfachen wird. Die Kommission wird den ECCP 
als delegierten Rechtsakt innerhalb von drei Monaten nach dem 
Erlass der Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen anneh­
men. 

3.2 Die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen ist ein 
erster Schritt zur wirksamen Umsetzung des Partnerschaftsprin­
zips. In sechs Kapiteln werden 18 detaillierte Leitlinien aufgelis­
tet. Die Kapitel lauten: 

— Welche Partner sollen ausgewählt werden? 

— Wie werden die Partner in die Vorbereitung der Programm­
planungsdokumente einbezogen? 

— Wie werden die Partner in die Umsetzungsphase 
eingebunden? 

— Wie werden die Partner in die Bewertung eingebunden?
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— Unterstützung der Partner 

— Austausch bewährter Verfahren. 

3.3 Es sei darauf hingewiesen, dass der vorgeschlagene Kodex 
in sämtliche EU-Sprachen übersetzt wurde, was seine Verbrei­
tung und Verwendung vereinfacht. 

4. Bisherige Arbeiten des EWSA zur Partnerschaft 

4.1 Auf das gezielte Ersuchen der Europäischen Kommission 
hin hat sich der EWSA 2010 mit dem Partnerschaftsprinzip 
befasst (ECO/258 – Berichterstatter: Jan OLSSON ( 2 )) und in 
seiner Stellungnahme zur Allgemeinen Verordnung (ECO/ 
314 – Berichterstatter: Ioannis VARDAKATSANIS) ausführlich 
zu den Kommissionsvorschlägen für die Partnerschaft Stellung 
genommen. 

4.2 Der EWSA schlug vor, den Verhaltenskodex auf meh­
rere Leitlinien zu stützen, die nahezu alle im SWD der Kommis­
sion berücksichtigt wurden: 

— ein Informations-/Konsultations-/Mitwirkungsplan zur Ein­
beziehung der Partner, 

— Verantwortung der Behörden, 

— Auswahl der Partner aus einem breiten Spektrum der Gesell­
schaft, 

— technische Hilfe für Partner, 

— Partnerschaft als Kriterium für Projekte, 

— Vereinfachung der Verfahren und Kontrollen, 

— schnellere Ausführung der Zahlungen. 

4.3 Der EWSA ist der festen Überzeugung, dass Partner­
schaften, wenn alle Partner im Sinne der Definition unter Ar­
tikel 5 Absatz 1 der Allgemeinen Verordnung in die Vorberei­
tung, Durchführung und Ex-post-Bewertung der im Rahmen der 
EU-Kohäsionspolitik durchgeführten Projekte einbezogen wer­
den, unmittelbar zum Erfolg dieser Projekte beitragen. Der Aus­
schuss begrüßt die Fortschritte in Artikel 5 des Vorschlags der 
Europäischen Kommission, in dem Partnerschaften zwingend 
vorgeschrieben werden. Er weist darauf hin, dass in allen Phasen 
des Einsatzes von Fonds-Mitteln eine echte Mitwirkung gegeben 
sein sollte, die auch diese Partner mit Stimmrecht in den Begleit­
ausschüssen umfasst. 

4.4 Der EWSA ruft den AdR zu einer gemeinsamen Aktion 
zur Verteidigung des ECCP auf und fordert die Europäische 

Kommission und das Europäische Parlament auf, die Streichung 
des Kodex durch den Rat zu kippen. Dies hat der EWSA auf 
dem informellen Ministertreffen am 6. November 2012 in Ni­
cosia sehr deutlich gemacht. 

5. Erste Reaktionen der anderen EU-Institutionen 

Rat 

5.1 Der Rat hat den Kommissionsvorschlag für einen Ver­
haltenskodex zurückgewiesen, was die Umsetzung des Partner­
schaftsprinzips in der Praxis zweifelsohne schwächen wird. 

Europäisches Parlament 

5.2 Das Europäische Parlament hat einen umfangreichen Än­
derungsantrag zum Verhaltenskodex zu Artikel 5 der Allgemei­
nen Verordnung vorgelegt, der neun Spezifikationen umfasst. 
Der EWSA befürwortet diesen Ansatz. Der Änderungsantrag 
ist unten ( 3 ) wiedergegeben. Der EWSA befürchtet jedoch, dass 
das Europäische Parlament eine Unterscheidung zwischen pri­
vaten und öffentlichen Partnern vornehmen wird, was zu einer 
ungleichen Behandlung der Partner führen könnte. 

Ausschuss der Regionen 

5.3 Der AdR befürwortet den ECCP und fordert die betrof­
fenen Behörden der Gebietskörperschaften zur Einrichtung von 
Partnerschaften auf. Er betont unter anderem, dass den spezi­
fischen Bedingungen in den Mitgliedstaaten, der Bedeutung von 
Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit sowie den „pluralismus­
fördernden“ Verfahren zur Auswahl der Partner Rechnung ge­
tragen werden soll, um auch Randgruppen einzubeziehen. Der 
AdR wirft die Frage nach den Rechten und Pflichten der Partner 
auf, und damit auch die nach der Differenzierung zwischen 
privaten und öffentlichen Partnern.
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( 2 ) Stellungnahme des EWSA zum Thema „Effiziente Partnerschaften/ 
Kohäsionspolitik“, ABl. C 44 vom 11.2.2011, S. 1. 

( 3 ) 3a. Der Europäische Verhaltenskodex sollte unter anderem die fol­
genden Spezifikationen aufzeigen: 
a) Mindestanforderungen und Grundsätze, die eine transparente 

Auswahl von Partnern sowie die klare Wahrnehmung ihrer Rolle 
im Politikprozess und ihrer Verantwortlichkeiten sicherstellen; 

b) Mindestanforderungen, Empfehlungen und Hinweise, wie rele­
vante Partner unter Behörden aus unterschiedlichen territorialen 
Ebenen, Sozial- und Wirtschaftspartnern, der Zivilgesellschaft, Re­
ligionsgemeinschaften, wissenschaftlichen und technologischen 
Einrichtungen und Stellen, die für die Förderung der Gleichstel­
lung, der sozialen Integration und der Nichtdiskriminierung ver­
antwortlich oder im Bereich der Kultur-, Bildungs- und Jugend­
politik tätig sind, identifiziert werden; 

c) das Verfahren der Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
nationalen, regionalen und lokalen Behörden; 

d) Anleitung, wie die Partnerschaft auf die Programme zugeschnitten 
werden kann, einschließlich der besonderen Eigenschaften der 
fondsübergreifenden Programme, gemeinsamen Maßnahmenplä­
nen und integrierten territorialen Investitionen; 

e) Mindestanforderungen zur Sicherstellung einer sinnvollen Betei­
ligung der Partner an der Planung der Partnerschaftsvereinbarung 
und der Programme; 

f) Mindestanforderungen als Teil der eingerichteten Verfahren, um 
eine effektive Organisation der Partnerschaften sicherzustellen; 

g) Anleitung zur Einbindung von Partnern in Begleitausschüsse, Pro­
jektauswahl, Überwachung und Bewertung; 

h) Mindestanforderungen zur Bereitstellung einer Anleitung für Part­
ner und für den einfacheren Aufbau von Kapazitäten zwischen 
den Partnern; 

i) Darlegung des Rahmens für den Austausch bewährter Verfahren 
zwischen den Mitgliedstaaten.



6. Reaktionen aus der organisierten Zivilgesellschaft 

6.1 Die europäische organisierte Zivilgesellschaft ist der Auf­
fassung, dass die fehlenden Partnerschaften einer der Haupt­
gründe für die geringe Wirkung der Strukturfonds in mehreren 
Mitgliedstaaten im Zeitraum 2007-2013 waren. 

6.2 Es sollte deutlicher gemacht werden, dass neben den 
öffentlichen Behörden auch die organisierte Zivilgesellschaft 
das Interesse der Allgemeinheit vertritt. 

6.3 Hindernisse durch Kofinanzierungsvorschriften, Verwal­
tungsaufwand, unangemessene Zielvorgaben der nationalen Ak­
tionsprogramme und mangelnde Beteiligung an der Kontrolle 
der Mittel führen häufig dazu, dass der organisierten Zivilgesell­
schaft der Zugang zu echten und konkreten Partnerschaften 
verwehrt bleibt. 

6.4 Die organisierte Zivilgesellschaft würdigt die Bemühun­
gen der Europäischen Kommission um eine Vereinfachung der 
Verfahren, hält diese aber immer noch für unzureichend für eine 
schnelle und einfache Ausschöpfung der Mittel durch den Pri­
vatsektor im Allgemeinen. Es gibt immer noch zu komplexe 
Verfahren und einen zu hohen Verwaltungsaufwand: Die Büro­
kratie muss abgebaut werden. Dabei müssen folgende Aspekte 
berücksichtigt werden: 

— Standardisierung der Unterlagen (schnell und leicht zugäng­
lich, leicht verständlich), 

— Einführung von Änderungen während der Umsetzung ver­
meiden, 

— flexible Kofinanzierungssätze, 

— Verkürzung der langen Zahlungsvorgänge. 

6.5 Die organisierte Zivilgesellschaft hebt die Bedeutung des 
Aufbaus von Kapazitäten für Partner hervor und spricht sich 
dafür aus, den „Aufbau von Kapazitäten“ zu definieren. „Kapa­
zitätsaufbau“ sollte im Sinne einer stärkeren Beteiligung der 
Partner an der Vorbereitung, Umsetzung und Überwachung 
der Strukturfonds in allen Phasen definiert werden. 

6.6 Der EWSA hebt hervor, dass umfassende Partnerschaften 
geschaffen werden müssen, die ein breites Spektrum verschiede­
ner Interessen widerspiegeln. Aufgaben und Funktionen der ver­
schiedenen Partner sollten deutlich dargelegt werden. 

7. Allgemeine Bemerkungen 

7.1 Die wirksame Umsetzung des Partnerschaftsprinzips ist 
ein stetiger Prozess. Der Kommissionsvorschlag ist ein erster 
Schritt, um das Partnerschaftsprinzip auf EU-Ebene zu formali­
sieren und zu kodifizieren. Der EWSA stellt mit Zufriedenheit 

fest, dass sowohl das Europäische Parlament als auch der AdR 
ein effizientes Partnerschaftsprinzip unterstützen. Das Partner­
schaftsprinzip ist in der Tat ein hervorragendes Beispiel dafür, 
wie die verantwortungsvolle Führung in anderen EU-Politik­
bereichen angewandt werden kann, sodass eine effiziente Um­
setzung der Europa-2020-Strategie gewährleistet wird. 

7.2 Der EWSA ist zutiefst besorgt darüber, dass der Rat das 
Partnerschaftsprinzip durch eine Rückkehr zu den derzeit gülti­
gen, strengeren Regelungen für den Programmplanungszeitraum 
2006-2013 beschneiden will. Der Ausschuss fordert die Kom­
mission und das Europäische Parlament auf, ihn bei der Umkehr 
dieser Entwicklung zu unterstützen. 

8. Besondere Bemerkungen 

8.1 Da der Programmplanungszeitraum für die Strukturfonds 
2014-2020 bereits in einigen Mitgliedstaaten angelaufen ist, ist 
es sowohl für die öffentlichen Verwaltungen als auch für die 
organisierte Zivilgesellschaft wichtig, das SWD-Dokument der 
Kommission zu nutzen. Der EWSA begrüßt die Tatsache, dass 
der Verhaltenskodex in sämtliche EU-Sprachen übersetzt wurde. 
Die Europäische Kommission sollte in Zusammenarbeit mit der 
öffentlichen Verwaltung und der organisierten Zivilgesellschaft 
ihre Vorschläge aktiv in den Mitgliedstaaten verbreiten. 

8.2 Der EWSA ist der Ansicht, dass die Überwachung in den 
Kommissionsvorschlägen noch nicht ausreichend entwickelt 
wurde. Zusammen mit den europäischen Vertreterverbänden 
sollte ein auf einer einfachen Kontrollliste und gegenseitigen 
Begutachtungen basierendes europäisches Überwachungssystem 
errichtet werden. Der EWSA würde sich gerne an diesem Pro­
zess beteiligen. 

8.3 Die Kontrollliste sollte auf Mindestspezifikationen beru­
hen, v.a. bezüglich der Auswahl der Partner, ihrer Einbeziehung 
in die unterschiedlichen Phasen und des Kapazitätsaufbaus. Be­
wertet werden sollte auch, auf welche Art und Weise Interes­
senkonflikte gelöst werden. Die Spezifikationen könnten noch 
gestützt werden durch eine SWOT-Analyse, bei der die Stärken, 
Schwächen, Chancen und Risiken untersucht werden, um so 
den Weg für Verbesserungen zu ebnen. 

8.4 Als Teil dieses Systems sollten die privaten Interessen­
träger/Partner einen „Partnerschafts-Check“ durchführen, der 
auf der vorstehend vorgeschlagenen Kontrollliste basiert. Der 
EWSA schlägt ein einfaches Bewertungsschema mit drei Ebenen 
vor: ungenügend, ausreichend und hervorragend. Eine derartige 
Prüfung würde die Beteiligung der Partner an der Bewertung 
stärken und damit dem Vorschlag aus dem SWD-Dokument 
gerecht werden. 

8.5 Der EWSA erinnert daran, dass die vom Europäischen 
Parlament zu Artikel 5 der Allgemeinen Verordnung vorgeschla­
gene Formulierung „mit den Partnern zusammenarbeiten“ durch 
„die Partner einbinden“ ersetzt werden soll.
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8.6 Der EWSA bekräftigt seinen früheren Vorschlag, dass 
Regionen, die ihre Erfahrungen teilen und bewährte Verfahrens­
weisen verbreiten wollen, ein Netz „exzellenter Partnerschafts­
regionen“ einrichten sollen. 

8.7 Die bewährten Verfahrensweisen, die in der EWSA- 
Broschüre „Es gehören immer zwei dazu“ aufgeführt wurden, 
trafen auf breite Zustimmung. Diese Beispiele könnten sich als 
sehr nützlich für die Erprobung in anderen Ländern erweisen 
(auch wenn die Partnerschaft an die nationalen Gegebenheiten 
angepasst werden muss). Der EWSA schlägt vor, die Broschüre 
zu aktualisieren und eine überarbeitete Fassung herauszugeben, 
die ebenfalls die Lehren aus den schlechten Verfahrensweisen 
beinhaltet. 

8.8 Der EWSA unterstreicht, wie wichtig es ist, die Partner 
im Rahmen eines Arbeitsprogramms (Informations-/Konsultati­
ons-/Mitwirkungsplan) und eines klaren Fahrplans bereits in der 
frühestmöglichen Phase in einen Dialog einzubeziehen, wie es 
der EWSA vorgeschlagen und die Kommission unterstützt hat. 
Das Verfahren muss auch in der Partnerschaftsvereinbarung fest­
gelegt werden. Die ordnungsgemäße Umsetzung des Partner­
schaftsprinzips gemäß dem Verhaltenskodex sollte eine Bedin­
gung für die Unterzeichung der Partnerschaftsvereinbarungen 
der Kommission mit den einzelnen Mitgliedstaaten sein. Der 
EWSA schlägt vor, als Anreiz zur Erfüllung dieser Bedingung 
die Ressourcen der operationellen Programme für den Kapazi­
tätsaufbau bei den Partnern einzusetzen. 

8.9 Die Auswahl der Partner sollte im Rahmen des „Pluralis­
mus in der Partnerschaft“ erfolgen. Neben den Wirtschafts- und 
Sozialpartnern sowie den einschlägigen zivilgesellschaftlichen 
Verbänden müssen auch noch andere Akteure einbezogen wer­
den, z.B. aus innovativen, aus aufstrebenden wie auch aus mar­
ginalisierten Bereichen, denen Zugang zur Partnerschaft gewährt 
und eine Rolle in der Partnerschaft eingeräumt werden muss. 
Für diese Bereiche ist das Modell der Koordinierungsplattformen 
äußerst nützlich. Auch Kleinstunternehmen (mit ihrem großen 
Beschäftigungspotenzial) und die Sozialwirtschaft (im Rahmen 
der Folgemaßnahmen der Initiative für soziales Unternehmer­
tum) müssen als Wirtschaftspartner in die Partnerschaft einge­
bunden werden. 

8.10 Die vorgeschlagene thematische Konzentration in den 
Programmen sowie weitere Ausrichtungen der Programme (geo­
grafisch, gruppenbezogen, branchenbezogen usw.) werden zu 
einer gezielten und effizienteren Partnerschaft beitragen. 

8.11 Die Arbeit in den Begleitausschüssen ist oftmals sehr 
formell und reicht nicht aus, um dem Bedarf an echten Part­
nerschaften gerecht zu werden. Sie sollte durch beratende Or­
gane, Arbeitsgruppen und andere Partnerschaftsinstrumente zur 
Stärkung des Partnerschaftsprozesses ergänzt werden. 

8.12 Der Kapazitätsaufbau ist für die Partner in allen Mit­
gliedstaaten notwendig, um einen wesentlichen Beitrag zum 
Prozess zu leisten. Dafür sollten sowohl technische Hilfeleistun­
gen als auch die Eigenmittel der Mitgliedstaaten eingesetzt wer­
den. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Durchführung 
und Überwachung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen durch die EU-Institutionen und die Rolle des EWSA“ (Initiativstellungnahme) 

(2013/C 44/05) 

Berichterstatter: Ioannis VARDAKASTANIS 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 26. April 2012 gemäß Artikel 29 Absatz 2 
seiner Geschäftsordnung, eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten: 

„Durchführung und Überwachung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen durch die EU-Institutionen und die Rolle des EWSA“. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschäftigung, Sozialfragen, Unionsbürgerschaft, nahm ihre 
Stellungnahme am 23. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 144 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der EWSA fordert den Rat auf, die Verhandlungen über 
einen Abschluss des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen 
der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen wieder aufzunehmen, um den Unionsbürgern 
mit Behinderungen den vollen Schutz des Übereinkommens 
garantieren zu können. 

1.2 Der EWSA ruft die Präsidenten des Europäischen Rates, 
der Europäischen Kommission und des Europäischen Parlaments 
auf, im Dezember 2013 ein zweites Treffen zur Situation der 
Behinderten in der Union durchzuführen, das gemeinsam mit 
dem Europäischen Behindertenforum geleitet wird, um die Um­
setzung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen zu überprüfen. 

1.3 Der EWSA unterstreicht die Tatsache, dass das Überein­
kommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
Verpflichtungen enthält, die auf Ebene der EU und der Mitglied­
staaten Änderungen der Rechtsvorschriften und der Politik er­
forderlich machen; außerdem hebt er hervor, dass die finanzielle 
Situation nicht als Entschuldigung für ein Verschleppen von 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Rechte Behinderter gelten 
kann. 

1.4 Der EWSA fordert die Kommission auf, als notwendigen 
Bestandteil der künftigen Gesamtstrategie der EU eine gründli­
che und partizipative Überprüfung der Umsetzung der EU-Stra­
tegie für Menschen mit Behinderungen, einschließlich einer 
Überprüfung der existierenden Rechtsvorschriften, Politik und 
Programme sowie der Entwicklung neuer Vorschläge durch­
zuführen. 

1.5 Der EWSA fordert daher die Europäische Kommission 
auf, in ihrem Generalsekretariat ein Folgenabschätzungsinstru­

ment für das Übereinkommen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen zu entwickeln. 

1.6 Der EWSA begrüßt die Schaffung einer unabhängigen 
Struktur zur Förderung, zum Schutz und zur Überwachung 
der Durchführung des Übereinkommens über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen durch den Rat und fordert, dieser 
eigens Mittel zuzuweisen, damit die Mitglieder dieser Struktur 
ihre Aufgaben in voller Unabhängigkeit von der Anlaufstelle 
erfüllen können. 

1.7 Der EWSA erwartet das Ersuchen der Europäischen 
Kommission um eine Stellungnahme zu einem ehrgeizigen Le­
gislativvorschlag für einen möglichst breit angelegten EU- 
Rechtsakt für Barrierefreiheit, dessen Bestimmungen öffentlichen 
und privaten Dienstleistern und Herstellern auferlegen, Behin­
derten vollkommene Barrierefreiheit zu gewährleisten, und in 
dem Barrierefreiheit klar und erschöpfend definiert wird. 

1.8 Der EWSA begrüßt, dass in die Digitale Agenda Rechts­
vorschriften aufgenommen wurden, die die Barrierefreiheit von 
Internetseiten öffentlicher Stellen und Internetseiten mit grund­
legenden Behördendiensten betreffen, und rechnet im Jahr 2012 
mit der Vorlage eines überzeugenden Legislativvorschlags. 

1.9 Der EWSA fordert den Rat und das Europäische Par­
lament auf, in den Strukturfondsverordnungen, den Verordnun­
gen zur Fazilität „Connecting Europe“ ( 1 ) und zum TEN-V, in 
den Programmen „Horizont 2020“ ( 2 ) und „Rechte und Unions­
bürgerschaft“ sowie in den Programmen auf den Gebieten der 
Entwicklungszusammenarbeit und der humanitären Hilfe Be­
stimmungen zugunsten von Behinderten zu stärken oder auf­
rechtzuerhalten, indem Maßnahmen ergriffen werden, die die 
Teilhabe Behinderter durch finanzielle Unterstützung und Ent­
wicklung von Fähigkeiten gewährleisten.

DE C 44/28 Amtsblatt der Europäischen Union 15.2.2013 

( 1 ) COM(2011) 665 final. 
( 2 ) http://ec.europa.eu/research/horizon2020/index_en.cfm (in Englisch).

http://ec.europa.eu/research/horizon2020/index_en.cfm


1.10 Der EWSA ruft den Europäischen Auswärtigen Dienst, 
die Europäische Kommission und den Rat auf, sicherzustellen, 
dass das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen als Querschnittspolitik in allen Bereichen der 
Außenbeziehungen und der internationalen Zusammenarbeit 
sowie in internationalen Handelsabkommen berücksichtigt wird, 
auch indem die EU und ihre Mitgliedstaaten innerhalb der ver­
schiedenen Gremien der Vereinten Nationen ihren Standpunkt 
zu den Rechten Behinderter miteinander abstimmen. 

1.11 Der EWSA fordert die Organe der Europäischen Union 
auf, zur internen Umsetzung des Übereinkommens über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen angemessene Maß­
nahmen zu ergreifen und ihre Verfahren bei der Einstellung 
und Auswahl neuer Bediensteter ebenso zu überprüfen wie Ar­
beitsbedingungen, Weiterbildung, Zugänglichkeit der Gebäude, 
Arbeitsumfeld und Kommunikationsinstrumente sowie die An­
forderungen von mit EU-Mitteln finanzierten Agenturen. 

1.12 Der EWSA nimmt zur Kenntnis, dass José Manuel BAR­
ROSO sich im Dezember 2011 dafür eingesetzt hat, die Um­
setzung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen in einer Sitzung des Kollegiums der Kom­
missionsmitglieder und der Generaldirektoren zu diskutieren, 
und fordert, diesen Punkt jetzt jedes Jahr auf die Tagesordnung 
zu setzen. 

1.13 Der EWSA begrüßt die Einrichtung eines Arbeitskreises, 
in dem die für die Umsetzung des Übereinkommens verant­
wortlichen Vertreter der staatlichen Anlaufstellen, Koordinie­
rungsmechanismen und unabhängigen Mechanismen der EU 
und der Mitgliedstaaten sowie Vertreter der Zivilgesellschaft zu­
sammenkommen können, und bekundet sein Interesse, in Zu­
kunft an den Sitzungen teilzunehmen. 

1.14 Der EWSA geht davon aus, dass er zu dem EU-Bericht 
2013 für den UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen einen Beitrag in Form einer Stellungnahme leis­
ten kann. 

1.15 Der EWSA ist der Auffassung, dass er zur internen 
Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Men­
schen mit Behinderungen und zur Erfüllung der sich aus dem 
Übereinkommen ergebenden Verpflichtungen entsprechend tätig 
werden und folgende Maßnahmen ergreifen sollte: Förderung 
der Einstellung Behinderter im EWSA, Gewährleistung eines dis­
kriminierungsfreien Auswahlverfahrens, verbesserte Zugänglich­
keit der Gebäude, Internetseiten, IKT-Werkzeuge und Dokumen­
te, angemessene Vorkehrungen für die Bediensteten, Mitglieder 
und Sachverständigen, Durchführung von Weiterbildungsmaß­
nahmen für das Personal, einschließlich der Erarbeitung eines 
Flugblattes zu dem Übereinkommen, und Berücksichtigung des 
Themas Behinderung in allen Aktivitäten des Ausschusses. 

1.16 Der EWSA unterstreicht die Notwendigkeit einer syste­
matischen Überwachung und Durchführung des Übereinkom­
mens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen durch 
die Institutionen der EU und unterstützt daher die Schaffung 
eines Lenkungsausschusses für die Durchführung und Über­
wachung des Übereinkommens, der die EU-Institutionen auffor­
dert, über ihre Tätigkeit zu berichten, und der über Behinderten­
organisationen und die Zivilgesellschaft Reaktionen von Behin­
derten zusammenträgt, um ein unabhängiges Bild der Fort­
schritte bei der Umsetzung des Übereinkommens zu entwickeln. 

1.17 Der EWSA empfiehlt, gemeinsam mit nationalen Wirt­
schafts- und Sozialräten, zivilgesellschaftlichen Organisationen 
und einzelstaatlichen Menschenrechtsorganisationen eine Sit­
zung zur Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen durchzuführen. 

1.18 Der EWSA ruft die Sozialpartner auf, im Rahmen der 
Tarifverhandlungen die Umsetzung des Übereinkommens über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen auf Grundlage 
vereinbarter Leitlinien übergreifend zu behandeln. 

2. Einführung 

2.1 Zu den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, 
die langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeein­
trächtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit ver­
schiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichbe­
rechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können. 

2.2 Es gibt ungefähr 80 Mio. Behinderte in Europa. Nach 
Angaben von Eurostat ist die Wahrscheinlichkeit, dass Behin­
derte arbeitslos sind, dreimal höher als bei Menschen ohne 
Behinderungen: Nur 20 % der Menschen mit schweren Behin­
derungen haben einen Arbeitsplatz, gegenüber 68 % der Men­
schen ohne Behinderungen. Die Wahrscheinlichkeit, dass Behin­
derte ein Studium aufnehmen, liegt mehr als 50 % unter der für 
Nichtbehinderte. In Europa verfügen nur 38 % der Menschen 
mit Behinderungen im Alter von 16-34 Jahren über ein eigenes 
Einkommen; dem stehen 64 % bei Menschen ohne Behinderun­
gen gegenüber. 

2.3 Der EWSA verweist auf seine Stellungnahme zu der 
„Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus­
schuss der Regionen – Europäische Strategie zugunsten von Menschen 
mit Behinderungen 2010-2020: Erneuertes Engagement für ein bar­
rierefreies Europa“ ( 3 ) und auf seine Stellungnahme „Junge Men­
schen mit Behinderung: Beschäftigung, Eingliederung und gesellschaft­
liche Teilhabe“ ( 4 ).
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2.4 Der EWSA stellt fest, dass das Übereinkommen der Ver­
einten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderun­
gen und sein Fakultativprotokoll am 13. Dezember 2006 am 
Sitz der Vereinten Nationen in New York verabschiedet wurden, 
ab dem 30. März 2007 zur Unterzeichnung auslagen und am 
3. Mai 2008 in Kraft traten. 

2.5 Der EWSA weist darauf hin, dass das Übereinkommen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen international 
breite Unterstützung findet und bereits 154 Vertragsparteien 
hat, von denen 126 das Übereinkommen ratifiziert bzw. förm­
lich bestätigt haben. Das Fakultativprotokoll hat 90 Vertrags­
parteien, von denen bislang 76 das Protokoll ratifiziert haben. 
Alle 27 Mitgliedstaaten der EU haben das Übereinkommen un­
terzeichnet, und 24 haben es bereits ratifiziert. 

2.6 Der EWSA betont, dass das Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen ein umfassendes Men­
schenrechtsinstrument ist, das gesellschaftliche, politische, wirt­
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte abdeckt. Er bekräftigt, 
dass Menschenrechte und Grundfreiheiten in vollem Umfang für 
alle Behinderten gelten müssen. 

2.7 Der EWSA unterstreicht, dass das Übereinkommen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen die Vielfalt inner­
halb der Gruppe der Behinderten widerspiegelt und darin expli­
zit anerkannt wird, dass eine Mehrfachdiskriminierung aufgrund 
von Behinderung und anderen Faktoren wie ethnischer Zugehö­
rigkeit, Geschlecht oder wirtschaftlichem Status ein erhebliches 
Problem ist, dem nur mit einem multidisziplinären Ansatz be­
gegnet werden kann, der den verschiedenen Ursachen dieser 
komplexen Form von Diskriminierung Rechnung trägt. 

2.8 Der EWSA hebt hervor, dass das Übereinkommen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen Bestimmungen 
u.a. zu folgenden Punkten enthält: Gleichberechtigung und 
Nichtdiskriminierung, Zugänglichkeit, Freizügigkeit und Staats­
angehörigkeit, Zugang zur Justiz, Freiheit von Gewalt, ein un­
abhängiges Leben in der Gemeinschaft, Recht auf Familienleben, 
persönliche Mobilität, Bildung, Beschäftigung, Gesundheit, sozia­
ler Schutz, internationale Zusammenarbeit, Katastrophenschutz 
und Beteiligung von Behinderten über die sie vertretenden Or­
ganisationen an Entscheidungsfindungsprozessen sowie Behand­
lung der Belange behinderter Frauen und Kinder als Quer­
schnittspolitik. 

2.9 Der EWSA betont, dass das Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen einen grundsätzlichen 
Kurswechsel bedeutet, da Behinderte nicht mehr als „Objekte“ 
von Wohltätigkeit und medizinischer Behandlung, sondern als 
„Subjekte“ gesehen werden, die Rechte haben und die auch in 

der Lage sind, diese Rechte einzufordern und auf Grundlage 
freiwilliger Zustimmung und in Kenntnis der Sachlage Entschei­
dungen über ihr eigenes Leben zu treffen. Den Behinderten ihre 
Stimme zurückzugeben, ihre Wahlmöglichkeiten zu verbessern 
und ihre Chancen im Leben zu vergrößern, das sind die zen­
tralen Themen des Übereinkommens. 

2.10 Der EWSA begrüßt die Tatsache, dass das Übereinkom­
men klarstellt und beschreibt, dass alle Menschenrechtskatego­
rien auch auf Behinderte anwendbar sind, unabhängig davon, 
wie intensiv sie betreut werden müssen, und dass es Bereiche 
aufzeigt, in denen Veränderungen zur effektiven Wahrnehmung 
und zum Schutz der Rechte Behinderter erforderlich sind. 

2.11 Der EWSA stellt fest, dass das Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen das erste internatio­
nale Menschenrechtsabkommen ist, das der Ratifizierung durch 
Organisationen der regionalen Integration wie der EU offen­
steht, und verweist auf den Beschluss des Rates vom 26. Novem­
ber 2009 ( 5 ), auf dessen Grundlage die Europäische Gemein­
schaft das Übereinkommen abschließen konnte und mit dem 
die Kommission als Anlaufstelle für sich aus der Umsetzung des 
Übereinkommens ergebende Fragen festgelegt wird. 

2.12 Der EWSA hebt hervor, dass dieser Beschluss eine Liste 
mit Bereichen umfasst, die in die ausschließliche bzw. geteilte 
Zuständigkeit der Union fallen. Diese Liste ist nicht abschlie­
ßend und wird im Lauf der Zeit wahrscheinlich länger werden. 
Zu den Bereichen mit ausschließlicher Zuständigkeit gehören die 
Vereinbarkeit staatlicher Beihilfen mit dem gemeinsamen Markt 
und der gemeinsame Zolltarif. Zu den Bereichen mit geteilter 
Zuständigkeit gehören Maßnahmen zur Bekämpfung von Dis­
kriminierung aufgrund einer Behinderung, der freie Waren-, Per­
sonen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr, die Landwirtschaft, 
der Eisenbahn-, Straßen-, See- und Luftverkehr, Steuern, der 
Binnenmarkt, gleiches Entgelt für Männer und Frauen für gleich­
wertige Arbeit, die Politik der transeuropäischen Netze sowie die 
Statistik. 

2.13 Der EWSA nimmt den Verhaltenskodex zwischen dem 
Rat, den Mitgliedstaaten und der Kommission ( 6 ) zur Kenntnis, 
in dem nicht nur festgelegt wird, wie zwischen dem Rat, den 
Mitgliedstaaten und der Kommission verschiedene Aspekte der 
Durchführung des Übereinkommens behandelt werden und wie 
die durch das Übereinkommen geschaffenen Gremien zu beset­
zen sind, sondern auch, nach welchen Verfahren der Bericht der 
EU an den UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen erstellt wird und nach welchem Verfahren ein 
Überwachungsrahmen für einen oder mehrere unabhängige Me­
chanismen unter Beteiligung der Zivilgesellschaft einzurichten 
ist.
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3. Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen: Welche Auswirkungen hat es, dass 
die EU erstmals Vertragspartner eines Menschenrechts­
abkommens ist? 

3.1 Der EWSA begrüßt die Tatsache, dass die Europäische 
Union mit Unterzeichnung des Übereinkommens über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen am 23. Dezember 
2010 zum ersten Mal in ihrer Geschichte Vertragspartner eines 
internationalen Menschenrechtsübereinkommens geworden ist, 
und erkennt die führende Rolle an, die die EU und ihre Mit­
gliedstaaten neben der durch das Europäische Behindertenforum 
vertretenen europäischen Behindertenbewegung bei der Aus­
arbeitung des Übereinkommens gespielt haben; er ist der Auf­
fassung, dass die EU eine besondere Verantwortung dafür trägt, 
dass die Bemühungen zur Durchführung und Überwachung in­
tensiviert werden und ein Vorbild geschaffen wird, an dem sich 
andere in der Welt orientieren können. 

3.2 Der EWSA fordert den Rat auf, die Verhandlungen über 
einen Abschluss des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen wieder auf­
zunehmen. Bei Rechtsverletzungen im Zuständigkeitsbereich der 
EU würde das Fakultativprotokoll (entsprechend dem Vorschlag 
der Europäischen Kommission aus dem Jahr 2008) Einzelper­
sonen und Gruppen nach Ausschöpfung aller Rechtsmittel in­
nerhalb der EU die Möglichkeit geben, Beschwerde beim UN- 
Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
einzureichen und damit bestehende Lücken beim Schutz Behin­
derter zu schließen bzw. künftige Lücken vermeiden. 

3.3 Der EWSA ruft die Kommission auf, die Ratifizierung 
anderer Menschenrechtsabkommen wie des Übereinkommens 
über die Rechte des Kindes und des Übereinkommens zur Be­
seitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, einschließ­
lich deren Zusatz- bzw. Fakultativprotokolle, zu erwägen. Er ruft 
die EU auf, sich an den gegenwärtig geführten Gesprächen in 
der offenen Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen zu beteiligen, 
in der über die Ausarbeitung eines neuen Menschenrechts­
abkommens der Vereinten Nationen über die Rechte älterer 
Menschen nachgedacht wird, und sicherzustellen, dass diese Ar­
beit in völliger Übereinstimmung mit dem Übereinkommen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen durchgeführt 
wird. 

3.4 Der EWSA stellt fest, dass die Europäische Union als 
Vertragspartner des Übereinkommens über die Rechte von Men­
schen mit Behinderungen alle in dem Übereinkommen fest­
gelegten Verpflichtungen im Rahmen ihres Zuständigkeitsberei­
ches einschließlich der Verpflichtung erfüllen muss, dem UN- 
Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
regelmäßig Bericht zu erstatten. 

3.5 Der EWSA hebt hervor, dass Artikel 10 und 19 AEUV 
und Artikel 21 und 26 der Charta der Grundrechte der Euro­
päischen Union eindeutig auf den Schutz der Rechte Behinderter 
Bezug nehmen ( 7 ). 

3.6 Der EWSA ruft die Organe der EU auf, Rechtsvorschrif­
ten zu erlassen sowie Strategien um Programme zu verfolgen, 
mit denen das Übereinkommen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen in den Bereichen vollständig umgesetzt wird, 
die in den ausschließlichen bzw. geteilten Zuständigkeitsbereich 
der Union fallen, sowie die bestehenden Rechtsvorschriften und 
Strategien zu überprüfen, um den umfassenden Schutz aller 
Behinderten in der Europäischen Union sicherzustellen. 

3.7 Der EWSA ruft die Präsidenten des Europäischen Rates, 
der Europäischen Kommission und des Europäischen Parlaments 
auf, gemeinsam mit dem Europäischen Behindertenforum im 
Dezember 2013 ein zweites Treffen zur Situation Behinderter 
in der Union durchzuführen, das hauptsächlich auf die Umset­
zung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen gerichtet ist ( 8 ). 

3.8 Der EWSA begrüßt, dass das Europäische Parlament im 
Dezember 2012 gemeinsam mit dem Europäischen Behinder­
tenforum ein Europäisches Parlament der Menschen mit Behin­
derungen organisiert, dessen Ergebnisse in den Bericht der EU 
an den UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen einfließen können. 

3.9 Der EWSA fordert die Organe der Europäischen Union 
auf, zur internen Umsetzung des Übereinkommens über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen angemessene Maß­
nahmen zu ergreifen. Dazu zählen: 

— Förderung der Einstellung von Behinderten in den EU-Insti­
tutionen und Ausarbeitung von Strategien zur Vereinbarkeit 
von Privat- und Berufsleben; 

— Überprüfung interner Regelungen, Verfahren und Arbeits­
methoden, um gleiche Chancen für Bedienstete mit Behin­
derungen zu garantieren; 

— Gewährleistung, dass bei Auswahlverfahren Behinderte die 
Möglichkeit haben, gleichberechtigt mit nichtbehinderten 
Kandidaten anzutreten, indem angemessene Vorkehrungen 
getroffen werden; 

— Gewährleistung angemessener Vorkehrungen für alle behin­
derten Bediensteten, wo dies in ihrer täglichen Arbeit erfor­
derlich ist, einschließlich persönlicher Unterstützung, Gebär­
densprachenverdolmetschung, geeigneter Transportmaßnah­
men usw.;
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— Sicherstellung der Zugänglichkeit bei Aus- und Weiterbil­
dung; 

— Verbesserung der Zugänglichkeit von Gebäuden, Internetsei­
ten, IKT-Werkzeugen und Dokumenten; 

— Gewährleistung, dass alle EU-Agenturen und von der EU 
finanzierte Gremien einschließlich der europäischen Schulen 
die Bestimmungen des Übereinkommens erfüllen; 

— Sicherstellung der Beteiligung von Behindertenorganisatio­
nen bei der Ausarbeitung von Rechtsvorschriften und Stra­
tegien, auch über eine angemessene Finanzausstattung. 

4. Die Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen durch die EU und 
ihre Mitgliedstaaten 

4.1 In seiner Stellungnahme vom 21. September 2011 be­
grüßt der EWSA die Europäische Strategie zugunsten von Men­
schen mit Behinderungen 2010-2020 als politisches Schlüssel­
werkzeug zur Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen in der Europäischen Union 
und fordert die Europäische Kommission gleichzeitig auf, im 
bestehenden und künftigen Sekundärrecht die Einhaltung des 
Übereinkommens sicherzustellen und die Teilhabe und Einbezie­
hung Behinderter vorzusehen ( 9 ). 

4.2 Der EWSA fordert eine gründliche und partizipative 
Überprüfung der Umsetzung der Strategie für Behinderte sowie 
die Setzung neuer Ziele. 

4.3 Der EWSA ruft den Rat und das Europäische Parlament 
auf, die Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen im mehrjährigen Finanzrahmen 
der EU als Querschnittspolitik zu behandeln, indem sicher­
gestellt wird, dass kein einziger Eurocent in Projekte oder In­
frastruktur fließt, die Behinderten nicht zugänglich sind. 

4.4 Der EWSA ersucht den Rat und das Europäische 
Parlament, 

— in den Strukturfondsverordnungen Bestimmungen zur Um­
setzung des Übereinkommens über die Rechte von Men­
schen mit Behinderungen zu stärken oder aufrechtzuerhal­
ten, insbesondere die Ex-ante-Auflagen ( 10 ), die Partner­
schaftsprinzipien und die bereichsübergreifenden Grundsät­
ze; 

— in die Verordnungen zur Fazilität „Connecting Europe“ und 
zum TEN-V ( 11 ) Bestimmungen zur Zugänglichkeit auf­
zunehmen; 

— sicherzustellen, dass das Programm „Horizont 2020“ ( 12 ) ge­
währleistet, dass von der EU finanzierte Forschung Behin­
derten offensteht, indem die Nutzerbeteiligung und die Zu­
gänglichkeit von Forschungsergebnissen gefördert wird und 
neue und innovative Ideen entwickelt werden, um das Über­
einkommen im Recht und in der Politik der EU auch im 
Bereich Beschäftigung umzusetzen; 

— behinderungsspezifische Bestimmungen in ihre Programme 
zur Entwicklungshilfe und zur humanitären Hilfe aufzuneh­
men. 

4.5 Der EWSA fordert die Europäische Kommission auf, für 
EU-finanzierte Projekte einen Mechanismus zu schaffen, durch 
den bei der Ausarbeitung barrierefreier Lösungen und der Inte­
gration Behinderter eine exzellente Erfüllung des Übereinkom­
mens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen aus­
gezeichnet wird. 

4.6 Der EWSA verweist auf die behinderungsspezifischen Be­
stimmungen in der Europa-2020-Strategie, insbesondere hin­
sichtlich der dritten Säule zur sozialen Integration und zur Di­
gitalen Agenda, und ruft dazu auf, die Umsetzung des Über­
einkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
in allen Leitinitiativen zu berücksichtigen. 

4.7 Der EWSA sieht mit Besorgnis, dass die in vielen EU- 
Mitgliedstaaten ergriffenen Sparmaßnahmen auch für Behinderte 
und ihre Familien negative Auswirkungen haben und zu mehr 
sozialer Ausgrenzung, Diskriminierung, Ungleichheit und Ar­
beitslosigkeit führen, und er betont, dass die Krise nicht als 
Vorwand dienen kann, um die Umsetzung des Übereinkom­
mens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen auf­
zuschieben. 

4.8 Der EWSA ruft den Europäischen Rat auf, eine echte 
Wachstumsstrategie anzunehmen, in der Maßnahmen zuguns­
ten benachteiligter Gruppen wie Behinderter vorgesehen sind; 
dazu gehören Maßnahmen zur Verbesserung der Anstellung­
schancen und zur Förderung von Dienstleistungen, die eine un­
abhängige Lebensweise und Teilhabe an der Gemeinschaft be­
günstigen, wobei auch die Situation von Personen zu berück­
sichtigen ist, bei denen erst im fortgeschrittenen Lebensalter 
Behinderungen auftreten, sowie Maßnahmen zur Entwicklung 
einer barrierefreien Infrastruktur.
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4.9 Der EWSA ruft die Mitgliedstaaten auf, finanzielle An­
reize für Unternehmen zu schaffen, um Behinderten den Zu­
gang zum Arbeitsmarkt zu gewährleisten, und Maßnahmen zur 
Förderung des Unternehmertums, des Wechsels zwischen Be­
schäftigung und Nichtbeschäftigung und des gleichberechtigten 
Zugangs zum sozialen Schutz und zur Wahrnehmung der Ar­
beitnehmerrechte zu ergreifen. 

4.10 Der EWSA erwartet das Ersuchen der Europäischen 
Kommission um eine Stellungnahme zu einem Vorschlag für 
einen ehrgeizigen, möglichst breit angelegten EU-Rechtsakt für 
Barrierefreiheit, dessen Bestimmungen öffentlichen und privaten 
Dienstleistern und Herstellern auferlegen, vollkommene Barrie­
refreiheit zu gewährleisten, und in dem Barrierefreiheit – sowohl 
hinsichtlich virtueller als auch realer Umgebungen – entspre­
chend europäischen Normen klar und erschöpfend definiert 
und die Möglichkeit einer gemeinsamen Nutzung und Verein­
barkeit mit unterstützenden Techniken vorgesehen wird. 

4.11 Der EWSA fordert den Rat auf, die Arbeit an dem 
Vorschlag für eine Richtlinie zur Anwendung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung ungeachtet des Geschlechts, der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Ausrichtung unter Berücksichtigung des Überein­
kommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
fortzuführen, indem die Begriffe „Behinderung“ und „Diskrimi­
nierung aufgrund eines Näheverhältnisses zu einem Behinder­
ten“ definiert werden sowie Diskriminierung beim Zugang zu 
Finanz- und Versicherungsdienstleistungen verboten, der Bereich 
Zugang zur Bildung behandelt und der Begriff der „angemesse­
nen Vorkehrungen“ zur Sicherstellung des individuellen Zugangs 
klar von dem Begriff der „Zugänglichkeit“ abgegrenzt wird, der 
eine vorausschauende, gruppenbezogene Verpflichtung beinhal­
tet. 

4.12 Der EWSA betont, dass die Bedürfnisse Behinderter in 
allen EU–Programmen, –Strategien und –Maßnahmen für Frau­
en, Kinder, diskriminierte Gruppen wie ethnische oder religiöse 
Minderheiten, Schwule und Lesben sowie ältere Menschen be­
rücksichtigt werden sollten. 

4.13 Der EWSA betont, dass eine größtmögliche Überein­
stimmung mit den internen Bestimmungen und Strategien der 
EU gewährleistet sein muss, indem das Übereinkommen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen mittels der Aus­
arbeitung von Ad-hoc-Leitlinien als Querschnittspolitik in allen 
Bereichen der Außenbeziehungen sowie der Entwicklungs- und 
der humanitären Hilfe Berücksichtigung findet. 

4.14 Insbesondere fordert der EWSA die EU auf, ihre Posi­
tion mit der der Mitgliedstaaten abzustimmen, wenn in den 
Vereinten Nationen Diskussionen geführt werden, die Auswir­
kungen auf die Rechte Behinderter haben; dies kann zum Bei­
spiel dadurch gewährleistet werden, dass bei der Position der EU 
zu dem Rahmen der Post-Millenniumsentwicklungsziele die 

Menschenrechte Behinderter berücksichtigt und Behinderte in 
der grundlegenden Strategieüberprüfung, die die UNO alle vier 
Jahre durchführt, erwähnt werden. 

4.15 Der EWSA ruft die EU auf, ihr Engagement hinsichtlich 
des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen in andere multilaterale Gremien hineinzutragen, so 
z.B. in die aktuellen Verhandlungen zur Reform und Liberalisie­
rung des Urheberrechts in der Weltorganisation für geistiges 
Eigentum. 

4.16 Der EWSA begrüßt die Arbeit, die bisher im politischen 
Austausch zwischen den USA und der EU im Rahmen der 
Neuen Transatlantischen Agenda zur Reform des Umgangs 
mit Behinderten geleistet wurde, und fordert angesichts der be­
vorstehenden Ratifizierung durch die Vereinigten Staaten eine 
Intensivierung des transatlantischen Dialoges zur Behinderten­
politik, um den weltweiten Reformprozess weiter voranzubrin­
gen. 

4.17 Der EWSA ruft die Europäische Kommission auf, in 
jeder Generaldirektion sicherzustellen, dass die entsprechenden 
Dienststellen beauftragt werden, Sorge dafür zu tragen, dass die 
Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Men­
schen mit Behinderungen bei der Ausarbeitung von Strategien 
und Rechtsvorschriften in allen Bereichen Berücksichtigung fin­
det. 

4.18 Der EWSA ruft das Generalsekretariat der Kommission 
auf, für alle neuen Legislativvorschläge ein Instrument zur Ab­
schätzung der Auswirkungen auf die Rechte Behinderter zu ent­
wickeln und bei den Schulungen für neue Mitarbeiter und bei 
Umschulungen ein Modul zu dem Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen aufzunehmen. 

4.19 Der EWSA betont, dass laut Buchstabe o) der Präambel 
und Artikel 4 Absatz 3 des Übereinkommens über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen Behinderte in alle Politik­
gestaltungs- und Entscheidungsprozesse sowie Strategien und 
Programme, die Menschen mit Behinderungen betreffen, ein­
zubeziehen sind, und fordert die EU-Institutionen und die ein­
zelstaatlichen Regierungen auf, angemessene Verfahren vorzuse­
hen. 

5. Überwachung des Übereinkommens über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen in der EU 

5.1 Der EWSA stellt fest, dass Artikel 33 Absatz 2 des Über­
einkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
die Vertragsstaaten dazu verpflichtet, „für die Förderung, den 
Schutz und die Überwachung“ der Durchführung des Überein­
kommens eine Struktur auf einzelstaatlicher Ebene zu bestim­
men oder zu schaffen, die einen oder mehrere unabhängige 
Mechanismen einschließt.
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5.2 Der EWSA fordert den Rat auf, per Beschluss offiziell 
eine entsprechende Struktur zu bestimmen. 

5.3 Der EWSA weist darauf hin, dass bei der Bestimmung 
oder Schaffung eines derartigen Mechanismus die Vertragsstaa­
ten den Pariser Grundsatz betreffend die Rechtsstellung und die 
Arbeitsweise der einzelstaatlichen Institutionen zum Schutz und 
zur Förderung der Menschenrechte berücksichtigen müssen. 

5.4 Der EWSA fordert insbesondere die Unabhängigkeit der 
Struktur von der Anlaufstelle und dem in der EU aufgestellten 
Koordinierungsmechanismus, die Festlegung eines Mandats für 
jedes Mitglied der Struktur und die entsprechenden Mittel, die 
die Mitglieder der Struktur zur Erfüllung ihrer Aufgaben benö­
tigen. 

5.5 Der EWSA betont, dass eine klare Regelung für die struk­
turierte Konsultation der Mitglieder der Struktur entsprechend 
ihrer jeweiligen Rolle geschaffen werden muss, insbesondere mit 
Blick auf die Ausarbeitung von Rechtsvorschriften. 

5.6 Der EWSA stellt fest, dass gemäß Artikel 33 Absatz 3 
des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen die Zivilgesellschaft, insbesondere Menschen mit Be­
hinderungen und die sie vertretenden Organisationen, in den 
Überwachungsprozess einbezogen werden und in vollem Um­
fang daran teilnehmen muss; dazu gehört auch die Arbeit in der 
Anlaufstelle und dem vom Rat bestimmten Koordinierungs­
mechanismus für die Umsetzung des Übereinkommens. 

5.7 Der EWSA ist der Auffassung, dass das Europäische Be­
hindertenforum, das als europäischer Dachverband die Vertre­
tung der 80 Millionen Unionsbürger mit Behinderungen sicher­
stellt, in die Überwachung des Übereinkommens auf europäi­
scher Ebene und in alle Politikgestaltungs- und Entscheidungs­
prozesse der EU, die Menschen mit Behinderungen betreffen, 
einzubeziehen ist. 

5.8 Der EWSA ist der festen Überzeugung, dass Partnerschaft 
ein Instrument für nachhaltige, wirtschaftliche und soziale Ent­
wicklung ist, dass sie aber der Gewissheit einer langfristigen und 
echten Beteiligung der Zivilgesellschaft bedarf; dazu gehört u.a. 
ein kontinuierlicher Kapazitätenaufbau bei allen Partnern und 
eine für die Beteiligung angemessene Ausstattung mit finanziel­
len Mitteln ( 13 ). 

5.9 Der EWSA ruft die EU auf, in dem künftigen Finanzie­
rungsprogramm im Rahmen des Programms „Rechte und Uni­
onsbürgerschaft“ Mittel für die Unterstützung der Umsetzung 
des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen vorzusehen; dazu gehören auch der Kapazitätenaufbau 
und eine ausreichende Finanzierung von Behindertenverbänden. 

5.10 Der EWSA erkennt an, wie wichtig es ist, auf EU-Ebene 
einen dem Übereinkommen gemäßen Rahmen zu schaffen, da­

mit Drittstaaten – insbesondere solche, die regionalen Organi­
sationen angehören – sich an dem Rahmen der EU orientieren 
können. 

5.11 Der EWSA weist darauf hin, dass die EU ihren ersten 
regelmäßigen Bericht an den UN-Ausschuss für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen zu Beginn des Jahres 2013 vor­
legen muss, und erwartet, von der Europäischen Kommission 
im Zuge der Ausarbeitung ihres Berichts zusammen mit einem 
breiten Spektrum von Interessenträgern, einschließlich der Zivil­
gesellschaft und insbesondere der Behindertenbewegung, kon­
sultiert zu werden. 

5.12 Der EWSA begrüßt alle von der Europäischen Kommis­
sion und von Eurostat vorgeschlagenen Maßnahmen zur Ver­
besserung und Intensivierung der Sammlung von Daten und 
Indikatoren sowie zur Erstellung detaillierter Statistiken im Be­
reich Behinderung, um effektivere Strategien zu entwickeln und 
deren Umsetzung genauer zu überwachen. Der EWSA sieht der 
Veröffentlichung der Daten aus dem Ad-hoc-Modul über die 
Beschäftigung behinderter Menschen im Rahmen der Arbeits­
kräfteerhebung 2011 mit Interesse entgegen und fordert die 
Kommission, Eurostat, die Grundrechteagentur und die Mitglied­
staaten auf, in alle grundlegenden Umfragen durchgehend Fra­
gen zu behindertenspezifischen Themen aufzunehmen sowie 
spezifische Umfragen und Indikatoren zu entwickeln, die es 
ermöglichen, die Wechselwirkung zwischen Behinderten und 
den sich im Alltag auftuenden Barrieren sowie die Wirkung 
politischer Instrumente, die auf die Beseitigung dieser Barrieren 
ausgelegt sind, zu messen. 

5.13 Der EWSA fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, 
für öffentliche Behörden aller Ebenen, private Unternehmen, 
Medien, Universitäten und Forschungszentren, Schulen sowie 
Sozial- und Gesundheitsdienste Sensibilisierungskampagnen 
über die sich aus dem Übereinkommen ergebenden Rechte 
und Pflichten durchzuführen. 

5.14 Der EWSA ruft die Mitgliedstaaten auf, die Umsetzung 
des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen auf den verschiedenen Ebenen der Entscheidungsfin­
dung sicherzustellen, indem die Bestimmungen des Überein­
kommens in der Rechtsetzung und bei Strategien und adminis­
trativen Entscheidungen durchgehend in allen Bereichen berück­
sichtigt werden und indem dem Übereinkommen gemäße Ak­
tionspläne für Menschen mit Behinderungen entwickelt werden. 

5.15 Der EWSA unterstützt Partnerschaften zwischen Ge­
werkschaften, Arbeitgeberverbänden, sozialwirtschaftlichen Or­
ganisationen und Behindertenverbänden, um Behinderten ent­
sprechend dem Übereinkommen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen den Zugang zum Arbeitsmarkt zu erleich­
tern.
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6. Der EWSA und das Übereinkommen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen – interne Umsetzung 

6.1 Der EWSA ist der Auffassung, dass er zur Umsetzung 
des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen und zur Erfüllung der sich aus dem Übereinkommen 
ergebenden Verpflichtungen angemessene Maßnahmen ergreifen 
sollte, darunter insbesondere die folgenden: 

— Förderung der Einstellung von Behinderten im EWSA, ein­
schließlich der Entwicklung eines Programms für Praktikan­
ten, und Unterstützung von Bewerbungen abgeordneter na­
tionaler Sachverständiger mit Behinderungen; 

— Gewährleistung eines diskriminierungsfreien Auswahlverfah­
rens für behinderte Bewerber; 

— Zugänglichkeit der Stellenvermittlung, Berufsausbildung und 
Weiterbildung für Behinderte; 

— Verbesserung der Zugänglichkeit von Gebäuden, Internetsei­
ten, IKT-Werkzeugen und Dokumenten; 

— angemessene Vorkehrungen, einschließlich persönlicher Un­
terstützung, für die Angestellten, Mitglieder und Sachver­
ständigen; 

— Durchführung von Maßnahmen zur Sensibilisierung des Per­
sonals für den Themenbereich Behinderung und das Über­
einkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderun­
gen, einschließlich der Erarbeitung eines Flugblattes und ei­
nes Videos über die bereichsübergreifende Umsetzung des 
Übereinkommens; 

— Teilnahme an der interinstitutionellen Arbeitsgruppe zur 
Umsetzung des Übereinkommens; 

— Berücksichtigung des Themenbereiches Behinderung in allen 
Aktivitäten des Ausschusses. 

6.2 Der EWSA betont, dass in all seinen Stellungnahmen mit 
Auswirkungen auf das Leben Behinderter bereichsübergreifend 
auf die Rechte von Menschen mit Behinderungen eingegangen 
werden sollte. 

6.3 Der EWSA hebt hervor, dass die in dem Übereinkom­
men festgeschriebenen Rechte als Querschnittspolitik in der Ar­
beit all seiner Fachgruppen berücksichtigt werden müssen, da sie 
alle Bereiche des gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftli­
chen Lebens berühren. 

6.4 Der EWSA unterstreicht diesbezüglich die Notwendigkeit 
der Schaffung eines Lenkungsausschusses für die Durchführung 
und Überwachung des Übereinkommens über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen, der die verschiedenen Institutio­
nen der EU auffordern würde, über ihre Tätigkeit zu berichten, 
und der die Standpunkte der Zivilgesellschaft und insbesondere 
des Europäischen Behindertenforums als repräsentativer Behin­
dertenverband zusammentragen würde, damit sie bei der Aus­
arbeitung und Vorlage des Berichts der EU an den UN-Aus­
schuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen ein­
fließen können. Durch die Beteiligung dieser verschiedenen Ak­
teure würde der Lenkungsausschuss ein unabhängiges Bild von 
den Fortschritten bei der Umsetzung des Übereinkommens lie­
fern. 

6.5 Der EWSA unterstreicht seine Rolle bei der Stärkung der 
demokratischen Legitimierung der EU, indem der partizipativen 
Demokratie sowie der Rolle zivilgesellschaftlicher Organisatio­
nen mehr Raum eingeräumt wird. 

6.6 Der EWSA fordert die Schaffung eines Gremiums, um 
den auf Ebene der EU zwischen den Organen bzw. Einrichtun­
gen der EU und der Zivilgesellschaft geführten Dialog über die 
Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Men­
schen mit Behinderungen zu fördern und zu koordinieren. 

6.7 Der EWSA empfiehlt, dass er in Form einer Stellung­
nahme einen Beitrag zu dem Bericht leistet, den die EU dem 
UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
vorlegen wird. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Europäisches Jahr 
der seelischen Gesundheit — bessere Arbeit, mehr Lebensqualität“ (Initiativstellungnahme) 

(2013/C 44/06) 

Berichterstatter: Bernd SCHLÜTER 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 12. Juli 2012 gemäß Artikel 29 Absatz 2 
seiner Geschäftsordnung, eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten: 

„Europäisches Jahr der seelischen Gesundheit — bessere Arbeit, mehr Lebensqualität“. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschäftigung, Sozialfragen, Unionsbürgerschaft nahm ihre 
Stellungnahme am 23. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
13. Dezember 2012) mit 74 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 2 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Zusammenfassung und Empfehlungen 

1.1 Seelische Gesundheit ist ein wesentlicher Bestandteil 
der Lebensqualität und des Wohlbefindens aller Menschen in 
der EU. Die WHO definiert seelische Gesundheit als „Zustand 
des Wohlbefindens, in dem der Einzelne seine Fähigkeiten aus­
schöpfen, die normalen Lebensbelastungen bewältigen, produk­
tiv und fruchtbar arbeiten kann und imstande ist, etwas zu 
seiner Gemeinschaft beizutragen“ ( 1 ). Dies kann durch wirt­
schaftliche Daten wie das BIP nur unzureichend erfasst werden. 
Die gegenwärtige Krise hat viele Millionen Menschen in Exis­
tenzangst, Sinnkrisen und Arbeitslosigkeit gestürzt und die Sui­
zidgefahr beeinflusst. Eine Sicherung der psychischen Stabilität 
ist daher mehr als abstrakte Finanzfragen von zentraler Bedeu­
tung für das Lebensglück sehr vieler Menschen. Auf individueller 
Ebene bildet die psychische Gesundheit die Voraussetzung dafür, 
dass der Einzelne sein intellektuelles und emotionales Potenzial 
verwirklichen kann. Auf gesellschaftlicher Ebene stellt die psy­
chische Gesundheit eine Ressource für den sozialen Zusammen­
halt sowie für ein besseres Sozialwohl und, daneben, den wirt­
schaftlichen Wohlstand dar. 

1.2 Die Initiative zielt auf eine Stärkung der seelischen 
Gesundheit und eine Sensibilisierung der Öffentlichkeit im um­
fassenden Sinne. Neben chronischen und akuten mentalen Er­
krankungen oder Behinderungen werden auch einschränkende 
Belastungen erfasst, welche nicht als Krankheiten eingestuft wer­
den und welche möglicherweise auch körperliche Gründe oder 
Auswirkungen haben. Die Thematik „seelische Gesundheit“ setzt 
sich aus zahlreichen und unterschiedlichen Facetten zusammen, 
die durch medizinische und sozialpolitische Aspekte, aber auch 
Lebenslagen, wie z.B. Arbeitswelt, Jugend, Alter und Armut, 
geprägt werden. 

1.3 Beeinträchtigungen können verschiedene Gründe und 
Folgen haben wie z.B. Traumata, belastende Kindheitserfahrun­
gen, Drogenkonsum, Überlastung, Arbeitslosigkeit, Wohnungs­
losigkeit, Ausgrenzung – auch in Verbindung mit genetischen 

Anlagen. Dementsprechend vielfältig sind die Lösungswege und 
die relevanten Politikfelder. Diese Gründe sind häufig beeinfluss­
bar und sollten daher eine angemessene Beachtung im Rahmen 
einer inklusiven Politik und Wirtschaft finden. Die Sozialwirt­
schaft, die Zivilgesellschaft sowie neue Ansätze sozialen Unter­
nehmertums können hier eine Schlüsselrolle einnehmen. Prä­
vention, Früherkennung und Behandlung von psychischen Er­
krankungen müssen multidimensional angelegt sein (psychothe­
rapeutische, medizinische und sozioökonomische Ansätze). Psy­
chische Beeinträchtigungen und Erkrankungen sind verstärkt in 
der allgemeinen Ausbildung der Gesundheitsberufe, der Erzieher, 
der Lehrer und der Leitungskräfte einzubeziehen. Eine öffentlich 
unterstützte betriebliche Gesundheitsförderung und eine mo­
derne Unternehmenskultur können Menschen mit Beeinträchti­
gungen unterstützen und die Entstehung von arbeitsbezogenen 
Problemen begrenzen. 

1.4 Eine zentrale Rolle spielt die Stärkung der bürgerschaft­
lichen, ehrenamtlichen, familiären und professionellen Netz­
werke und die Partizipation der Betroffenen und ihrer Ver­
bände. Prävention und Bewusstseinsbildung sind eine gesamt­
gesellschaftliche Aufgabe. Durch wohnortnahe ambulante Hilfen 
und betreutes Wohnen können Freiheitsbeschränkungen und 
stationäre Therapien oft vermieden werden. Hier sind europäi­
sche Empfehlungen und good practices besonders wichtig, die 
sich u.a. auf eine adäquate Reduzierung der stationären Psychia­
trie und des Medikamentenverbrauchs beziehen, um zum Auf­
bau sozialräumlicher Hilfen und sonstiger alternativer Unterstüt­
zungsformen beizutragen. Auch könnten so gewonnene Mittel 
für Wissenschaft und Forschung stärker auf die Erhaltung der 
seelischen Gesundheit gerichtet werden. Auch für finanzschwä­
chere Mitgliedstaaten sind Umstrukturierungen und neue Priori­
tätensetzungen möglich. 

1.5 Die Sensibilisierung der breiten Öffentlichkeit für 
diese Thematik, z.B. auch in Kindergärten und Schulen, in Un­
ternehmen, bei Ärzten und in Pflegeeinrichtungen, sollte EU- 
weit gefördert werden. Antistigmatisierungskampagnen und 
eine nichtdiskriminierende Sprache der Medien können eine
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Diskriminierung der Menschen mit seelischen Erkrankungen ab­
bauen. Es sind auch signifikante volkswirtschaftliche Folgen der 
Gesundheitssituation zu verzeichnen. Sie sind gegenüber den 
gravierenderen persönlichen Folgen eher sekundär ( 2 ). Vermehrt 
ist danach zu fragen, welche sozialen, politischen und wirt­
schaftlichen Interessen und Strukturen die Problemstellung ver­
stärken und wie durch eine effektive Weiterentwicklung der 
personenzentrierten Versorgungsstrukturen und durch Un­
terstützung von Familien als erste Lernorte im Leben eines 
Menschen die Inklusion aktiv gefördert werden kann. Die deut­
lichen Fortschritte der Medizin, der professionellen und ehren­
amtlichen Hilfen sowie der Unternehmensmodelle zur Gesund­
heitsprävention müssen verstärkt Beachtung und Förderung 
finden. 

2. Hintergrund 

2.1 Die am weitesten verbreiteten Erkrankungen in Europa 
sind Angststörungen, Depressionen und Abhängigkeitserkran­
kungen. Nach Studien aus 2010 leiden 38 % der Europäer 
und Europäerinnen an psychischen Erkrankungen ( 3 ). 2005 wa­
ren es bereits 27 % ( 4 ). 58 000 Menschen sterben jährlich an 
Suizid. Bis zum Jahr 2020 werden Depressionen in den Indus­
triestaaten die zweithäufigsten Erkrankungen sein ( 5 ). So nah­
men etwa die Fehlzeiten von Versicherten einer großen Kran­
kenkasse in Deutschland ( 6 ) aufgrund psychischer Erkrankungen 
von 2006 bis 2009 um 38 % bei Berufstätigen und um 44 % 
bei Arbeitslosen zu. Die Zahl der in diesem Zeitraum verschrie­
benen „Arzneimittel zur Behandlung des Nervensystems“ stieg 
um 33 %, darunter fallen beispielsweise Antidepressiva ( 7 ). Auch 
in Großbritannien verzeichnen 44 % der Arbeitgeber eine Zu­
nahme von Problemen psychischer Gesundheit und 40 % eine 
Zunahme der stressbedingten Fehltage ( 8 ). 

2.2 Seelische Gesundheit und seelisches Wohlbefinden stan­
den bisher nicht im Fokus eines Europäischen Jahres. Allerdings 
sind Vorurteile im Zusammenhang mit mentalen Beeinträchti­
gungen und psychosozialen Behinderungen sowie Stigmatisie­
rung, z.B. in der Gesellschaft oder bei der Arbeit, auch heute 
noch an der Tagesordnung. Die Strategie Europa 2020 ver­
langt im Sinne eines inklusiven und nachhaltigen Wachstums 
ebenfalls eine stärkere soziale Inklusion dieser Gruppe und ent­
sprechend gestaltete EU-Gesundheitsprogramme. Das VN- 
Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen – das allererste internationale Menschenrechtsinstru­
ment, dem die EU beigetreten ist – sieht überdies eine Reihe 
eindeutiger Rechte für Menschen mit psychosozialen Behin­
derungen vor. Die in diesem Übereinkommen verankerten 

Rechte müssen im Rahmen aller relevanten EU-Politiken und 
-Maßnahmen geachtet und umgesetzt werden. Ein Europäisches 
Jahr der seelischen Gesundheit und dem seelischen Wohlbefin­
den zu widmen, wäre deshalb eine Möglichkeit, diesen Erforder­
nissen die gebührende Aufmerksamkeit zukommen zu lassen. 

2.3 Seelische Gesundheit ist seit Mitte der 1990er Jahre 
Gegenstand einiger spezifischer Projekte auf dem Gebiet der 
Europäischen Gesundheitspolitik und wird dort als zentraler 
Wert dargestellt ( 9 ). 2005 eröffnete die Kommission eine 
Konsultation auf der Grundlage des Grünbuchs zur seelischen 
Gesundheit ( 10 ). 

2.4 Der EWSA bekräftigt seine Stellungnahme ( 11 ) zum 
Grünbuch und unterstreicht die gesellschaftliche und persönli­
che Bedeutung seelischer Gesundheit als eines fundamentalen 
Bestandteils des Gesundheitsbegriffs. Für die Europäische Union, 
die sich als Wertegemeinschaft begreift, ist die seelische Gesund­
heit eine wichtige Quelle des sozialen Zusammenhalts und der 
Teilhabe aller. Dies verlangt auch die VN-Behindertenrechtskon­
vention, die von ihrem menschenrechtlichen Gehalt her Teil­
habe und eine ganzheitliche Sicht des Menschen realisieren will. 

2.5 Die Kommission befasst sich mit vorliegender Thematik 
auch im Zusammenhang mit Wirtschaft, Beschäftigungspolitik 
und Gesundheitspolitik (public health). Dabei zählt die Sicherstel­
lung eines hohen Gesundheitsschutzniveaus zu den Quer­
schnittsaufgaben der EU: Artikel 168 AEUV. Mit einem Euro­
päischen Jahr der seelischen Gesundheit würde die EU zudem 
ihrer in Artikel 6 AEUV enthaltenen Aufgabe nachkommen, 
„Maßnahmen zur Unterstützung, Koordinierung oder Ergänzung 
der Maßnahmen der Mitgliedstaaten [… zum …] Schutz und 
[zur] Verbesserung der menschlichen Gesundheit“ mit europäi­
scher Zielsetzung zu treffen. 

2.6 Die EU-Strategie für eine seelische Gesundheit hat 
unter anderem den 2008 geschlossenen Europäischen Pakt für 
psychische Gesundheit und Wohlbefinden gefördert ( 12 ). Die 
Schlussfolgerungen des Rates vom Juni 2011 gehen ebenfalls 
auf diesen Europäischen Pakt zurück ( 13 ).
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2.7 Die im Rahmen der EU-Strategie veranstalteten Themen­
konferenzen waren nicht hinreichend geeignet, eine breitere 
Öffentlichkeit zu sensibilisieren und die Themen in den Alltag 
der EU-Bürgerinnen und -Bürger zu tragen. Dies wäre mit einem 
entsprechenden Europäischen Jahr zu leisten. Dann würden sich 
öffentliche Stellen aller Ebenen mit dem Thema befassen, 
ebenso zivilgesellschaftliche Akteure in der Mehrfachrolle als 
Expertiseträger, als Multiplikatoren sowie als soziale Unterneh­
men. Ein Europäisches Jahr der seelischen Gesundheit ist vor 
allem kohärent mit der VN-Konvention über Rechte von Men­
schen mit Behinderung auszugestalten. Menschen mit einer psy­
chischen Erkrankung oder Behinderung müssen als gleichbe­
rechtigte Rechtssubjekte anerkannt werden und in allen Lebens­
bereichen ihre vollumfängliche Rechts- und Handlungsfreiheit 
wahrnehmen können (vgl. Artikel 12 CRPD). 

2.8 Viele Menschen mit mentalen Beeinträchtigungen erhal­
ten oft nicht die nach fachlichen und ethischen Gesichtspunkten 
erforderlichen Formen der Behandlung, der Rehabilitation 
und der Hilfen zur sozialen Teilhabe, obwohl Medizin und 
soziale Dienste große Fortschritte in diesem Bereich erzielt ha­
ben. Die seelische Gesundheit stellt häufig keine gesundheits­
politische Priorität dar. Statt eines Aufbaus von Hilfsstrukturen 
kommt es insbesondere in finanziell schwierigen Haushalts­
situationen und Krisenzeiten oft zu einem Abbau bzw. zu 
einer Verteuerung der notwendigen Dienste und Behandlungs­
möglichkeiten. Stattdessen wären gerade in der Wirtschaftskrise 
Investitionen in Teilhabe und Bildung und in die Sozialwirt­
schaft notwendig. Vor allem in Krisenzeiten darf sich der Staat 
nicht aus dem Wohlfahrtssektor zurückziehen. 

Wartelisten und weite Wege sind insbesondere bei akuten Pro­
blemlagen kontraproduktiv. Zugunsten von wohnortnahen am­
bulanten Diensten, Treffpunkten, Beratungsstellen und medizi­
nischen Behandlungsmöglichkeiten sollten stationäre Hilfen und 
Freiheitsbeschränkungen auf ein notwendiges Mindestmaß redu­
ziert werden. Die Autonomie der Betroffenen ist durch recht­
liche Leistungsansprüche und durch Konzepte zu stärken, wel­
che eigene Entscheidungen nicht ersetzen, sondern sie in ihrer 
Entscheidungsfindung, auch hinsichtlich Hilfebedarf und Thera­
pie, unterstützen, um letztlich die rechtliche Handlungsfähigkeit 
nicht beschränken zu müssen. Die Einordnung in Krankheits­
kategorien, die einseitige Einbeziehung in die Mechanismen der 
Psychiatrie, die Gabe von Psychopharmaka und die Anwendung 
von Zwang sind systematisch einer kritischen Überprüfung und 
der Anwendung rechtsstaatlicher und menschenrechtlicher 
Maßstäbe zu unterziehen. In allen Arten von Einrichtungen 
und Wohnformen muss eine Teilhabe an der Gesellschaft, 
eine sinnvolle Beschäftigung und Tagesstruktur Teil des Kon­
zepts sein. Die Einflüsse von Psychopharmaka auf die Teilhabe­
fähigkeit und die Morbidität sind sensibler zu betrachten. Die 

Zugänglichkeit der Hilfen darf nicht durch eine Zersplitterung 
der Hilfsstrukturen und bürokratische sowie zeitintensive An­
tragsverfahren beschränkt werden. Die Krisenintervention und 
Suizidprävention bedürfen leicht zugänglicher und fachlich 
kompetenter Dienste. Landesweit bekannte Notrufnummern 
und andere fachlich geeignete Interventionsmöglichkeiten sind 
in ganz Europa einzuführen. 

2.9 Zugleich sind die wechselseitigen Verstärkungen von so­
zioökonomischen Lebenslagen, Arbeitslosigkeit und Krank­
heitsbelastungen immer mit in den Blick zu nehmen. Zudem 
gibt es Menschen, die Ressourcen und Unterstützung für ein 
gutes Leben mit einer psychischen Erkrankung brauchen. Das 
heißt, die Förderung von Teilhabechancen und die Stärkung der 
Rechtsstellung chronisch psychisch kranker und seelisch behin­
derter Menschen sollten bei der Themenstellung eines Europäi­
schen Jahres berücksichtigt werden. 

2.10 Die Hilfen für Menschen mit mentalen Beeinträchtigun­
gen sollten weltanschauliche, religiöse, seelsorgerliche und spi­
rituelle Bedürfnisse und Prägungen berücksichtigen. 

2.11 Soziale Faktoren haben keine geringe Bedeutung für die 
Erhaltung der seelischen Gesundheit. Gute Arbeit als sinn- und 
identitätsstiftende Aufgabe spielt dabei eine zentrale Rolle. Die 
täglichen Lebens- und Arbeitsumstände werden jedoch teilweise 
nicht mehr durch verlässliche kulturelle Traditionen, kom­
munale und demokratische Entscheidungen, sondern durch zen­
tralisierte wirtschaftliche Weichenstellungen und Strukturen be­
stimmt. Die Wirtschafts- und Strukturpolitik sollte daher auch 
die seelische Gesundheit der Menschen und die Ziele lebens­
werter und inklusiver Wohnquartiere und Arbeitsbedingungen 
berücksichtigen. 

2.12 Der moderne Mensch sieht sich in der Multioptions-, 
Medien- und Konsumgesellschaft neuen Möglichkeiten aber 
auch neuen Stressfaktoren ausgesetzt. Dabei sind z.B. die Bil­
dungssysteme vielfach nicht in der Lage, der dringenden Not­
wendigkeit einer hochwertigen ethischen, kognitiven und sozia­
len Bildung gerecht zu werden. Diese könnte jedoch die nötige 
Selbstständigkeit und das seelische Gleichgewicht fördern. Die 
Auflösung sozialer Beziehungen nimmt zu und führt zum Ver­
lust von externen Ressourcen wie Freunden, Familie, Kollegen. 
Denn häufiger Wechsel des Arbeits- und damit auch Wohn­
ortes, Arbeitslosigkeit sowie abnehmende Verbindlichkeit in per­
sönlichen Beziehungen tragen nicht zum Aufbau sozialer Netze 
in der unmittelbaren Wohnumgebung bei. Umso wichtiger ist 
die verbindliche Beteiligung von Betroffenen und ihren Verbän­
den bei der Gestaltung der Hilfs- und Netzwerkstrukturen.
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2.13 Wo das Gleichgewicht von Eigenverantwortlichkeit 
und sozialer Sicherheit gestört ist, steigt die Gefahr seelischer 
Erkrankungen. Dies betrifft z.B. sog. Arbeitsanreize zur Aktivie­
rung, die wegen eines Mangels an Arbeitsplätzen oder struktu­
rell bedingter Chancenlosigkeit von Existenzgründern keine 
Wirkung zeigen können. Auch stehen Wohnungslosigkeit und 
mentale Beeinträchtigungen oft in enger Verbindung miteinan­
der, so dass Hilfen an beiden Problemlagen ansetzen müssen. 
Eltern in prekären Beschäftigungssituationen und ihre Kinder 
sind der mehrfachen Belastung durch Unsicherheit, Armut, Er­
ziehungsanforderungen, Zeitnot und familiärem Stress aus­
gesetzt. Hilfen müssen entsprechend vielfältig sein und auch 
Angebote z.B. der öffentlich geförderten Erziehungshilfen und 
Familienerholung enthalten. Hohe staatliche Schulden und wirt­
schaftliche Schwierigkeiten wie auch Abbau an sozialer Sicher­
heit und hohe Arbeitslosigkeit verstärken das Risiko von De­
pressionen, Angstzuständen und Zwangserkrankungen deutlich. 
In elf EU-Mitgliedstaaten ist die Suizidrate in der ersten Hälfte 
des Jahres 2011 um über 10 % gestiegen. Geeignete Investitio­
nen in soziale Sicherheit und soziale Dienstleistungen würden 
dem spürbar abhelfen ( 14 ). 

3. Seelische Gesundheit in besonderen Lebenswelten 

3.1 Arbeitswelt 

3.1.1 Diskontinuitäten der Beschäftigungsverhältnisse, häu­
fige Umstrukturierungen, allseitige Erreichbarkeit, hoher Zeit­
druck, Überlastung, steigende Anforderungen an Flexibilität 
und Mobilität bleiben oft nicht ohne Folgen für die psychische 
Gesundheit ( 15 ). „Disability Statistics“ der Niederlande zeigt, dass 
Probleme psychischer Gesundheit 2010 der Hauptgrund für 
langfristige Krankschreibungen (ca. 55 Tage) waren. In Groß­
britannien schätzt HSE ( 16 ), dass ca. 9,8 Mio. Arbeitstage durch 
arbeitsbezogenen Stress verlorengegangen sind (2009-10), und 
im Durchschnitt wird jede unter arbeitsbedingtem Stress lei­
dende Person 22,6 Tage krankgeschrieben. 2010-2011 waren 
es 10,8 Mio. verloren gegangene Arbeitstage ( 17 ). Wenn Familie, 
Pflege von Angehörigen und Zeiten des kulturellen, sportlichen 
und seelischen Ausgleichs nicht mit dem Berufsleben vereinbart 
werden können, entstehen weitere Gefahren. Manche Staaten 
haben Pflegezeiten für Angehörige und Freistellungsansprüche 
eingeführt. Oft haben sich Unternehmen auch mit Problemlagen 
zu beschäftigen, die nicht im betrieblichen Zusammenhang ent­
standen sind. Vorbildliche Unternehmensmodelle zur Gesund­
heitsprävention, zur Inklusion, zu geeigneten Teilzeitlösungen, 
zur Assistenz am Arbeitsplatz und zur Fortbildung von Manage­
ment und Mitarbeitern sollten stärker öffentlich gefördert wer­
den. Innovative Unternehmenskulturen können auch die Quali­
tät der Arbeit und der Produkte stärken. Eine proaktive Behand­
lung des Stressrisikos, das auf der Ermittlung, Beseitigung bzw. 
Verringerung des Stressfaktors beruht, sollte Teil einer kon­
sequenten Präventionsstrategie sein, und zwar nach Maßgabe 
der Vertragsbestimmungen, der Rahmenrichtlinie 89/391/EWG 
über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der 

Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei 
der Arbeit und des von den europäischen Sozialpartnern 2004 
geschlossenen Rahmenabkommens zu Stress am Arbeitsplatz. 

Unsicherheit in Fragen der Arbeit und der Existenz und über­
mächtige strukturelle Zwänge am Arbeitsmarkt bilden zusätzli­
che Gefahren. Der Überbietungswettbewerb bezüglich der Ar­
beitsleistung und der Unterbietungswettbewerb bezüglich der 
Arbeitsbedingungen müssen eindeutige Grenzen haben. Oft 
wird den Verlierern am Arbeitsmarkt auch dann eine individu­
elle Schuld zugewiesen, wenn sie diese nicht haben. Der Forde­
rung der Arbeitgeber nach einer notwendigen und zumutbaren 
Flexibilität des Arbeitnehmers steht dessen Forderung nach einer 
Flexibilität zugunsten von Familie, Pflege und individuellen Pro­
blemlagen gleichberechtigt gegenüber (Fürsorge des Arbeitgebers 
und „Personenzentrierung“). Menschen mit seelischen Erkran­
kungen haben ein höheres Risiko, ihre Arbeit zu verlieren 
bzw. aufgrund ihrer Erkrankung erwerbsunfähig zu werden. 
Hierbei spielen auch gesellschaftliche Vorurteile eine maßgeb­
liche Rolle. Es gehen dadurch Arbeitskräfte, allgemeine Ressour­
cen und Wertschöpfung verloren. 

3.1.1.1 Beispielsweise reichen die Quotenregelungen für 
Menschen mit Behinderungen in einigen Ländern als Instru­
mente bei weitem nicht aus. Gefragt ist vielmehr eine offensive 
berufliche Eingliederungspolitik zugunsten vieler bisher aus­
gegrenzter Menschen und der Gesellschaft. 

3.1.2 Paritätisch besetzte und öffentlich geförderte Beratungs- 
und Schlichtungsstellen können einen offeneren Umgang mit 
der Thematik bewirken. Es sollte betriebliche oder externe Stel­
len geben, die die Interessen von Menschen mit Behinderungen 
und mentalen Beeinträchtigungen im Arbeitsleben vertreten. Ein 
angemessener Kündigungsschutz, gesetzlicher Arbeitsschutz, Ar­
beitslosenunterstützungen, ein öffentlich gefördertes betriebli­
ches Gesundheitsmanagement, Return-to-work-Pläne und eine ak­
tive Arbeitsmarkt- und Familienpolitik sollten außerdem die 
Gefährdungen begrenzen. Zugunsten der Arbeitgeber, insbeson­
dere auch der KMU, muss dabei sichergestellt sein, dass die 
Wettbewerbsfähigkeit gewahrt bleibt, Bürokratie vermieden 
wird und die öffentlichen Unterstützungsstrukturen verlässlich 
sind. Gemeinnützige Dienste und Verbände der Wohlfahrts­
pflege und andere zivilgesellschaftliche Kräfte können bei der 
politischen und praktischen Unterstützung von Betroffenen, 
von Unternehmen und von Arbeitsverwaltungen eine wichtige 
Rolle spielen ( 18 ).
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( 14 ) Pressemitteilung, Folgen der Euro-Krise: Schuldenberge und psy­
chische Erkrankungen, Pressedienst des EP, 25.6.2012. 

( 15 ) Gesundheitsreport 2011, Betriebskrankenkassen (BKK), Deutsch­
land. 

( 16 ) Health and Safety Executive, http://www.hse.gov.uk/ 
( 17 ) Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheit am Arbeits­

platz, Bilbao/Spanien. ( 18 ) ABl. C 351 vom 15.11.2012, S. 45–51.

http://www.hse.gov.uk/


3.2 Kinder und Jugendliche 

3.2.1 Psychische Erkrankungen im Kindes- und Jugendalter 
lassen sich statistisch kaum exakt ermitteln. Dies hat u.a. damit 
zu tun, dass die Differenzierung zwischen krank und verhaltens­
auffällig, zwischen beratungs-, erziehungs- und behandlungs­
bedürftig oft schwierig ist. Das heißt, dass eine Trennung zwi­
schen den genannten Bedarfen in der Regel kaum möglich ist; 
die Übergänge sind eher fließend. Z.B. verzeichnet die deutsche 
Psychotherapeutenkammer eine Jahresprävalenz zwischen 9,7 % 
(psychisch krank) und 21,9 % (psychisch auffällig) ( 19 ). Bezüglich 
Depressionen sind ein ansteigendes Ersterkrankungsrisiko sowie 
ein absinkendes Ersterkrankungsalter festzustellen. Experten er­
kennen bei Kindern und Jugendlichen eine wachsende Zahl 
von Angst- und Verhaltensstörungen und eine definitive Zu­
nahme des Konsums von Psychopharmaka. 

3.2.2 Zugleich verzeichnen Kindertageseinrichtungen und 
Schulen einen steigenden Anteil an Kindern und Jugendlichen 
mit z.B. Schulabbrüchen (14,4 % EU-weit), auffälligen Verhal­
tensweisen, Konzentrationsstörungen und Gewaltphänomenen. 
Dabei liegen oft gemischte Problemlagen vor, welche u.a. mit 
psychischen Beeinträchtigungen, fehlenden Widerstandskräften 
gegen Konsumangebote ( 20 ) und Medien, Computer- oder wei­
teren Suchtproblemen und allgemeinen Entwicklungsdefiziten 
einhergehen. Alarmierend ist der steigende Konsum von Antide­
pressiva, Methylphenidaten und ähnlichen Arzneimitteln schon 
im kindlichen oder jugendlichen Alter. Hier sind dringend eu­
ropaweite Statistiken zu erheben und Alternativen zu ent­
wickeln. 

3.2.3 Die zunehmende Verunsicherung der Kinder und Ju­
gendlichen sowie deren Eltern ist ein Problem, das die Kinder- 
und Jugendpsychiatrie nicht – schon gar nicht allein – lösen 
kann. Frühkindliche Hilfen und die Unterstützung der Familien 
in ihrer zentralen Rolle sind ebenso wichtig wie das Vorhalten 
der fachlichen Kompetenzen in Kindertagesstätten, bei Kinder­
ärzten und Schulen. Es ist dabei nicht hilfreich, wenn jede Auf­
fälligkeit des Verhaltens als eine psychische Auffälligkeit oder 
Krankheit definiert wird und komplexe individuelle und gesell­
schaftliche Probleme einseitig zu solchen der medizinischen Pro­
fessionalität gemacht werden ( 21 ). Individualisierung, unter­
schiedlicher Zugang zur Bildung, Arbeitslosigkeit, Armut, so­
ziale Ausgrenzung, persönliche Scham und Überforderung der 
Eltern sowie Bildungssysteme, die auf der von Kindesalter an 
zunehmenden Konkurrenz und auf der Beschränkung der Chan­
cen derjenigen, die sich in diesem Wettstreit nicht an der Spitze 
halten können, beruhen, können Faktoren sein, die ein präven­
tiver Ansatz zu berücksichtigen hat. Die gemeinsame Verant­
wortung aller gesellschaftlichen Kräfte ist hier gefragt: ein vitales 
Wohnumfeld, geeignete Jugendbildungskonzepte, gut ausgestat­
tete Schulen und Kindertagesstätten, ein nichtkommerzielles 

Regelangebot an Freizeitaktivitäten, Jugendgruppen, Vereinen 
und Kulturangeboten und ein dichtes Netz an professionellen, 
interdisziplinären Hilfen wie Erziehungsberatung und nonfor­
male Bildungsangebote. Dem Drogenmissbrauch ist durch Früh­
erkennung, Prävention, Beratung und Therapien sowie durch 
eine Kontrolle der Beschaffungswege konsequent zu begegnen. 
Investitionen in diesem Bereich vermeiden unübersehbare per­
sönliche und soziale Schäden. Die Eingliederung in Ausbildung, 
Arbeit und in weitere Formen sinnvoller Beschäftigung muss für 
Jugendliche und junge Erwachsene als rechtliche Garantie aus­
gestaltet sein. In all diesen Feldern kommt den gemeinnützigen 
Diensten und Verbänden der Wohlfahrtspflege und der Zivilge­
sellschaft eine besondere politische und praktische Rolle zu. 

3.3 Ältere Menschen ( 22 ) 

3.3.1 Die gestiegene und weiter steigende Lebenserwartung 
gilt als eine von mehreren maßgeblichen Erklärungen für das 
Ansteigen der Zahl der psychischen Erkrankungen im Allgemei­
nen. Denn im höheren Alter nimmt die Multimorbidität soma­
tischer Erkrankungen zu, die mit einem erhöhten Depressions­
risiko einhergeht. Ebenso lösen bestimmte altersbedingte Er­
krankungen, wie z.B. Alzheimer und Parkinson, oft als Begleit­
erkrankung eine Depression aus. Ein vitales und teilhabefreund­
liches Wohnumfeld, erreichbare und ambulante soziale Dienste, 
ehrenamtliche Beteiligungsmöglichkeiten, ggf. eine geeignete Be­
teiligung am Berufs- und Geschäftsleben und eine entsprechende 
Ausrichtung von Pflegeeinrichtungen sind wesentliche Faktoren 
einer Vermeidung von Vereinsamung und einer gesundheitli­
chen Prävention. In den Sozialräumen, bei den Pflegediensten 
und Ärzten sollte eine ausreichende gerontopsychiatrische Kom­
petenz aufgebaut werden. Best Practice-Modelle insbesondere hin­
sichtlich demenziell erkrankter Menschen verdienen eine stär­
kere europäische Aufmerksamkeit. 

3.3.2 Ältere werden in der Regel von allgemeinmedizinisch 
ausgebildeten Hausärzten versorgt, die eine Überweisung an 
neuropsychiatrische Fachärzte nicht im erforderlichen Umfang 
vornehmen. Gerade bei demenziellen Erkrankungen und De­
pressionen ist die Früherkennung jedoch wichtig, was den Re­
gelbedarf einer Querschnittversorgung offenlegt: In den meisten 
allgemeinen Alteneinrichtungen fehlt die regelmäßige psychi­
atrische Fachversorgung. Dies gilt auch für andere Einrichtun­
gen für ältere Menschen, wie z.B. Beratungsstellen. Die Fort­
schritte der Medizin und speziell der Gerontologie und der tech­
nischen Hilfsmittelversorgung sollen allen betroffenen Menschen 
in geeigneter Weise zugutekommen. 

3.3.3 Insgesamt sollten diese Besonderheiten der Kinder- und 
Jugend- sowie Gerontopsychiatrie sowohl in den allgemeinme­
dizinischen und allgemeinpsychiatrischen als auch –psychothe­
rapeutischen Fächerkanon der jeweiligen Ausbildung verstärkte 
Aufnahme finden.
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( 19 ) Vgl. Angaben der Bundespsychotherapeutenkammer, Deutschland, 
http://www.bptk.de/presse/zahlen-fakten.html (Abruf 15.8.2012). 

( 20 ) ABl. C 351 vom 15.11.2012, S. 6–11. 
( 21 ) Arbeitsgemeinschaft Psychiatrie der AOLG – Bericht für die Gesund­

heitsministerkonferenz der Länder in Deutschland 2012, vom 
15.3.2012, S. 20. ( 22 ) ABl. C 51 vom 17.2.2011, S. 55–58.

http://www.bptk.de/presse/zahlen-fakten.html


4. Antistigmapolitik 

4.1 In einem Europäischen Jahr für seelische Gesundheit 
wäre der menschenrechtliche Ansatz von zentraler Bedeu­
tung. Die medizinischen und psychosozialen Dienstleistungen 
sollen den betreffenden Menschen unterstützen und ihn und 
seine Selbsthilfepotenziale im Sinne des empowerment stärken. 
Dabei müssen die Würde und die Rechtssubjektivität des Men­
schen im Mittelpunkt stehen, an der sich die Personen ausrich­
ten, die den Einzelnen in seiner Krise begleiten. Darüber hinaus 
müssen die Fähigkeiten der Fachkräfte in unterschiedlichen 
Dienstleistungsbereichen ausgebaut werden, um ihr Verständnis 
von mentalen Beeinträchtigungen und psychosozialen Behin­
derungen zu verbessern. 

4.2 Menschen in seelischen Krisen setzen sich oft nicht mit 
ihren Erkrankungen auseinander, da diese gesellschaftlich stig­
matisiert sind. Dazu tragen auch die Medien einen wesentlichen 
Teil bei. Das von der Erkrankung vermittelte Bild ist häufig 
geeignet, in der breiten Bevölkerung Ängste und Abwehrhaltun­
gen zu erzeugen und sinnvollen Behandlungsangeboten zu 
misstrauen. Europaweite Kampagnen zur Entstigmatisierung 
sind dringend erforderlich. Sie müssen langfristig angelegt sein 
und sich auf Prävention konzentrieren. In diese Kampagnen sind 
auch Mitarbeitende aller rechtlich relevanten Lebensbereiche 
(Justiz, Polizei, öffentliche Ämter etc.) einzubeziehen, um ihre 
fachlichen und professionellen Voraussetzungen im Umgang 
mit psychisch Erkrankten zu optimieren. Auch bei der Organi­
sation und Finanzierung von Hilfen sollten Stigmatisierungen 
möglichst vermieden werden. Insbesondere die Stärkung der 
Lebensbewältigungskompetenz sollte ein Angebot an die ge­
samte Bevölkerung sein. Die Förderung der Begegnung und 
des Austausches zwischen Betroffenen und Menschen ohne Psy­
chiatrieerfahrung sollte ein zentrales Element dieser Politik sein. 

4.3 Auch im Beschäftigungsbereich sollten möglichst keine 
Sonderwelten geschaffen werden, in welche Betroffene ohne 
Berücksichtigung ihres Wunsch- und Wahlrechts eingeordnet 
werden. Zuallererst muss der betroffene Mensch selbst entschei­
den können, ob er die unterstützte Arbeit in einer spezialisierten 
Einrichtung oder im allgemeinen Arbeitsleben erbringt. Denn 
durch betriebsintegrierte Hilfen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
lassen sich in vielen Fällen die Chancen zu einer Wiederherstel­
lung der Erwerbsfähigkeit erhöhen („supported employment“) ( 23 ). 
Für eine Arbeitsleistung ist generell ein Tariflohn zu zahlen, der 
durch die Sozialpartner ausgehandelt werden sollte. Ein exis­
tenzsicherndes „Taschengeld“ ist für Menschen mit seelischen 

Erkrankungen oder Behinderungen nicht angemessen. Ein relativ 
erfolgreiches Modell zur stufenweisen Wiedereingliederung ist 
das sogenannte Hamburger Modell ( 24 ). 

4.4 Konkret sind in der EU folgende Menschenrechtsverlet­
zungen gegenüber Menschen mit psychischen Beeinträchtigun­
gen zu verzeichnen: unverhältnismäßige Freiheitsbeschrän­
kungen und Zwangsbehandlungen, wobei bei letzteren ein in­
formiertes Einverständnis des Betroffenen fehlt, und häufig fehlt 
es darüber hinaus an Möglichkeiten, Rechtsmittel einzulegen. 
Wichtig sind Programme der Deinstitutionalisierung, wohnort­
nahe ambulante Versorgungsdienste, die unbürokratische Zu­
gänglichkeit der Hilfen, der Abschluss von menschenrechtskon­
formen Behandlungsvereinbarungen und eine Antistigmapolitik, 
diese auch unter Einbeziehung von Betroffenen als Experten 
ihrer Lebenssituation. 

4.5 Eine Überprüfung der EU-Strategie für eine seelische Ge­
sundheit ist notwendig. Der EWSA sieht vor allem die Notwen­
digkeit zu prüfen, wie deutlich die Ausgrenzung von Men­
schen mit seelischer Erkrankung von gesellschaftlicher Teil­
habe im Allgemeinen und vom Arbeitsmarkt im Besonderen ist. 
Dabei ist auch zu untersuchen, wie durch Prävention bzw. gute 
Versorgung Erwerbsunfähigkeit oder Erwerbsminderung vermie­
den werden können. Zum zweiten fragt es sich, wie bspw. der 
Sprachgebrauch in Medizin, Medien und Gesellschaft Inklusion 
erschwert oder verhindert. 

4.6 Die Chancen, für das Themenfeld „seelische Gesundheit“ 
eine breitere Öffentlichkeit herzustellen, nehmen durch diese 
Initiative zu. Die Themenhierarchie der politischen Agenda 
wird beeinflusst, und es wird ein gutes Klima geschaffen, um 
innovative Ideen zum Wohle aller zu fördern. 

4.7 Um das Europäische Jahr für seelische Gesundheit zu 
fördern, sind neben dem EWSA selbst vor allem die relevanten 
Akteure der Zivilgesellschaft, einschließlich psychiatrieerfahrener 
Gruppen und Verbände, sowie weitere Akteure des Gesundheits­
wesens einzubeziehen, außerdem die betroffenen Generaldirek­
tionen der Kommission, die Mitglieder des Europäischen Par­
laments und der Ausschuss der Regionen. Auf der nationalen 
Ebene sind die betroffenen Ministerien einzubeziehen, ebenso 
wie die Mitglieder der nationalen Parlamente. Die Gestaltung 
der Fachpolitiken muss insgesamt unter stärkerer Einbeziehung 
der Betroffenen stattfinden.
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( 23 ) Stellungnahme der Verbände des Kontaktgespräches Psychiatrie 
zum Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen, Freiburg/Berlin/Stuttgart, 
15.5.2012. 

( 24 ) § 74 Sozialgesetzbuch V sowie § 28 Sozialgesetzbuch IX (für be­
hinderter oder konkret von Behinderung bedrohter Menschen). Der 
Arbeitnehmer stimmt mit einem Arzt einen Eingliederungsplan ab, 
der dem Genesungsfortschritt des Arbeitnehmers entspricht. Die 
ärztliche Bescheinigung enthält den Wiedereingliederungsplan und 
eine Prognose, wenn möglich, über den Zeitpunkt der zu erwarten­
den Wiedererlangung der Arbeitsfähigkeit. Die Zustimmung von 
Arbeitgeber und Krankenkasse ist vor Beginn der Maßnahme erfor­
derlich. Der Arbeitnehmer erhält weiterhin Krankengeld von seiner 
Krankenkasse bzw. Übergangsgeld von der Rentenversicherung.



4.8 Um sichtbare Auswirkungen der Initiative auch auf der Ebene der Mitgliedstaaten zu erzielen, 
sollten parallel der „Aktionsrahmen für psychische Gesundheit“ genutzt und ein gemeinsamer Bezugsrahmen 
für Maßnahmen zu psychischer Gesundheit in Gesundheitssystemen und der Sozialpolitik sowie in relevan­
ten Feldern des Lebens wie Schule und Arbeitsplatz erarbeitet werden. Als Instrument für gegenseitiges 
Lernen sollten peer reviews ähnlich der OMK eingesetzt werden. Die Maßnahmen müssen in Rechtsvorschrif­
ten, finanziellen Regelungen, wie dem ESF, und Ansprüchen für betroffene Erkrankte und Unternehmen 
wirksam werden. Zu prüfen ist, ob eine ständige Beobachtungsstelle für eine kontinuierliche Bearbeitung des 
Themas sorgen kann. Die EU-Gesundheitsberichterstattung sollte verstärkt europäische Daten zu mentalen 
Beeinträchtigungen und insbesondere auch zu der Art der Hilfe und den Fallzahlen der stationären Psy­
chiatrien sowie des Verbrauchs an Psychopharmaka beinhalten. Potenzielle Bündnispartner aus den ver­
schiedensten gesellschaftlichen Bereichen sollten im Laufe der Zeit als dauerhafte Unterstützer gewonnen 
werden. Die Initiative und ein Europäisches Jahr selbst dürfen keine zeitlich begrenzten Auswirkungen 
haben. Vielmehr sollten sich daraus eine dauernde und nachhaltige Sensibilität für das Thema und spürbare 
Wirkungen für die betroffenen Menschen entwickeln. 

Brüssel, den 13. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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ANHANG 

zur Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Folgender Text der Stellungnahme der Fachgruppe wurde zugunsten eines vom Plenum angenommenen Änderungs­
antrags abgelehnt, erhielt aber mindestens ein Viertel der abgegebenen Stimmen: 

Ziffer 3.1.1 

„[…] Maßnahmen dieser Art sollten die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen beachten und die bürokratischen Belas­
tungen gering halten. Auch die finanzielle Entlastung von inklusiven, familienfreundlichen und sozial sensiblen Unternehmen 
kann eine Verbesserung der Lage bewirken […].“ 

Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen zugunsten der Änderung dieser Ziffer: 35 

Nein-Stimmen und: 26 

Stimmenthaltungen: 6
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Soziale 
Landwirtschaft: Green Care und Sozial- und Gesundheitspolitik“ (Initiativstellungnahme) 

(2013/C 44/07) 

Berichterstatterin: Josiane WILLEMS 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 19. Januar 2012 gemäß Artikel 29 Absatz 
2 seiner Geschäftsordnung, eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten: 

„Soziale Landwirtschaft: Green Care und Sozial- und Gesundheitspolitik“. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, ländliche Entwicklung, Umweltschutz nahm 
ihre Stellungnahme am 22. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 124 Stimmen bei 3 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Die soziale Landwirtschaft ist eine neuartige Heran­
gehensweise, die zwei Konzepte miteinander verknüpft: die mul­
tifunktionale Landwirtschaft und die Sozial- bzw. Gesundheits­
dienstleistungen auf lokaler Ebene. Durch die Erzeugung von 
Agrarprodukten trägt sie zum Wohlbefinden und zur gesell­
schaftlichen Eingliederung von Menschen mit besonderen Be­
dürfnissen bei. Die zunehmende Bedeutung der sozialen Land­
wirtschaft hat den EWSA dazu veranlasst, eine Initiativstellung­
nahme zu diesem Thema zu erarbeiten. 

1.2 Die soziale Landwirtschaft hat sich in ganz Europa in 
Formen ausgebreitet, die sowohl Gemeinsamkeiten als auch 
zahlreiche Unterschiede hinsichtlich des Ansatzes, der Beziehun­
gen zu den anderen Branchen und der Finanzierung aufweisen. 

1.3 Es ist jedoch eine Definition der sozialen Landwirtschaft 
auf europäischer Ebene notwendig, um einzugrenzen, welche 
Aktivitäten zu ihr zu zählen sind, und um einen Rahmen und 
Kriterien festzulegen, einschließlich Qualitätskriterien, denen die 
Aktivitäten entsprechen müssen, damit ihnen in den einzelnen 
Politikbereichen eine Unterstützung gewährt werden kann. Die 
Definition darf jedoch nicht zu restriktiv sein, damit dieser sich 
ständig weiterentwickelnde Bereich nicht in ein zu starres Kor­
sett gezwängt wird. 

1.4 Da es weder auf europäischer noch auf nationaler Ebene 
einen Rechtsrahmen für die soziale Landwirtschaft gibt, mangelt 
es an Koordination zwischen den unterschiedlichen politischen 
Maßnahmen und/oder den betroffenen Einrichtungen. Der 
EWSA ist der Auffassung, dass sowohl die EU-Institutionen 
als auch die regionalen und nationalen Behörden und Einrich­
tungen die soziale Landwirtschaft durch die Errichtung eines 
angemessenen und förderlichen Rechtsrahmens und die Umset­
zung der nachfolgend aufgeführten Maßnahmen anregen und 
unterstützen sollten. 

1.5 Da nur wenige, bruchstückhafte Statistiken über die so­
ziale Landwirtschaft vorliegen, wäre es in den Augen des EWSA 
sinnvoll, ein Programm zur statistischen Forschung einzuführen, 
um die soziale Landwirtschaft und ihre unterschiedlichen For­
men in den Mitgliedstaaten in Zahlen zu fassen und eingehen­
der zu untersuchen. Diese Datenbank könnte erweitert werden, 
um Forschungsprogramme in jedem Mitgliedstaat zu fördern. 

1.6 Die soziale Landwirtschaft muss durch die interdiszipli­
näre Forschung in unterschiedlichen Bereichen unterstützt wer­
den, um empirische Ergebnisse zu belegen, die Auswirkungen 
und Vorteile der sozialen Landwirtschaft aus unterschiedlichen 
Blickwinkeln zu untersuchen (aus gesellschaftlicher, wirtschaftli­
cher, gesundheitlicher, persönlicher Sicht usw.) und die Verbrei­
tung der in der Praxis erworbenen Kenntnisse zu gewährleisten. 
In diesem Sinne ist es wichtig, die auf europäischer Ebene durch 
das SoFar-Projekt und die COST-Aktion eingeleiteten Bemühun­
gen zur Zusammenarbeit im nächsten Rahmenprogramm Hori­
zont 2020 für den Zeitraum 2014-2020 zu fördern und aus­
zubauen. 

1.7 Der EWSA hält es ebenfalls für dringend erforderlich, 
Netze der sozialen Landwirtschaft zu errichten und auszubauen, 
um die erworbenen Kenntnisse mitzuteilen, Erfahrungen aus­
zutauschen und das Bewusstsein zu schärfen. Zudem wären 
eine gemeinsame Interessenvertretung der sozialen Landwirt­
schaft auf politischer Ebene sowie die Einrichtung eines Dach­
verbandes auf europäischer Ebene wünschenswert. Dadurch 
würden der Austausch zwischen den betroffenen Akteuren 
und die Rolle der Organisationen der Zivilgesellschaft gestärkt 
werden. 

1.8 Zur Gewährleistung eines hohen Qualitäts- und Kom­
petenzniveaus bei den Aktivitäten der sozialen Landwirtschaft 
sollte zudem ein besonderes Augenmerk auf die Ausbildung der 
Akteure gerichtet werden, und zwar sowohl der Betreuer als 
auch der Personen mit besonderen Bedürfnissen, denen diese 
Betreuung zugutekommt. 

1.9 Damit sie sich in ganz Europa entwickelt, braucht die 
soziale Landwirtschaft ein günstiges Umfeld, eine stärkere Ein­
beziehung der Zivilgesellschaft und eine erfolgreiche Zusam­
menarbeit zwischen den einzelnen Politikbereichen und Verwal­
tungen (Gesundheit, Soziales, Landwirtschaft, Beschäftigung) auf 
europäischer, nationaler, regionaler und lokaler Ebene. Mit an­
deren Worten: Die öffentlichen Stellen sollten die soziale Land­
wirtschaft anerkennen und gezielt unterstützen, indem sie ihr 
dauerhaften Zugang zu Finanzmitteln gewähren, welche unter­
schiedliche Aspekte dieser Art der Landwirtschaft abdecken.
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1.10 Zudem könnte es sinnvoll sein, dass die Europäische 
Kommission eine dauerhafte Struktur schafft, die alle betroffe­
nen Generaldirektionen zusammenbringt. Ähnliche Strukturen 
könnten in den Mitgliedstaaten eingerichtet werden. Darüber 
hinaus sollte die Kommission die Ausarbeitung einer Vergleichs­
studie über die Sozialversicherungssysteme der Mitgliedstaaten 
und ihre Kosten anregen, um das durch Projekte der sozialen 
Landwirtschaft erzielbare Einsparungspotenzial zu steigern. 

1.11 Der EWSA begrüßt es, dass die Kommissionsvorschläge 
für den Zeitraum 2014-2020 der sozialen Landwirtschaft neue 
Perspektiven eröffnen. Es erscheint ihm jedoch notwendig, sie 
im kommenden Programmzeitraum noch stärker zu unterstüt­
zen. In diesem Zusammenhang sollten die EU und die Mitglied­
staaten die einzelnen Politikfelder, die die soziale Landwirtschaft 
betreffen, koordinieren. Der EWSA meint, dass die Mitgliedstaa­
ten und die einzelnen, für die Verwaltung der europäischen 
Mittel zuständigen und verantwortlichen (nationalen und ge­
meinschaftlichen) Behörden enger zusammenarbeiten sollten, 
um die Hindernisse beim Zugang zu den Strukturfonds zu be­
seitigen und den Zugang für die Akteure vor Ort zu verein­
fachen. 

1.12 Der gemeinsame strategische Rahmen bietet die Mög­
lichkeit, unterschiedliche Fonds im Rahmen einer Mehrfach­
finanzierungsstrategie miteinander zu kombinieren. In diesem 
Zusammenhang sollte die Kommission die Mitgliedstaaten 
dazu anregen, die soziale Landwirtschaft in ihrer Programmpla­
nung zu erwähnen und nach einem ganzheitlichen Ansatz ge­
zielte Programme auszuarbeiten, damit diese Branche die einzel­
nen Strukturfonds stärker nutzen kann. Eine weitere Möglichkeit 
bestünde darin, Teilprogramme zum Thema „soziale Landwirt­
schaft“ auszuarbeiten oder die auf diesem Gebiet durchgeführten 
LEADER-Projekte weiterhin zu unterstützen. 

2. Allgemeine Bemerkungen 

2.1 Seit Ende des 20. Jahrhunderts hat sich die soziale Land­
wirtschaft so ziemlich überall im europäischen ländlichen Raum 
als neue, wirtschaftlich nachhaltige Praktik etabliert, und die 
Erfahrungen auf diesem Gebiet nehmen beständig zu. Die Ge­
samtheit dieser Aktivitäten wird unter dem Begriff „soziale 
Landwirtschaft“ zusammengefasst. Andere Begriffe hierfür sind 
„Farming for health“, „Care Farming“, „Green Care“ oder auch „Green 
Therapies“. Diese Begriffe beziehen sich allesamt auf unterschied­
liche Praktiken oder Aktivitäten im Bereich der Pflege, der ge­
sellschaftlichen Wiedereingliederung, der Ausbildung und der 
Rehabilitation benachteiligter Menschen oder auf die Ausbildung 
von Menschen mit besonderen Bedürfnissen. Die Aktivitäten 
erlauben Menschen in schwierigen Lebenslagen, den Kontakt 
zu einer Produktionstätigkeit und der Natur wiederzufinden, 
und tragen somit zu ihrem Wohlbefinden, einer Verbesserung 
ihres Gesundheitszustandes und ihrer gesellschaftlichen Einglie­
derung bei. Sie vereinfachen das Lernen, steigern das Selbst­
bewusstsein und verstärken dadurch auch die Teilhabe am ge­
sellschaftlichen Leben. 

In diesem Sinne ist die soziale Landwirtschaft eine innovative 
Herangehensweise, die zwei Konzepte miteinander verknüpft: 
die multifunktionale Landwirtschaft und die Sozial- bzw. Ge­
sundheitsdienstleistungen auf lokaler Ebene. Einerseits ist sie 
eng mit dem multifunktionalen Charakter der Landwirtschaft 

verbunden und passt nahtlos zum Konzept der ländlichen Ent­
wicklung, da sie den Landwirten die Möglichkeit zur Diversifi­
zierung ihrer Einkommen bietet. Andererseits ist sie der Gesell­
schaft dienlich, da sie Sozialdienstleistungen erbringt und die 
bestehenden Dienste zugunsten der Landbewohner verbessert, 
indem sie die Ressourcen der Landwirtschaft und des ländlichen 
Raums im weitesten Sinne nutzt. 

2.2 Obgleich die Praktiken in der sozialen Landwirtschaft in 
Europa zahlreiche Gemeinsamkeiten aufweisen, insofern, als sie 
eng mit den traditionellen Aktivitäten der ländlichen Wirtschaft 
verknüpft sind und in Landwirtschaftsbetrieben stattfinden (Bio­
höfe, arbeitsintensive Tätigkeiten, hohe Multifunktionalität, Ein­
bettung in die Umgebung, hoher Diversifizierungs- und Flexibi­
litätsgrad), so gibt es doch auch zahlreiche Unterschiede zwi­
schen den Ländern je nach Geschichte, Ansatz und Ausrichtung. 
Auch wenn die Konzepte sehr unterschiedlich sind, lassen sich 
drei Grundansätze herauskristallisieren: 

— der institutionelle Ansatz, bei dem öffentliche Einrichtungen 
bzw. Gesundheitseinrichtungen überwiegen (vorwiegend in 
Deutschland, Frankreich, Irland, Slowenien); 

— der private Ansatz, aufbauend auf den Therapiehöfen (vor­
wiegend in den Niederlanden und im flämischen Teil Bel­
giens); 

— der gemischte Ansatz, aufbauend auf sozialen Genossen­
schaften und Privathöfen (vorwiegend in Italien). 

2.3 Auch die Ausrichtung ist jeweils anders: In Italien und 
Frankreich steht die soziale Landwirtschaft im Wesentlichen im 
Zeichen des Sozial- und Pflegewesens, in den Niederlanden fällt 
sie eher in den Bereich des Gesundheitssystems, in Flandern in 
den der Landwirtschaft, und in Deutschland, Großbritannien, 
Irland und Slowenien positioniert sie sich zwischen dem Sozial- 
und Pflegewesen und dem Gesundheitswesen. 

2.4 Auch die Finanzierungsformen sind von Land zu Land 
unterschiedlich: 

— öffentliche Projekte und Wohltätigkeitsaktionen, die sich auf 
Wohlfahrtsverbände (Italien, Frankreich) und soziale Genos­
senschaften (Italien) stützen; 

— öffentliche Gelder (Gesundheits-, Pflege- und Bildungswesen) 
für öffentliche Einrichtungen (Deutschland, Irland, Slowe­
nien), Landwirtschaftsbetriebe (Niederlande) oder soziale Ge­
nossenschaften (Italien); 

— Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums, um die Grün­
dung und Entwicklung sozialer Bauernhöfe im Programm­
planungszeitraum 2007-2013 zu unterstützen (Italien); 

— direkter Zugang zu den Nahrungsmittelmärkten für ethische 
Produkte und Direktvertrieb (Frankreich, Italien). 

In der Praxis sind die Finanzierungsformen jedoch oftmals noch 
vielfältiger und gemischter.
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2.5 Die soziale Landwirtschaft ist unterschiedlich organisiert: 
Es kann sich um private Landwirtschaftsbetriebe handeln, die 
von einem Privatunternehmer geleitet werden, für den die so­
ziale Landwirtschaft neben der Ausübung seiner normalen, 
marktbestimmten Produktion eine Diversifizierung der Einkom­
mensquellen bedeutet, oder auch um Unternehmen oder soziale 
Genossenschaften, Verbände oder Stiftungen, d.h. Vereinigungen 
ohne Erwerbszweck. In anderen Fällen untersteht die soziale 
Landwirtschaft öffentlichen Stellen oder Einrichtungen des Ge­
sundheitswesens, auch wenn sie in Landwirtschaftsbetrieben 
ausgeübt wird. 

3. Definition der sozialen Landwirtschaft 

3.1 Es ist nicht leicht, die soziale Landwirtschaft zu definie­
ren, da sie eine breite Palette an unterschiedlichen Praktiken 
umfasst. Es ist jedoch eine Definition der sozialen Landwirt­
schaft auf europäischer Ebene erforderlich, um einzugrenzen, 
welche Aktivitäten zu ihr zu zählen sind, und um einen Rah­
men und Kriterien festzulegen, einschließlich Qualitätskriterien, 
denen die Aktivitäten entsprechen müssen, damit ihnen in den 
einzelnen Politikbereichen eine Förderung gewährt werden 
kann. Die Definition darf jedoch nicht zu restriktiv sein, damit 
dieser sich ständig weiterentwickelnde Bereich nicht in ein zu 
starres Korsett gezwängt wird. Im Gegenteil: Sie muss einen 
Rahmen vorgeben, der den notwendigen Freiraum lässt, um 
der Vielfalt an Aktivitäten und dem Bottom-up-Ansatz der so­
zialen Landwirtschaft gerecht zu werden. 

3.2 Auch wenn die Aktivitäten im Bereich der sozialen Land­
wirtschaft sehr heterogen sind, weisen sie doch stets zwei Ge­
meinsamkeiten auf: 1) Sie finden auf einem Bauernhof statt und 
2) sie richten sich an Menschen mit vorübergehenden oder 
dauerhaften besonderen Bedürfnissen, auch im pädagogischen 
Bereich. Von daher trägt die soziale Landwirtschaft einerseits 
zum Wohlbefinden und zur Selbstentfaltung der Menschen, an­
dererseits aber auch zur Entwicklung des ländlichen Raums und 
zu einem besseren Austausch zwischen Stadt und Land bei. 

3.3 Die soziale Landwirtschaft könnte demnach in einem 
ersten Schritt definiert werden als eine Reihe von Aktivitäten, 
bei denen landwirtschaftliche Ressourcen, also Pflanzen und 
Tiere, zur Schaffung sozialer Dienstleistungen in ländlichen 
oder stadtnahen Gebieten eingesetzt werden, z.B. Rehabilitation, 
Therapie, geschützte Beschäftigung, lebenslanges Lernen und 
andere, die gesellschaftliche Integration fördernde Aktivitäten 
(gemäß der Definition der COST-Aktion 866 „Green Care“; 
COST = europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet von Wis­
senschaft und Technik). Es geht dabei u.a. darum, auf einem 
Bauernhof als äußerem Rahmen die Bedingungen dafür zu 
schaffen, dass Menschen mit besonderen Bedürfnissen an den 
Alltagsarbeiten des Hofes mitwirken können, um ihnen in ihrer 
Entwicklung zu helfen und sie zu fördern und ihr Wohlbefinden 
zu steigern. 

3.4 Derzeit lassen sich vier Kernbereiche der sozialen Land­
wirtschaft unterscheiden: 

a) Rehabilitations- und Therapiemaßnahmen; 

b) Eingliederung in die Arbeitswelt und soziale Inklusion; 

c) pädagogische Tätigkeiten; 

d) Personenbetreuung. 

4. Fehlen eines Rechtsrahmens auf europäischer und natio­
naler Ebene 

4.1 Mit ihren therapeutischen Maßnahmen, den Aktivitäten 
zur Eingliederung in die Arbeitswelt und in die Gesellschaft oder 
auch den pädagogischen Maßnahmen liefert die soziale Land­
wirtschaft zweifelsohne wertvolle öffentliche Dienstleistungen 
und trägt somit zur nachhaltigen Entwicklung bei. Außerdem 
kann sie durch die Diversifizierung von Aktivitäten und die 
damit verbundene Dynamik eine erhebliche Wirkung auf die 
lokale Entwicklung haben. 

4.2 Zahlreiche Initiativen in diesem Bereich wurden, von der 
Basis ausgehend, ins Leben gerufen, und es entstanden lokale 
Netze, die zu einer umfassenden Entwicklung der Gebiete ge­
führt haben. Aus diesen Gründen steht die soziale Landwirt­
schaft im Einklang mit der OECD-Veröffentlichung „Das neue 
Paradigma für den ländlichen Raum“ (2006), und daher wird sie 
auch ausdrücklich in den „OECD-Prüfberichten zur Politik für 
ländliche Räume“ der OECD-Länder (z.B. Italien) erwähnt. Die 
soziale Landwirtschaft wurde auch auf der OECD-Konferenz zur 
ländlichen Entwicklung in Québec (2009) erörtert. Diesbezüg­
lich sei erwähnt, dass Initiativen im Bereich der sozialen Land­
wirtschaft im Rahmen der Maßnahmen zur ländlichen Entwick­
lung 2007-2013 (Schwerpunkte 3 und 4 des LEADER-Pro­
gramms) und von Maßnahmen des Sozialfonds zur Förderung 
der sozialen Inklusion finanziert werden. 

4.3 Das Bewusstsein für das Potenzial der sozialen Landwirt­
schaft nimmt auf allen Ebenen zu, und die Landwirtschaftsver­
bände, die örtlichen Bevölkerungsgruppen und die Sozial- und 
Gesundheitseinrichtungen sehen die soziale Landwirtschaft in 
einem neuen Licht. Doch bislang haben nur wenige Länder 
sektorspezifische Regelungen auf nationaler oder regionaler 
Ebene eingeführt (Frankreich, Italien, Niederlande). Zudem lässt 
sich überall eine mangelnde Verknüpfung zwischen den einzel­
nen, die soziale Landwirtschaft betreffenden Politikfeldern und/ 
oder Einrichtungen feststellen. 

Die Akteure der sozialen Landwirtschaft fangen jedoch allmäh­
lich an, sich zu organisieren, um ihre Erfahrungen auszutau­
schen, und die zentrale Rolle spontaner Netze von Bauern der 
sozialen Landwirtschaft muss anerkannt werden. 

4.4 Im Laufe der letzten Jahre hat die Europäische Kommis­
sion eine Reihe von Initiativen zur Unterstützung dieser Aktivi­
täten eingerichtet, z.B. die COST-Aktion 866 „Green Care“, das 
SoFar-Projekt (eine von der Europäischen Kommission im Rah­
men des 6. Rahmenprogramms für Forschung und technologi­
sche Entwicklung finanzierte Initiative) und eine thematische 
Initiative, die sieben Mitgliedstaaten umfasst und im Dezember 
2009 im Rahmen des Europäischen Netzes für die Entwicklung 
des ländlichen Raums ins Leben gerufen wurde, um die Chancen 
und Hindernisse der durch den ELER kofinanzierten nationalen 
oder regionalen Entwicklungspläne für den ländlichen Raum zu 
untersuchen. 2008 legte Deutschland (durch Prof. Thomas VAN 
ELSEN) im Rahmen des SoFar-Projekts eine Zusammenfassung 
über die soziale Landwirtschaft vor, die 2009 aktualisiert wurde.
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5. Erforderliche Maßnahmen 

5.1 Anerkennung der sozialen Landwirtschaft auf EU-Ebene und 
Errichtung eines Rechtsrahmens 

5.1.1 Angesichts ihres Beitrags zur Erzeugung öffentlicher 
Güter und zur nachhaltigen Entwicklung sollte die soziale Land­
wirtschaft gefördert und von den europäischen Instanzen und 
den Regierungen unterstützt werden. Dazu gehört die Aufstel­
lung eines angemessenen und förderlichen Rechtsrahmens auf 
den einzelnen Ebenen, die Anerkennung des durch die soziale 
Landwirtschaft erzeugten Mehrwerts, eine bessere Steuerung der 
sozialen Landwirtschaft ebenso wie ein günstiges Umfeld und 
eine erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Poli­
tikbereichen und Verwaltungen (Gesundheit, Soziales, Landwirt­
schaft, Beschäftigung) auf europäischer, nationaler, regionaler 
und lokaler Ebene. Wünschenswert wären außerdem eine ge­
zielte Unterstützung durch die öffentlichen Stellen und eine 
integrierte Nutzung der Strukturfonds zugunsten der sozialen 
Landwirtschaft, ebenso wie die Förderung und Unterstützung 
der interdisziplinären Forschung oder auch der Ausbau der 
Kommunikation und des Erfahrungsaustauschs. 

5.1.2 Bei der Aufstellung eines Rechtsrahmens sollte ein be­
sonderes Augenmerk auf Fragen der Qualität der sozialen Land­
wirtschaft gerichtet werden, um allgemeine Kriterien festzulegen, 
einschließlich Qualitätskriterien, denen die Maßnahmen entspre­
chen müssen. Ebenso wäre es wichtig, die notwendigen Maß­
nahmen zur Gewährleistung einer angemessenen Weiterverfol­
gung der Aktivitäten in der sozialen Landwirtschaft zu ergreifen. 

5.1.3 Darüber hinaus könnte auch die Schaffung einer dauer­
haften Struktur durch die Europäische Kommission unter Betei­
ligung aller betroffenen Generaldirektionen sinnvoll sein, um die 
Entwicklung der sozialen Landwirtschaft in Europa zu unterstüt­
zen, zu begleiten und zu koordinieren. Ähnliche Strukturen 
könnten auch in den Mitgliedstaaten eingerichtet werden. 

5.2 Eine Datenbank auf EU-Ebene 

Auch wenn die Zahl der in der sozialen Landwirtschaft tätigen 
Betriebe in allen Ländern steigt, so entspricht sie doch insgesamt 
weniger als 1% aller Landwirtschaftsbetriebe. Aber es liegen nur 
wenige, lückenhafte statistische Daten über die soziale Landwirt­
schaft vor. Es wäre daher sinnvoll, ein Programm zur statisti­
schen Forschung auf europäischer Ebene einzuführen, um die 
soziale Landwirtschaft in Europa und ihre Ausformungen in 
Zahlen zu fassen und eingehender zu untersuchen. Die Kom­
mission könnte diese Datenbank erweitern, um Forschungspro­
gramme in jedem Mitgliedstaat zu fördern. 

5.3 Aufnahme der sozialen Landwirtschaft in Forschungsprogramme 

5.3.1 Die von SoFar und dem Projekt „Cost Action 866 – 
Green Care in Agriculture“ eingeleitete Zusammenarbeit auf eu­
ropäischer Ebene muss gefördert und ausgebaut werden. Denn 
die Schaffung und der Austausch wissenschaftlicher, beruflicher 
und praktischer Kenntnisse in ganz Europa sind von großer 
Bedeutung. 

Für weitere Untersuchungen braucht die soziale Landwirtschaft 
die Unterstützung der Forschung in den Bereichen Therapie und 
Medizin, Sozialarbeit in der Landwirtschaft und Landwirtschaft 
und Ausbildung. Diese Forschungsarbeit muss in enger Abstim­
mung mit der Arbeit vor Ort erfolgen. Empirische Erfolgsergeb­
nisse bei der Therapie mit Pflanzen und Tieren müssen durch 

gewissenhafte wissenschaftliche Untersuchungen belegt werden, 
damit sie von Medizinern anerkannt werden. Die Erfahrungen 
mit der wirkungsvollen Einbindung der Menschen in den Tages- 
und Jahresrhythmus der Arbeit auf dem Bauernhof müssen do­
kumentiert und für weitere Entwicklungen in der sozialen Land­
wirtschaft eingesetzt werden. 

5.3.2 Eine interdisziplinäre Forschung, welche die Auswir­
kungen und Vorteile der sozialen Landwirtschaft aus unter­
schiedlichen Blickwinkeln untersucht (aus gesellschaftlicher, 
wirtschaftlicher, gesundheitlicher und persönlicher Sicht), den 
Transfer erfahrungsbasierten Wissens gewährleistet und die Ak­
teure vor Ort integriert, kann innovative Ideen erzeugen und das 
Engagement für die soziale Landwirtschaft stärken. Die wissen­
schaftliche Unterstützung für Pilotprojekte kann dazu beitragen, 
Modelle, die auf Einzelbetrieben oder Genossenschaften basie­
ren, für eine ganze Region zu entwickeln. Es sollten interdis­
ziplinäre Studien und Forschungen durchgeführt werden, um die 
Auswirkungen der sozialen Landwirtschaft zu untersuchen, zum 
einen in Bezug auf die möglichen Einsparungen für die Kran­
kenversicherungssysteme und zum anderen auf die Verbes­
serung der Gesundheit und des Wohlbefindens der Empfänger 
der entsprechenden Dienstleistungen. In einigen Ländern, ins­
besondere in den Niederlanden, wurden diese Aspekte bereits 
in Untersuchungen und Studien behandelt. 

5.3.3 Diese Forschungsarbeiten könnten innerhalb des künf­
tigen Rahmenprogramms Horizont 2020 (2014-2020) stattfin­
den, da dieses die sozialen Aspekte im Bereich der Forschung 
und Innovation berücksichtigt. Die Koordinierung und Unter­
stützung der sozialen Landwirtschaft durch Horizont 2020 ist 
äußerst wünschenswert, da dieses Programm die Treffen und 
den Austausch zwischen Forschern unterschiedlicher Diszipli­
nen, die diese Art der Landwirtschaft betreffen, vereinfachen 
könnte. 

5.4 Aufnahme der sozialen Landwirtschaft in Ausbildungsprogramme 

Zur Gewährleistung eines guten Qualitäts- und Kompetenz­
niveaus bei den Aktivitäten der sozialen Landwirtschaft sollte 
ein besonderes Augenmerk auf die Ausbildung der Akteure ge­
richtet werden, und zwar sowohl der Betreuer als auch der 
Betreuten. Es wäre daher sinnvoll, in enger Zusammenarbeit 
mit Ausbildungs- und Forschungseinrichtungen Weiterbildungs­
programme zu entwickeln und anzubieten, um ein hohes Kom­
petenzniveau der Betriebsleiter und ihrer Mitarbeiter, die Men­
schen im Rahmen der sozialen Landwirtschaft betreuen, zu ge­
währleisten. Ebenso sollte untersucht werden, welche Ausbil­
dungen den im Rahmen der sozialen Landwirtschaft betreuten 
Menschen angeboten werden können. Diese sollten dann ent­
sprechend umgesetzt werden. 

5.5 Stärkung der Rolle der Zivilgesellschaft und der Vernetzung 

5.5.1 Die innovativen Projekte im Bereich der sozialen Land­
wirtschaft entstehen oftmals unabhängig voneinander, ohne 
Kenntnis von ähnlichen Projekten zu haben und ohne Erfahrun­
gen untereinander auszutauschen. Dabei sind die Errichtung und 
der Ausbau von Netzen der sozialen Landwirtschaft von größter 
Bedeutung, um Erfahrungen auszutauschen, die einzelnen Pro­
jekte bekannt zu machen und erfolgreiche Praktiken zu fördern. 
Ein erster Schritt in diese Richtung wurde mit dem Europäi­
schen Netz für die Entwicklung des ländlichen Raums gemacht. 
Diese Art von Netzen sollte ausgebaut werden.
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5.5.2 Zudem sollten sowohl die Zusammenarbeit als auch 
gemeinsame Veröffentlichungen und eine Internetpräsenz geför­
dert werden. 

5.5.3 Außerdem sollte auf eine gemeinsame Interessenvertre­
tung der sozialen Landwirtschaft auf politischer Ebene hingear­
beitet und die Einrichtung eines Dachverbandes auf europäischer 
Ebene angeregt werden. Ein derartiger Verband, der auch die 
Zivilgesellschaft umfassen würde, könnte den Austausch zwi­
schen den Akteuren der sozialen Landwirtschaft vereinfachen 
und ihnen sowohl technisch als auch verwaltungsmäßig zur 
Seite stehen, gleichzeitig aber auch die Interessen der sozialen 
Landwirtschaft auf politischer Ebene fördern. Dabei kommt den 
Landwirtschaftsverbänden eine wichtige Rolle zu. 

5.5.4 All diese Aktivitäten könnten im Rahmen der neuen 
Politik zur ländlichen Entwicklung 2014-2020 geplant und um­
gesetzt werden und sich insbesondere auf das Europäische Netz 
für die Entwicklung des ländlichen Raums und seine Pendants in 
den Mitgliedstaaten stützen. Auf diese Weise würde die vor­
genannte thematische Initiative zur sozialen Landwirtschaft auf 
andere Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

5.6 Aufnahme der sozialen Landwirtschaft in die Strategie für nach­
haltige Entwicklung und den gemeinsamen strategischen Rahmen 

5.6.1 In der aktuellen Politik zur Entwicklung des ländlichen 
Raums kam der sozialen Landwirtschaft eine gewisse Unterstüt­
zung zugute, insbesondere im Rahmen der Schwerpunkte 3 
(Diversifizierung) und 4 (LEADER) sowie des Schwerpunkts „So­
ziale Eingliederung“ des ESF. Durch die Anerkennung der sozia­
len Landwirtschaft als Triebkraft für die Entwicklung der länd­
lichen Wirtschaft sollten ihr sämtliche, durch die europäischen 
Sozialfonds (ELER, ESF, EFRE) geförderten und finanzierten 
Maßnahmen offenstehen, so dass sie Zugang zu neuen Finan­
zierungsquellen erhält. 

5.6.2 Auch wenn die Kommissionsvorschläge für den kom­
menden Programmplanungszeitraum für die Strukturfonds die 
eine oder andere neue Perspektive öffnen – insofern, als Ar­
mutsbekämpfung, soziale Inklusion und Diversifizierung der 
landwirtschaftlichen Tätigkeiten ausdrücklich als Ziele dieser Po­
litik genannt werden, die sich sehr gut mit der sozialen Land­
wirtschaft kombinieren lassen –, so scheint es doch notwendig, 
die Rolle der sozialen Landwirtschaft sowohl in der kommenden 

Programmplanung als auch im Partnerschaftsvertrag stärker her­
vorzuheben, um sie noch besser unterstützen zu können. In 
diesem Zusammenhang sollten die EU und die Mitgliedstaaten 
die einzelnen Politikfelder, die die soziale Landwirtschaft betref­
fen, koordinieren. Der EWSA meint, dass die Mitgliedstaaten 
und die einzelnen, für die Verwaltung der europäischen Mittel 
zuständigen und verantwortlichen (nationalen und gemein­
schaftlichen) Behörden enger zusammenarbeiten sollten, um 
die Hindernisse beim Zugang zu den Strukturfonds zu beseiti­
gen und den Zugang für die Akteure vor Ort zu vereinfachen. 

5.6.3 Der neue Programmplanungsrahmen bietet der sozia­
len Landwirtschaft die Möglichkeit, sich eine Finanzierung durch 
mehrere Fonds – und über mehrere Jahre – zu sichern. Durch 
den gemeinsamen strategischen Rahmen können die einzelnen 
Fonds im Rahmen einer Mehrfachfinanzierungsstrategie kom­
biniert werden. Die Mitgliedstaaten sollten dazu angeregt wer­
den, die soziale Landwirtschaft in ihrer Programmplanung zu 
erwähnen und gezielte Programme auszuarbeiten, damit die so­
ziale Landwirtschaft die einzelnen Strukturfonds stärker nutzen 
kann. Es ist in der Tat von größter Bedeutung, die nationalen 
und lokalen Behörden zur konkreten Nutzung dieser Finanzie­
rungsmöglichkeiten zu veranlassen. 

Angesichts ihres multidimensionalen und multifunktionalen 
Charakters könnten die soziale Landwirtschaft und ihre Akteure 
einen großen Nutzen aus einem wahrhaft integrierten Ansatz 
ziehen, da die Inanspruchnahme der einzelnen Fonds und die 
entsprechenden Verfahren und Schritte vereinfacht und besser 
koordiniert würden. 

5.6.4 Zu diesem Zweck könnte es sehr sinnvoll sein, im 
Rahmen der ländlichen Entwicklung eine Kommunikationspoli­
tik für Mitgliedstaaten einzurichten, die die Weiterverfolgung 
und Berichterstattung mit einschließt. Eine andere Möglichkeit 
bestünde darin, ein thematisches Teilprogramm nach Artikel 8 
auszuarbeiten oder die LEADER-Projekte mit dem Schwerpunkt 
„soziale Landwirtschaft“ auszubauen. 

5.6.5 Schließlich sollten die einzelnen Generaldirektionen en­
ger zusammenarbeiten, um den Zugang der sozialen Landwirt­
schaft zu sämtlichen Strukturfonds zu vereinfachen und die 
Hindernisse, die den Landwirten bisher den Zugang zu regional­
politischen Maßnahmen versperrt haben, zu beseitigen. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Die Qualität der 
Schienenverkehrsdienste in der EU“ (Initiativstellungnahme) 

(2013/C 44/08) 

Berichterstatter: Georges CINGAL 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 12. Juli 2012 gemäß Artikel 29 Absatz 2 
seiner Geschäftsordnung, eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten: 

„Die Qualität der Schienenverkehrsdienste in der EU“ 

(Initiativstellungnahme). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsgesellschaft 
nahm ihre Stellungnahme am 26. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
13. Dezember) mit 137 gegen 54 Stimmen bei 8 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Die vorliegende Stellungnahme betrifft den Eisenbahn- 
Personenverkehr. Sie wird im Lichte der im Vertrag von Lissa­
bon gesteckten Ziele bezüglich der Dienste von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse (Artikel 14 und Protokoll Nr. 26) 
erstellt und ist denn auch vor diesem Hintergrund zu sehen. 
Sie greift die Empfehlungen des Weißbuchs zur Verkehrspolitik 
auf, in dem einmal mehr die Notwendigkeit bekräftigt wird, die 
Treibhausgase zu reduzieren und eine nachhaltige und umwelt­
freundliche Mobilität sicherzustellen. 

1.2 Mit der vorliegenden Stellungnahme soll daher nicht nur 
überprüft werden, inwieweit die Mobilitätsziele bereits erreicht 
sind und wie die Rechte und Pflichten der Beteiligten wahr­
genommen werden, sondern es soll auch die Zugänglichkeit 
der Schienenverkehrsdienste von allgemeinem Interesse für die 
europäischen Bürger in der EU untersucht und auf deren Qua­
lität eingegangen werden. 

1.3 Da die Qualität der Schienenverkehrsdienste eine not­
wendige, aber allein nicht ausreichende Bedingung für die Ent­
wicklung dieser Verkehrsart darstellt, ist der EWSA der Auffas­
sung, dass deren Leistungen verbessert werden müssen, um ihre 
Attraktivität zu steigern, und zwar auf der Grundlage einer Be­
obachtung des konkreten Beitrags der verschiedenen hierfür re­
levanten Faktoren. 

1.4 Der EWSA fordert eine mehrjährige Planung der Kredite 
für Investitionen in Infrastrukturobjekte und für ihre Wartung 
sowie Bestimmungen, die auf eine langfristige Konzeption sol­
cher Mittel abzielen. Ferner müssen auch die Herausforderungen 
in Bezug auf Raumplanung, der Aufrechterhaltung der Verfüg­
barkeit der Infrastruktur sowie der Mittel, die dafür kurz- und 
mittelfristig aufgebracht werden müssen bzw. können, berück­
sichtigt werden. 

1.5 Der EWSA fordert außerdem die betreffenden gemein­
schaftlichen, nationalen und regionalen Instanzen auf, unter 
Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips und mit dem Ziel 
der Festigung der gebieteübergreifenden Solidarität die Bedin­

gungen für Finanzierung der verschiedenen Infrastrukturobjekte 
neu festzulegen. Dazu empfiehlt er eine Neuausrichtung der im 
Rahmen der Regionalpolitik für den Verkehrsbereich bereit­
gestellten Mittel, von der in Bezug auf die Raumplanung eine 
erhebliche Hebelwirkung ausgehen kann. 

1.6 Der EWSA fordert eine Erhebung zur Nutzerzufrieden­
heit auf der Grundlage tatsachenorientierter Bewertungskriterien 
(Pünktlichkeit, Regelmäßigkeit, Fahrpreisgestaltung, Sauberkeit, 
Zugänglichkeit usw.), die von einer unabhängigen Instanz euro­
paweit durchgeführt wird. Die Methoden für eine solche Erhe­
bung müssten von einem Lenkungsausschuss festgelegt werden, 
in dem alle beteiligten Gruppen (Nutzer, zuständige Behörden, 
Betreiber, Beschäftigte usw.) vertreten sind und der über die 
Kapazitäten verfügt, um entsprechende Kontrollen vorzuneh­
men. 

1.7 Der EWSA ist besorgt über die Absicht der Europäischen 
Kommission, die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 (Öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße) zu überarbei­
ten, die im Wege eines schwierigen interinstitutionellen Kom­
promisses zustande kam. Diese Verordnung eröffnet den Mit­
gliedstaaten viele organisatorische Möglichkeiten, wobei die 
Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und Subsidiarität gewahrt 
bleiben; das dadurch geschaffene Gleichgewicht sollte gemäß 
Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung im Lichte der gesammelten 
Erfahrungen bewertet werden. 

1.8 In Übereinstimmung mit den Bestimmungen der Verord­
nung (EG) Nr. 1371/2007 und unter dem Aspekt künftiger 
Entwicklungsmöglichkeiten fordert der EWSA die Kommission 
auf, folgende der Verbesserungsansätze zu prüfen: 

— Stärkung der Rechte auf Entschädigung bei Verspätungen: 
Herstellung eines Bezugs zwischen der Höhe der Entschädi­
gung und der Gesamtreisedauer; 

— Stärkung der Rechte auf Entschädigung bei Verspätungen: 
Entschädigung unmittelbar durch den Betreiber ohne vor­
herige Suche nach den letztlich Verantwortlichen;
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— Erleichterung des Zugang zu Formularen, und des Beschwer­
deverfahrens zur Erlangung von Entschädigungen für ein­
zelne Fahrgäste bzw. Fahrgastgruppen (über das Internet, 
am Schalter …); 

— Stärkung der Rechte auf Barrierefreiheit für Menschen mit 
Behinderungen: Verpflichtung zur raschen Wiederherstellung 
unterbrochener Barrierefreiheit (innerhalb eines Tages); 

— Stärkung der Rechte auf Sicherheit: Verpflichtung zur Schaf­
fung von Notrufeinrichtungen zur Benachrichtigung des 
Bordpersonals in Gefahrensituationen oder medizinischen 
Notfällen; 

— Stärkung der Fahrgastrechte: Schaffung einer Schiedsstelle 
zur Schlichtung von Differenzen zwischen den Parteien; 

1.9 Weiterhin fordert der EWSA die Europäische Kommis­
sion und die Mitgliedstaaten auf, gemeinsam folgende Verbes­
serungsansätze untersuchen: 

— Stärkung der Rechte der Fahrgäste auf Information über 
garantierte Anschlussverbindungen; 

— Stärkung der Rechte auf Sicherheit: Benennung kritischer 
Linien und Situationen, Festlegung entsprechender Verfahren 
und Bereitstellung des erforderlichen Personals. 

1.10 Unter Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips for­
dert der EWSA die Mitgliedstaaten auf, folgende Verbesserungs­
ansätze zu prüfen: 

— Stärkung der Fahrgastrechte: Möglichkeit der Festlegung ei­
nes gemeinsamen Referenz- und Kontrollrasters für Parame­
ter der Schienenverkehrsdienste wie Regelmäßigkeit, Pünkt­
lichkeit, Zugänglichkeit, Sauberkeit usw.) im Einvernehmen 
zwischen den zuständigen Behörden, den gewählten Vertre­
ter der auf den betreffenden Strecke liegenden Ortschaften, 
der Fahrgäste und ihrer Vertreter sowie der Beschäftigten 
und ihrer Gewerkschaftsorganisationen; 

— Verbesserung der Verfahren für Betreuung und Versorgung 
der Fahrgäste bei längerem (mehr als einstündigem) Halt auf 
freier Strecke. 

2. Allgemeine Bemerkungen: Erfahrungen von Bürgern als 
(potenzielle) Bahnreisende 

2.1 Allgemeine Feststellungen 

2.1.1 Es ist umso schwieriger, die Zufriedenheit der Fahrgäste 
zu messen und zur Festlegung einer gemeinsamen Position der 
Beteiligten zu gelangen, als das entsprechende Datenmaterial für 
diesbezügliche Analysen bei den Unternehmen angesiedelt ist, 
die auch die Dienstqualitätsnormen einseitig festlegen und die 
eigene Leistung anhand dieser Normen überwachen (Verord­
nung Nr. 1371/2007 Artikel 28). Dabei geht es, um nur einige 

Beispiele zu nennen, um die Einhaltung der eingegangenen Ver­
pflichtungen in Bezug auf Pünktlichkeit, um die Regelmäßigkeit 
der Dienstleistung, um die Sauberkeit, den Umgang mit den 
Fahrgästen, die Bereitstellung von Informationen, die Tarifstruk­
turen u.a. 

2.1.2 Ein großer Teil der mit Problemen konfrontierten 
Bahnreisenden meldet und beklagt die Häufung von Störfak­
toren, Unberechenbarkeit der Schienenverkehrsdienste und Man­
gelinformation bei Störungen im Bahnverkehr. Nach Wahrneh­
mung der Fahrgäste geht es mit der Dienstleistung in einzelnen 
Mitgliedstaaten immer mehr bergab. Die Verordnung (EG) Nr. 
1371/2007 sieht zwar Entschädigungsleistungen im Schienen­
verkehrsbereich vor, die Betreiber tun aber nichts, um ihren 
Kunden die Inanspruchnahme dieser Bestimmungen zu erleich­
tern. 

2.1.3 Bei Schienenverkehrsdiensten, die gemeinwirtschaftli­
chen Verpflichtungen (zur Erbringung eines überwiegenden Teils 
der täglichen Beförderungsleistungen) unterliegen, mussten in 
mehreren Fällen die für Verkehr zuständigen Behörden und 
Lenkungsorgane eingreifen, um das Dienstleistungsniveau auf­
rechtzuerhalten. 

2.1.4 Die Vervielfachung des Angebots an von verschiedenen 
Anbietern erbrachten – unzusammenhängenden und unkoor­
dinierten – Dienstleistungen in einem organisatorischen Umfeld, 
das einen tiefgreifenden Strukturwandel erfahren hat und dem 
es an Stabilität und Nachvollziehbarkeit fehlt, hat dazu geführt, 
dass das Funktionieren der Dienste auf die Reaktionsfähigkeit 
der Betreiber vor Ort zurückfällt, die häufig nicht über Infor­
mationen in Echtzeit verfügen, was eine Reihe von Fehlfunk­
tionen und entsprechende Unzufriedenheit der Bahnreisenden 
nach sich zieht. Daher erscheint es notwendig, auf der Ebene 
jedes Mitgliedstaats eine Bestandsaufnahme des Schienenver­
kehrs vorzunehmen, um Ansätze zur Lösung der genannten 
Probleme zu sondieren. 

2.2 Liste der von Bahnreisenden bzw. Fahrgastorganisationen 
gemeldeten Missstände (nicht erschöpfend): 

— Beschwerlicher Zugang zu Informationen, ungenügende 
bzw. inadäquate Beschilderung 

— Nicht nachvollziehbare und nicht transparente Fahrpreis­
gestaltung 

— Erschwerte kurzfristige Reiseplanung aufgrund langer Reser­
vierungsfristen 

— Überbuchung von Zügen 

— Schlechte Bedingungen in den Wartebereichen von Zügen, 
Bahnhöfen und Haltestationen sowie auf ungeeigneten 
Bahnsteigen (Wartebereiche überfüllt), ungenügende hygie­
nische Bedingungen, fehlende sanitäre Anlagen
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— Schlechte Zugänglichkeit der Bahnsteige, Bahnhöfe, Haltes­
tationen, Serviceeinrichtungen und Züge für Menschen mit 
Behinderungen; zu langfristige Anmeldezeiten für Betreu­
ungsangebote (48 Stunden im Voraus) oder zu restriktive 
Betreuungsbedingungen (Gesamtgewicht) 

— Mangelnde Sicherheit in Zügen, auf Bahnhöfen und an Hal­
testationen 

— Zu späte Bereitstellung von Material, mangelnde Berücksich­
tigung von Bahnsteigwechseln bei Umsteigeverbindungen 

— Zwei Züge am selben Bahnsteig mit kurz aufeinanderfolgen­
der Abfahrtszeit, obwohl andere Bahnsteige nicht belegt sind 

— Zu wenig Platz für Gepäck 

— Mangelnde Berücksichtigung des multimodalen Verkehrs 
(Schwierigkeiten bei der Fahrradmitnahme, schlecht geplante 
bzw. umgesetzte oder gar völlig fehlende Umsteigemöglich­
keit auf andere Verkehrsmittel; fehlende Informationen, 
keine Verbünde von Tarifen und Dienstleistungen) 

— Mangelnde Pünktlichkeit und Regelmäßigkeit der Dienstleis­
tung, unangekündigte Streichung von Zügen 

— Schlechte Betreuung der Fahrgäste bei Störungen; zu geringe 
oder verweigerte Entschädigungen 

— Streichung oder Umstellung von Diensten und Verkehrs­
bedienung ohne Rücksprache mit Nutzern bzw. Nutzerorga­
nisationen oder den durch sie betroffenen Gebietskörper­
schaften (z.B. Streichung von Nachtzügen, Fahrplan- oder 
Taktänderungen) 

— Längere Fahrtzeit zwischen zwei Haltepunkten 

— Schlechte Zugänglichkeit der Verkaufs- und Abgabestellen. 

2.3 Hauptgründe für unvorhersagbare Störungen 

— Wettereinflüsse: es fehlt an technischen Vorkehrungen und 
entsprechenden Verfahren, um die Dienstleistungsqualität zu 
gewährleisten 

— Materialprobleme: Folgen unzureichender Kontrolle des Le­
benszyklus und der Lebensdauer der Materialien, ihrer tech­
nischen Veraltung sowie planloser und zu kurzfristig ange­
legter Wartungsausgaben 

— Der „Faktor Mensch“: Selbstmorde, Umstände des Zugangs 
zu sensiblen Einrichtungen, auf deren Ursachen und Aus­
wirkungen der EWSA in dieser Stellungnahme nicht näher 
eingehen möchte. 

2.4 Positive Einschätzungen und zufriedenstellende Elemente, 
die zum Umstieg auf die Schiene beitragen könnten: 

— Hohes Sicherheitsniveau für Personen und im Verkehr 

— Hohe Professionalität des Bahnpersonals 

— Potenzieller Beitrag der Bahn zu Raumplanung und Raum­
entwicklung. 

3. Besondere Bemerkungen: Entwicklung der letzten Jahr­
zehnte 

3.1 Die Kommission hat den im Vertrag festgeschriebenen 
Grundsatz der Freizügigkeit der Bürger respektiert und sich 
für den Grundsatz der nachhaltigen Mobilität stark gemacht. 
Die Eisenbahn ist anerkanntermaßen ein leistungsstarkes und 
umweltfreundliches öffentliches Massenverkehrsmittel mit hoher 
Anpassungsfähigkeit an die Forderungen der zuständigen Behör­
den und geeignet zur Nutzung noch vorhandener und gut er­
haltener bzw. leicht wieder reaktivierbarer Infrastruktur. 

3.2 Die EU hat ein europäisches Netz internationaler Stre­
cken festgelegt. Zu dessen Vollendung wurden und werden auch 
in Zukunft erhebliche Investitionen getätigt. Diese gemeinschaft­
liche Initiative steht und fällt aber mit den Mitgliedstaaten abge­
stimmten Investitionsentscheidungen, damit die europäischen 
Bahnreisenden eine Beförderungen von Haus zu Haus ohne zu 
großen Umsteigebedarf zu ermöglichen. 

3.3 Die Untersuchung der Verkehrsbedienung in der Fläche 
und ihrer Konzeption hat allerdings mitunter zu willkürlichen 
strategischen Entscheidungen geführt, ohne dass dabei die Not­
wendigkeit berücksichtigt wurde, Beförderungen mit einer mög­
lichst geringen Zahl an Umsteigevorgängen – die sich negativ 
auf die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel auswirken – zu 
konzipieren. 

3.4 Diese vorherige Prüfung folgenträchtiger Optionen wird 
heute immer mehr in die Überlegungen der zuständigen Behör­
den einbezogen. Allerdings sehen sich diese mit Finanzierungs­
schwierigkeiten konfrontiert, die in mangelnder Nachvollzieh­
barkeit und Kontinuität auf mittlere und lange Sicht ihre Ursa­
che haben. 

3.5 Der Verkehr stellt gleichwohl eine große Haushaltsbelas­
tung für die Staaten und Regionen dar. Vor allem in der heu­
tigen Krise sind sich die Bürgerinnen und Bürger dieser Situation 
bewusst und wünschen sich echte Transparenz und verlässliche 
Informationen. Sie prangern immer wieder den Missstand an, 
dass bei neuen Großprojekten zu wenige Gegenmeinungen an­
gehört werden. Wie der EWSA bereits in seiner Stellungnahme 
TEN/479 dargelegt hat, ist der Dialog zwischen den Behörden 
und der Zivilgesellschaft sehr wichtig, insbesondere bei Fragen 
von Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur.
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4. Diese Thematik ist Teil der derzeitigen Prioritäten des 
Ausschusses. 

4.1 Mit dieser Initiativstellungnahme werden folgende bishe­
rige Arbeiten fortgeführt: 

— TEN/432-433: Einheitlicher europäischer Eisenbahnraum 

— TEN/454: Fahrplan zu einem einheitlichen europäischen 
Verkehrsraum 

— TEN/471: Leitlinien für den Aufbau eines transeuropäischen 
Verkehrsnetzes 

— TEN/479: Verkehrs-Weißbuch: Einbindung und Teilhabe der 
Zivilgesellschaft 

— TEN/480: Rechte der Benutzer aller Verkehrsträger. 

4.2 Der Wille zum Auf- und Ausbau eines europäischen 
Verkehrsnetzes hat logischerweise dazu geführt, dass ein Groß­
teil der mobilisierten EU-Mittel in die Hauptverkehrsachsen ge­
flossen ist. Man entschied sich für die bevorzugte Schaffung von 
Hochgeschwindigkeitslinien, und dies ging in einigen Fällen auf­
grund begrenzter Haushaltsmittel zu Lasten der Modernisierung 
anderer vorhandener Strecken. Die Behörden müssen die 
Schiene fester im Verkehrsangebot für die Öffentlichkeit ver­
ankern bzw. in bestimmten Fällen gar zum Rückgrat eines ko­
härenten multimodalen Verkehrssystems machen. Unter diesem 
Gesichtspunkt sollten die europäischen Fördermittel zugunsten 
einer kohärenten, nachhaltigen Verkehrspolitik gebündelt wer­
den (Nutzung der Verkehrsfonds der GD Regio). 

4.3 Der Ausschuss fordert daher eine objektive Bewertung 
der aktuellen Lage im Schienenverkehr (Vorteile vs. Nachteile). 
Diese Bewertung muss von der Kommission in aller Trans­
parenz und unter Bereitstellung aller erforderlichen Informatio­
nen durchgeführt werden. Dabei sollten die Bürgerinnen und 
Bürger aufgefordert werden, ihre Erwartungen zu diesem Thema 

kundzutun, das die überwiegende Mehrheit von ihnen betrifft 
(Beförderung zwischen Wohnort und Arbeitsplatz, gelegentliche 
berufsbedingte Ortsveränderungen, Familienbesuche, Urlaub 
usw.). 

5. Der EWSA will auf die Gesamtproblematik aufmerksam 
machen. 

5.1 Angesichts der gegenwärtigen Krise und schrumpfender 
öffentlicher Mittel sind von einer auf einer Strategie nachhaltiger 
Entwicklung begründeten Konjunkturpolitik positive Auswir­
kungen auf die Beschäftigung und deren Qualität, auf die Errei­
chung der Ziele des modalen Verkehrs sowie auf den Zugang 
der europäischen Bürgerinnen und Bürger zu den Verkehrs­
dienstleistungen von allgemeinem Interesse zu erwarten. Der 
EWSA betont denn auch, dass die großen Bauvorhaben dieser 
übergeordneten Strategie entsprechen müssen. 

5.2 Er macht darauf aufmerksam, dass die Verschlechterung 
der angebotenen Dienste durch die Abschaffung von Zügen 
oder die Änderung von Fahrplänen die Bürger zu einem Wech­
sel des Wohnorts oder des Arbeitsplatzes veranlassen kann. 
Diese erzwungene Mobilität entspricht nicht den Vorstellungen 
unserer Mitbürger von Mobilität. Der EWSA unterstreicht, dass 
der Wandel häufig zur Verlagerung auf andere Verkehrsträger 
(Auto oder Flugzeug) führt, die der eigentlich vertretenen Politik 
zuwiderläuft. 

5.3 Der EWSA fordert die Kommission auf, ein EU-Pro­
gramm zur Sanierung der Schienenverkehrsnetze zu erwägen 
und vorzubereiten und/oder entsprechende künftige Programme 
in den Mitgliedstaaten zu unterstützen. Ein europäisches Pro­
gramm mit dem Ziel, die Erwartungen der Bahnkunden zu 
befriedigen, ließe sich leicht in die europäischen Strategien (Stra­
tegie für nachhaltige Entwicklung, Europa-2020-Strategie) ein­
gliedern. Der verkehrspolitische Dialog mit der Zivilgesellschaft 
würde von den Bürgerinnen und Bürgern sehr positiv auf­
genommen. Die Neuausrichtung der im Rahmen der EU-Regio­
nalpolitik für den Verkehrsbereich bereitgestellten Mittel wäre 
ein Instrument, von dem eine erhebliche Hebelwirkung zuguns­
ten dieser Strategie ausginge. 

Brüssel, den 13. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Aspekte der 
Definition des sozialen Wohnungsbaus als Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem 

Interesse“ (Initiativstellungnahme) 

(2013/C 44/09) 

Berichterstatter: Raymond HENCKS 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 19. Januar 2012 gemäß Artikel 29 Absatz 
2 der Geschäftsordnung, eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten: 

„Aspekte der Definition des sozialen Wohnungsbaus als Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse“. 

Das Präsidium des Ausschusses beauftragte die Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informations­
gesellschaft am 21. Februar 2012 mit der Ausarbeitung dieser Stellungnahme. Die Fachgruppe nahm ihre 
Stellungnahme am 26. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
13. Dezember) mit 67 gegen 5 Stimmen bei 4 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Das Recht auf Wohnung – Allgemeine Grundsätze 

1.1 Das Recht auf Wohnung ergibt sich aus einer von den 
Mitgliedstaaten eingegangenen internationalen Verpflichtung, 
der die Europäische Union Rechnung tragen muss. Dieses Recht 
wird in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Ver­
einten Nationen anerkannt. Ihr zufolge hat jeder „das Recht auf 
einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit und 
Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärzt­
liche Versorgung und notwendige soziale Leistungen“. In der revidier­
ten Fassung der Sozialcharta des Europarates heißt es: „Um die 
wirksame Ausübung des Rechts auf Wohnung zu gewährleisten, ver­
pflichten sich die Vertragsparteien, Maßnahmen zu ergreifen, die da­
rauf gerichtet sind, den Zugang zu Wohnraum mit ausreichendem 
Standard zu fördern, der Obdachlosigkeit vorzubeugen und sie mit 
dem Ziel der schrittweisen Beseitigung abzubauen [sowie] die Wohn­
kosten für Personen, die nicht über ausreichende Mittel verfügen, so zu 
gestalten, dass sie tragbar sind“. Das Recht auf Wohnung ist in 
zahlreichen Mitgliedstaaten Gegenstand der Verfassung und/oder 
eigener Gesetze, die seine effektive Durchsetzung sichern sollen. 

1.2 In der Grundrechtecharta der Europäischen Union heißt 
es: „Um die soziale Ausgrenzung und die Armut zu bekämpfen, 
anerkennt und achtet die Union das Recht auf eine soziale Unterstüt­
zung und eine Unterstützung für die Wohnung, die allen, die nicht 
über ausreichende Mittel verfügen, ein menschenwürdiges Dasein si­
cherstellen sollen, nach Maßgabe des Gemeinschaftsrechts und der 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten“. 

1.3 Diese Rechte werden in den meisten Mitgliedstaaten in 
Form einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse ausgeübt, entsprechend Artikel 36 der Grundrechte­
charta, demzufolge die „Union [...] den Zugang zu Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse [anerkennt und achtet], wie 
er durch die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten 
im Einklang mit dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft geregelt ist, um den sozialen und territorialen Zusammen­
halt der Union zu fördern“. 

1.4 Gemäß Artikel 106 Absatz 2 AEUV und sofern der uni­
verselle Zugang zu Wohnraum als Dienstleistung von allgemei­
nem wirtschaftlichem Interesse eingeordnet wird, unterliegen die 
mit der Erbringung dieser Dienstleistung beauftragten Unterneh­
men den gemeinschaftlichen Wettbewerbsvorschriften sowie 
dem Verbot und der Kontrolle staatlicher Beihilfen nur insofern, 
als die Anwendung dieser Bestimmungen nicht die Erfüllung der 
ihnen von nationalen, regionalen oder lokalen Behörden über­
tragenen besonderen Aufgabe rechtlich oder tatsächlich verhin­
dert. Im Beschluss der Kommission vom 20. Dezember 2011 
(über Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Inte­
resse) wird die Bereitstellung von bezuschussten Sozialwohnun­
gen auf benachteiligte Bürger oder sozial schwächere Bevölke­
rungsgruppen beschränkt, die nicht die Mittel haben, sich auf 
dem freien Wohnungsmarkt eine Unterkunft zu beschaffen. 

1.5 Gemäß dem Protokoll Nr. 26 zum Lissabon-Vertrag fällt 
die Bereitstellung, Erbringung, Finanzierung und Organisation 
der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 
in erster Linie in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten und ihrer 
nationalen, regionalen oder lokalen Behörden, die in diesem 
Bereich über großen Ermessungsspielraum und demokratische 
Entscheidungsfreiheit verfügen. 

1.6 In diesem Protokoll wird den Mitgliedstaaten u.a. auf­
erlegt, für ein hohes Niveau in Bezug auf die Bezahlbarkeit zu 
sorgen und einen universellen Zugang zu ihren Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse zu fördern. 

1.7 Die Durchsetzung des Rechts auf Wohnung ist Voraus­
setzung für die Ausübung anderer Grundrechte wie Menschen­
würde, Schutz der Privatsphäre und der Unverletzlichkeit der 
Wohnung, Familie, Wasser, Gesundheit, Zugang zu Energiever­
sorgung usw. Eine geeignete Wohnung ist eine Grundvoraus­
setzung dafür, dass sich die Menschen entfalten und in die 
Gesellschaft integrieren können.
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1.8 Die Wirksamkeit des Rechts auf Wohnung hängt zumeist 
und im Wesentlichen von der Verfügbarkeit eines entsprechen­
den Angebots ab. Zumeist ist das Recht auf Wohnung gleich­
zusetzen mit dem Recht auf angemessenen und erschwinglichen 
Wohnraum. 

1.9 Die Gewährleistung des Zugangs zu Wohnraum bedeutet 
häufig nicht, dass die Behörden jedem Wohnraum zur Ver­
fügung zu stellen haben, der ihn beantragt. Der Staat oder die 
zuständige Behörde steht aber politisch in der Pflicht, durch 
staatliche Maßnahmen und Programme den Zugang der gesam­
ten Bevölkerung zu Wohnraum zu verbessern. 

1.10 Die Mitgliedstaaten greifen zur Gewährleistung dieses 
Grundrechts auf ganz verschiedene Weise und in sehr unter­
schiedlichem Maße in das Funktionieren ihres Wohnungsmarkts 
ein, um allen Bürgern Zugang zu angemessenem und er­
schwinglichem Wohnraum zu geben. Eine angemessene Einbin­
dung der künftigen Nutzer von Einheiten des sozialen Woh­
nungsbaus fördert die Erschwinglichkeit dieser Einheiten wie 
auch den Erfolg ihrer Bewohner auf dem Arbeitsmarkt. 

1.11 So gesehen ist Wohnraum ein (öffentliches oder treu­
händerisch verwaltetes) Gut. Die Mitgliedstaaten legen hierfür 
entsprechend ihrer eigenen politischen Entscheidungen und kol­
lektiven Präferenzen Mindestnormen für die Bewohnbarkeit und 
den Komfort, spezifische städtebauliche Vorschriften und Bau­
vorschriften und die maximale Förderrate fest. Einige Mitglied­
staaten wie Deutschland regulieren die Entwicklung der Wohn­
raumpreise oder schaffen sogar Mechanismen für einschlägige 
Sozialhilfe oder Steuerhilfe, um auf diesen größten, drückenden 
Ausgabenposten privater Haushalte Einfluss zu nehmen. 

2. Sozialwohnungen 

2.1 Es ist festzustellen, dass sich zahlreiche EU-Bürger trotz 
dieser Maßnahmen keinen angemessenen Wohnraum mehr leis­
ten können. Im Jahr 2010 waren 5,7 % der europäischen Be­
völkerung obdachlos (Quelle: Europe Information Service S.A.), 
obwohl laut der revidierten Fassung der Sozialcharta des Euro­
parates die Obdachlosigkeit mit dem Ziel der schrittweisen Be­
seitigung abgebaut werden soll, 17,86 % lebten in überbelegten 
bzw. menschenunwürdigen Wohnungen und 10,10 % der Haus­
halte mussten für ihren Wohnraum mehr als 40 % ihres ver­
fügbaren Einkommens ausgeben. 

2.2 Darüber hinaus wird von vielen Mitgliedstaaten in Ergän­
zung zu dem auf dem privaten Markt spontan erhältlichen 
Wohnraum ein paralleles Angebot so genannter „Sozialwohnun­
gen“ definiert und organisiert. Diese werden zu besonderen 
Konditionen bereitgestellt, im Wesentlichen von eigens hierfür 
gegründeten gemeinnützigen Unternehmungen, aber auch von 
Privatinvestoren – natürlichen oder juristischen Personen, die 
hierzu bevollmächtigt und von nationalen, regionalen oder lo­
kalen Behörden subventioniert werden. 

2.3 In allen Mitgliedstaaten außer Griechenland gibt es Sozi­
alwohnungen. 25 Mio. europäische Haushalte wohnen in einer 
Sozialwohnung, für die die Bedingungen für die Raumordnung, 
den Zugang und den Preis direkt von den Behörden der Mit­
gliedstaaten festgelegt werden. 

2.4 Dieses parallele Wohnraumangebot trägt aufgrund seiner 
Stabilität und der Preiskontrolle insbesondere dazu bei, das Aus­
maß der Immobilienmarktzyklen und der Immobilienblasen zu 
begrenzen. So sind die Mitgliedstaaten mit einem großen Be­
stand an Sozialwohnungen von Immobilienblasen und deren 
gesamtwirtschaftlichen Folgen verschont geblieben. 

2.5 Der soziale Wohnungsbau ist eine von mehreren Re­
aktionen der öffentlichen Hand auf das Unvermögen des Woh­
nungsmarkts, dem gesamten Wohnraumbedarf gerecht zu wer­
den und allen Menschen Zugang zu angemessenem Wohnraum 
zu einem erschwinglichem Preis bzw. einer erschwinglichen 
Miete zu garantieren. Durch eine angemessene Einbindung der 
künftigen Nutzer von Einheiten des sozialen Wohnungsbaus 
werden diese erschwinglicher, die Bindung der Bürgerinnen 
und Bürger an den bereitgestellten Wohnraum wird gefestigt 
und es wird ihnen ermöglicht, für eine Arbeit notwendige Ge­
wohnheiten und Fähigkeiten zu erlangen bzw. zu stärken, wo­
durch ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt erhöht werden. 

2.6 Vom Unvermögen des Wohnungsmarkts, dem gesamten 
Wohnraumbedarf gerecht zu werden, sind nicht nur Menschen 
betroffen, die gar keinen Zugang zu Wohnraum haben, sondern 
auch die Bewohner gesundheitsgefährdender, unangemessener 
oder überbelegter Wohnungen sowie auch diejenigen, die den 
Großteil ihres Einkommens für die Zahlung ihrer Miete oder der 
Monatsrate für ihren Kredit aufwenden. 

2.7 Dieser Wohnraumbedarf variiert stark von einem Mit­
gliedstaat zum anderen und innerhalb der einzelnen Mitglied­
staaten, zwischen den Ländern im Westen und denjenigen im 
Osten, zwischen ländlichen und städtischen Gebieten und inner­
halb der städtischen Gebiete wiederum zwischen den Innenstäd­
ten und den Vororten. 

2.8 In den EU-Mitgliedstaaten werden drei unterschiedliche 
Ansätze verfolgt: 

A) der minimale Ansatz 

Die von einer Behörde subventionierten Sozialwohnungen 
sind ausschließlich benachteiligten oder ausgegrenzten Per­
sonen vorbehalten, die eindeutig als solche bestimmt wer­
den. Für diese Wohnungen gelten äußerst strenge Vergabe­
kriterien. Die Miete wird fast vollständig von einem Sozial­
hilfesystem getragen. Bei diesem Ansatz wird keine Konkur­
renz zum privaten Immobiliensektor geschaffen. Er ent­
spricht voll und ganz der gemeinschaftlichen Definition 
von sozialem Wohnraum als Dienstleistung von allgemei­
nem wirtschaftlichem Interesse, die in der Entscheidung 
der Europäischen Kommission vom 20. Dezember 2011 
festgelegt wird, mit der die Befreiung von der Anmelde­
pflicht bei Ausgleichsleistungen für Kosten eingeschränkt 
wird, die dem öffentlichen Dienst im Zusammenhang mit 
der Bereitstellung von Sozialwohnungen „für benachteiligte 
Bürger oder sozial schwächere Bevölkerungsgruppen [entstehen], 
die nicht die Mittel haben, sich auf dem freien Wohnungsmarkt 
eine Unterkunft zu beschaffen“.
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In diese Kategorie fallen Bulgarien, Zypern, Estland, Ungarn, 
Irland, Litauen, Lettland, Malta, Portugal, Rumänien, das Ver­
einigte Königreich, die Slowakei und Spanien (insbesondere 
im Hinblick auf den Sozialmietwohnungssektor). 

B) der allgemeine Ansatz 

Hier sind die Begünstigten benachteiligte und ausgegrenzte 
Personen (minimaler Ansatz) und solche mit geringen Mit­
teln, die aufgrund ihrer unsicheren Einkünfte nur schwer 
angemessenen Wohnraum finden. Der Zugang zu Wohn­
raum ist in der Regel an Einkommensobergrenzen und die 
Zusammensetzung des Haushalts gebunden. Die Mieten sind 
reglementiert und bleiben erschwinglich. Dieser Ansatz wirkt 
sich in der Regel nur begrenzt auf das Gesamtvolumen des 
Wohnungsangebots und die Wohnraumpreise aus und führt 
kaum zu Reibungen mit dem privaten Immobilienmarkt, da 
die Gewinnspannen sehr gering sind. 

Dieser Ansatz betrifft breitere Bevölkerungskategorien, erfüllt 
aber ebenfalls die gemeinschaftlichen Anforderungen hin­
sichtlich einer Konzentrierung auf einen sozialen Bedarf. 
Diesem Ansatz folgen Deutschland, Österreich, Belgien, Spa­
nien (im Hinblick auf den Immobilienerwerb), Frankreich, 
Finnland, Italien, Luxemburg, Polen, die Tschechische Repu­
blik und Slowenien. 

C) der universelle Ansatz mit unterschiedlicher Ausprägung in 
Dänemark und den Niederlanden 

In den Niederlanden wird mit diesem Ansatz darauf abge­
zielt, jedem Bürger unabhängig von seinem Einkommen 
(auch benachteiligten oder einkommensschwachen Personen) 
Wohnraum zur Verfügung zu stellen, wodurch das Angebot 
auf dem traditionellen Immobilienmarkt ergänzt wird. Die 
Marktbedingungen und Preise werden hierbei stark beein­
flusst, da sich die Preispolitik auf die tatsächlichen Wohn­
raumkosten und nicht auf den Marktwert stützt. Zugleich 
bietet dieser Ansatz anders als im privaten Immobiliensektor 
eine sichere Wohnraumbelegung. 

Da der universelle Ansatz nicht auf einen bestimmten sozia­
len Bedarf abhebt, wird er von der Europäischen Kommis­
sion in Abrede gestellt, da er ihres Erachtens nicht der ge­
meinschaftlichen Definition von Wohnraum als Dienstleis­
tung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse entspricht. 
In Schweden, wo von einer ausdrücklichen Kategorisierung 
von Wohnraum als Dienstleistung von allgemeinem wirt­
schaftlichem Interesse abgesehen wurde, wird dieser Ansatz 
nicht mehr angewandt. 

In Dänemark ist der universelle Ansatz tief im Sozialmodell 
verankert, wobei der Begriff der benachteiligten, schwachen 
und ausgegrenzten Gruppen und Personen nicht auf eine 

bestimmte Einkommenshöhe begrenzt wird. Der Schwer­
punkt wird darauf gelegt, Menschen, die solchen benötigen, 
erschwinglichen und zugänglichen Wohnraum zu bieten. 
Der traditionelle Immobilienmarkt wird ergänzt, indem ge­
setzliche soziale Verpflichtungen abgeschafft werden, für 
Gleichbehandlung und eine soziale Mischung im Hinblick 
auf ethnische Herkunft, Geschlecht, Einkommen, Alter, Be­
hinderungen und geistige oder physische Bedürfnisse gesorgt 
wird. Die Preise werden reguliert und basieren auf den tat­
sächlichen Kosten, wodurch die Möglichkeit einer Überkom­
pensation vermieden wird. 

3. Sozialer Wohnungsbau und Gemeinschaftsrecht 

3.1 Da sich mit den Marktkräften allein kein angemessener 
Wohnraum für alle Bürger sicherstellen lässt, kann der soziale 
Wohnungsbau im Gemeinschaftsrecht unter den Begriff Dienst­
leistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse fallen, so­
fern er vom betreffenden Mitgliedstaat als solche eingeordnet 
wird, und kann in diesem Fall in den Genuss von Subventionen 
oder öffentlichen Ausgleichszahlungen kommen. 

3.2 Im Protokoll Nr. 26 zum Lissabon-Vertrag werden die 
wichtige Rolle und der große Ermessensspielraum bekräftigt, die 
die nationalen, regionalen und lokalen Behörden in der Frage 
besitzen, wie Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli­
chem Interesse auf eine den Bedürfnissen der Nutzer so gut 
wie möglich entsprechende Weise zur Verfügung zu stellen, in 
Auftrag zu geben und zu organisieren sind. Sozialwohnungen 
unterliegen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, die von den 
nationalen, regionalen oder lokalen Behörden im Hinblick ins­
besondere auf die Planung, Preise, Zuweisungsbedingungen und 
Nutzung festgelegt werden. In diesem Protokoll wird den Mit­
gliedstaaten auferlegt, u.a. für ein hohes Niveau der Dienstleis­
tungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse in Bezug auf 
Bezahlbarkeit, Gleichbehandlung und Förderung des universellen 
Zugangs und der Nutzerrechte zu sorgen. 

3.3 Sofern er als Dienstleistung von allgemeinem wirtschaft­
lichem Interesse eingeordnet wird, gelten für den sozialen Woh­
nungsbau die Bestimmungen der Artikel 14 und 106 Absatz 2 
AEUV sowie dessen Protokoll Nr. 26, in dem insbesondere der 
Grundsatz der kollektiven sozialen und kulturellen Präferenzen 
und der Befriedigung von Bedürfnissen verankert ist, die bei der 
Definition der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli­
chem Interesse durch die einzelnen Mitgliedstaaten vor Ort 
zum Ausdruck gebracht werden. Gemäß diesen Bestimmungen 
hat die Erfüllung der dem sozialen Wohnungsbau übertragenen 
Aufgaben im Rahmen bestimmter, in dem Beschluss über 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 
festgelegter Bedingungen (siehe Ziffer 3.6) Vorrang vor den 
Wettbewerbs- und Binnenmarktregeln. 

3.4 Die Anwendung dieser Bestimmungen des AEUV hat die 
Kommission dazu veranlasst, sozialen Wohnungsbaugesellschaf­
ten gewährte staatliche Beihilfen von der Anmeldepflicht zu 
befreien.
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3.5 Die Kategorisierung des sozialen Wohnungsbaus als 
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 
durch die Mitgliedstaaten unterliegt nur einer Prüfung auf of­
fensichtliche Fehler seitens der Europäischen Kommission unter 
der Kontrolle des Gerichtshofs der Europäischen Union. 

3.6 Da der öffentliche Dienst sozialen Charakter besitzt, ist 
die Kommission in diesem Zusammenhang der Ansicht, dass 
sozialer Wohnraum in direktem Bezug zu den Bedürftigen 
oder sozial schwächeren Bevölkerungsgruppen definiert werden 
muss und nicht je nach den vielfältigen Wohnraumbedürfnissen, 
wie sie auf den lokalen Wohnungsmärkten zum Ausdruck kom­
men. Dies gibt permanent Anlass zu Konflikten zwischen der 
Kommission und einigen Mitgliedstaaten, sozialen Wohnungs­
baugesellschaften und Vertretern der Mieter von Sozialwohnun­
gen, die mit dieser Sicht der Kommission nicht einverstanden 
sind, während andere ihr zustimmen. 

4. Ein die Sozialwohnungspolitik der Mitgliedstaaten de­
stabilisierender Rechtsrahmen 

4.1 Die Entscheidungspraxis der Europäischen Kommission 
in Bezug auf die Prüfung auf offensichtliche Fehler bei der 
Kategorisierung sozialen Wohnraums als Dienstleistung von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse hat einige Mitgliedstaaten 
veranlasst, Modifizierungen in ihrer Politik zur Organisation und 
Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus vorzunehmen, und 
zu Rechtsstreitigkeiten geführt. 

4.2 In den Niederlanden hat die Anwendung dieser Entschei­
dungspraxis zum Ausschluss von nahezu 400 000 Haushalten 
vom Zugang zu sozialem Wohnraum geführt, die nach den 
Maßstäben der Europäischen Kommission zu vermögend waren, 
um Anspruch auf eine Sozialwohnung zu haben, in der Praxis 
aber nicht wohlhabend genug waren, um sich Wohnraum zu 
Marktbedingungen leisten zu können. 

4.3 In Schweden haben sich die Behörden geweigert, diese 
Entscheidungspraxis anzuwenden, und den sozialen Wohnungs­
bau aus den Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse ausgeklammert, was dessen Finanzierung in Form von 
Ausgleichszahlungen der öffentlichen Hand in Frage stellt, wel­
che als einzige mit dem im Vertrag verankerten Grundsatz des 
Verbots staatlicher Beihilfen vereinbar sind. 

4.4 In Frankreich hat der Verband der Immobilieneigentümer 
(Union nationale de la propriété immobilière) bei der Europäi­
schen Kommission Beschwerde gegen den französischen Staat 
eingelegt, insbesondere mit der Begründung, dass die Einkom­
menshöchstgrenzen für den Zugang zu sozialem Wohnraum zu 
hoch seien und es nicht ermöglichten, der Entscheidungspraxis 
der Kommission zu entsprechen. 

4.5 Gemäß den Richtlinienvorschlägen für öffentliche Auf­
träge und Konzessionen soll die Zusammenarbeit zwischen so­
zialen Wohnungsbaugesellschaften, die im Einklang mit den 
Konzepten „Sozialunternehmen“ und „Einrichtung des öffent­
lichen Rechts“ stehen, den Bestimmungen dieser Richtlinien 
und den Ausschreibungsverfahren unterworfen werden. Durch 

die Ausweitung der Rechtsprechung zur Zusammenarbeit zwi­
schen Behörden auf sämtliche öffentlichen Auftraggeber unter­
gräbt die Europäische Kommission die Praxis der Kooperation 
und Bündelung der für die Modernisierung der Sozialwohnun­
gen, deren ordnungsgemäße Verwaltung und eine stärkere lo­
kale Verwurzelung erforderlichen Mittel. 

4.6 Diese konkreten Beispiele zeugen von den unmittelbaren 
Auswirkungen, die das EU-Recht auf die Bedingungen für die 
Definition, Organisation und Finanzierung des sozialen Wohn­
raums durch die Mitgliedstaaten hat, und zeigen die Notwendig­
keit auf, einen Rechtsrahmen festzulegen, der die Entwicklung 
des sozialen Wohnungsbaus in der Europäischen Union begüns­
tigt. 

4.7 Der soziale Wohnungsbau spielt angesichts seiner vielfäl­
tigen Dimensionen und seiner weiten Verbreitung in der Euro­
päischen Union eine Schlüsselrolle bei der Umsetzung der Eu­
ropa-2020-Strategie. Er wirkt insofern aktiv an der Verwirk­
lichung des Ziels mit, die Union zu einer intelligenten, nach­
haltigen und integrativen Wirtschaft zu machen, als er für ein 
hohes Beschäftigungs-, Produktivitäts- und Integrationsniveau 
und einen großen sozialen Zusammenhalt sorgt und aktiv zur 
Bekämpfung der Armut und zum Klimaschutz und zugleich zur 
Bekämpfung der Energiearmut beiträgt. 

4.8 Zwar muss sich jeder Mitgliedstaat seine eigenen natio­
nalen Ziele in jedem dieser Bereiche setzen, auch im Hinblick 
auf die Entwicklung eines Angebots an Sozialwohnungen, doch 
müssen konkrete, auf europäischer Ebene durchgeführte Maß­
nahmen die Grundlage für die Europa-2020-Strategie bilden, 
auch im Bereich des sozialen Wohnungsbaus. 

5. Eine voll im Einklang mit den Zielen der Europa-2020- 
Strategie stehende und ganz auf eine bessere Wirt­
schaftsführung ausgerichtete Politik des sozialen Woh­
nungsbaus 

5.1 Der soziale Wohnungsbau leistet einen aktiven Beitrag 
zur Verwirklichung mehrerer Ziele der Europa-2020-Strategie 
im Rahmen der Flankierung der Strategie zur Förderung des 
Wachstums und der Attraktivität der Regionen, der daraus ent­
stehenden Investitionen und neuen standortfesten Arbeitsplätze, 
der Bekämpfung der Armut und sozialen Ausgrenzung, des 
Engagements für den Klimaschutz und der Bekämpfung der 
Energiearmut. 

5.2 So steht die Europäische Union beim sozialen Woh­
nungsbau weltweit an zweiter Stelle, hinter China, wo der so­
ziale Wohnungsbau zu einer Politik zur Flankierung des Wirt­
schafts- und Städtewachstums und zur Linderung der Folgen der 
Immobilienblasen in der Privatwirtschaft wurde. 

5.3 Der soziale Wohnungsbau ist gemäß den Vorschlägen 
der Europäischen Kommission im Rahmen der Strukturfonds 
für den Zeitraum 2014-2020 voll förderfähig, insbesondere 
im Hinblick auf die thermische Sanierung und die Förderung 
der erneuerbaren Energien, die integrierten Maßnahmen zur 
nachhaltigen Stadtentwicklung und Bekämpfung der sozialen 
Ausgrenzung dank des Zugangs von Randgruppen zu Wohn­
raum und erschwinglichen und hochwertigen Sozialdienstleis­
tungen.
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5.4 Der soziale Wohnungsbau bietet eine konkrete und wirk­
same Antwort auf den Wunsch der Kommission und des Rates, 
die Wirtschaftsführung in der Euro-Zone zu verbessern und 
insbesondere die Immobilienblasen und deren verheerende Aus­
wirkungen auf das makroökonomische und soziale Gleichge­
wicht stärker zu überwachen. Der Ausbau eines parallelen An­
gebots an Sozialwohnungen trägt dazu bei, das Ausmaß dieser 
Immobilienblasen und Wohnungsmarktzyklen zu begrenzen. 

5.5 Sollte ein Mitgliedstaat aus haushaltspolitischen Gründen 
oder aufgrund einer zu engen Auslegung der Definition der 
Begriffe „Bedürftige“ oder „sozial schwächere Bevölkerungsgrup­
pen“ nicht mehr in der Lage sein, gemäß seiner internationalen 
Verpflichtungen im Bereich das Rechts auf Wohnraum das An­
gebot an Sozialwohnungen dem tatsächlichen Bedarf der Bürger 
anzupassen, wird sich ein universeller Zugang zu angemesse­
nem und erschwinglichem Wohnraum nur um den Preis eines 
massiven Eingriffs der öffentlichen Hand in den Privatmarkt 
erzielen lassen. 

6. Bewältigung der neuen energiepolitischen und sozialen 
Herausforderungen 

6.1 Der soziale Wohnungsbau muss den neuen klimatischen 
Gegebenheiten sowie der Notwendigkeit gerecht werden, die 
Energieleistung der bereits bestehenden und der neu gebauten 
Sozialwohnungen zu verbessern. Die von den sozialen Woh­
nungsbaugesellschaften durchgeführten Maßnahmen zur Täti­
gung von Investitionen im Energiebereich müssen von der öf­
fentlichen Hand unterstützt werden, da sie es zugleich ermögli­
chen, Klimaschutzmaßnahmen zu ergreifen, die Energiearmut 
der einkommensschwachen Haushalte zu bekämpfen und die 
lokale Beschäftigung sowie die Wirtschaftsentwicklung der Re­
gionen zu fördern. Die Kohäsionspolitik kann einen aktiven 
Beitrag zu dieser Dynamik leisten und für eine Hebelwirkung 
zur Erschließung zusätzlicher Finanzierungsquellen sorgen. 

6.2 Eine weitere große Herausforderung ist die Überalterung 
der Bevölkerung, denn es wird notwendig sein, den Sozialwoh­
nungsbestand den Bedürfnissen älterer und abhängiger Men­
schen und der Entwicklung neuer integrierter Dienstleistungen 
anzupassen, dank derer abhängige Menschen ihre Wohnung 
beibehalten können und Sozialwohnungen zugänglich gemacht 
werden. 

6.3 Die zunehmend prekäre Lage der Privathaushalte, die in 
einer Sozialwohnung leben und/oder eine solche beantragt ha­
ben, macht eine soziale Durchmischung und ein hochwertiges 
Angebot an sozialem Wohnraum in den Regionen sowie die 
Konzipierung der in dem Vorschlag für eine EFRE-Verordnung 
vorgesehenen integrierten Ansätze für die nachhaltige Stadtent­
wicklung, die der sozialen, wirtschaftlichen, städtischen und 
ökologischen Dimension Rechnung tragen, noch dringlicher. 

7. Die Rolle der Europäischen Union 

7.1 Zuallererst muss die Europäische Union einen Rechtsrah­
men garantieren, der die Entwicklung des sozialen Wohnungs­
baus in den Mitgliedstaaten begünstigt, sowohl was die Finan­
zierung dieses Angebots als auch die Modalitäten für die De­
finition und die Wirkungsweise anbelangt. Zu einem solchen 

förderlichen Rechtsrahmen zählen die Prüfung auf offensicht­
liche Fehler bei der Kategorisierung als Dienstleistung von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse, die Rechtmäßigkeit der 
den sozialen Wohnungsbaugesellschaften gewährten staatlichen 
Beihilfen, die Anwendung der Bestimmungen über die öffent­
liche Auftragsvergabe und über die Zusammenarbeit unter den 
Wohnungsbaugesellschaften, aber auch die Rechtmäßigkeit der 
Anwendung ermäßigter Mehrwertsteuersätze auf sozialen 
Wohnraum als lebenswichtiges Gut. 

7.2 Die Europäische Kommission sollte ihre Entscheidungs­
praxis in Bezug auf die Prüfung auf offensichtliche Fehler bei der 
Kategorisierung sozialen Wohnraums als Dienstleistung von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse überdenken, denn diese 
Praxis wird möglicherweise nicht immer dem besonderen Bedarf 
der Branche gerecht. Sie muss den Mitgliedstaaten die Verant­
wortung für die Festlegung der Zugangsbedingungen und Preis­
konditionen bei sozialem Wohnraum entsprechend den örtli­
chen Bedürfnissen und Präferenzen sowie den tatsächlichen Be­
dürfnissen benachteiligter Bürger oder sozial schwächerer Bevöl­
kerungsgruppen im Einklang mit den Bestimmungen des Pro­
tokolls Nr. 26 über Dienste von allgemeinem Interesse über­
lassen. 

7.3 Der EWSA begrüßt, dass die Europäische Kommission 
beschlossen hat, die Ausnahmeregelung für die Anmeldung 
staatlicher Beihilfemaßnahmen in Form von Ausgleichszahlun­
gen der öffentlichen Hand an die sozialen Wohnungsbaugesell­
schaften fortzuführen, und dass sie gewissen Besonderheiten 
Rechnung getragen hat, insbesondere im Hinblick auf die Man­
datsdauer und langfristige Investitionen. 

7.4 Der EWSA begrüßt die von der Europäischen Kommis­
sion in einer Mitteilung über das soziale Unternehmertum zum 
Ausdruck gebrachte Bereitschaft, ein der Entwicklung der Sozial­
unternehmen in der Europäischen Union zuträgliches Klima zu 
fördern, u.a. im Bereich des Zugangs zu Wohnraum, sowie die 
Einrichtung von Solidarfonds für Investitionen voranzutreiben. 
Er unterstreicht, dass die Rolle der Sozialpartner in den Mitglied­
staaten, in denen sie aufgrund der nationalen Kultur in die Ver­
waltung der Sozialwohnungen einbezogen werden, gewahrt 
werden muss. 

7.5 Die Kommission, das Parlament und der Rat sollten in 
die Richtlinienvorschläge in Bezug auf die öffentliche Auftrags­
vergabe und Konzessionen die Zusammenarbeit zwischen den 
sozialen Wohnungsbaugesellschaften als Einrichtungen des öf­
fentlichen Rechts und Sozialunternehmen aufnehmen, indem sie 
sie in den Bereich der öffentlich-öffentlichen Zusammenarbeit 
einbeziehen, weil diese Einrichtungen dem Gemeinwohl dienen 
und weil öffentliche oder private Partner beteiligt sind.
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7.6 Die Europäische Kommission sollte ihre Vorschläge zur 
Zukunft des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems erneut über­
denken, wobei sie die den Mitgliedstaaten gebotene Möglichkeit 
aufrechterhalten sollte, einen ermäßigten Steuersatz auf den Bau 
und die Sanierung von Sozialwohnungen durch öffentliche, so­
ziale und private Diensteanbieter gleichermaßen anzuwenden, 
die als ein nicht den Handel zwischen den Mitgliedstaaten 
und das ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarkts be­
einträchtigendes lebenswichtiges Gut lokalen Charakters anzuse­
hen sind. 

7.7 Außerdem muss die Europäische Union den Mitgliedstaa­
ten dabei helfen, das Angebot an sozialem Wohnraum zu er­
weitern und zu modernisieren, um die neuen demografischen, 
sozialen und klimatischen Herausforderungen bewältigen und so 
aktiv zur Erreichung der Ziele der Europa-2020-Strategie beitra­
gen zu können. 

7.8 Der EWSA begrüßt in diesem Zusammenhang den Vor­
schlag der Kommission für die EFRE- und die ESF-Verordnung, 
im Rahmen der Strukturfonds 2014-2020 die Investitionsprio­
ritäten im Bereich thermische Sanierung von Sozialwohnungen, 
integrierte Maßnahmen für eine nachhaltige Stadtentwicklung, 
den Zugang zu gutem und für Randgruppen erschwinglichem 
sozialem Wohnraum und die Förderung von Sozialunterneh­
men förderfähig zu machen. Aus Sicht des EWSA muss das 
Ziel darin bestehen, all denjenigen eine gute Sozialwohnung 
anbieten zu können, die eine benötigen. 

7.9 Der EWSA ist der Ansicht, dass derartige Maßnahmen 
erforderlich sind und die Bestimmungen des Richtlinienvor­
schlags über Energieeffizienz der Europäischen Kommission 
flankieren müssen, mit dem den sozialen Wohnungsbaugesell­
schaften zur Auflage gemacht wird, jährlich 4 % des Sozialwoh­
nungsbestands thermisch zu sanieren. Eine derartige Auflage 
muss mit spezifischen Maßnahmen zur Finanzierung der hierfür 
getätigten Investitionen einhergehen, insbesondere über den 
EFRE, aber auch durch die Schaffung eines Investitionsfonds 
für die europäische Ebene. 

7.10 Parlament und Rat sollten die Vorschläge der Kommis­
sion in Bezug auf die EFRE- und die ESF-Verordnung billigen, 
die Teil der Umsetzung der Europa-2020-Strategie sind und mit 
denen über die Strukturfondsverordnungen erstmals die vorran­
gige Rolle des Wohnungsbaus im Bereich der Investitionsmaß­
nahmen der Mitgliedstaaten im Rahmen der Kohäsionspolitik 
2014-2020 anerkannt wird. 

7.11 Die Regulierung des Wohnungsmarkts in den einzelnen 
Mitgliedstaaten ist angesichts der makroökonomischen und so­
zialen Auswirkungen der Immobilienblasen ein entscheidender 
Faktor für die Stabilität der Euro-Zone. Der soziale Wohnungs­
bau trägt zur Stabilisierung des Wohnungsmarkts und zur Re­
gulierung der Immobilienzyklen bei. 

7.12 Der EWSA begrüßt den Vorschlag der Kommission, die 
Euro-Zone auf makroökonomischer Ebene stärker zu über­
wachen und dabei auch den gesamtwirtschaftlichen Auswirkun­
gen der Immobilienblasen Rechnung zu tragen. Der EWSA ist 
der Auffassung, dass dieser Mechanismus zur verstärkten Über­
wachung von Maßnahmen zur Förderung von Mechanismen zur 
intelligenten Regulierung des Wohnungsmarkts in den Mitglied­
staaten und zur Erweiterung des Angebots an Sozial- und Pri­
vatwohnungen begleitet werden muss, die sich stabilisierend 
und mäßigend auf die Immobilienmarktzyklen auswirken und 
mit einem nachhaltigen Städtebau vereinbar sind. 

7.13 Der EWSA hält es für unerlässlich, Überlegungen über 
die in Europa vorhandenen Reserven zur Stabilisierung der Fi­
nanzierung des sozialen Wohnungsbaus anzustellen, der Teil 
des europäischen Sozialmodells ist. Es sollte die Hypothese eines 
europäischen Volkssparbuchs für sozialen Wohnraum mit ei­
nem Sparhöchstbetrag geprüft werden. Ein solches Sparbuch 
könnte online bei der EIB eröffnet werden, die diese Mittel 
verwalten würde. Ein derartiges Verfahren würde die doppelte 
Funktion erfüllen, die Investitionen in sozialen Wohnraum zu 
stabilisieren und unter den Kontoinhabern ein starkes Zugehö­
rigkeitsgefühl zu schaffen. 

Brüssel, den 13. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Eine aufstrebende 
Zivilgesellschaft in China: der Beitrag der Zivilgesellschaft zum EU-China-Jahr des Interkulturellen 

Dialogs und dessen nachhaltiger Wirkung“ 

(2013/C 44/10) 

Berichterstatterin: Anne-Marie SIGMUND 

Das Präsidium des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses beschloss am 16. September 2010 die 
Erarbeitung einer Stellungnahme zum Thema: 

„Eine aufstrebende Zivilgesellschaft in China; der Beitrag der Zivilgesellschaft zum EU-China-Jahr des Interkulturellen 
Dialogs und dessen nachhaltiger Wirkung“. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Außenbeziehungen nahm ihre Stellungnahme am 20. No­
vember 2012 an. Berichterstatterin war Frau SIGMUND. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
13. Dezember) mit 68 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 5 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Empfehlungen 

1.1 Der Ausschuss fordert die Kommission auf, ihn zu den 
laufenden Tätigkeiten der verschiedenen Arbeitsgruppen, die im 
Rahmen der dritten Säule, des „Dialogs zwischen den Menschen“, 
eingerichtet wurden, beizuziehen; als institutionelle Plattform 
des zivilen Dialogs im gemeinschaftlichen Bereich hat der Aus­
schuss bereits umfangreiches Know-how und Erfahrungen ange­
sammelt, die er in den Aufbau eines solchen Dialogs mit China 
einbringen könnte. Der Ausschuss hat bereits 1999 festgestellt, 
dass „Kultur das Handlungsfeld der Zivilgesellschaft strukturiert“ ( 1 ), 
und betrachtet daher Kultur in der von ihm angenommenen 
weiten Begriffsbestimmung als Horizontalthema. Mit diesem 
Ansatz ist er bestens geeignet, die „soft-power-Politik“ und „inter­
kulturelle Diplomatie“ der Dialogpartner EU und China im Rah­
men seiner Kompetenzen zu begleiten und zu unterstützen. 

1.2 Die Initiativen im Rahmen des „Dialogs zwischen den 
Menschen“ sollten in erster Linie möglichst auf der untersten 
Ebene vertieft werden durch verstärkten Studentenaustausch, 
eventuell eigene Programme für Praktikanten und Städte- und 
Gemeindepartnerschaften. 

1.3 Dem Ausbau des Kulturtourismus sollte Aufmerksamkeit 
geschenkt werden. Erfahrungen haben gezeigt, dass Kulturtou­
rismus nicht nur wirtschaftsbelebend ist, sondern darüber hi­
naus auch nachhaltig zum besseren gegenseitigen Verständnis 
beiträgt. 

1.4 Die Einhaltung der internationalen Normen in den Be­
reichen Menschenrechte und demokratische und Grundfreihei­
ten sind wichtige Voraussetzungen für kulturellen Ausdruck, 
Kulturaustausch und kulturelle Vielfalt und sollten daher zur 
Forderung erhoben werden. 

1.5 Der Bereich Erziehung und Bildung (auch Erwachsenen­
bildung) sollte in die gemeinsamen Aktivitäten einbezogen wer­
den, da in diesem Gebiet der interkulturelle Dialog vielfältige 

Möglichkeiten eröffnet; das geht vom Spracherwerb bis zur 
Schulung von Konsumentenverhalten, Aufklärung in Umwelt­
fragen etc. 

1.6 Im Sinne einer nachhaltigen Bewusstseinsbildung schlägt 
der Ausschuss vor, jährlich einen „Tag der Begegnung zwischen 
EU und China“ abzuhalten, der mit kulturellen Veranstaltungen 
auf beiden Seiten begangen wird. 

1.7 Der Austausch bewährter Verfahren sollte in möglichst 
vielen Bereichen vorangetrieben werden (beteiligt werden könn­
ten wichtige Akteure aus dem sozio-ökonomischen Bereich wie 
die Sozialpartner und Akteure aus dem Bereich Menschenrechte, 
sowohl Vertreter der Behörden als auch der Opposition, aber 
auch verschiedene Bildungs- und Erziehungseinrichtungen, Ex­
perten aus speziellen Bereichen wie z.B. Verbraucherfragen, Um­
weltschutz, Strafvollzug etc.). 

1.8 In jedem Fall sollten bereits laufende Initiativen besser 
miteinander vernetzt werden und der Informationsaustausch al­
ler Akteure verbessert werden, da derzeit eine Reihe von Ini­
tiativen mehr oder weniger isoliert stattfinden und wertvolle 
Synergieeffekte verlorengehen (siehe z.B. EUNIC-China-Kultur­
dialog). 

1.9 Die Medienkooperation (TV, Printmedien) sowie die ge­
meinsame Aus- und Weiterbildung von Journalisten sollte ver­
stärkt werden; beides ist hilfreich, in größere Schichten der 
Bevölkerung vorzudringen ( 2 ). 

1.10 Der Ausschuss wird im Sinne des Artikels 167 Absatz 
3 AEUV prüfen, welche zusätzlichen und nachhaltigen Initiati­
ven er im Rahmen seiner bereits bestehenden Kooperation mit 
China setzen kann, und ist auch bereit, anderen Akteuren eine 
Plattform des Informations- und Meinungsaustausches anzubie­
ten.
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( 1 ) Siehe Fußnote 3. 

( 2 ) Siehe am Beispiel Kooperation CRI (China Radio International) und 
ORF (Österreichischer Rundfunk)/Alpha Bayern mit regelmäßigen 
Koproduktionen.



2. Hintergrund 

2.1 Seit der Europäischen Agenda für Kultur 2007 setzte 
sich mehr und mehr ein neuer strategischer Rahmen für das 
auswärtige Handeln der Union durch, in dem Kultur einen be­
sonderen Stellenwert besitzt. 

Diese „soft-power“-Politik findet ihre konsequente Fort- und 
Umsetzung im heurigen „EU-China-Jahr des Interkulturellen 
Dialogs“ und den in diesem Rahmen auf Dauer geplanten Struk­
turen im Rahmen der „interkulturelle Politik“ der Union. 

Im Übrigen wurde dieser europäische Ansatz etwa zeitgleich 
von Präsident Hu Jintao auf dem 17. Kongress der Kommunis­
tischen Partei Chinas vertreten. Hu Jintao forderte damals, China 
solle mehr in seine „soft-power-Ressourcen“ investieren. 

2.2 Die gemeinsame Erklärung EU-China zum Thema Kultur 
vom 22. Oktober 2007 führte zu mehr Zusammenarbeit und 
Dialog im Kulturbereich und setzte zusätzlich einen verstärkten 
politischen Austausch über die allgemeine und berufliche Bil­
dung einschließlich der Mehrsprachigkeit in Gang. 

2.3 Im Mai 2011 vereinbarten hochrangige Vertreter der EU 
und Chinas, diese Zusammenarbeit durch Schaffung einer „drit­
ten Säule“ in der strategischen Partnerschaft zwischen der EU 
und China zu erweitern, nämlich durch den europäisch-chine­
sischen hochrangigen Dialog zwischen den Menschen. Formell 
wurde diese „dritte Säule“ auf dem EU-China-Gipfel am 14. und 
15. Februar 2012 beschlossen. 

2.4 In diesem Kontext ist auch das „Jahr des Interkulturellen 
Dialogs EU-China 2012“ (YICD) zu sehen, das auf dem EU- 
China-Gipfel 2010 von führenden Vertretern der EU und Chinas 
beschlossen und am 1. Februar 2012 offiziell in Brüssel eröffnet 
wurde. 

2.5 Das Konzept dieses Jahres umfasst nicht nur die Intensi­
vierung kultureller Beziehungen, sondern auch die Förderung 
des politischen und zivilgesellschaftlichen Dialogs im Interesse 
positiver und langfristiger Beziehungen zwischen der EU und 
China ( 3 ). Durch die Bündelung von Kräften und das Identifizie­

ren von Synergien wird erwartet, dass das Jahr des interkultu­
rellen Dialogs den zivilgesellschaftlichen Dialog zwischen der 
EU und China fördern und nachhaltige Wirkung zeigen wird. 

3. Einleitung 

3.1 Die vorliegende Stellungnahme baut auf der Stellung­
nahme CESE 413/2006 (Berichterstatter Sukhdev SHARMA) 
und den Ergebnissen der in der Folge vom EWSA in Auftrag 
gegebenen Studie ( 4 ) mit einer umfassenden aktuellen Analyse 
der chinesischen Zivilgesellschaft auf. 

3.2 Sie stellt die vorliegenden Erkenntnisse der Studie in den 
Kontext zur historischen Entwicklung und zum Jahr des Inter­
kulturellen Dialogs EU-China 2012 und den sich daraus er­
gebenden Aufgabengebieten und Möglichkeiten. 

3.3 Insbesondere wesentlich erscheint dem Ausschuss die im 
Konzept zum EU-China-Jahr des Interkulturellen Dialogs von 
der Europäischen Kommission formulierte Erwartung, „dass das 
Jahr des Interkulturellen Dialogs zum zivilgesellschaftlichen Dialog 
zwischen EU und China beitragen wird“. Der Ausschuss als institu­
tionalisierte Plattform des zivilen Dialogs im Gemeinschafts­
bereich ist bereit, eine vergleichbare Rolle im Rahmen der Be­
ziehungen EU-China zu übernehmen. 

3.4 Der Ausschuss hat sich bereits 1999 zu einem erweiter­
ten Kulturbegriff bekannt, der neben Kunst und Kulturerbe auch 
Bereiche wie Erziehung, Bildung und Wissenschaft umfasst. Er 
hat weiters festgehalten, dass die politische Entwicklung der 
Zivilgesellschaft auch ein kultureller Prozess ist ( 5 ), der das täg­
liche Leben der Bürger prägt. 

3.5 Nach Auffassung des EWSA ist die Mobilität der Indivi­
duen eine wesentliche Komponente des kulturellen Austauschs 
zwischen den Völkern; er fordert daher, dass alle Hindernisse, 
die einer solchen Freizügigkeit entgegenstehen, beseitigt werden. 

3.6 Zum „Europäischen Jahr des interkulturellen Dialogs 
2008“ hat sich der Ausschuss in einer Stellungnahme ( 6 ) ge­
äußert, in welcher er u.a. auch den Hinweis der Kommission, 
wie wichtig der Einfluss unterschiedlichen kulturellen Erbes auf 
unsere Lebensweise ist, nachdrücklich unterstützt hat. Dieser 
Einfluss ist bereits im Gemeinschaftsbereich wichtig und zu 
berücksichtigen, hat aber im Rahmen des interkulturellen Dia­
logs EU-China ganz besondere Bedeutung.
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( 3 ) „The main objectives of the Year are: 
— to promote and strengthen intercultural dialogue and mutual 

understanding between the EU and China through people to 
people contacts 

— to establish a sustainable policy dialogue on issues of common 
interest 

— to contribute to consolidate the EU-China strategic partnership“. 

( 4 ) Baocheng Liu, University of International Business and Economics, 
Beijing: Report on Civil Society, Mai 2011. 

( 5 ) „Die Rolle und der Beitrag der organisierten Zivilgesellschaft zum europäi­
schen Einigungswerk“, Stellungnahme des EWSA, ABl. C 329 vom 
17.11.1999, S. 30. 

( 6 ) „Europäisches Jahr des interkulturellen Dialogs“ (2008), Stellungnahme 
des EWSA, ABl. C 185 vom 8.8.2006, S. 42.



3.7 Im Bereich der europäischen Rechtsgeschichte und 
Rechtsphilosophie hat Montesquieu ( 7 ) schon 1748 auf die Ge­
waltenteilung als Fundament jedes demokratischen Systems wie 
auch auf den Bezug zwischen Rechtsordnung und sowohl na­
türlichen Gegebenheiten (Geographie, Klima) eines Landes als 
auch dem wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen 
Entwicklungsstand eines Volkes hingewiesen. 

3.8 In dem vom Ausschuss vertretenen Verständnis von Kul­
tur als Bekenntnis zu gemeinsamen Werten ist es unerlässlich, 
im Rahmen dieses bedeutsamen Jahres des interkulturellen Dia­
logs EU-China auch den Dialog über jene Werte zu führen bzw. 
zu vertiefen, die das politische Handeln der Europäischen Union 
bestimmen ( 8 ). Dazu besteht neben einer dringenden politischen 
Notwendigkeit auch eine verpflichtende Rechtsgrundlage in Ar­
tikel 21 EUV ( 9 ). 

3.9 Darüber hinaus enthält Titel XIII (KULTUR) in Arti­
kel 167 Absatz 3 AEUV folgende Aufforderung: „Die Union 
und ihre Mitgliedstaaten fördern die Zusammenarbeit mit drit­
ten Ländern und den für den Kulturbereich zuständigen interna­
tionalen Organisationen, insbesondere mit dem Europarat.“ Da 
laut einhelliger Rechtsmeinung unter „Union“ nicht nur die eu­
ropäischen Institutionen, sondern – in ihrem jeweiligen Kom­
petenzbereich – auch die beratenden Einrichtungen angespro­
chen sind, kann sich der Ausschuss hier auf ein primarrecht­
liches Mandat berufen, im Rahmen seiner Tätigkeiten entspre­
chende Initiativen zu setzen. 

3.10 Ein wesentliches Referenzdokument für das „EU-China- 
Jahr des interkulturellen Dialogs 2012“ ist auch die Entschlie­
ßung des Europäischen Parlaments vom 12. Mai 2011 ( 10 ), in 
der das Europäische Parlament auf die starke Rolle der Zivilge­
sellschaft in dieser Zusammenarbeit hinweist und „betont, dass 
die demokratischen Grundfreiheiten wie Meinungsfreiheit, Pressefreiheit, 
Freiheit von Angst und Not, Freiheit von Intoleranz und Hass und der 
freie Zugang zu gedruckten und digitalen Informationen, sowie das 
Privileg, online und offline beliebige Inhalte und Dienste zu nutzen, 
wichtige Voraussetzungen für kulturellen Ausdruck, kulturellen Aus­
tausch und kulturelle Vielfalt darstellen“. 

3.11 Aufbauend auf diesen Prämissen ist der Ausschuss 
überzeugt, dass der interkulturelle Dialog zwischen der EU 
und China ein wertvolles Instrument ist, das als Grundlage 
der Zusammenarbeit im wirtschaftlichen, sozialen oder 

rechtlichen bzw. politischen Bereich dazu beitragen kann, das 
gegenseitige Verständnis und damit auch Vertrauen zu stärken. 
Auf dieser Basis der Zusammenarbeit wird auch die Nachhaltig­
keit aller gemeinsamen Schritte gestärkt. Dazu wird es aber 
notwendig sein, dass sowohl auf europäischer als auch auf chi­
nesischer Seite die notwendigen und untereinander koordinier­
ten Strukturen geschaffen werden und konkrete Projekte ent­
worfen und umgesetzt werden. 

4. Allgemeine Bemerkungen 

4.1 Bürger und Staat in China 

4.1.1 In der chinesischen Tradition, insbesondere im Sinne 
des Konfuzianismus, wird dem Individuum ein anderer Stellen­
wert beigemessen als in der europäischen Tradition. Die Unter­
ordnung des Individuums unter größere kollektive Entitäten 
(vormals primäre Familie und Clan, heute Partei, Staat) hat 
über zwei Jahrtausende die chinesische Gesellschaft geprägt. 
Die Idee des „Staates“ musste in Europa angesichts der jahrhun­
dertelangen Herausbildung konkurrierender Staaten eine andere 
sein als in China, wo die Vorstellung des „tian xia“ („alles unter 
dem Himmel“) die äußeren Grenzen des Staats diffundierte, ehe 
Kolonialmächte das Paradigma nationaler Grenzen der chinesi­
schen (damals mandschurischen) Staatsmacht vor Augen führ­
ten. Die historische Entwicklung von Chinas politischer Struktur 
hat zwar den Gegebenheiten der globalen internationalen Ent­
wicklung des 20. und 21. Jahrhunderts Rechnung getragen, die 
interne Umgestaltung ist allerdings erst in einem Anfangsstadi­
um. Die Macht der Kommunistischen Partei Chinas über das 
Individuum ist prädominant, da der einzelne von der Partei 
als noch nicht „aufgeklärt“ genug betrachtet wird, um ihm die 
Eigenverantwortung für sich anzuvertrauen, was demokratische 
Fortschritte verhindert. Auf dem rasanten Weg Chinas in die 
internationale Gemeinschaft (aus der selbst gewählten Isolation 
der 1960er Jahre etwa) mit Vernetzungen unterschiedlichster 
Provenienz (auf internationaler und bilateraler Ebene) werden 
immer mehr auch Kontakte zwischen den Menschen ermöglicht, 
durch die diese Sichtweise in Frage gestellt wird. 

4.2 Individuelle Rechte in China 

4.2.1 In der Union hat die Entwicklung zum modernen So­
zialstaat die „soziale Bürgerschaft“ vorangebracht, die den 
Schwerpunkt auf individuelle Rechte legt, aber auch kollektive 
Rechte garantiert. Es ist somit der Tatsache Rechnung zu tragen, 
dass die beiden Kulturgroßräume „China“ und „Europa“ (in all 
ihrer Differenziertheit in sich selbst) aus ihrer jeweiligen histori­
schen Entwicklung große Unterschiede insbesondere hinsichtlich 
des Verhältnisses Individuum – Gesellschaft aufweisen. Das be­
deutet natürlich nicht, dass Menschenrechtsverletzungen zu to­
lerieren sind. Diese sind in jedem Fall inakzeptabel. Allerdings 
sollte die Basis für aktiven Dialog gestärkt werden, der eine 
pragmatische Vorgangsweise – auch durch Beispiele bewährter 
Verfahren – ermöglicht. 

4.2.2 Sowohl für die Union als auch für China gilt der ein­
gangs erwähnte Einfluss des jeweiligen Kulturerbes auf die ge­
genwärtige Lebenseinstellung und –führung genauso wie die 
von Montesquieu skizzierte Wechselbeziehung zwischen geogra­
fischen, wirtschaftlichen, sozialen, historisch gewachsenen poli­
tischen Strukturen und aktuellem Rechtsempfinden und prakti­
zierter Rechtsanwendung.
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4.2.3 Als aktives Mitglied der Vereinten Nationen und seiner 
Organisationen (einschließlich ILO u.a.) und insbesondere als 
Ständiges Mitglied des Sicherheitsrates trägt die VR China die 
Verantwortung für die Umsetzung des Geistes und der Werte 
der Vereinten Nationen mit. Das umfasst auch das Bekenntnis 
zu allen Entscheidungen der Vereinten Nationen bezüglich Men­
schenrechtsfragen (UN Charta). 

Im täglichen Leben, insbesondere im Bereich der sozialen und 
persönlichen Bürgerrechte, aber auch Verbraucher- und Arbeit­
nehmerrechte ist man in China aber noch weit von einer sol­
chen Umsetzung entfernt. Regelmäßig sind Verstöße gegen in­
ternationale Abkommen und Normen festzustellen ( 11 ); das glei­
che gilt für den Umweltbereich. 

4.2.4 Die UN-Menschenrechtscharta ( 12 ) sieht vor, dass das 
Individuum unter allen Umständen Schutz genießt. Die Diskre­
panz zum traditionellen chinesischen Gesellschaftsmodell ist 
evident, da im chinesischen Konzept einer harmonischen Gesell­
schaft die von der Regierung geforderte Einheit und Stabilität 
die Basis und Voraussetzung für die Anwendung der Menschen­
rechte darstellt. Trotzdem können Verstöße gegen diese Rechte 
nicht mit kulturellen Unterschieden gerechtfertigt werden und 
sind in jedem Fall zu verurteilen. 

Es ist erkennbar, dass die großen Veränderungen im Zuge der 
Modernisierung Chinas auch das Verhältnis zwischen Gesell­
schaft und Individuum erfassen; allerdings befindet sich dieser 
Prozess erst in einem Anfangsstadium, das Voraussagen über 
seinen Verlauf derzeit nicht zulässt. 

4.2.5 Im Sinne von Artikel 21 EUV sind die Institutionen 
und öffentlichen Einrichtungen der Union, also auch der Aus­
schuss angehalten, den für die Union verbindlichen Werten und 
Grundsätzen, also auch der Unteilbarkeit der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, weltweit zu stärkerer Geltung zu verhelfen. 
Das geschieht gegebenenfalls auch in der Form, dass die Organe 
der Union in Fällen, in denen diese Werte und Grundsätze aus 
ihrer Sicht nicht eingehalten bzw. verletzt werden, sich öffent­
lich äußern oder allenfalls mit politischen Mitteln reagieren. Das 
gilt auch für die Beziehungen zwischen der Union und China. 

Der Ausschuss betrachtet es als eine der großen Herausforde­
rungen des YICD, einen „Dialog der Werte“ einzuleiten, um 
gerade im Menschenrechtsbereich -Beispiele bewährter Verfah­
ren zu erarbeiten, die erste Fortschritte ermöglichen. 

Dabei sollten die vom Ausschuss im Rahmen des Diskussions­
forums EU-China und der weltweiten Organisation der 

Wirtschafts- und Sozialräte AICESIS gemachten Erfahrungen in 
zukünftigen Arbeiten berücksichtigt werden. 

4.2.6 Ziel jeden Dialogs ist es, Vorurteile abzubauen, Kennt­
nis und damit Verständnis über unterschiedliche Anschauungen 
und Praktiken zu erlangen und konkrete Lösungsansätze zu 
erarbeiten. 

Im beiderseitigen Einverständnis, dass das Prinzip der Würde 
des Menschen, auf der die Menschenrechte beruhen, im Grunde 
jede politische Ordnung bestimmt, können im interkulturellen 
Dialog EU-China zweifellos Mechanismen gefunden werden, wie 
die Menschenrechtsfrage konstruktiv diskutiert werden kann 
(ohne dass sich die Union des Rechtes begibt, gegen aus ihrer 
Sicht nicht akzeptable Verstöße zu protestieren). 

4.3 Die aktuelle Situation und Bedeutung der Zivilgesellschaft in 
China 

4.3.1 Eine wesentliche Herausforderung für China in der Zu­
kunft liegt aller Wahrscheinlichkeit nach darin, dass zur beste­
henden Armut eine rasant ansteigende Anhäufung von privatem 
Reichtum gekommen ist; die Einkommens- und Vermögens­
schere geht auf und wird größer. Dieses Problem wird durch 
die demografische Entwicklung noch verstärkt und hat nach­
haltigen Einfluss auf die zivilgesellschaftlichen Aktivitäten. 

4.3.2 Auf Grund ihrer Entstehungsweise und im Rahmen der 
bestehenden politischen Strukturen können zivilgesellschaftliche 
Organisationen in China nicht agieren, wie das vergleichbare 
Organisationen im Gemeinschaftsbereich tun. Auch wenn einige 
von ihnen de facto einen gewissen Grad an Autonomie besit­
zen, unterliegen sie doch einer extensiven bürokratischen Kon­
trolle. Im besten Fall besitzen sie eine „abhängige Auto­
nomie“ ( 13 ), was im Klartext heißt, dass die Rechte zivilgesell­
schaftlicher Organisationen oder Akteure nicht annähernd mit 
jenen in der Europäischen Union und allgemein der demokra­
tischen Staaten vergleichbar sind (das gilt insbesondere für Mei­
nungs- und Versammlungsfreiheit). 

4.3.3 An einigen chinesischen Universitäten bestehen bereits 
Zentren für die Erforschung von Fragen der Menschrechte, etwa 
an der CUPL (Chinese University of Political Science and Law), 
an welcher sich die von der EU und der VR China gemeinsam 
eingerichtete und betriebene „EU-China Law School“ befindet. 
An der Law School der Renmin Universität wiederum ist vor­
gesehen, dass „Menschenrechte“ Lehrfach in der Grundausbil­
dung von Studierenden der Rechtswissenschaften sind. Zusätz­
lich ist man gerade dabei, die Kooperation mit dem Europäi­
schen Menschenrechtsgerichtshof in Straßburg durch Publikatio­
nen, Gastvorträge, Praktika etc. zu fördern.
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5. Schlussfolgerungen 

5.1 Der Ausbau vorhandener und die Schaffung neuer Dia­
logstrukturen zwischen den beiden Zivilgesellschaften als Folge 
des EU-China-Jahres des Interkulturellen Dialogs erscheint dem 
Ausschuss ein erfolgversprechender Weg, Verständnis für die 
bestehenden Unterschiede zu generieren und vertrauensbildende 
Maßnahmen zu setzen. 

5.2 Der Tatsache Rechnung tragend, dass die beiden Kultur­
großräume „China“ und „Europa“ (in all ihrer Differenziertheit in 
sich selbst) aus ihrer jeweiligen historischen Entwicklung ins­
besondere hinsichtlich des Verhältnisses Individuum – 
Gesellschaft und aufgrund ihrer jeweiligen politischen Systeme 
große Unterschiede aufweisen, sollte der interkulturelle Dialog 

in einem breiten kreativen Spektrum von Plattformen, Foren, 
Aktivitäten stattfinden, an dem neben den offiziellen Organen 
Fachleute und Vertreter der Zivilgesellschaft zu beteiligen sind, 
und auf der Grundlage der international anerkannten Menschen­
rechte geführt werden. 

5.3 Es wäre eine vertane Chance, wenn dem EU-China-Jahr 
des Interkulturellen Dialogs keine konkreten und nachhaltigen 
Initiativen in geeigneten Strukturen folgen würden. Der Aus­
schuss als institutionalisierte Plattform der organisierten Zivilge­
sellschaft im Gemeinschaftsbereich ist bereit, sich maßgebend an 
der Gestaltung dieser Strukturen zu beteiligen und zu Synergie­
effekten beizutragen. 

Brüssel, den 13. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Rio+20: Bilanz 
und Perspektiven“ (ergänzende Stellungnahme) 

(2013/C 44/11) 

Berichterstatter: Hans-Joachim WILMS 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 14. November 2012, gemäß Artikel 29 
Buchstabe A der Durchführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung eine ergänzende Stellungnahme zu 
folgendem Thema zu erarbeiten: 

„Rio+20: Bilanz und Perspektiven“ 

(ergänzende Stellungnahme). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, ländliche Entwicklung, Umweltschutz nahm 
ihre Stellungnahme am 22. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
13. Dezember) mit 152 Stimmen bei 1 Enthaltung folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Schlussfolgerungen 

1.1.1 Das Abschlussdokument der UN-Konferenz für nach­
haltige Entwicklung in Rio de Janeiro dieses Jahr (Rio+20-Kon­
ferenz) „Die Zukunft die wir wollen“ ist schwächer ausgefallen 
als der EWSA es gewünscht hätte. Insbesondere ist der Dring­
lichkeit der Krisen-Situation auf unserem Planeten nicht genü­
gend Rechnung getragen worden. Allerdings enthält das Ab­
schlussdokument mehrere Elemente, auf denen auch hier in 
der EU aufgebaut werden kann. Besonders hervorzuheben ist 
die globale Einigung auf eine „grüne Wirtschaft“ als ein wichti­
ges Instrument der nachhaltigen Entwicklung, einschließlich Be­
rücksichtigung der sozialen Dimension, sowie die Einigung auf 
einen Prozess, der zu globalen Nachhaltigkeitszielen in enger 
Abstimmung mit den Milleniums-Entwicklungszielen führen 
soll. 

1.1.2 Der EWSA stellt positiv die starke zivilgesellschaftliche 
Mobilisierung im Vorfeld und bei der Rio+20-Konferenz fest, 
die zur Generierung vieler innovativer Ideen und neuer Allian­
zen geführt hat. 

1.1.3 Der EWSA ist seiner Mittlerfunktion zwischen Zivilge­
sellschaft und EU-Institutionen in Vorbereitung und bei der 
Rio+20-Konferenz gerecht geworden. Die vom EWSA unter­
nommenen Anstrengungen zur Förderung des zivilgesellschaft­
lichen Dialogs innerhalb und außerhalb der Europäischen Union 
sind von den anderen EU-Institutionen positiv gewürdigt wor­
den. 

1.2 Empfehlungen 

1.2.1 Der EWSA ist der Meinung, dass der Rio+20-Folgepro­
zess und die Umsetzung der Rio+20-Entscheidungen unter Ein­
bindung und mit Beteiligung der Zivilgesellschaft erfolgen müs­
sen. Er begrüßt daher ausdrücklich alle in dieser Richtung un­
ternommenen Anstrengungen der anderen Institutionen. Der 
EWSA wird wie im Vorfeld der Rio+20-Konferenz weiterhin 

den zivilgesellschaftlichen Dialog zu Nachhaltigkeitsfragen för­
dern, auch unter Einbindung europäischer Organisationen und 
Netzwerke der Zivilgesellschaft sowie der nationalen Wirt­
schafts- und Sozialräte und Nachhaltigkeitsräte. 

1.2.2 Der EWSA wird sich aktiv in die Erarbeitung der glo­
balen Nachhaltigkeitsziele einbringen, indem er wie im Vorfeld 
zur Rio+20-Konferenz den zivilgesellschaftlichen Dialog in der 
EU, aber auch mit unseren zivilgesellschaftlichen Partnern au­
ßerhalb der EU fördert. Er wird sich hierbei insbesondere um die 
Zusammenführung der Akteure von einerseits dem Nachhaltig­
keitszielprozess und andererseits dem Milleniumszielprozess be­
mühen. Weiterhin kann der EWSA aus seiner Erfahrung und 
Zusammensetzung heraus insbesondere einen Beitrag leisten zur 
konkreten Ausgestaltung der grünen Wirtschaft, einschließlich 
der sozialen Dimension, sowie zu Beteiligungsrechten der Zivil­
gesellschaft auf globaler Ebene. 

1.2.3 Der EWSA begrüßt die Ratsschlussfolgerungen zu 
Rio+20 vom 25. Oktober 2012, die ehrgeizige Rio+20-Folge­
maßnahmen ankündigen, die mittels der Europa-2020-Strategie 
und der EU-Nachhaltigkeitsstrategie erfolgen sollen, sowie die 
angekündigte Revision der EU-Nachhaltigkeitsstrategie. Der 
EWSA hält eine breite zivilgesellschaftliche Debatte um nach­
haltige Entwicklung in der EU für erforderlich und wird diese in 
seiner künftigen Arbeit weiter fördern. 

2. Der Beitrag des EWSA zur Rio+20-Konferenz 

2.1 Der EWSA hat in seiner Stellungnahme vom 22. Septem­
ber 2011 zur Kommissionsmitteilung „Rio+20: Hin zu einer um­
weltverträglichen Wirtschaft und besserer Governance“ (CESE 
1386/2011) ( 1 ) seine Vorstellungen zu den Themen der für 
Juni 2012 angesetzten UN-Konferenz für nachhaltige Entwick­
lung (Rio+20-Konferenz) in den interinstitutionellen Entschei­
dungsprozess eingespeist sowie einen Aktionsplan für die Zeit
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bis zur Rio+20-Konferenz verabschiedet. Dessen Ziel war ins­
besondere die Förderung des europäischen und außereuropäi­
schen zivilgesellschaftlichen Dialogs zu den Rio-Themen. Die 
vorliegende Stellungnahme möchte im Lichte der Forderungen 
des Ausschusses Bilanz ziehen aus der Rio+20-Konferenz und 
Perspektiven für Folgemaßnahmen aufzeigen. 

2.2 Der EWSA hat in Hinblick auf die Rio+20-Konferenz 
einen zweigleisigen Ansatz verfolgt. 

2.2.1 Auf europäischer Ebene hat der EWSA auf Grundlage 
seiner im September 2011 verabschiedeten Stellungnahme den 
Dialog mit europäischen Organisationen und Netzwerken der 
Zivilgesellschaft gesucht und insbesondere im Februar 2012 
eine große zivilgesellschaftliche Konferenz organisiert. Diese 
Konferenz hat zu der Annahme von einer Reihe von Kernfor­
derungen an die Rio-Unterhändler geführt, die anschließend 
vom EWSA in Form einer Stellungnahme „Standpunkt des 
EWSA zur Vorbereitung der UN-Konferenz über nachhaltige Entwick­
lung (Rio+20)“ (CESE 486/2012) ( 2 ) verabschiedet worden sind, 
rechtzeitig vor der Festlegung des Verhandlungsmandats durch 
den EU Rat im März 2012. Hiermit ist der EWSA seiner Funk­
tion als Mittler zwischen europäischer Zivilgesellschaft und EU- 
Institutionen gerecht geworden. 

2.2.2 Parallel hierzu hat der EWSA zu diesen Themen auch 
mit seinen institutionellen Partnern insbesondere in Brasilien, 
China und Russland über die Rio-Themen jeweils bilateral dis­
kutiert. Bei einem multilateralen Treffen im Mai 2012 ist eine 
Einigung auf gemeinsame Kernaussagen erzielt worden, die spä­
ter in Rio de Janeiro als Grundlage eines zivilgesellschaftlichen 
Dialogs mit Vertretern auch anderer Länder gedient hat. 

2.3 Der EWSA hat an der Rio+20-Konferenz aktiv teil­
genommen mit der Organisation von insgesamt drei gut be­
suchten Veranstaltungen, zwei gemeinsam mit dem brasilia­
nischen Rat für wirtschaftliche und soziale Entwicklung organi­
sierte Dialoge zu Nachhaltigkeitsfragen mit zivilgesellschaftli­
chen Vertretern einmal aus Brasilien und einmal aus allen 
BRICS-Staaten, sowie eine Veranstaltung zu Modellen zivilgesell­
schaftlicher Beteiligung im EU-Pavillon unter Beteiligung auch 
des Präsidenten der Europäischen Kommission. Die Mitglieder 
der EWSA-Delegation waren bei der Rio+20-Konferenz integra­
ler Bestandteil der EU-Delegation, woraus eindeutig auch der 
Wunsch nach verstärkter inter-institutioneller Kooperation 
auch in den Folgemaßnahmen zu Rio entstanden ist. 

3. Die Einschätzung des EWSA zur Rio+20-Konferenz 

3.1 Der EWSA stellt positiv fest, dass das Abschlussdoku­
ment der UN-Konferenz für nachhaltige Entwicklung in Rio 
de Janeiro dieses Jahr (Rio+20-Konferenz) „Die Zukunft, die 
wir wollen“ das globale Bekenntnis zur nachhaltigen Entwick­
lung in ihrer ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Di­
mension dokumentiert. Der EWSA bedauert aber, dass das 

Verhandlungsergebnis insgesamt weniger verbindlich ausgefallen 
ist als von der Zivilgesellschaft und auch vom EWSA in seinen 
Stellungnahmen gewünscht. Insbesondere ist der Dringlichkeit 
der Situation auf unserem Planeten nicht genügend Rechnung 
getragen worden. Der EWSA bedauert, dass der Abschlusstext 
die Belastungsgrenzen unseres Planeten nicht erwähnt. 

3.2 Gleichzeitig hat die Rio+20-Konferenz aber eine breite 
Mobilisierung der Zivilgesellschaft bewirkt, die viel weiter geht 
als auf politischer Ebene verhandelt worden ist. Diese Mobilisie­
rung gilt es nun im Nachgang zu Rio weiter zu nutzen, auch 
um die Prozesse, die Rio angestoßen hat, weiter voranzutreiben 
und zu gestalten. Rio war nämlich nicht nur das Treffen der 
politischen Spitzen, Rio war auch der Ort der Begegnung für die 
vielen Willigen und Kreativen, die entweder unermüdlich für 
einen Paradigmenwechsel in unserem wirtschaftlichen Handeln 
plädieren oder unzählige konkrete Initiativen zum Umbau star­
ten und vorstellen. 

3.3 Das Abschlussdokument enthält allerdings mehrere Ele­
mente, auf denen auch hier in der EU aufgebaut werden kann. 
Besonders hervorzuheben ist die globale Einigung auf eine 
„grüne Wirtschaft“ als ein wichtiges Instrument der nachhaltigen 
Entwicklung, einschließlich Berücksichtigung der sozialen Di­
mension, sowie die Einigung auf einen Prozess, der zu globalen 
Nachhaltigkeitszielen in enger Abstimmung mit den Milleniums- 
Entwicklungszielen führen soll. 

3.4 Im Lichte der Kernanliegen des EWSA im Vorfeld der 
Rio+20-Konferenz lassen sich weiterhin folgende Aussagen zu 
dem Abschlussdokument machen: 

3.4.1 Eine große Priorität des EWSA für Rio+20 war Ar­
mutsbekämpfung. Der Ausschuss ist eingetreten für den Zugang 
zu genug Nahrung, sauberem Wasser und nachhaltiger Energie. 
Dieser Bereich spielt eine große Rolle in dem Abschlussdoku­
ment, wenn auch für viele die Fragen der Finanzierungsmöglich­
keiten nicht ausreichend geklärt worden sind. Die Milleniums­
entwicklungsziele und Verpflichtungen wurden bekräftigt. Der 
Ausschuss bemängelt jedoch eine mangelnde Betonung der 
Rechte der Frauen. 

3.4.2 Die weitere Priorität des EWSA für Rio+20 war die 
soziale Dimension der Transformation. Der EWSA ist eingetre­
ten für einen fairen Übergang zu einer nachhaltigeren Wirt­
schaft und begrüßt daher seine erstmals in einem UN-Text er­
folgte Erwähnung. Der EWSA hebt ebenfalls positiv im Ab­
schlussdokument hervor: die Anerkennung der Sozialpartner 
und insbesondere der Arbeitnehmer als aktiv Agierende für 
den Wandel, die Bekräftigung der guten Arbeit, der Gleichstel­
lung der Geschlechter, die Anerkennung von Bildung und Fort­
bildung, die positive Erwähnung der Rolle, die soziale Mindest­
standards spielen können.
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3.4.3 Der EWSA hat im Vorfeld von Rio+20 und auch bei 
der Konferenz selbst wiederholt auf die Notwendigkeit der ef­
fektiven Einbindung der Zivilgesellschaft hingewiesen. Der Rio- 
Text enthält hier einige positive Entwicklungen. Der EWSA 
hätte allerdings eine Konkretisierung der allgemeinen Aussagen 
für wünschenswert gehalten, wie beispielsweise die Einbindung 
von Multi-Stakeholder-Foren wie Wirtschafts- und Sozialräten in 
die Entwicklung nationaler Politiken zur nachhaltigen Wirt­
schaft. Für eine weitere Forderung, die sich auch der EWSA 
zu den Governance-Fragen zu eigen gemacht hatte, nämlich 
die Einführung einer Ombudsstelle für künftige Generationen 
zur Berücksichtigung der für nachhaltige Politiken notwendigen 
langfristigen Perspektive, hat die Konferenz von dem UN-Ge­
neralsekretär eine weitere Analyse erbeten. 

3.4.4 Der EWSA begrüßt im Hinblick auf seine weiteren 
Kernanliegen die Einigung auf einen Zehnjahresrahmen für 
nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster, die Erwähnung 
des Prinzips der Ressourcenschonung, die Ankündigung, dass 
das BSP durch weitere Indikatoren ergänzt werden muss, die 
Anerkennung der Rolle von Unternehmen. 

4. Rio+20-Follow-up auf Ebene der Vereinten Nationen 
und der Europäischen Union 

4.1 Der EWSA ist davon überzeugt, dass sich der Erfolg der 
Rio+20-Konferenz sich erst mit der Umsetzung der in Rio ge­
troffenen Entscheidungen und angestoßenen Prozesse zeigen 
wird. Er ist der Meinung, dass dies unter Einbindung und mit 
wirksamer Beteiligung der Zivilgesellschaft erfolgen muss. 

4.2 Zu Beginn der diesjährigen UN-Generalversammlung in 
New York haben die Prozesse zur Errichtung eines hochrangi­
gen politischen Forums zur Integration der drei Dimensionen 
der nachhaltigen Entwicklung sowie zur Definition von globalen 
Nachhaltigkeitszielen ihren Anfang genommen. Aus Sicht des 
EWSA ist dabei darauf hinzuweisen, dass sich die Einbindung 
der Zivilgesellschaft in diese Prozesse trotz der recht positiven 
Formulierungen im Rio+20-Abschlussdokument noch nicht zu­
friedenstellend anlässt. 

4.3 Was die Formulierung der Nachhaltigkeitsziele anbelangt, 
so liegt hier das Augenmerk gegenwärtig vor allem auf Ver­
fahrensfragen, nicht nur bezüglich der Beteiligungsmöglichkei­
ten der Zivilgesellschaft, sondern auch bezüglich des Zusam­
menhangs zwischen dem bereits angelaufenen Prozess zur 
Post-2015-Entwicklungsagenda und dem neu hinzukommenden 
Prozess der Nachhaltigkeitsziele. Das Rio+20-Abschlussdoku­
ment spricht von der notwendigen Verknüpfung der beiden 
Prozesse, die jeweiligen Akteure sind noch im Selbstfindungs­
prozess. 

4.4 Der EWSA hat bereits im Juli 2012 eine größere zivil­
gesellschaftliche Veranstaltung organisiert, um die Ergebnisse 
von Rio nach Brüssel zu bringen. Dabei ist deutlich geworden, 
dass die Entwicklung der Nachhaltigkeitsziele als ein vorrangiges 

Thema für die Nachverfolgung von Rio gesehen wird, das der 
gesellschaftlichen Debatte bedarf. Ebenfalls eindeutig war die 
Forderung der Teilnehmer, den Definitionsprozess der Nachhal­
tigkeitsziele und die Revision der Milleniumsentwicklungsziele 
von Anfang an zusammenzuführen, wenn es nach 2015 eine 
übergreifende Entwicklungsagenda geben soll. Des Weiteren ist 
bei dieser Veranstaltung sowie auch in anderen Rio-Folgever­
anstaltungen der Zivilgesellschaft wiederholt betont worden, 
dass wir hier in der EU das tun müssen, was wir in Rio ge­
fordert haben. Der EWSA ist daher von der Notwendigkeit über­
zeugt, die grundlegenden EU-Strategien daraufhin zu überprü­
fen, ob sie den EU-Forderungen für Rio+20 entsprechen, sei es 
jetzt die Europa-2020-Strategie in ihrer Nachhaltigkeitsdimen­
sion oder die EU-Nachhaltigkeitsstrategie. 

4.5 In interinstitutionellen Gesprächen, die der EWSA im 
Nachgang zu Rio+20 organisiert hat, sind der Wille zur Koope­
ration und auch zur Einbindung der Zivilgesellschaft deutlich 
geworden. 

4.6 Der EWSA begrüßt die von der Kommission organisierte 
öffentliche Online-Konsultation in Vorbereitung einer im Früh­
jahr 2013 zu erwartenden Mitteilung zu Rio+20-Folgemaßnah­
men und wird diese durch gemeinsame Veranstaltungen beglei­
ten. Ebenfalls im Frühjahr 2013 ist die Mitteilung der Kommis­
sion zur Post-2015-Entwicklungsagenda zu erwarten. Zu diesem 
Themenkomplex ist im EWSA eine Stellungnahme in Erarbei­
tung. Die mehr umweltrelevanten Aspekte von Rio sollen laut 
Ankündigung des zuständigen Kommissars im 7. Umweltakti­
onsprogramm umgesetzt werden, dessen Veröffentlichung noch 
vor Ende des Jahres ansteht. 

4.7 Der EWSA begrüßt die vom Rat der Europäischen Union 
am 25. Oktober 2012 angenommenen Schlussfolgerungen zu 
Rio+20, insbesondere die Betonung der Notwendigkeit der Be­
teiligung der Zivilgesellschaft. Der EWSA begrüßt ebenfalls die 
Ankündigung ehrgeiziger Rio+20-Folgemaßnahmen, die im 
Rahmen der Europa-2020-Strategie und der EU-Nachhaltigkeits­
strategie erfolgen sollen. Zu letzterer stellt der EWSA mit Be­
friedigung fest, dass sie im Lichte der Rio-Ergebnisse revidiert 
werden soll. Dies war eine Forderung, die der EWSA in seiner 
Stellungnahme vom 21. September 2011 erhoben hatte. 

5. Rolle des EWSA im Post-Rio-Prozess 

5.1 Die weitere aktive Beteiligung des EWSA in den Folge­
prozess zur Rio+20-Konferenz wird sowohl von zivilgesell­
schaftlichen Akteuren als auch von den anderen EU-Institutio­
nen nachgefragt. 

5.2 Der EWSA kann hier einen Beitrag leisten, indem er 
weiterhin ein Ort des gesellschaftlichen Dialogs zu Nachhaltig­
keitsfragen bleibt und als Mittler zwischen Zivilgesellschaft und 
EU-Institutionen fungiert, auch unter Einbindung europäischer 
Organisationen und Netzwerke der Zivilgesellschaft sowie der 
nationalen Wirtschafts- und Sozialräte und Nachhaltigkeitsräte.
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5.3 Aus seiner Erfahrung heraus kann der EWSA insbeson­
dere einen Beitrag leisten zu Fragen der Struktur der Beteiligung 
der Zivilgesellschaft, was beispielsweise konkrete Informations-, 
Anhörungs- und Bearbeitungsrechte anbelangt. 

5.4 Der EWSA ist die einzige EU-Institution, die ein spezi­
fisches Organ für nachhaltige Entwicklung gegründet hat, um 
dem Querschnittscharakter des Themas Rechnung zu tragen. 
Dies ist heute nach Rio zeitgemäßer denn je. In Fragen der 
„grünen Wirtschaft“ kann der EWSA qua seiner Zusammenset­
zung konkrete Vorschläge machen, welche Rahmenbedingungen 
hierfür geschaffen werden müssen. Insbesondere kann der 
EWSA auch dazu beitragen, die soziale Dimension der nach­
haltigen Entwicklung zu konkretisieren, indem operationelle 

Vorschläge für den fairen Übergang zu einer nachhaltigen Ent­
wicklung erarbeitet werden. Ein Bereich des Rio+20-Folgepro­
zesses, in dem der Beitrag des EWSA dringend nachgefragt wird, 
ist die Erarbeitung der globalen Nachhaltigkeitsziele. Der EWSA 
kann hier wie im Vorfeld zur Rio+20-Konferenz eine wichtige 
Rolle spielen in der Förderung des zivilgesellschaftlichen Dialogs 
in der EU, aber auch mit seinen zivilgesellschaftlichen Partnern 
außerhalb der EU. 

5.5 Der EWSA hält eine breite zivilgesellschaftliche Debatte 
um nachhaltige Entwicklung in der EU für erforderlich und wird 
diese in seiner künftigen Arbeit weiter fördern, insbesondere in 
Bezug auf die Rio-relevanten Aspekte der Europa-2020-Strategie 
und die Revision der EU-Nachhaltigkeitsstrategie. 

Brüssel, den 13. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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III 

(Vorbereitende Rechtsakte) 

EUROPÄISCHER WIRTSCHAFTS- UND 
SOZIALAUSSCHUSS 

485. PLENARTAGUNG AM 12. UND 13. DEZEMBER 2012 

Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung eines Rahmens für die 
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Richtlinien 77/91/EWG, 82/891/EG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 
2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG und 2011/35/EG sowie der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010“ 

COM(2012) 280 final — 2012/0150 (COD) 

(2013/C 44/12) 

Berichterstatterin: Lena ROUSSENOVA 

Das Europäische Parlament und der Rat beschlossen am 5. Juli 2012 bzw. am 10. Juli 2012, den Euro­
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 114 AEUV um Stellungnahme zu folgender 
Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung eines Rahmens für die 
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinien 
77/91/EWG, 82/891/EG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG und 2011/35/EG sowie der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010“ 

COM(2012) 280 final — 2012/0150 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Wirtschafts- und Währungsunion, wirtschaftlicher und 
sozialer Zusammenhalt nahm ihre Stellungnahme am 21. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 153 Stimmen gegen 1 Stimme bei 3 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) begrüßt den Legislativvorschlag zur Festlegung eines 
Rahmens, um - mittels Einführung neuer präventiver Maßnah­
men und Instrumente für frühzeitiges Eingreifen und die Ab­
wicklung - Bankenkrisen rechtzeitig abzuwenden, die Finanzsta­
bilität zu erhalten und die Belastung für die öffentliche Hand zu 
verringern. Die Gewährleistung einer wirksamen Abwicklung 
ausfallender Finanzinstitute in der Union ist ein wesentliches 
Element der Vollendung des Binnenmarktes. Der EWSA unter­
stützt die Einführung der vorgeschlagenen Instrumente, würde 
aber mehr Klarheit bezüglich der neuen, in systemischen Krisen 
noch nicht erprobten Instrumente begrüßen. Der EWSA erwar­
tet, dass der Inhalt dieser Richtlinie mit den Legislativvorschlä­
gen zur Bankenunion abgestimmt wird. 

1.2 Der EWSA akzeptiert den Vorschlag, dass Abwicklungs­
behörden im Einvernehmen mit den zuständigen Behörden 

Abwicklungspläne erstellen und aktualisieren. Der Ausschuss ist 
davon überzeugt, dass sich die Erstellung und Aktualisierung 
sowohl von einzelnen Abwicklungsplänen als auch von Grup­
penabwicklungsplänen optimieren lässt, wenn die Banken an 
diesem Prozess beteiligt werden. Der fachkundige Rat auch an­
derer Interessenvertreter, z.B. Verbraucherschutzorganisationen, 
Gewerkschaftsvertreter usw., die von den Abwicklungsplänen 
betroffen sein könnten, sollte ggf. bei relevanten Fragen einge­
holt werden. 

1.2.1 Zentralbanken – einschließlich EZB – sind am besten 
in der Lage, Fragen von öffentlichem Interesse zu bewerten. Der 
EWSA empfiehlt mithin, sie bei der Bewertung von Sanierungs- 
und Abwicklungsplänen einzubeziehen, wobei ihre Unabhängig­
keit stets voll und ganz zu respektieren ist. 

1.3 Geheimhaltungsvorschriften bezüglich Kreditinstituten 
und ihren Sanierungs- und Abwicklungsplänen sollten
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verschärft werden. Mit Sonderbestimmungen in der Richtlinie 
sollte gewährleistet werden, dass alle an der Erarbeitung, Aktua­
lisierung und Bewertung von Sanierungs- und Abwicklungsplä­
nen für Banken beteiligten Behörden, Einrichtungen und Interes­
senvertreter strikt die Vertraulichkeit relevanter Informationen 
wahren. 

1.4 Der EWSA begrüßt die vorgeschlagenen Bestimmungen 
zur Einführung harmonisierter Regeln und Bedingungen für die 
Gewährung gruppeninterner finanzieller Unterstützung. Er weist 
gleichzeitig darauf hin, dass der Schutz der Interessen und 
Rechte des Unterstützung leistenden sowie des Unterstützung 
erhaltenden Instituts ausgewogen sein sollte, sollte es zu Un­
stimmigkeiten bezüglich der Unterstützung kommen. Der Aus­
schuss unterstützt rückhaltlos die Bestimmungen von Artikel 19 
Absatz 1 und schlägt vor, die Anforderung in Artikel 19 Absatz 
1 Buchstabe (f) zu erweitern und zusätzlich auch alle von den 
Aufsichtsbehörden des Staates des Unterstützung leistenden In­
stituts geforderten höheren Eigenkapital- und Liquiditäts­
anforderungen einzuschließen. 

1.5 Die zuständigen Behörden befinden über die zentralen 
Auslösebedingungen für die Bestellung eines Sonderverwalters. 
Der EWSA sieht die Notwendigkeit, dass die zuständigen Behör­
den einen gewissen Entscheidungsspielraum haben müssen. 
Aber angesichts der großen Bedeutung und der erheblichen 
Befugnisse des Sonderverwalters legt der Ausschuss nahe, für 
mehr Sicherheit für die Institute zu sorgen und ausdrückliche 
und klarer definierte Vorschriften und Bedingungen für die 
Auslösung der Sonderverwaltung einzuführen. 

1.6 Die Bestellung eines Sonderverwalters ist eine besonders 
einschneidende Maßnahme des frühzeitigen Eingreifens, die erst 
nach dem Versagen sanfterer Maßnahmen ergriffen wird. Gleich­
wohl ist der Fall denkbar, dass sich die Finanzlage eines Instituts 
viel zu rasch verschlechtert und ein Sonderverwalter bestellt 
werden muss, ohne dass die Umsetzung der in Artikel 23 Ab­
satz 1 vorgeschlagenen, weniger einschneidenden Frühinterven­
tionsmaßnahmen abgewartet werden kann. Unter solchen Vo­
raussetzungen sollte es möglich sein, einen Sonderverwalter zu 
bestellen, auch wenn eine der in Artikel 24 aufgeführten Aus­
lösebedingungen nicht erfüllt ist (d.h. „(…) andere Maßnahmen 
nach Artikel 23 nicht ausreichen, um Abhilfe zu schaffen (…)“. 

1.7 Die Befugnisse und Verantwortlichkeiten der Abwick­
lungsbehörden müssen eingehender präzisiert und geklärt wer­
den. Während die zuständigen Behörden/Aufsichtsbehörden für 
das frühzeitige Eingreifen verantwortlich sind, tragen die Ab­
wicklungsbehörden die Verantwortung für die Wahl und den 
Einsatz der Abwicklungsinstrumente. Gleichwohl werden in ei­
nigen Fällen bestimmte Befugnisse sowohl von den Aufsichts­
behörden als auch den Abwicklungsbehörden ausgeübt. Je nach 
Entscheidung der Mitgliedstaaten können Aufsichtsbehörden die 
Befugnisse von Abwicklungsbehörden ausüben, aber die beiden 
Funktionen sollten zur Minimierung des Risikos aufsichtbehörd­
licher Nachsicht getrennt sein. Der EWSA spricht sich dafür aus, 
eine klare Unterscheidung zwischen den Aufgaben der Auf­
sichts- und der Abwicklungsbehörden vorzunehmen und den 
Zeitpunkt ihrer Intervention klar zu trennen. 

1.8 In der Richtlinie wird vorgeschlagen, dass das Leitungs­
organ eines Instituts die zuständige Behörde unterrichtet, 
wenn das Institut seiner Einschätzung zufolge ausfällt oder 

auszufallen droht. Der EWSA ist der Auffassung, dass die Ent­
scheidung der Abwicklungsbehörde zu spät getroffen werden 
könnte, wenn die Initiative dem freien Ermessen der Leitung der 
Bank überlassen bleibt. In der Richtlinie sollte eindeutig klar­
gestellt werden, dass die Aufsichtsbehörden das Recht und die 
Möglichkeit haben, die Abwicklungsbehörde zu informieren, 
ohne auf die Unterrichtung durch die Leitung der Bank warten 
zu müssen, wenn sie zur Auffassung gelangen, dass die Aus­
lösebedingungen für eine Abwicklung erfüllt sind, aber die Un­
terrichtung verzögert wird. Die Mitgliedstaaten sollten in der 
Richtlinie dazu verpflichtet werden, drastische Sanktionen für 
Bankmanager vorzusehen, die gegen die Regeln der guten fach­
lichen Praxis verstoßen. 

1.9 Das breite Spektrum der Befugnisse von Abwicklungs­
behörden, zusammen mit den beschränkten Rückgriffsrechten 
von Dritten, wirft Fragen bezüglich der soliden rechtlichen 
Grundlage des vorgeschlagenen Rahmens auf. In vielen Mit­
gliedstaaten, insbesondere solchen mit einem Common-Law- 
System, würden die Gerichte höchstwahrscheinlich ihre Rechte 
in Bezug auf die gerichtliche Überprüfung jeder Verfügung einer 
Verwaltungsbehörde schützen, wenn ein Einzelner oder eine 
Gruppe nachweisen kann, dass sie aufgrund dieser Verfügung 
Nachteile erlitten haben. Sollte jemand der Auffassung sein, dass 
sich die Abwicklungsbehörde oder die Verwalter fachlich grob 
fehlerhaft verhalten haben, so können nur Richter in den 
Genuss einer gewissen Immunität für gerichtliche Entscheidun­
gen kommen. Kein Gesetz und keine Verordnung kann indes 
dieses Privileg auf eine Verwaltungseinrichtung wie eine Ab­
wicklungsbehörde ausdehnen, die dann vor Gericht für die 
verursachten Schäden zur Verantwortung gezogen werden 
kann. 

1.10 Das „Bail-in“-Instrument muss eingehender erläutert 
und geklärt werden. Um die Unsicherheiten der Investoren so 
klein wie möglich zu halten, sollten eindeutige Bestimmungen 
bezüglich der abschreibungsfähigen Verbindlichkeiten und der 
Schwellenwerte für die Anwendung des „Bail-in“-Instruments 
eingeführt werden. 

1.11 Der EWSA begrüßt die Einführung harmonisierter Fi­
nanzierungsvorschriften auf der Grundlage von Ex-ante-Beiträ­
gen für Einlagensicherungssysteme und Abwicklungsfonds. Die 
Kriterien zur Festlegung der Beiträge für die Abwicklungsfinan­
zierung erscheinen für die aktuelle Lage korrekt und realistisch 
zu sein. Allerdings können sich, wie in den letzten Jahren zu 
beobachten, die wirtschaftlichen und finanziellen Voraussetzung 
unerwartet ändern. Der EWSA empfiehlt die Einführung einer 
Regelung, der zufolge die Kriterien für die Ex-ante-Beiträge 
von Zeit zu Zeit überprüft werden können. 

1.12 Zwar werden die Vorteile möglicher Synergien einer 
einzigen Einrichtung für Einlagensicherungsfonds und Abwick­
lungsfonds gesehen, aber der Ausschuss begrüßt auch den von 
der Kommission verfolgten Ansatz, der es jedem Mitgliedstaat 
gestattet, zu entscheiden, ob er einen oder zwei Finanzierungs­
mechanismen (Fonds) haben möchte. In beiden Fällen sollten in 
der Richtlinie - unter Berücksichtigung der künftigen Vorschrif­
ten für die Bankenunion - realistische Bestimmungen vorgese­
hen werden, um sicherzustellen, dass die Einlagensicherungssys­
teme ihrer Hauptfunktion, dem Schutz der Einlagen von Klein­
sparern, jederzeit gerecht werden können.
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1.13 Der EWSA begrüßt die Einführung einer wirksamen 
Abwicklung ausfallender Finanzinstitute in der Union als ein 
wesentliches Element der Vollendung des Binnenmarktes. Ein 
europäisches System der Finanzierungsmechanismen würde si­
cherstellen, dass alle Institute gleichermaßen wirksamen Ab­
wicklungsfinanzierungsregeln unterliegen und gleichzeitig zur 
Stabilität des Binnenmarkts beitragen und gleiche Wettbewerbs­
bedingungen schaffen. Der Ausschuss würde es begrüßen, wenn 
so bald wie möglich ein realistischer Fahrplan für die Schaffung 
des künftigen Systems der Finanzierungsmechanismen vorgelegt 
würde. 

1.14 Der EWSA hofft jedenfalls, dass mit der Richtlinie das 
Ziel einer stärkeren Integration und Konvergenz der Rechtsvor­
schriften - angefangen bei den Staaten des Euroraums – verfolgt 
wird. 

2. Einleitung 

2.1 Die Kommission schlägt eine Richtlinie ( 1 ) zur Festlegung 
eines wirksamen Politikrahmens vor, um Bankenausfälle auf 
geordnete Weise handhaben zu können und eine Anste­
ckung anderer Institute zu vermeiden. Dazu sollen den ein­
schlägigen Behörden einheitliche und wirksame Instrumente 
und Befugnisse an die Hand gegeben werden, um Banken­
krisen rechtzeitig abzuwenden, die Finanzstabilität zu er­
halten und das Risiko, dass Verluste auf den Steuerzahler 
zurückfallen, möglichst gering zu halten. Der aktuelle Vor­
schlag führt auch den Standpunkt der Kommission zum EU- 
Rahmen für das Krisenmanagement im Finanzsektor weiter aus, 
den sie zuvor in einer Mitteilung ( 2 ) vorgestellt hatte. Der neue 
Rechtsrahmen ist gedacht als Alternative zu den bestehenden 
nationalen Insolvenzverfahren und vor allem Rettungspaketen. 
Er befindet sich im Einklang mit den vom Rat für Finanzstabi­
lität konzipierten Schlüsselmerkmalen wirksamer Regelungen 
für die Abwicklung von Finanzinstituten („Key Attributes“) ( 3 ) 
sowie den auf den Treffen der G-20 vereinbarten Grundsätzen. 

2.2 Rettungspakete sind eine enorme Belastung für die öf­
fentlichen Finanzen, verursachen Wettbewerbsverzerrungen, er­
höhen das moralische Risiko und werden gegenwärtig als eine 
unbefriedigende Option anerkannt, wenn die Liquidation einer 
Bank die Gefahr der Ansteckung birgt. Von dem vorgeschla­
gen Rahmen wird Folgendes erwartet: 

— Senkung des Risikos, dass die Kosten der Bankenrettungen 
auf den Steuerzahler zurückfallen; 

— Ausstattung der Behörden mit den nötigen Befugnissen, 
um vorbeugende Maßnahmen zu ergreifen, frühzeitig 
zu intervenieren und die Abwicklung von Banken, die 
in Schieflage geraten sind, zu erreichen; 

— Einführung von Abwicklungsinstrumenten einschließlich 
des „Bail-in“-Instruments, mit dem die Abwicklungsbehör­
den die Befugnis erhalten, die Forderungen von nicht ab­
gesicherten Gläubigern eines ausfallenden Instituts ab­
zuschreiben und Forderungen in Eigenkapital um­
zuwandeln. 

2.3 Die Kommission schlug am 12. September 2012 vor, 
einen einheitlichen Aufsichtsmechanismus (Single Supervisory 
Mechanism, SSM) für das Bankenwesen im Euroraum zu schaf­
fen. Letztlich liegt die Verantwortung für spezifische Aufsichts­
aufgaben bezüglich der Finanzstabilität aller Banken des Euro­
raums bei der Europäischen Zentralbank (EZB). Nationale Auf­
sichtsbehörden werden auch weiterhin eine wichtige Rolle spie­
len bei der täglichen Überwachung sowie der Vorbereitung und 
Umsetzung der EZB-Beschlüsse. Die EZB wird in der Lage sein, 
Frühinterventionsmaßnahmen durchzuführen, wenn eine 
Bank gegen gesetzliche Eigenkapitalanforderungen verstößt 
oder zu verstoßen droht. Sobald über die bestehenden Einlagen­
sicherungssysteme und den Vorschlag für eine Richtlinie über 
die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten Überein­
kunft erzielt worden ist, plant die Kommission einen Vorschlag 
für einen einheitlichen Abwicklungsmechanismus zu erarbeiten, 
der für die Koordinierung der Anwendung der Abwicklungs­
instrumente auf Banken innerhalb der Bankenunion verantwort­
lich wäre. 

3. Allgemeine Bemerkungen 

3.1 Die Ereignisse der letzten Jahre haben gezeigt, dass Ban­
kenkrisen durch Präventivmaßnahmen abgewendet werden soll­
ten, um Bankenausfälle möglichst zu vermeiden. Die traurige 
Lehre der ersten Krise von 2007 ist, dass ein großer Ausfall 
eines einzelnen Instituts immer mit einer systemischen Krise 
mitsamt den üblichen sozialen und wirtschaftlichen Folgen ein­
hergeht. Abweichungen von den bewährten und allgemein 
anerkannten Grundsätzen der Insolvenzregelungen werden 
dann mit dem öffentlichen Interesse gerechtfertigt. 

3.2 Derzeit sind die Verfahren für die Abwicklung von 
Kreditinstituten auf Unionsebene nicht harmonisiert, und 
der EWSA begrüßt den Legislativvorschlag zur Festlegung eines 
Rahmens, um - mittels Einführung neuer präventiver Maßnah­
men und Instrumente für frühzeitiges Eingreifen und die Ab­
wicklung - Bankenkrisen rechtzeitig abzuwenden, die Finanzsta­
bilität zu erhalten und die Belastung für die öffentliche Hand zu 
verringern. Der Ausschuss ist sich der Tatsache bewusst, dass 
allein mit den neuen Instrumenten und Verfahren für Präventi­
on, frühzeitiges Eingreifen und Abwicklung systemische Krisen 
kaum gelöst werden können. Werden diese Instrumente aber 
angemessen und konsequent angewandt, könnten sie dazu bei­
tragen, dass solche Krisen erst gar nicht eintreten. Der Aus­
schuss unterstützt zwar die Einführung von Instrumenten für 
die Sanierung und Abwicklung, warnt aber davor, dass einige 
davon („Bail-in“-Instrument) noch nicht in systemischen Krisen 
getestet wurden und es deshalb keine ausreichende Erfahrung 
mit ihrer Anwendung gibt. Deshalb sollten sie mit besonderer 
Vorsicht behandelt werden. 

3.3 Der EWSA begrüßt den Versuch, einen Rahmen für die 
geordnete Handhabung von Bankenausfällen festzulegen, und 
sieht ein, dass „aufgrund dieses systemischen Risikos und der 
wichtigen volkswirtschaftlichen Funktion der Institute (…) das 
übliche Insolvenzverfahren in manchen Fällen nicht angemessen 
sein (kann)“ ( 4 ). Er akzeptiert auch, dass wann immer das öffent­
liche Interesse eine ordentliche Abwicklung einer ausfallenden 
Bank erforderlich macht, eine besondere Abwicklungs­
behörde neben der Justizbehörde mit der Steuerung betraut
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werden muss. Eine Abwicklungsbehörde ist de facto eine Ver­
waltungsbehörde mit Befugnissen, die normalerweise zum un­
angefochtenen Zuständigkeitsbereich von Justizbehörden gehö­
ren, weshalb die Übertragung von Befugnissen mit einigen 
rechtlichen Änderungen einhergeht. Diese Übertragung von Be­
fugnissen könnte Folgen haben: 

— Die Befugnisse der Abwicklungsbehörden sollten in Form 
einer EU-Rahmenregelung festgelegt werden; 

— Die Befugnisse der Abwicklungsbehörden sollten von den 
nationalen Parlamenten - auf der Grundlage der EU-Rege­
lung - definiert werden und die Übertragung von Befugnis­
sen von der Justiz auf die Bankenbehörden gleichzeitig ge­
statten wie auch regulieren; 

— die Rechte Dritter sind in den Insolvenzregelungen fest­
gelegt, die geändert und durch eine spezielle Bankenregelung 
ergänzt werden sollten, oder die nationalen Parlamente soll­
ten eine gesonderte Regelung erlassen; 

— Die Kommission stellt jedenfalls fest, dass die Gesetzesände­
rung im Einklang stehen sollte mit der Charta der Grund­
rechte, insbesondere mit dem Eigentumsrecht und dem 
Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein unpar­
teiisches Gericht. 

3.4 Der EWSA schließt sich der Schlussfolgerung der Kom­
mission an, dass sich die Kosten des Rahmens aus einem mög­
lichen Anstieg der Finanzierungskosten für Institute aufgrund 
des Wegfalls der impliziten Gewissheit staatlicher Unterstützung 
und aus den Kosten für Abwicklungsfonds ergeben. Der Aus­
schuss teilt auch die Befürchtung der Kommission, dass diese 
höheren Kosten auf die Kunden oder Anteilsinhaber abgewälzt 
werden könnten, indem die Einlagenzinsen gesenkt, Kreditzin­
sen ( 5 ) und Bankgebühren angehoben oder die Eigenkapitalren­
diten verringert werden. In der Folgenabschätzung der Kommis­
sion wird festgestellt, dass die Banken zwar mit einem gewissen 
Anstieg der operationellen Kosten zu rechnen haben, aber die 
Gesamtkosten der Vorgänge und der Erstellung der Sanie­
rungs- und Abwicklungspläne geringfügig oder „unwesentlich“ 
sein werden ( 6 ). 

3.5 Die Sorge der Banken, dass die Kosten alles andere als 
geringfügig sein werden, wurden sowohl von der Kommission 
als auch von den Sozialpartnern in Frage gestellt. Der Ausschuss 
teilt den Standpunkt der Kommission bezüglich der möglichen 
langfristigen Vorteile des Rahmens. Die kurz- bis mittelfristi­
gen Folgen der Kosten für alle Beteiligten sollten sorgfältig 
bewertet und von allen Mitgliedstaaten beim Abfassen der na­
tionalen Rechtsvorschriften, die auch ihren jeweiligen spezi­
fischen Erfordernissen und Voraussetzungen gerecht werden 
müssen, berücksichtigt werden. 

3.6 Der EWSA begrüßt den Vorschlag der Kommission, eine 
Bankenunion mit einem einheitlichen Aufsichtsmechanismus zu 
schaffen. Er ist der Auffassung, dass der derzeitige Rahmen für 
Sanierung und Abwicklung im Einklang mit der Funktionsweise 
des neuen Mechanismus geändert werden sollte. Gleichzeitig ist 
sich der Ausschuss dessen bewusst, dass eine Kombination aus 
europäischer Aufsicht und lokaler Abwicklung schwerlich funk­
tionieren kann, zumal beim Ausfall von Banken mit systemi­
scher Bedeutung, die in mehreren Mitgliedstaaten tätig sind. Die 
Zuständigkeit der EU im Bereich Bankenregulierung und -auf­
sicht sollte sinnvollerweise ergänzt werden durch eine europäi­
sche Zuständigkeit für Abwicklung und Einlagensicherung ( 7 ). 
Die Kommission plant, einen Vorschlag für einen einheitlichen 
Abwicklungsmechanismus ( 8 ) zu erarbeiten, aber derzeit ist des­
sen Verwirklichung nicht absehbar. 

4. Besondere Bemerkungen 

4.1 Sanierungs- und Abwicklungspläne 

4.1.1 Besonderes Augenmerk sollte auf die erforderlichen 
Humanressourcen gelegt werden. Die Erarbeitung von Sanie­
rungs- und Abwicklungsplänen ist eine hoch spezialisierte Tätig­
keit, und Fachleute, die über die notwendige Sachkenntnis und 
Erfahrung verfügen, sind unter den Bediensten von Banken und 
Behörden dünn gesät. Die Anwerbung von genügend Personal 
mit spezifischen herausragenden Fachkenntnissen wird für Auf­
sichts- und Abwicklungsbehörden ein großes Problem sein. 
Dies wird sich nicht vermeiden lassen, da die Zuverlässigkeit der 
Pläne und das Vertrauen in eine angemessene Intervention von 
der hohen fachlichen Kompetenz im gesamten Gefüge abhän­
gen. 

4.1.2 Der EWSA akzeptiert den Vorschlag, dass Abwick­
lungsbehörden im Einvernehmen mit den zuständigen Behörden 
mindestens einmal pro Jahr Sanierungspläne erstellen und ak­
tualisieren. Diese sollten verschiedene Optionen für den Einsatz 
der Abwicklungsinstrumente vorsehen. Der Ausschuss ist davon 
überzeugt, dass sich die Erstellung und Aktualisierung sowohl 
von einzelnen Abwicklungsplänen als auch von Gruppen­
abwicklungsplänen optimieren lässt, wenn die Banken an die­
sem Prozess beteiligt werden. Dies wird auch in der Kommis­
sionsmitteilung (2010) 579 final ( 9 ) sowie der Folgenabschät­
zung, die den Richtlinienvorschlag ( 10 ) begleitet, empfohlen, 
aber in der Richtlinie nicht ausdrücklich festgehalten. Der fach­
kundige Rat auch anderer Interessenvertreter, z.B. Verbraucher­
schutzorganisationen, Gewerkschaftsvertreter usw., die von den 
Abwicklungsplänen betroffen sein könnten, sollte ggf. bei rele­
vanten Fragen eingeholt werden. 

4.1.3 Die Beteiligung von Aufsichts- und Abwicklungsbehör­
den sowie der Kreditinstitute wäre unzureichend, wenn die 
Pläne im Lichte des öffentlichen Interesses bewertet werden 
müssen. Zentralbanken sind am besten in der Lage, solche Be­
wertungen durchzuführen. Bewertungen der Frage, ob einzelne
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Sanierungs- und Abwicklungspläne mehrerer Institute in syste­
mischen Situationen gleichzeitig umgesetzt werden können und 
inwieweit einzelne Lösungen das gesamte Finanzsystem im na­
tionalen oder grenzübergreifenden Kontext beeinträchtigen wür­
de, erfordern einen finanzaufsichtlichen Ansatz auf Makroebene. 
Angesichts ihrer Fachkompetenz und Erfahrung sind Zentral­
banken am besten in der Lage, diesen Ansatz zu verwirklichen. 
Der EWSA empfiehlt, ihnen die Mitwirkung bei der Bewertung 
von Sanierungs- und Abwicklungsplänen im Kontext des öffent­
lichen Interesses zu gestatten, wobei ihre Unabhängigkeit voll 
und ganz zu respektieren ist. Vielleicht sollte die EZB in Zu­
kunft sowohl als Zentralbank als auch als einheitliche Aufsichts­
behörde auch ähnliche Bewertungen der Pläne von Banken 
durchführen. 

4.1.4 Geheimhaltungsvorschriften bezüglich Kreditinstituten 
und ihren Sanierungs- und Abwicklungsplänen sollten ver­
schärft werden Mit Sonderbestimmungen in der Richtlinie sollte 
gewährleistet werden, dass alle an der Erarbeitung, Aktualisie­
rung und Bewertung von Sanierungs- und Abwicklungsplänen 
für Banken beteiligten Behörden, Einrichtungen und Interessen­
vertreter strikt die Vertraulichkeit relevanter Informationen wah­
ren. 

4.2 Gruppeninterne finanzielle Unterstützung 

4.2.1 Der EWSA begrüßt die vorgeschlagenen Bestimmungen 
zur Einführung harmonisierter Regeln und Bedingungen für die 
Gewährung gruppeninterner finanzieller Unterstützung. Er weist 
indes gleichzeitig darauf hin, dass der Schutz der Interessen und 
Rechte des Unterstützung leistenden sowie des Unterstützung 
erhaltenden Instituts ausgewogen sein sollte, sollte es zu Un­
stimmigkeiten bezüglich der Unterstützung kommen. Der Aus­
schuss unterstützt rückhaltlos die Bestimmungen von Artikel 19 
Absatz 1 und schlägt vor, die Anforderung in Artikel 19 Absatz 
1 Buchstabe (f) zu erweitern, damit diese zusätzlich auch alle 
von den Regulierungsbehörden des Staates des Unterstützung 
leistenden Instituts geforderten höheren Eigenkapital- und Li­
quiditätsanforderungen umfassen. 

4.3 Sonderverwaltung 

4.3.1 Nach Maßgabe von Artikel 24 Absatz 1 befinden die 
zuständigen Behörden über die zentralen Auslösebedingungen 
für die Bestellung eines Sonderverwalters ( 11 ). Der EWSA sieht 
die Notwendigkeit, dass die zuständigen Behörden mittels „wei­
cher“ Auslöser und mehr Flexibilität einen gewissen Entschei­
dungsspielraum haben müssen. Aber angesichts der großen 
Bedeutung und der erheblichen Befugnisse des Sonderver­
walters legt der Ausschuss nahe, für mehr Sicherheit für die 
Institute zu sorgen und ausdrückliche und klarer definierte 
Vorschriften und Bedingungen für die Auslösung der Son­
derverwaltung einzuführen. Die Erfahrung zeigt, dass frühzei­
tige Alarmzeichen häufig qualitativer Natur sind. Diese 

wahrzunehmen hängt vielmehr von der Erfahrung und den 
Fähigkeiten der Aufsichtsbehörden oder von praktischer In­
telligenz anstatt von Computermodellen und Quoten ab. Ohne 
klar definierte Vorschriften, die sie von der Haftung für ihre 
Einschätzung entbinden, könnten Aufsichtsbehörden in solchen 
Fällen zögern, die Initiative zu ergreifen und so eine wertvolle 
Chance für früh- und rechtzeitiges Eingreifen verstreichen lassen. 
Klar definierte Vorschriften und Bedingungen für die Auslösung 
sind auch von zentraler Bedeutung in Fällen tatsächlicher oder 
unterstellter Misswirtschaft. Dritte könnten Schadenersatzforde­
rungen stellen – nicht nur gegen den Sonderverwalter aufgrund 
persönlicher Haftung, sondern auch gegen die Aufsichtsbehör­
den wegen mangelnder Urteilsfähigkeit bezüglich des Starts 
einer Frühintervention, oder bei der Auswahl der Person, 
die als Sonderverwalter bestellt wird. 

4.3.2 Mit der Richtlinie wird eine gewisse Abfolge bei der 
Anwendung der verschieden Maßnahmen des frühzeitigen Ein­
greifens eingeführt. Die Bestellung eines Sonderverwalters ist 
eine besonders einschneidende Maßnahme des frühzeitigen Ein­
greifens, die erst nach dem Versagen sanfterer Maßnahmen zu 
ergreifen ist. Gleichwohl ist der Fall denkbar, dass sich die Fi­
nanzlage eines Instituts viel zu rasch verschlechtert und ein 
Sonderverwalter bestellt werden muss, ohne dass die Umsetzung 
der in Artikel 23 Absatz 1 vorgeschlagenen, weniger einschnei­
denden Frühinterventionsmaßnahmen abgewartet werden kann. 
Unter solchen Voraussetzungen sollte es möglich sein, einen 
Sonderverwalter zu bestellen, auch wenn eine der in Artikel 24 
aufgeführten Auslösebedingungen nicht erfüllt ist (d.h. „(…) an­
dere Maßnahmen nach Artikel 23 nicht ausreichen, um Abhilfe 
zu schaffen (…)“. 

4.3.3 Der Ausschuss legt der Kommission nahe, den Fall zu 
bedenken, dass die Bestellung eines Sonderverwalters einen An­
sturm auf die Bank auslösen könnte, und geeignete Maßnahmen 
vorzusehen, die dies verhindern. In bestimmten Fällen und Si­
tuationen könnte die Bestellung eines Sonderverwalters ein Sig­
nal für die Märkte darstellen, dass sich die Bank in ernsthaften 
finanziellen Schwierigkeiten befindet, was einen Ansturm auf 
ihre Einlagen auslösen könnte. Diese Situation wäre sogar 
noch problematischer, wenn gleichzeitig mehrere Sonderverwal­
ter für verschiedene Banken auf nationaler oder grenzübergrei­
fender Ebene bestellt werden und es im Sektor zum Run auf die 
Banken und zu einer Vertrauenskrise kommen würde. Der Aus­
schuss ist davon überzeugt, dass einige Bestimmungen in die 
Richtlinie eingefügt werden sollten, um solchen Entwicklungen 
in der Phase des frühzeitigen Eingreifens vorzubeugen. Die künf­
tige einheitliche Aufsichtsbehörde sollte eine starke Position ha­
ben und angemessen ausgestattet sein, um ähnliche Situationen 
wirksam und rechtzeitig bewältigen zu können. 

4.4 Abwicklung 

4.4.1 Die Befugnisse und Verantwortlichkeiten der Abwick­
lungsbehörden bedürfen der weiteren Klärung. Während die zu­
ständigen Behörden/Aufsichtsbehörden für das frühzeitige Ein­
greifen verantwortlich sind, tragen die Abwicklungsbehörden die
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Verantwortung für die Wahl und den Einsatz der Abwicklungs­
instrumente. Gleichwohl werden in einigen Fällen bestimmte 
Befugnisse sowohl von den Aufsichtsbehörden als auch den 
Abwicklungsbehörden ausgeübt. So wird z.B. in Artikel 27 Ab­
satz 1 Buchstabe (a) verfügt: „Die zuständige Behörde oder die 
Abwicklungsbehörde stellt den Ausfall oder das Risiko eines 
Ausfalls des Instituts fest“. Je nach Entscheidung der Mitglied­
staaten können Aufsichtsbehörden die Befugnisse von Abwick­
lungsbehörden ausüben, aber die beiden Funktionen sollten zur 
Minimierung des Risikos aufsichtbehördlicher Nachsicht ge­
trennt sein ( 12 ). Der EWSA spricht sich dafür aus, eine klare 
Unterscheidung zwischen den Aufgaben und Verantwortlichkei­
ten von Aufsichtsbehörden und Abwicklungsbehörden vor­
zunehmen sowie den Zeitpunkt ihrer Interventionen klar zu 
trennen. Der Ausschuss ist der Auffassung, dass die Bewertungs- 
und Mitteilungsverfahren bezüglich der Abwicklungsvorausset­
zungen auf einer klaren Trennung der Zuständigkeiten der ver­
schiedenen beteiligten Behörden basieren und vereinfacht wer­
den sollten, damit Entscheidungen zügiger getroffen und Ab­
wicklungen schneller durchgeführt werden können. 

4.4.2 Die Bestimmung, dass das Leitungsorgan eines Insti­
tuts die zuständige Behörde unterrichtet, wenn das Institut 
seiner Einschätzung zufolge ausfällt oder auszufallen droht, 
wäre sinnvoll, wenn keine Zweifel in Bezug auf den Zeitpunkt 
der Unterrichtung der zuständigen Behörde durch das Leitungs­
organ des Instituts bestünden. Die Erfahrung zeigt, dass die 
Unterrichtung aus verschiedenen Gründen verzögert werden 
kann, u.a. aufgrund von Zweifeln bezüglich der Einhaltung 
von Eigenkapitalanforderungen. Der EWSA ist der Auffassung, 
dass die Entscheidung der Abwicklungsbehörde zu spät ge­
troffen werden könnte, wenn die Initiative dem freien Ermessen 
der Leitung der Bank überlassen bleibt. In Artikel 74 sollte 
eindeutig klargestellt werden, dass die Aufsichtsbehörden das 
Recht und die Möglichkeit haben, die Abwicklungsbehörde zu 
informieren, ohne auf die Unterrichtung durch die Leitung der 
Bank warten zu müssen, wenn sie zur Auffassung gelangen, 
dass die Auslösebedingungen für eine Abwicklung erfüllt sind, 
aber die Unterrichtung verzögert wird. In Artikel 101 Absatz 1 
Buchstabe (d) und Absatz 2 sollten die Mitgliedstaaten in der 
Richtlinie dazu verpflichtet werden, drastische Sanktionen für 
Bankmanager vorzusehen, die gegen die Regeln von Artikel 74 
Absatz 1, nicht Artikel 73 Absatz 1 wie in der Richtlinie an­
gegeben, verstoßen. 

4.4.3 Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe (c) bezieht sich auf 
Fälle, bei denen „eine Abwicklungsmaßnahme (…) im öffent­
lichen Interesse erforderlich (ist)“. Aufgrund ihrer Kompetenz 
und ihrer Erfahrung bei der Bewertung von Finanzstabilität, 
Aufrechterhaltung grundlegender Finanzdienste, Schutz öffent­
licher Mittel und Einlegerschutz sind Zentralbanken am besten 
in der Lage, Beiträge zur Bewertung des öffentlichen Interesse zu 

leisten. Es ist richtig, sie zu den Behörden zu zählen, die be­
werten müssen, ob die Auslösebedingungen erreicht sind. Aber 
dies sollte zu einem früheren Zeitpunkt möglich sein, insbeson­
dere dann, wenn Bewertungen für mehrere Institute im natio­
nalen oder grenzübergreifenden Kontext durchgeführt werden. 
Vielleicht ist die EZB in einer künftigen Bankenunion besser 
dazu in der Lage und besser dafür gerüstet, solche Bewertungen 
im Kontext des öffentlichen Interesses durchzuführen – in enger 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen Ausschuss für System­
risiken und in der Eigenschaft sowohl als Zentralbank als auch 
als einheitliche Aufsichtsbehörde. Die mögliche Schaffung eines 
einheitlichen Abwicklungsmechanismus wäre diesbezüglich be­
sonders hilfreich. 

4.4.4 Das öffentliche Interesse im Zusammenhang mit dem 
Ausfall einer Bank rechtfertigt eine Verlustaufteilung, die sich 
von jener der normalen Insolvenzregelungen unterscheidet. Mit­
hin wird im Vorschlag eine spezifische Rangfolge der Forderun­
gen aufgestellt, der zufolge die Anteilsinhaber an erster Stelle 
stehen, gefolgt von nicht abgesicherten Gläubigern gemäß der 
Rangfolge in Artikel 43. Der EWSA hat keine Einwände gegen 
die vorgeschlagene Rangfolge, möchte allerdings darauf hinwei­
sen, dass „Gläubiger“ - technisch und rechtlich - auch alle Ein­
leger/Kunden sind. Mit Ausnahme der „betroffenen Gläubiger“ 
gibt es in Artikel 2 keine Begriffsbestimmung für „Gläubiger“, 
„Einleger“ in ihren verschiedenen Formen. Der EWSA würde 
eine klare Bestimmung dieser Begriffe begrüßen, insbesondere 
weil die Rangfolge von Einlegern als Gläubiger derzeit zwischen 
den Mitgliedstaaten nicht harmonisiert ist. 

4.4.5 Staatliche Einlagen werden von Mitgliedstaat zu Mit­
gliedstaat unterschiedlich behandelt. Sie können zu den ab­
schreibungsfähigen und zum „Bail-in“ tauglichen Verbindlichkei­
ten gezählt werden oder nicht - je nachdem, ob sie zu den bis 
zu einer bestimmten Höhe abgesicherten Verbindlichkeiten ge­
hören, und ob sie verbrieft sind. Außerdem sind staatliche Ein­
lagen, die zu den abschreibungsfähigen Verbindlichkeiten gehö­
ren und einem „Bail-in“ unterworfen werden, de facto Geld der 
Steuerzahler. Ist jedoch ein „Bail-in“-Vorgang, bei dem öffent­
liche Mittel verwendet werden, tatsächlich ein „Bail-in“? 

4.4.6 Die Abwicklungsbehörden erhalten in dem Vorschlag 
ein breites Spektrum von Befugnissen bei der Festlegung des 
Rangs der Verbindlichkeiten bei einem „Bail-in“. Die Abwick­
lungsbehörde ist sogar befugt, Handelskredite abzuschreiben, 
wenn diese nicht „für den alltäglichen Geschäftsbetrieb des In­
stituts von grundlegender Bedeutung sind“ (Artikel 38 Absatz 2 
Buchstabe (e) (ii)). Das bedeutet, dass die Ansprüche von z.B. 
Anbietern von Verpflegungs- oder Hoteldienstleistungen abge­
schrieben werden könnten, wenn die Abwicklungsbehörde ent­
scheidet, dass diese „nicht von grundlegender Bedeutung“ sind. 
Die Gleichrangigkeit von Gläubigern ist ein Grundpfeiler aller 
Insolvenzverfahren und muss auch hier gewahrt werden. 

4.4.7 Der EWSA sieht die Notwendigkeit, sicherzustellen, 
dass die Institute in ihren Bilanzen über ausreichende abschrei­
bungsfähige Verbindlichkeiten verfügen, die den „Bail-in“-Befug­
nissen unterliegen können. Die Auflage von Schuldtiteln, die
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einem „Bail-in“ unterliegen können, könnte problematisch sein, 
da der Unterschied zwischen nachrangigen Schulden und nicht 
abgesicherten vorrangigen Verbindlichkeiten verwässert wird. 
Auf weniger entwickelten Märkten und in Krisenzeiten, ins­
besondere bei systemischen Krisen, könnte dies noch problema­
tischer, teuerer oder sogar unmöglich sein. Der Ausschuss emp­
fiehlt, den Vorschlag, die harmonisierte Anwendung der Min­
destvorgabe auf Unionsebene durch delegierte Rechtsakte der 
Kommission sicherzustellen, gründlich zu überdenken und ent­
sprechend auszurichten. Dabei ist der Entwicklungsgrad der Fi­
nanzmärkte in jedem Mitgliedstaat zu berücksichtigen. 

4.4.8 Das „Bail-in“-Instrument muss eingehender erläutert 
und geklärt werden. Um Unsicherheiten der Investoren so klein 
wie möglich zu halten, sollten eindeutige Bestimmungen bezüg­
lich der abschreibungsfähigen Verbindlichkeiten und der 
Schwellenwerte für die Anwendung des „Bail-in“-Instruments 
eingeführt werden. 

4.5 Rechtliche Aspekte: Rechte von Dritten 

4.5.1 Die Rechte von Dritten scheinen gegenüber denjenigen 
Rechten, die in den Insolvenzregelungen der meisten Mitglied­
staaten anerkannt werden, zweitrangig zu sein. Das öffentliche 
Interesse hat größere Bedeutung als der Schutz privater 
Rechte, und die Verlustaufteilung erfolgt nach einem anderen 
Ansatz. Artikel 78 ermöglicht die gerichtliche Überprüfung der 
Entscheidung der Abwicklungsbehörde, aber beschränkt diese 
auf die Rechtsmäßigkeit der Entscheidung für die Einleitung 
eines Abwicklungsverfahrens, die Art und Weise der Umsetzung 
und die Zweckmäßigkeit jeglicher gewährten Entschädigung. 
Entscheidungen der Abwicklungsbehörde können nicht unter­
bunden werden und sie unterliegen keiner automatischen Aus­
setzung. Selbst bei einer Nichtigerklärung der Entscheidung ei­
ner Abwicklungsbehörde beschränken sich die Rechte Dritter 
auf die Entschädigung des erlittenen Verlusts (Artikel 78 Absatz 
2 Buchstabe (d)). 

4.5.2 Bei einem Notfall wie der Gefahr eines Bankausfalls 
sind die normalen Insolvenzverfahren sicherlich nicht angemes­
sen. Das breite Spektrum der Befugnisse von Sonderverwaltern, 
zusammen mit den beschränkten Rückgriffsrechten von Dritten, 
werfen jedoch Fragen bezüglich der soliden Rechtsgrund­
lage des vorgeschlagenen Rahmens auf. In vielen Mitglied­
staaten, insbesondere solchen mit einem Common-Law-System, 
würden die Gerichte höchstwahrscheinlich ihre Rechte in Bezug 
auf die gerichtliche Überprüfung jeder Verfügung einer Verwal­
tungsbehörde schützen, wenn ein Einzelner oder eine Gruppe 
nachweisen kann, dass sie aufgrund dieser Verfügung Nachteile 
erlitten haben. 

4.5.3 Die im vorstehenden Absatz angesprochene Frage ist 
sowohl aus rechtlichen als auch aus sozialen Gründen Gegen­
stand von Einwänden in verschiedenen Kreisen. Der EWSA 
überlässt die Würdigung dieser Frage den gesetzgebenden Orga­
nen. Er verweist jedoch auf einen wichtigen Aspekt: Sollte je­
mand der Auffassung sein, dass sich die Abwicklungsbehörde 
oder die Verwalter fachlich grob fehlerhaft verhalten haben, 
so können nur Richter in den Genuss einer gewissen Immunität 
für gerichtliche Entscheidungen kommen. Kein Gesetz und 
keine Verordnung kann indes dieses Privileg auf eine Verwal­
tungseinrichtung wie eine Abwicklungsbehörde ausdehnen, die 
dann vor Gericht für die verursachten Schäden zur 

Verantwortung gezogen werden kann. In diesem Falle wäre 
jede Entschädigung Geld der öffentlichen Hand. 

4.6 Abwicklungsfinanzierung: 

4.6.1 Die Kommission hat die Abwicklungsfinanzierung be­
reits in zwei Mitteilungen – zu den Bankensanierungsfonds und 
zu einem EU-Rahmen für Krisenmanagement im Finanzsek­
tor ( 13 ) – behandelt. Im derzeitigen Richtlinienvorschlag werden 
die früheren Vorschläge aus den beiden Mitteilungen näher aus­
geführt. Der EWSA hat seinen Standpunkt zu diesen beiden 
Mitteilungen bereits in zwei Stellungnahmen dargelegt ( 14 ). In 
beiden Fällen unterstützte der Ausschuss den Vorschlag der 
Kommission, ein harmonisiertes Netz nationaler Ex-ante-Ab­
wicklungsfonds aufzubauen, und empfahl, das Netz sorgfältig 
und unter Berücksichtigung der spezifischen Bedingungen in 
den einzelnen Mitgliedstaaten zu konzipieren. 

4.6.2 Dem Richtlinienvorschlag zufolge sollen Abwicklungs­
kosten, die nicht von den Anteilsinhabern und Gläubigern ge­
tragen werden, durch zusätzliche, vom Bankensektor bereit­
gestellte Mittel abgedeckt werden; gegebenenfalls können zur 
Unterstützung Einlagensicherungsfonds herangezogen werden. 
Der EWSA begrüßt die Einführung harmonisierter Regeln auf 
der Grundlage von Ex-ante-Beiträgen für Einlagensicherungssys­
teme und Abwicklungsfonds. Die Kriterien zur Festlegung der 
Ex-ante-Beiträge für die Abwicklungsfinanzierung erscheinen für 
die aktuelle Lage angemessen und realistisch zu sein. Allerdings 
können sich, wie in den letzten Jahren zu beobachten, die wirt­
schaftlichen und finanziellen Voraussetzung unerwartet ändern. 
In Anbetracht der Tatsache, dass ein Abwicklungsfonds zehn 
Jahre brauchen würde, um die Kosten voll abzudecken, emp­
fiehlt der EWSA die Einführung einer Regelung, der zufolge 
die Kriterien für die Ex-ante-Beiträge von Zeit zu Zeit 
überprüft werden können. 

4.6.3 Der EWSA versteht, dass Solidarität notwendig ist, und 
akzeptiert den Vorschlag für die Kreditaufnahme unter Finanzie­
rungsmechanismen (Artikel 97) sowie die gegenseitige Unter­
stützung der nationalen Finanzierungsmechanismen bei einer 
Gruppenabwicklung (Artikel 98). Die Umsetzung der vor­
geschlagenen gegenseitigen Unterstützung der nationalen Finan­
zierungsmechanismen wäre jedoch problematisch, solange die 
Finanzierungsmechanismen noch nicht ihre Zielkapazität und 
einen gewissen Harmonisierungsgrad erreicht haben. Die meis­
ten Mitgliedstaaten akzeptieren, dass ihre Abwicklungsfonds 
und Einlagensicherungsfonds auf Ex-ante-Finanzierung basieren 
sollen, aber einige von ihnen ziehen dennoch weiterhin die Ex- 
post-Finanzierung vor. Die Anforderungen von Artikel 97 Ab­
satz 2 und Artikel 98 werden für diejenigen Länder problema­
tisch sein, in denen die Zentralbanken keine Kredite gemäß 
Artikel 96 und 98 gewähren können. Der Ausschuss legt der 
Kommission nahe, spezifische Maßnahmen und Empfehlungen 
aufzunehmen, um die Probleme zu lösen und den Harmonisie­
rungsprozess zu beschleunigen.
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( 13 ) Siehe COM(2010) 254 final und COM(2010) 579 final. 
( 14 ) Siehe EWS-Stellungnahme zu der „Mitteilung der Kommission an 

das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- 
und Sozialausschuss und die Europäische Zentralbank: Bankensanie­
rungsfonds“, ABl. C 107 vom 6.4.2011, S. 16, und EWSA-Stellung­
nahme zu der „Mitteilung der Kommission an das Europäische Par­
lament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus­
schuss, den Ausschuss der Regionen und die Europäische Zentral­
bank — Ein EU-Rahmen für Krisenmanagement im Finanzsektor“, 
ABl. C 248 vom 25.8.2011, S. 101.



4.6.4 Zwar werden die Vorteile möglicher Synergien auf­
grund einer einzigen Einrichtung für Einlagensicherungsfonds 
und Abwicklungsfonds eingeräumt, aber ein solches Instrument 
erscheint für einige Mitgliedstaaten zum gegenwärtigen Zeit­
punkt problematisch, da viele Einlagensicherungsfonds unter­
finanziert sind. Der Ausschuss begrüßt den Ansatz der Kommis­
sion, der es jedem Mitgliedstaat gestattet, zu entscheiden, ob er 
einen oder zwei Finanzierungsmechanismen (Fonds) haben 
möchte. Zugleich empfiehlt der Ausschuss, in der Richtlinie 
entsprechende Bestimmungen vorzusehen, um sicherzustellen, 
dass alle Einlagensicherungssysteme ihrer Hauptfunktion, dem 
Schutz der Einlagen von Kleinsparern, jederzeit gerecht werden 
können. 

4.6.5 Der EWSA begrüßt die Bemühungen der Kommission, 
ein europäisches System der Finanzierungsmechanismen zu 
schaffen, das sicherstellen sollte, dass alle Institute in der EU 
gleichermaßen wirksamen Abwicklungsfinanzierungsregeln un­
terliegen. Die Sicherstellung einer effektiven Finanzierung der 
Abwicklung dieser Institute unter in allen Mitgliedstaaten glei­
chen Bedingungen liegt im Interesse der Mitgliedstaaten wie 
auch des Finanzbinnenmarktes, da dies zu Stabilität und glei­
chen Wettbewerbsbedingungen beiträgt. Der Ausschuss spricht 
sich dafür aus, dass so bald wie möglich ein realistischer Fahr­
plan für die Schaffung des künftigen Systems der Abwicklungs­
finanzierungsmechanismen vorgelegt wird. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Geänderten Vorschlag 
für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates mit gemeinsamen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den 
Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds, für die der Gemeinsame Strategische 
Rahmen gilt, sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates“ 

COM(2012) 496 final — 2011/0276 (COD) 

(2013/C 44/13) 

Berichterstatter: Stefano MALLIA 

Mitberichterstatter: Gerfried GRUBER 

Der Rat beschloss am 27. September 2012 und das Europäische Parlament am 22. Oktober 2012, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 177 und 304 des Vertrages über die Arbeits­
weise der Europäischen Union um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Geänderter Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates mit gemeinsamen Bestim­
mungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, 
den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und 
Fischereifonds, für die der Gemeinsame Strategische Rahmen gilt, sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds und zur Auf­
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates“ 

COM(2012) 496 final — 2011/0276 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Wirtschafts- und Währungsunion, wirtschaftlicher und 
sozialer Zusammenhalt nahm ihre Stellungnahme am 21. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 154 gegen 3 Stimmen bei 3 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Die Kohäsionspolitik ist eine grundlegende EU-Politik, 
deren vornehmstes Ziel die wirtschaftliche, soziale und territo­
riale Konvergenz der gesamten EU und aller ihrer Mitgliedstaa­
ten ist. Der EWSA schließt sich der Auffassung an, dass die 
politischen Vorgaben und Ziele der Fonds des Gemeinsamen 
Strategischen Rahmens (GSR) mit der Europa-2020-Strategie 
verknüpft werden sollten. Der Preis hierfür darf jedoch nicht 
die Schwächung des zentralen Ziels der EU-Kohäsionspolitik, 
nämlich der Konvergenz, sein. 

1.2 Da die Kohäsionspolitik vor allem für die Länder, die von 
der derzeitigen Krise besonders stark betroffen sind, der wich­
tigste Wachstumsmotor und ein Instrument zur Erreichung der 
Ziele der Europa-2020-Strategie ist, sollten die finanziellen Mit­
tel für diese Politik mindestens auf dem derzeitigen Niveau 
beibehalten und gerecht unter den Mitgliedstaaten aufgeteilt 
werden, damit sichergestellt wird, dass weniger entwickelte Mit­
gliedstaaten nicht weniger Unterstützung erhalten. 

1.3 Der EWSA unterstützt die Einrichtung eines Gemein­
samen Strategischen Rahmens zur besseren Koordinierung und 
gegenseitigen Ergänzung der wichtigsten EU-Finanzierungs­
instrumente. Durch einen wirksamen Gemeinsamen Strategi­
schen Rahmen wird zudem die überflüssige und ineffiziente 
Trennung, die derzeit zwischen den wichtigsten Fonds besteht, 
aufgehoben. 

1.4 Der EWSA zeigt sich besorgt darüber, dass die Verzöge­
rungen bei der Erzielung einer politischen Einigung über das 

Legislativpaket zur Kohäsionspolitik, einschließlich des GSR, 
die Erarbeitung der Partnerschaftsvereinbarungen beeinträchti­
gen und daher den effizienten Start des Programmplanungszeit­
raums 2014-2020 in Frage stellen werden. 

1.5 Die als Richtwert dienenden Maßnahmen mit großem 
europäischem Mehrwert im Rahmen der einzelnen thematischen 
Ziele müssen in erster Linie auf Investitionen zur Förderung der 
sozio-ökonomischen und territorialen Konvergenz innerhalb der 
EU ausgerichtet sein. Um länderspezifische Lösungen zu ermög­
lichen, sollte die Liste der als Richtwert dienenden Maßnahmen 
zudem nicht als erschöpfend angesehen werden. 

1.6 Schwerpunkt des GSR sind in erster Linie fondsübergrei­
fende Projekte. Dies ist ein bedeutender Fortschritt gegenüber 
dem Programmplanungszeitraum 2007-2013. Die Umsetzung 
themenübergreifender Projekte, die ein großes Mehrwertpoten­
zial aufweisen, bleibt jedoch ausgeblendet. Diese Möglichkeit 
sollte im Rahmen des GSR ausdrücklich gegeben sein. 

1.7 Das höhere Maß an Koordination, das im Rahmen des 
GSR erforderlich ist, muss allerdings mit einer Reduzierung des 
bürokratischen Aufwands für die Verwaltungs- und Umset­
zungsbehörden sowie für die Mittelempfänger einhergehen. 
Die Koordination muss innerhalb der Mitgliedstaaten und inner­
halb der Kommission verstärkt werden, um Synergien zwischen 
den einzelnen Politikbereichen und Instrumenten zu nutzen und 
damit Überschneidungen, komplizierte Verfahren und bürokra­
tischen Aufwand zu reduzieren. Die Kommission sollte vor der 
eigentlichen Umsetzung eine eingehende Prüfung der neuen 
Verwaltungsverfahren durchführen.
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1.8 Die organisierte Zivilgesellschaft ( 1 ) muss bei der Erarbei­
tung der Partnerschaftsvereinbarungen gebührend einbezogen 
werden. Die Kommission erkennt zwar die jeweiligen Mecha­
nismen und Strukturen der Mitgliedstaaten zur Einbindung der 
Zivilgesellschaft an, sollte diese Verfahren jedoch überwachen. 
Im Falle einer ungenügenden Einbindung der Zivilgesellschaft 
sollte die Annahme der Partnerschaftsvereinbarung durch die 
Kommission solange zurückgestellt werden, bis entsprechende 
Korrekturen vorgenommen wurden. 

1.9 Das Partnerschaftskonzept darf jedoch nicht auf die 
Phase der Programmplanung beschränkt sein, sondern muss 
durchweg auch in den Phasen der Umsetzung, Überwachung 
und Bewertung angewandt werden. 

1.10 Schwerpunkt der Partnerschaftsvereinbarungen zur Eu­
ropa-2020-Strategie sollten nicht die länderspezifischen Emp­
fehlungen sein. Die Partnerschaftsvereinbarungen sollten viel­
mehr auf verschiedenen Elementen wie etwa den nationalen 
Reformprogrammen beruhen, die anders als die länderspezi­
fischen Empfehlungen, die nicht notwendigerweise auf die kon­
krete Situation eines Mitgliedstaates zugeschnitten sind, entspre­
chend der jeweiligen Situation der Mitgliedstaaten konzipiert 
werden. Im Rahmen der Partnerschaftsvereinbarungen sollten 
auch nationale Strategien zur Armutsbekämpfung, zur Gleich­
stellung von Frauen und Männern sowie nationale Strategien für 
behinderte Menschen und für eine nachhaltige Entwicklung zum 
Tragen kommen. 

1.11 Um den Mitgliedstaaten und den Regionen ein Höchst­
maß an Wirksamkeit und Effizienz bei der Erreichung der ge­
meinsamen Ziele unter gleichzeitiger Berücksichtigung der ter­
ritorialen, wirtschaftlichen und sozialen Besonderheiten zu er­
möglichen, ist ein flexiblerer Ansatz erforderlich. Zudem müs­
sen im Rahmen des GSR diejenigen regionalen Besonderheiten, 
die Auswirkungen auf die Durchführung der GSR-Fonds haben, 
eigens berücksichtigt werden. 

2. Einleitung 

2.1 Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), 
der Europäische Sozialfonds (ESF), der Kohäsionsfonds (KF), der 
Europäische Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd­
lichen Raums (ELER) und der Europäische Meeres- und Fische­
reifonds (EMFF) sind die fünf Fonds der EU, die von den Mit­
gliedstaaten und der Kommission verwaltet werden. Die Kom­
mission schlägt eine effizientere Verfolgung der Ziele der ein­
zelnen Fonds durch eine engere Koordinierung der Fonds vor, 
um Überschneidungen zu vermeiden und größtmögliche Syner­
gien zu schaffen. 

2.2 Um die Entwicklung der Partnerschaftsvereinbarungen 
und der operationellen Programme zu erleichtern und für eine 
größere Kohärenz zwischen den fünf Fonds hinsichtlich der im 

Rahmen der Europa-2020-Strategie eingegangenen politischen 
Verpflichtungen und der Investitionen vor Ort zu sorgen, 
schlägt die Kommission die Einrichtung eines Gemeinsamen 
Strategischen Rahmens vor. Der GSR beruht auf den elf thema­
tischen Zielen, die in der allgemeinen Verordnung festgelegt 
sind. 

2.3 Der Gemeinsame Strategische Rahmen zielt darauf ab, 
die Koordinierung zwischen den europäischen Fonds zu verbes­
sern und deren gezieltere Verwendung sicherzustellen. Zudem 
wird damit auch die unnötige und ineffiziente Trennung zwi­
schen den einzelnen Fonds, wie sie derzeit besteht, aufgehoben. 
Diese positive Entwicklung sollte zu einer effizienteren Kohäsi­
onspolitik führen und dieser Politik damit zu einer größeren 
Wirkung verhelfen. Der EWSA unterstützt diese Entwicklung 
nachdrücklich. 

3. Einführung und Annahme des GSR 

3.1 Um die GSR-Fonds im Rahmen der Partnerschaftsverein­
barungen möglichst effizient auf intelligentes, nachhaltiges und 
integratives Wachstum auszurichten, sind eindeutige Leitlinien 
erforderlich. 

3.2 Als Reaktion auf die von Parlament und Rat geäußerten 
Bedenken schlägt die Kommission vor, die Bestandteile des GSR 
auf (i) einen neuen Anhang der allgemeinen Verordnung und (ii) 
einen delegierten Rechtsakt aufzuteilen, der im Wesentlichen die 
„als Richtwert dienenden Maßnahmen mit großem europäischen 
Mehrwert“ enthalten soll. 

3.3 Der EWSA unterstützt den Ansatz der Kommission, so­
fern damit folgende Voraussetzungen gegeben sind: 

— eine raschere Annahme des GSR, 

— eindeutigere Angaben über Finanzierungsmöglichkeiten und 
deren Grenzen, 

— die Möglichkeit, dass Mitgliedstaaten Maßnahmen zur Lö­
sung spezifisch regionaler Fragen ergreifen. 

3.4 Die Kommission schlägt allerdings auch vor, dass alle 
Elemente des GSR, ob im Anhang oder im delegierten Rechtsakt 
enthalten, mittels eines delegierten Rechtsaktes geändert werden 
können. Der EWSA hält dies für inakzeptabel und spricht sich 
dagegen aus, die wichtigsten Bestandteile des GSR in einen An­
hang an die allgemeine Verordnung aufzunehmen. 

3.5 Die Aufgabe der Kommission sollte im Hinblick auf die 
Frage, ob es sich um eine technische oder eine eher inhaltliche 
Änderung handelt, in der Verordnung deutlich klargestellt wer­
den, um eventuellen Auslegungszweifeln vorzubeugen.
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( 1 ) Die organisierte Zivilgesellschaft ist der Teil der Zivilgesellschaft, der 
sich über Organisationen zum Ausdruck bringt, die selbst wiederum 
Bausteine der Gesellschaft sind. Anders ausgedrückt umfasst die or­
ganisierte Zivilgesellschaft alle nichtstaatlichen Organisationen aus 
privater Initiative sowie deren Mitglieder, die auf der Basis ihrer 
eigenen Anliegen und ihrer eigenen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Handlungsmöglichkeiten Themen von öffentlichem Interesse aktiv 
mitgestalten. Die Definition umfasst eine breite Palette von Organi­
sationen wie Arbeitgeberverbände, Gewerkschaften, Vereinigungen 
zur Förderung von Anliegen von allgemeinem Interesse sowie so­
genannte Nichtregierungsorganisationen (NGO).



3.6 Der EWSA ist besorgt über die Verzögerung bei der 
Erzielung einer politischen Einigung über das Legislativpaket 
zur Kohäsionspolitik, einschließlich des GSR. Eine weitere Ver­
zögerung wird die Vorbereitung der Partnerschaftsvereinbarun­
gen beeinträchtigen und den effizienten Start des Programm­
planungszeitraums 2014-2020 beeinträchtigen. 

3.7 Inhalt und Form der vorgeschlagenen Partnerschaftsver­
einbarung müssen klar dargelegt werden. Zwar umfasst die all­
gemeine Verordnung Angaben darüber, welche Elemente in der 
Partnerschaftsvereinbarung enthalten sein sollen, wie diese je­
doch genau aussehen soll, ist bislang nicht klar. 

4. Verknüpfung von Kohäsionspolitik und Europa-2020- 
Strategie 

4.1 Ziel der Europa-2020-Strategie ist die Förderung eines 
intelligenten, nachhaltigen und integrativen Wachstums. Da 
kein Zweifel darüber besteht, welchen positiven Beitrag die 
GSR-Fonds zur Erreichung der Kernziele der Europa- 
2020-Strategie leisten können, ist es nur konsequent, dass die 
politischen Vorgaben und Ziele der GSR-Fonds mit der Europa- 
2020-Strategie verknüpft werden. 

4.2 Die Strategie Europa 2020 ist ein Grundpfeiler für die 
Herstellung eines ausgewogenen Verhältnisses zwischen Haus­
haltsdisziplin, Wachstum und Entwicklung für die Europäische 
Union. Die Verwirklichung der Ziele dieser Strategie wird die 
größte Herausforderung für die weniger entwickelten Mitglied­
staaten der Europäischen Union sein. Insbesondere Staaten, die 
eine verantwortungsvolle Haushaltsdisziplin üben, brauchen die 
Unterstützung und Solidarität der EU in Form ihrer Kohäsions­
politik. Deren Finanzierung muss mindestens in gegenwärtiger 
Höhe beibehalten werden, und Kürzungen sind in keiner Form 
zu akzeptieren. 

4.3 Der EWSA unterstützt diesen Ansatz und bekräftigt seine 
Haltung, dass alle Politikbereiche der EU auf die Erzielung des 
dringend benötigten Wachstums ausgerichtet sein müssen. Der 
EWSA ist damit auch der festen Überzeugung, dass die zentra­
len Ziele, d.h. die wirtschaftliche, soziale und territoriale Inte­
gration, oberste Priorität der Kohäsionspolitik der EU bleiben 
müssen. Der zusätzliche Nutzen der Kohäsionspolitik darf auf 
keinen Fall aufs Spiel gesetzt werden. 

4.4 Der EWSA ist fest davon überzeugt, dass die als Richt­
wert dienenden Maßnahmen mit großem europäischem Mehr­
wert im Rahmen jedes einzelnen thematischen Ziels in erster 
Linie auf Initiativen zur Förderung der sozio-ökonomischen und 
territorialen Entwicklung innerhalb der EU ausgerichtet sein 
müssen. 

5. Der thematische Ansatz 

5.1 Der EWSA begrüßt die Vorschläge der Europäischen 
Kommission für eine thematische Konzentration als Möglich­
keit, die Fragmentierung des Arbeitsaufwands zu verringern. 

Erforderlich ist eine enge Koordinierung der Bemühungen zwi­
schen den verschiedenen GSR-Fonds sowie allen anderen Pro­
grammen und Initiativen der EU. 

5.2 Im GSR sollte ausdrücklich klargestellt werden, dass in­
nerhalb der einzelnen thematischen Bereiche die Entscheidung 
darüber, welcher Fonds bei der Erreichung der wichtigsten Vor­
gaben und Ziele in erster Linie zur Anwendung kommen soll, 
dem jeweiligen Mitgliedstaat überlassen bleibt. 

5.3 Ungeachtet der Tatsache, dass die Hauptziele, wie sie im 
GSR festgelegt wurden, verbindlich sind, muss ein flexibler An­
satz zur Anwendung kommen. In den Partnerschaftsverein­
barungen muss den lokalen und regionalen Interessen Rechnung 
getragen werden. Es sollte möglich sein, Mittel für spezifische 
regionale Prioritäten bereitzustellen. Der EWSA ist der festen 
Überzeugung, dass das Subsidiaritätsprinzip und der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit weiterhin eine zentrale Rolle bei der 
Umsetzung der Kohäsionspolitik der EU spielen müssen. 

5.4 Die einzelnen thematischen Ziele umfassen Maßnahmen, 
die im Rahmen der spezifischen Fonds ergriffen werden sollten; 
der Aspekt der Komplementarität bedarf indes einer Erläuterung, 
da nicht ersichtlich ist, welche der für die verschiedenen Fonds 
und Maßnahmen vorgeschlagenen Instrumente sich tatsächlich 
gegenseitig ergänzen. Der EWSA ist der Auffassung, dass im 
Rahmen der Maßnahmen, die für jedes thematische Ziel vor­
geschlagen wurden, Investitionen zur Beschleunigung des sozio- 
ökonomischen Zusammenhalts Vorrang eingeräumt werden 
sollte. Die als Richtwert dienenden Maßnahmen sollten eine 
Ergänzung darstellen, die länderspezifische Lösungen ermög­
licht. 

5.5 Der EWSA ist der Auffassung, dass alle elf Themen, die 
in der allgemeinen Verordnung beschrieben werden, zwar ihre 
Berechtigung haben, dass aber bestimmte Kernthemen festgelegt 
werden sollten, mit denen sich alle Mitgliedstaaten befassen 
müssen. Über diese Kernthemen hinaus sollte jeder Mitgliedstaat 
soviel Ermessensspielraum haben, seine Partnerschaftsverein­
barung auf andere, seiner jeweiligen Situation entsprechende 
Themen (aus einer vorgegebenen Liste) auszurichten. 

5.6 Die bisherigen elf Themen sollten um folgende Themen 
ergänzt werden: 

1. Verbesserung der Zugänglichkeit für Personen mit Behin­
derungen und Menschen mit eingeschränkter Mobilität, 

2. Aufbau der Kapazitäten von Interessenträgern in der Kohä­
sionspolitik ( 2 ), 

3. Bewältigung des demografischen Wandels. 

Diese Themen sollten in die allgemeine Verordnung aufgenom­
men werden.
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5.7 Unter dem thematischen Ziel 4 (Förderung der Bestre­
bungen zur Verringerung der CO 2 -Emissionen in allen Branchen 
der Wirtschaft) sind derzeit keine Maßnahmen für nachhaltige 
Verkehrsmittel und Verkehrsverwaltungssysteme erfasst. In An­
betracht der durch Verkehr bedingten Emissionen ist hier eine 
Nachbesserung geboten. 

5.8 Die thematischen Ziele sind in Artikel 9 der allgemeinen 
Verordnung aufgelistet, während die spezifischen Investitions­
prioritäten der einzelnen GSR-Fonds in den jeweiligen Verord­
nungsentwürfen enthalten sind. Da die thematischen und die 
fondsspezifischen Investitionsprioritäten nicht vollständig über­
einstimmen, ergibt sich eine gewisse Unsicherheit und mögli­
cherweise Unklarheit bezüglich der zu verfolgenden Ziele. Hier 
besteht insbesondere im Hinblick auf die Arbeit an den Part­
nerschaftsvereinbarungen, die in einigen Mitgliedstaaten bereits 
aufgenommen wurde, dringender Handlungsbedarf. 

5.9 Obwohl der Schwerpunkt im Rahmen des GSR insbeson­
dere auf fondsübergreifenden Projekten liegt, wird auf die 
Durchführung themenübergreifender Projekte, die einen erheb­
lichen potenziellen Mehrwert haben, nicht Bezug genommen. 
Diese Möglichkeit sollte im Rahmen des GSR ausdrücklich ge­
geben sein. 

6. Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung und 
der Kohäsionsfonds 

6.1 Der EWSA hat seine Ansichten über diese beiden Fonds 
bereits ausführlich in seinen Stellungnahmen zum „Europäi­
schen Fonds für regionale Entwicklung“ ( 3 ) und zum „Kohäsi­
onsfonds“ ( 4 ) dargelegt. 

6.2 Mit den Mitteln des EFRE soll ein Beitrag zu allen elf 
thematischen Zielen geleistet werden. 

6.3 Es ist unklar, worin genau die Wirkung dieses „Schwer­
punktes“ bestehen soll. Es ist nicht ersichtlich, ob einem 
Schwerpunktbereich der Vorzug gegenüber einem anderen ge­
geben wird oder ob die Entscheidung den Mitgliedstaaten über­
lassen werden soll. Der EWSA plädiert nachdrücklich für die 
letztgenannte Vorgehensweise, da diese spezifische Ansätze für 
die einzelnen Länder bzw. Regionen zulässt. 

6.4 Der EWSA ist der festen Überzeugung, dass der EFRE in 
erster Linie weiterhin grundlegende Unterstützung für KMU leis­
ten soll. Diese Unterstützung sollte in der Bereitstellung von 
Finanzinstrumenten, der Einrichtung von KMU-Netzwerken so­
wie der Gewährleistung wichtiger Infrastruktur bestehen ( 5 ). 

6.5 Der EWSA hat jedoch Vorbehalte gegenüber dem Vor­
schlag, große Unternehmen gänzlich als potenzielle Empfänger 
von Mitteln aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwick­
lung (EFRE) auszuschließen. Große Unternehmen sind wichtig 

für FuE, und die Durchführung von FuE sollte insofern als för­
derwürdig gelten, als ansonsten die Gefahr besteht, dass sich 
eine bereits kritische Situation, nämlich dass Europa hinter wett­
bewerbsstarken Nationen wie den USA und Japan zurückbleibt, 
noch weiter verschärft. 

6.6 Da der Umfang der Mittel nicht erheblich erhöht werden 
kann, besteht nach Auffassung des EWSA zusätzliches Potenzial 
darin, klarere Ziele zu setzen und dafür zu sorgen, dass die 
vorgeschlagenen Investitionsprioritäten konsequenter mit den 
Zielen verknüpft werden ( 6 ). 

6.7 Mit den Mitteln des Kohäsionsfonds soll ein Beitrag zu 
vier Themenbereichen im Zusammenhang mit Umwelt, nach­
haltiger Entwicklung und Verkehr (TEN-V) geleistet werden. 

6.8 Um zu vermeiden, dass wie in der Vergangenheit die 
Mittel des Kohäsionsfonds auf allzu viele Projekte aufgeteilt 
werden, möchte der EWSA erneut zu einer stärkeren Konzen­
tration auf größere Projekte aufrufen, die für die Reduzierung 
der Ungleichheiten zwischen den Mitgliedstaaten und für die 
Erzielung des sozialen, territorialen und wirtschaftlichen Zusam­
menhalts vielversprechender sind. 

6.9 Bei der Durchführung von großen Projekten dieser Art 
müssen die Mitgliedstaaten die Kohärenz und Komplementarität 
mit anderen EU-Fonds und EU-Initiativen (etwa der Fazilität 
„Connecting Europe“, dem Programm LIFE und den verschiede­
nen makroregionalen Strategien) sicherstellen und so gewähr­
leisten, dass das Potenzial der verschiedenen Fonds und Initia­
tiven in vollem Umfang genutzt wird. Dieser Aspekt ist etwa 
beim Ausbau der Energie- und Verkehrsinfrastruktur von größ­
ter Bedeutung. Es ist wichtig, dass die verschiedenen Instru­
mente einander ergänzen und nicht miteinander konkurrieren. 

7. Europäischer Sozialfonds 

7.1 Die Mittel des ESF sollen einen Beitrag zu den vier the­
matischen Zielen Beschäftigung und Mobilität der Arbeitskräfte; 
Bildung, Qualifikationen und lebenslanges Lernen; Förderung 
der sozialen Eingliederung und Bekämpfung der Armut sowie 
Verbesserung der institutionellen Kapazität leisten. Allerdings 
wird von diesem Fonds auch ein Beitrag zu den anderen the­
matischen Zielen erwartet. 

7.2 Dies entspricht dem Standpunkt des EWSA, der sich in 
seiner Stellungnahme zum „Europäischen Sozialfonds“ ( 7 ) dahin­
gehend geäußert hat, dass der ESF das bevorzugte Instrument 
zur Verwirklichung der Ziele der Europa-2020-Strategie, ins­
besondere im Hinblick auf Beschäftigung, Bildung, soziale Inte­
gration und Armutsbekämpfung sein soll. Dieser Auffassung 
kommt in der derzeitigen Situation zunehmender Arbeitslosig­
keit und eines nie dagewesenen Verlusts von Arbeitsplätzen 
besondere Bedeutung zu.
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7.3 Der EWSA unterstützt nachdrücklich den Vorschlag der 
Europäischen Kommission, mindestens 20 % der nationalen 
ESF-Mittel insgesamt für die soziale Inklusion und die Armuts­
bekämpfung bereitzustellen. 

8. Der Europäische Landwirtschaftsfonds für die Entwick­
lung des ländlichen Raumes 

8.1 Vor dem Hintergrund der GAP-Reform bis 2020, des 
Vorschlags für einen MFR 2014-2020 und der derzeitigen wirt­
schaftlichen Lage hat die Europäische Kommission einen Vor­
schlag für eine neue ELER-Verordnung ( 8 ) vorgelegt. Der neue 
ELER leistet einen Beitrag zu den Prioritäten der Europa-2020- 
Strategie, basiert auf dem Vorschlag für eine allgemeine Verord­
nung und steht im Einklang mit dem Rahmen für die wirt­
schaftspolitische Steuerung der EU. 

8.2 In seiner Stellungnahme zum GAP-Reformpaket ( 9 ) be­
grüßte der EWSA die vorgeschlagene engere Verknüpfung der 
GAP mit der Europa-2020-Strategie und der Strategie für eine 
nachhaltige Entwicklung des ländlichen Raums. 

8.3 Ungeachtet dessen müssen die Mitgliedstaaten im Hin­
blick auf ein ausgewogenes Verhältnis zwischen der Einhaltung 
der vertraglich festgelegten spezifischen Ziele der GAP und der 
Unterstützung der Europa-2020-Strategie jedoch in der Lage 
sein, ihre Prioritäten flexibel festzusetzen. Zwischen diesen bei­
den Säulen muss stets auf Kohärenz geachtet werden. 

8.4 Derzeit herrscht Unklarheit darüber, inwiefern die Prio­
ritäten des ELER mit denjenigen des GSR in Einklang zu bringen 
sind. Maßnahmen im Rahmen des ELER sollten deshalb Land­
wirten, Waldbesitzern und anderen Gruppen Anreize bieten, 
einen Beitrag zur Schaffung bzw. Erhaltung von Arbeitsplätzen 
und zum Wirtschaftswachstum zu leisten und zugleich die 
nachhaltige Entwicklung und Maßnahmen zum Klimaschutz 
zu fördern. 

8.5 Diese Maßnahmen sollten in enger Verknüpfung mit der 
Europäischen Innovationspartnerschaft „Produktivität und Nach­
haltigkeit in der Landwirtschaft“ vonstatten gehen, um ökologi­
sches Wachstum in allen ländlichen Gebieten der EU zu fördern. 

8.6 Der EWSA begrüßt die Tatsache, dass innerhalb des 
ELER ein Mindestanteil von 25 % für Umwelt- und Klimaschutz­
maßnahmen vorgesehen ist. Der Anteil von 20 % für Klima­
schutzziele erscheint in dieser Hinsicht jedoch als zu hoch 
und sollte im Rahmen des GSR noch überdacht werden. 

9. Der Europäische Meeres- und Fischereifonds 

9.1 Am 2. Dezember 2011 hat die Europäische Kommission 
den Verordnungsvorschlag zur Einrichtung eines neuen Fonds 
im Einklang mit dem MFR und der Europa-2020-Strategie an­
genommen, der den finanziellen Rahmen für die Gemeinsame 

Fischereipolitik und die integrierte Meerespolitik der EU für den 
Zeitraum 2014-2020 vorgibt ( 10 ). 

9.2 Die vorgeschlagenen zentralen Maßnahmen können 
grundsätzlich unterstützt werden. Dabei ist es wichtig, dass 
ein integrierter Ansatz, der auch alle anderen Politikbereiche 
einbezieht, angewandt wird. 

9.3 Der GSR sollte ebenso wie der ELER zu einer flexiblen 
Anpassung der Ziele beitragen und zugleich für eine Überein­
stimmung zwischen den spezifischen Zielen der Gemeinsamen 
Fischereipolitik und denjenigen der Europa-2020-Strategie Sorge 
tragen. 

9.4 Der GSR könnte bei möglichen Konflikten zwischen ein­
zelnen EU-Politikbereichen, wie etwa zwischen Wasserrahmen­
richtlinie und den Bestimmungen für die Tierhygiene, für mehr 
Transparenz sorgen. 

10. Bereichsübergreifende Grundsätze und Strategieziele 

10.1 Innerhalb des GSR sind die Förderung der Gleichstel­
lung von Männern und Frauen, der Vermeidung von Diskrimi­
nierung, der Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen 
sowie der nachhaltigen Entwicklung als bereichsübergreifende 
Grundsätze festgelegt, die quer durch alle Fonds und damit in 
allen operationellen Programmen angewandt werden sollten. 
Der EWSA unterstützt diese Grundsätze und spricht sich für 
eine effiziente Prüfung aller Projektvorschläge sowie eine effi­
ziente Überwachung aller Programme aus, um zu gewährleisten, 
dass diese Grundsätze tatsächlich fest verankert sind. 

10.2 Der EWSA ist der Auffassung, dass darüber hinaus der 
bereichsübergreifende Grundsatz „Europa vermitteln“ zur An­
wendung kommen sollte. Angesichts der Tatsache, dass das 
europäische Projekt allgemein kritisiert wird und an Anhängern 
verliert, muss bei jedem Projekt, das im Rahmen der Kohäsions­
politik durchgeführt wird, aufgezeigt werden, welchen Mehrwert 
es hat und wie die EU dadurch das Leben ihrer Bürger positiv 
verändern kann. 

11. Mehr Flexibilität, Einfachheit und Schwung 

11.1 Oberstes Gebot sowohl für die Kommission als auch 
für die Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten muss die Ver­
einfachung der Verfahren sein. Obwohl unbestritten ist, dass für 
jeden ausgegeben Euro Rechenschaft abgelegt werden muss, 
kann nicht hingenommen werden, dass das Verfahren für die 
Verwaltung und die Beantragung von EU-Mitteln weiterhin so 
umständlich bleibt und zur Folge hat, dass die bedürftigsten 
potenziellen Empfänger (z.B. KMU, NGO), schließlich den Kür­
zeren ziehen ( 11 ). Zudem ist auch besonders darauf zu achten, 
dass nur solche Projekte gefördert werden, die auch wirklich 
einen Mehrwert aufweisen.
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11.2 Um einen echten Mehrwert zu bieten, muss mit dem 
GSR sowohl für die Empfänger als auch für die durchführenden 
Behörden eine echte Reduzierung des Verwaltungsaufwands und 
der Kosten verbunden sein. Die durch den GSR erforderliche 
engere Koordinierung könnte jedoch für die Verwaltungs- und 
Durchführungsbehörden mit einem größeren Verwaltungsauf­
wand verbunden sein, der wiederum für die potenziellen Emp­
fänger zusätzlichen Aufwand und Schwierigkeiten nach sich 
ziehen könnte. Die Kommission sollte vor der eigentlichen Um­
setzung eine eingehende und formelle Prüfung der derzeitigen 
und der neuen Verwaltungsverfahren durchführen. 

11.3 Die Koordination muss innerhalb der Mitgliedstaaten 
und innerhalb der Kommission verstärkt werden, um Synergien 
zwischen den einzelnen Politikbereichen und Instrumenten zu 
nutzen und damit Überschneidungen, komplizierte Verfahren 
und bürokratischen Aufwand zu reduzieren. Dies erfordert in 
allen Phasen der Verhandlung und Umsetzung eine engere Ko­
ordinierung zwischen den und innerhalb der für die GSR-Fonds 
zuständigen Kommissionsdienststellen, um so ein stimmigeres 
und einheitlicheres Konzept zu gewährleisten. Allerdings darf 
dies nicht zu einem höheren Verwaltungsaufwand führen. 

11.4 Der vorgeschlagene Einsatz elektronischer Behörden­
dienste zur Effizienzsteigerung wird begrüßt. Ein solches System 
sollte jedoch nicht auf GSR-Fonds beschränkt sein, sondern 
sämtliche EU-Finanzierungsquellen umfassen und allen offenste­
hen. 

11.5 Derzeit ist vorgesehen, dass das Europäische Parlament 
und der Rat die Kommission im Falle größerer Veränderungen 
in der Europa-2020-Strategie auffordern können, einen Vor­
schlag zur Überprüfung des GSR vorzulegen. Diese Vorgehens­
weise ist nach Ansicht des EWSA allzu restriktiv. Der EWSA ist 
der Meinung, dass die Möglichkeit bestehen sollte, den GSR an 
veränderte Umstände anzupassen, insbesondere dann, wenn sich 
das sozio-ökonomische Umfeld deutlich verändert und eine EU- 
weite Reaktion erforderlich ist. 

11.6 In ähnlicher Weise sollte den Mitgliedstaaten Flexibilität 
eingeräumt werden, ihre nationalen Programme nicht nur an die 
thematischen Ziele der jeweiligen Politik anzupassen, sondern 
auch an andere Rahmenbedingungen. 

11.7 Um sinnvolle Veränderungen zu ermöglichen, ruft der 
EWSA die Kommission dazu auf, eine regelmäßige obligatori­
sche Überprüfung des GSR einzuführen. 

12. Die Partnerschaftsvereinbarungen 

12.1 Das in Artikel 5 der allgemeinen Verordnung fest­
geschriebene Partnerschaftsprinzip ist ein zentraler Grundsatz, 
der dazu beiträgt, die Effizienz der EU-Kohäsionspolitik zu ver­
bessern. Dieses Prinzip muss daher von Rat und Parlament 
nachdrücklich unterstützt werden. 

12.2 Die Konsultation der maßgeblichen Interessenträger bei 
der Erarbeitung der Partnerschaftsvereinbarungen wird grund­
legende Voraussetzung dafür sein, dass die thematischen Ziele 

in konkrete Maßnahmen und Vorgaben für intelligentes, nach­
haltiges und integratives Wachstum umgesetzt werden. 

12.3 Mit den Partnerschaftsvereinbarungen sollten die im 
GSR umrissenen Aspekte auf die nationalen Bedingungen über­
tragen und feste Verpflichtungen für die Verwirklichung der in 
den Vorschriften für die GSR-Fonds vorgegebenen Prioritäten 
eingegangen werden. Damit das Partnerschaftsprinzip in die 
Praxis umgesetzt werden kann, muss bei der Beschlussfassung 
ein Bottom-up-Ansatz zur Anwendung kommen, bei dem im 
Vorfeld der Unterzeichnung der Partnerschaftsvereinbarungen 
durch die Europäische Kommission und die Mitgliedstaaten 
den Standpunkten der Zivilgesellschaft Rechnung getragen wird. 

12.4 Die Kommission hat für die Erarbeitung von Partner­
schaftsvereinbarungen einen Vorschlag für einen Verhaltens­
kodex veröffentlicht. Dieses Dokument hat seine Berechtigung 
und enthält nützliche Anleitungen zur Einbindung der Zivilge­
sellschaft durch die Mitgliedstaaten. Der EWSA kann nicht nach­
vollziehen, weshalb der Rat diesen Verhaltenskodex abgelehnt 
hat, und fordert diesen daher dazu auf, seine Entscheidung rück­
gängig zu machen. 

12.5 Während die Verfahren zur Mitwirkung der Zivilgesell­
schaft den Mitgliedstaaten selbst überlassen bleiben, ist es Auf­
gabe der Kommission sicherzustellen, dass alle einschlägigen 
Akteure aktiv und auf sinnvolle Weise eingebunden werden. 
Der EWSA ist jedoch der Ansicht, dass die Kommission gegen­
wärtig nicht über die hierzu notwendigen Überwachungsinstru­
mente und -mechanismen verfügt. Versäumt es ein Mitglied­
staat, die Zivilgesellschaft in gebührender Weise einzubeziehen, 
sollte der Abschluss der Partnerschaftsvereinbarung ausgesetzt 
werden. Zudem sollte das Partnerschaftskonzept über die Phase 
der Programmplanung hinaus auch auf die Phasen der Umset­
zung, der Kontrolle und der Bewertung angewandt werden. 

12.6 Der EWSA hebt hervor, dass die Zivilgesellschaft über 
den „neuen Ansatz“, den die Kommission im Hinblick auf die 
GSR-Fonds und die Partnerschaftsvereinbarungen anwendet, 
umfassend informiert werden muss. Um eine wirksame Mitwir­
kung der Zivilgesellschaft innerhalb des Partnerschaftsprozesses 
sicherzustellen, müssen das Verfahren sowie die Art und Weise, 
wie die Zivilgesellschaft in allen Phasen der Erarbeitung und 
Umsetzung der Partnerschaftsvereinbarung einbezogen wird, in 
einem klaren und effizienten Kommunikationsprozess erläutert 
werden. 

12.7 Im Mittelpunkt der Partnerschaftsvereinbarungen zur 
Europa-2020-Strategie sollten nicht die länderspezifischen Emp­
fehlungen stehen. Die Partnerschaftsvereinbarungen sollten auf 
verschiedenen Elementen wie den nationalen Reformprogram­
men beruhen, die anders als die länderspezifischen Empfehlun­
gen, die nicht notwendigerweise auf die konkrete Situation eines 
Mitgliedstaates zugeschnitten sind, entsprechend der jeweiligen 
Situation der Mitgliedstaaten konzipiert werden. Im Rahmen der 
Partnerschaftsvereinbarungen sollten auch nationale Strategien 
zur Armutsbekämpfung, zur Gleichstellung von Frauen und 
Männern sowie nationale Strategien für behinderte Menschen 
und nachhaltige Entwicklung zum Tragen kommen.
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13. Der regionale Aspekt des Gemeinsamen Strategischen 
Rahmens 

13.1 Der GSR muss den regionalen Besonderheiten – 
insbesondere der Größe und dem Profil der wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Strukturen –, die Einfluss auf die 
Durchführung der GSR-Fonds haben, in spezifischer Weise 
Rechnung tragen. Dieser Aspekt des GSR ist insofern wichtig, 
als die Mitgliedstaaten hierdurch sicherstellen können, dass die 
Konzeption der Partnerschaft den besonderen Anforderungen 
ihrer Entwicklungsbedürfnisse und damit ihrer Regionen Rech­
nung trägt. 

13.2 Um das Engagement für die Europa-2020-Strategie si­
cherzustellen und den Mitgliedstaaten und den Regionen ein 
Höchstmaß an Wirksamkeit und Effizienz bei der Erreichung 

der gemeinsamen Ziele unter gleichzeitiger Berücksichtigung 
der territorialen, wirtschaftlichen und sozialen Vielfalt und Be­
sonderheiten zu ermöglichen, ist ein flexiblerer Ansatz erforder­
lich. 

13.3 Der GSR sollte darum weitere Anleitungen dazu ent­
halten, wie den regionalen Herausforderungen und spezifischen 
Anforderungen in den Partnerschaftsvereinbarungen Rechnung 
getragen werden kann. Dies betrifft insbesondere die in Arti­
kel 174 AEUV genannten Regionen. 

13.4 Der EWSA empfiehlt, bei der Festlegung des Vertei­
lungsschlüssels für die einzelnen GSR-Fonds die regionalen Un­
terschiede stärker zu berücksichtigen. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Bericht über die Wettbewerbspolitik 2011“ 

COM(2012) 253 final 

(2013/C 44/14) 

Berichterstatter: Thomas PALMGREN 

Das Europäische Parlament beschloss am 30. Mai 2012, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
gemäß Artikel 304 um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss und den Ausschuss der Regionen: Bericht über die Wettbewerbspolitik 2011“ 

COM(2012) 253 final. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre 
Stellungnahme am 4. Dezember 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) einstimmig folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss prüft 
alljährlich den Wettbewerbbericht der Europäischen Kommis­
sion und nutzt diese Gelegenheit, um Bemerkungen und Vor­
schläge dazu vorzubringen. Der EWSA begrüßt das neue, prak­
tikable Format des Kommissionsberichts, für das sich der Aus­
schuss in früheren Stellungnahmen ausgesprochen hatte. 

1.2 Der Ausschuss bedauert jedoch, dass man in diesem Be­
richt eine Reihe von Themen, auf die der EWSA in der Ver­
gangenheit hingewiesen hat, ausspart und sich auf die klassi­
schen Arbeitsbereiche der DG Wettbewerb beschränkt, was 
ein enges und begrenztes Bild dessen ergibt, was die wesent­
lichsten Elemente der Wettbewerbspolitik sind. Die Probleme, 
über die man sich Gedanken machen sollte, gehen weit über die 
in diesem Jahresbericht behandelten klassischen Schwerpunkte – 
Unternehmenszusammenschlüsse und -konzentrationen, markt­
beherrschende Stellungen, staatliche Beihilfen und Instrumente 
zur Förderung des Wettbewerbs zum Wohl der Verbraucher – 
hinaus. 

1.3 Eine Kernpriorität ist die Bekämpfung von Wettbewerbs­
verzerrungen, importiert von externen Handelpartnern, die 
durch Nichteinhaltung der grundlegenden sozialen und ökologi­
schen Prinzipien und Rechte Marktanteile in der EU zu gewin­
nen suchen. 

1.4 Die durch die Wirtschaftskrise bewirkte Renationalisie­
rung der Politik und mögliche Konflikte zwischen den Mitglied­
staaten sowie protektionistische Tendenzen der Regierungen 
sind zu einer potenziellen Gefahr geworden. Davon kann eine 

ernsthafte Bedrohung für den Binnenmarkt und die Wett­
bewerbspolitik ausgehen. Gerade in der gegenwärtigen Wirt­
schaftslage muss darauf geachtet werden, dass die Märkte funk­
tionieren und das Umfeld die Voraussetzungen für ein neuerli­
ches Wirtschaftswachstum bietet. Die Wettbewerbspolitik muss 
mit anderen Politikbereichen verzahnt und integriert werden, so 
z.B. mit der Außenhandelspolitik und der Binnenmarktpolitik, 
um ein schlüssiges Ganzes zu bilden, das die Interessen der 
europäischen Verbraucher und Erzeuger in einer sozialen Markt­
wirtschaft wirksam schützt und zugleich Ergebnisse im Hinblick 
auf das Wirtschaftswachstum und die Beschäftigung hervor­
bringt. Wettbewerbs-, Handels-, Industrie- und Binnenmarkt­
politik müssen den Interessen der Verbraucher und jenen der 
Wirtschaft in ausgewogener Weise Rechnung tragen und dabei 
stets faire Geschäftsbedingungen für alle Akteure gewährleisten. 

1.5 Die Wettbewerbspolitik sollte die integrierte EU-Indus­
triepolitik widerspiegeln, da eine starke, vielfältige und konkur­
renzfähige industrielle Basis in Europa die Voraussetzung für 
nachhaltiges Wachstum, Wohlstand und Beschäftigung der 
EU-Bürger ist. 

1.6 Der diesjährige Bericht ist der 41. seiner Art; er be­
schreibt die wichtigsten Fortschritte bei der Wettbewerbspolitik 
und ihre Bedeutung für die Ziele der EU. 

1.7 Der EWSA stimmt mit der Kommission darin überein, 
dass die Durchsetzung des Wettbewerbsrechts und die För­
derung des Wettbewerbsgedankens auch umfassenderen, länger­
fristigen Zielen wie der Förderung des Verbraucherwohls sowie 
des Wachstums, der Beschäftigung und der Wettbewerbsfähig­
keit im Einklang mit der Strategie Europa 2020 für intelligentes, 
nachhaltiges und integratives Wachstum dienen.
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1.8 Die Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den 
nationalen Wettbewerbsbehörden ist von besonders großer Be­
deutung. Dies betrifft sowohl die Überwachung staatlicher Bei­
hilfen als auch die Auswirkungen wettbewerbsbeschränkender 
Maßnahmen und die Glaubwürdigkeit des gesamten Bereichs 
der Wettbewerbspolitik. Die behördliche Zusammenarbeit 
muss reibungslos erfolgen und einen aktiven Informationsaus­
tausch beinhalten. 

1.9 Der EWSA ruft die Kommission zur Zusammenarbeit 
mit den Wettbewerbsbehörden von Drittländern auf, um offene 
und faire Märkte zu fördern. Der EWSA begrüßt die laufenden 
Überlegungen zur Modernisierung des Systems der staatlichen 
Beihilfen. Die EU sollte Anstrengungen unternehmen, um welt­
weit möglichst einheitliche Wettbewerbsbedingungen sicher­
zustellen, damit europäischen Unternehmen keine Wettbewerbs­
nachteile gegenüber Konkurrenten aus Drittländern entstehen, 
die weder den strikten Spezifikationen noch den strengen Vor­
schriften und Einschränkungen (z.B. bei Lebensmitteln oder 
energieintensiven Branchen) unterliegen, jedoch trotzdem freien 
Zugang zum EU-Markt und zum Weltmarkt haben. 

1.10 Der Ausschuss hat wiederholt darauf hingewiesen, dass 
die Rechtsinstrumente für den Verbraucherschutz verbessert 
werden müssen. Daher bedauert der Ausschuss, dass der Legis­
lativvorschlag über Schadenersatzklagen bei kartellrechtlichen 
Verstößen nicht 2011 angenommen wurde. 

1.11 Wichtig ist, dass sich die kartellrechtlichen und die auf­
sichtsrechtlichen Maßnahmen der Kommission gegenseitig er­
gänzen und dem Ziel dienen, für sichere, stabile und effiziente 
Finanzmärkte zu sorgen – insbesondere im Einheitlichen Euro- 
Zahlungsverkehrsraum (SEPA), im Bereich der Finanzdienstleis­
tungsdaten und bei Ratingagenturen. 

2. Inhalt des Berichts über die Wettbewerbspolitik 2011 

2.1 2011 war ein Jahr der Turbulenzen. Die Finanzkrise 
wurde in Teilen des Euro-Währungsgebiets zu einer Staatsschul­
denkrise und damit zu einer Bedrohung für den Bankensektor 
und die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen in 
vielen Ländern Europas. Sie beeinträchtigte zudem die Kredit­
vergabe an die Realwirtschaft stark. 

2.2 Der Bericht der Kommission umfasst drei Teile: Wett­
bewerbspolitik in der derzeitigen wirtschaftlichen Lage, Wett­
bewerbspolitik im größeren Zusammenhang und Interinstitutio­
neller Dialog in Wettbewerbsfragen. Besonders beleuchtet wer­
den Finanzdienstleistungen, der Lebensmittelsektor und der 
Luftverkehr. Mit einem neuen Format versucht die Kommission 
besser darzulegen, was sie zur Umsetzung der Wettbewerbspoli­
tik unternommen hat und welchen Beitrag diese zur europäi­
schen Wirtschaft und zum Wohlergehen der EU-Bürger leistet. 

2.3 Das neue Format des Berichts der Kommission, das der 
Ausschuss in früheren Stellungnahmen angeregt hatte, erscheint 
angemessen. Im Bericht wird schwerpunktmäßig auf wesentliche 
Sachverhalte und Entwicklungslinien eingegangen. Es wird ein 
ausgezeichneter Überblick über die zentralen Inhalte der Wett­
bewerbspolitik mit sehr anschaulichen Beispielen gegeben. Der 
Bericht könnte durch Zahlenangaben noch weiter verbessert 
werden, so dass die Dimension der Maßnahmen und der Pro­
bleme leichter einzuschätzen sind. Nützlich ist, dass zahlreiche 
den Bericht ergänzende Informationen auf der Internetseite der 
GD Wettbewerb der Europäischen Kommission verfügbar sind. 

2.4 In der Mitteilung wird dargestellt, wie die Kommission 
2011 die Wettbewerbspolitik zur Bewältigung der Finanz- und 
der Staatschuldenkrise eingesetzt hat und wie die Wettbewerbs­
politik und die Durchsetzungsmaßnahmen im Jahresverlauf zu 
den weiter gefassten Zielen der Europa-2020-Strategie beigetra­
gen haben. 

3. Die Wettbewerbspolitik in der derzeitigen wirtschaftli­
chen Lage 

3.1 Allgemeine Bemerkungen 

3.1.1 In den heutigen Zeiten kann der Ruf nach protektio­
nistischen Schutzwällen laut werden, was durchaus verständlich 
ist angesichts der zahlreichen Ungerechtigkeiten, die die Öffent­
lichkeit wahrnimmt, und vor allem angesichts der Tatsache, dass 
Europa im Gegensatz zu einigen seiner internationalen Partner 
auf diesem Gebiet nicht tätig wird. Obgleich die Geschichte 
lehrt, dass die Wahrung und Einhaltung der Wettbewerbsregeln 
in wirtschaftlichen Krisenzeiten nicht nachlassen darf, würde 
eine naive und einseitige Vorgehensweise Europas, das sich in 
diesem wichtigen Bereich an Prinzipien hält, die andere nicht 
einhalten, zu einer Schwächung des Wettbewerbsrahmens füh­
ren und das mittel- und langfristige Wachstum noch stärker 
beeinträchtigen. 

3.1.2 Die Wettbewerbspolitik kann in einer erfolgreichen 
Ausstiegsstrategie aus der Krise eine wichtige Rolle spielen 
und ein Umfeld schaffen, das eventuelle Wettbewerbsverzerrun­
gen verhindert. 

3.1.3 Die Finanzkrise hatte drastische Folgen für die Real­
wirtschaft, da die Kreditvergabe an Haushalte und Unternehmen 
eingeschränkt wurde. Entsprechend negativ waren die Auswir­
kungen auf Investitionen und Beschäftigung. Einige Mitgliedstaa­
ten mussten Sparmaßnahmen ergreifen und ihre öffentlichen 
Ausgaben kürzen, anstatt weiter in die Wiederankurbelung der 
Wirtschaft zu investieren. Letztendlich hatte und hat die Krise 
negative Auswirkungen auf alle Bürger, Verbraucher und Arbeit­
nehmer sowie auf die Unternehmen und ihr Geschäftsumfeld. 
Eine funktionierende, wirksame und ausgewogene Wettbewerbs­
politik ist von großer Bedeutung für das Wohlergehen aller 
Gesellschaftsgruppen.
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3.2 Besondere Bemerkungen 

3.2.1 Von Beginn der Krise bis zum 31. Dezember 2011 
wurden staatliche Beihilfen von insgesamt 1,6 Billion EUR für 
die Rettung und Umstrukturierung europäischer Banken einge­
setzt. Die Kommission hat 39 Beschlüsse über Umstrukturierun­
gen erlassen und überwacht die wirksame Umsetzung der ent­
sprechenden Umstrukturierungspläne. Trotz der immensen Bei­
hilfen hat sich die Krise weiter verschärft. 

3.2.2 Aus Sicht aller wirtschaftlichen und sozialen Interes­
senträger ist es wichtig, dass das Funktionieren des Marktes in 
einer Situation gewährleistet wird, in denen die Staaten und ihre 
Bankensysteme bzw. Banken massiv Hilfe erhalten. Eine funk­
tionierende Überwachung der Beihilfen für die Banken ist auch 
im Sinne der Bürger. 

3.2.3 Die Leistungsfähigkeit des Einheitlichen Euro-Zahlungs­
verkehrsraums (SEPA) hängt stark vom Entwicklungsstand der 
Bankensysteme in den einzelnen Ländern ab, wobei es hier 
große Unterschiede gibt. In vielen Ländern besteht die Heraus­
forderung darin, die Zahlungssysteme dahingehend zu ent­
wickeln, dass die Vorteile von SEPA genutzt werden können. 
Für die Bankenbranche heißt das, sich auf die Kunden einzustel­
len und insbesondere Kleinunternehmen bei der Anpassung un­
terstützen zu wollen. In vielen Ländern, unter anderem in Finn­
land, konnte SEPA beinah problemfrei eingeführt werden. Über 
das Problem der Gebühren für Bankgeschäfte wurde viel in den 
Medien berichtet, da diese Gebühren auf ein Mehrfaches stiegen, 
als Karten, die bisher nur als Bankkarten fungierten, aus dem 
Verkehr gezogen wurden. 

3.2.4 Die Standardisierung elektronischer Zahlungen ist eines 
der von der Kommission aufgegriffenen Themen. Elektronische 
Zahlungen bieten beträchtliche Skaleneffekte. Aus diesem Grund 
ist die Konzentration eine der Branche innewohnende Tendenz. 
Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung eines effizienten Zahlungs­
verkehrs ist offenkundig. Daher ist es wichtig, dass die Kommis­
sion das Thema elektronische Zahlungen aufmerksam behan­
delt. Ausgangspunkt muss die Gewährleistung gleicher Wett­
bewerbsbedingungen sein. Hier ist festzustellen, dass die Märkte 
für Zahlungsverkehr und für Kredit- und Bankkarten von eini­
gen wenigen Unternehmen beherrscht werden. 

3.2.5 Die Finanzmärkte funktionieren am effizientesten, 
wenn sie transparent, offen, wettbewerbsorientiert und so regu­
liert sind, dass sie ihre Aufgabe der Finanzierung der Realwirt­
schaft erfüllen können. Genau in diese Richtung strebt die Kom­
mission mit ihren kartellrechtlichen Untersuchungen der OTC- 
Derivatemärkte, der Zahlungsverkehrsbranche sowie der Vertei­
lung von Handelsdaten und Finanzinformationen an die Märkte. 
Im Bericht hätte mit Zahlenmaterial dokumentiert werden kön­
nen, um welche Größenordnung es bei den OTC-Derivaten 
geht. In Bezug auf die Derivatemärkte scheint eine straffere 
Regulierung und Überwachung angezeigt. 

3.2.6 Im Übrigen dürfen die bereits erlassenen oder geplan­
ten strengeren Vorschriften für Banken nicht zu einer geringeren 

Kreditvergabe durch die Banken führen, da sich dies negativ auf 
die Investitionen der Unternehmen und deren Zugang zu Be­
triebskapital auswirkt. 

3.2.7 Der EWSA fordert die Kommission auf, auch forthin 
die Wettbewerbssituation auf dem Markt für Ratingagenturen zu 
überwachen – wegen der Arbeitsweise dieser Agenturen, der 
Gefahr von Interessenkonflikten im Verhältnis zu ihren Kunden 
und den daraus erwachsenden möglichen Wettbewerbsverzer­
rungen. 

4. Wettbewerbspolitik im größeren Zusammenhang 

4.1 Allgemeine Bemerkungen 

4.1.1 Ein großer Teil der wettbewerbspolitischen Maßnah­
men der Kommission, war darauf ausgerichtet, die Finanzmärkte 
vor den Auswirkungen der Krise zu schützen. Gleichwohl die­
nen die Durchsetzung des Wettbewerbsrechts und die För­
derung des Wettbewerbsgedankens auch umfassenderen, länger­
fristigen Zielen wie der Förderung des Verbraucherwohl sowie 
des Wachstums, der Beschäftigung und der Wettbewerbsfähig­
keit im Einklang mit der Europa-2020-Strategie für intelligentes, 
nachhaltiges und integratives Wachstum. 

4.1.2 Die Kommission will im Rahmen ihrer Fusionskontroll­
politik konzeptionell das Verbraucherwohl und die Chancen­
gleichheit zwischen den wirtschaftlichen Akteuren fördern, in­
dem sie ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den wirtschaft­
lichen Vorteilen eines Zusammenschlusses und anderen Parame­
tern wie Preis, Angebotsvielfalt, Qualität oder Innovation sorgt. 
Dieser Ansatz hat sich in der IT-Branche als relativ wirksam 
erwiesen und sollte auf möglichst viele Branchen ausgedehnt 
werden. Man sollte jedoch realistisch sein und erkennen, dass 
in den letzten Jahrzehnten immer größere Trusts entstanden 
sind, die in den jeweiligen Branchen kaum Platz für KMU lassen 
und so die Möglichkeiten für neue Marktteilnehmer mit Wachs­
tumspotential deutlich einschränken, was natürlich die dyna­
mische Entwicklung und Innovation und vor allem die Kreati­
vität beeinträchtigt, von denen die Gesellschaft insgesamt in 
vielerlei Hinsicht generell profitiert. 

4.1.3 Der Ausschuss unterstreicht, dass die Wettbewerbspoli­
tik stark mit anderen Politikfeldern verbunden ist, in erster Linie 
mit Maßnahmen für eine bessere Rechtsetzung, mit der Indus­
triepolitik und der KMU-Politik. Eine Rechtsetzung, die den Er­
fordernissen der KMU und ihres Geschäftsumfeldes entspricht, 
ist der Garant für das Funktionieren des Marktes. 

4.1.4 Positiv ist zu werten, dass die Kommission dieses Jahr 
Leitlinien für die Bewertung der Auswirkungen auf die Wett­
bewerbsfähigkeit einzelner Branchen im Rahmen des Folgen­
abschätzungssystems der Kommission (Operational guidance for 
assessing impacts on sectoral competitiveness within the Commission 
Impact Assessment system) herausgegeben hat. Aus dem Blickwin­
kel der Wettbewerbspolitik handelt es sich um ein begrüßens­
wertes Instrument.
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4.1.5 Der EWSA unterstreicht die Bedeutung der Zusammen­
arbeit der Kommission mit den Wettbewerbsbehörden von 
Drittländern. Dies ist eine Grundvoraussetzung für die wirksame 
Umsetzung der Wettbewerbspolitik und sichert auch weltweit 
möglichst einheitliche Wettbewerbsbedingungen. 

4.1.6 Der EWSA fordert die Kommission auf, die Regelung 
des Ausgleichs für Gemeinwohlverpflichtungen bei Dienstleis­
tungen zur Deckung eines sozialen Bedarfs weiter zu verbessern, 
wie das bereits für Gesundheitsdienste und Langzeitpflege, Kin­
derbetreuung, Zugang zum und Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt, den sozialen Wohnungsbau sowie die Betreuung 
und Einbindung sozial schwacher Bevölkerungsgruppen ge­
schieht. 

4.1.7 Der EWSA fordert eine Wettbewerbspolitik, die mit 
den anderen Generaldirektionen verzahnt ist, die die Wett­
bewerbssituation auf EU-Ebene nachhaltig beeinflussen. Dies 
wäre auch ein Beitrag zu einer realistischen Modernisierung 
der WTO. Notwendig sind Mechanismen für den Ausgleich 
zwischen den verschiedenen Realitäten und die Einhaltung der 
Sozial-, Umwelt- und Produktsicherheitsvorschriften usw., eine 
wirksame (und nicht nur theoretische) Bekämpfung des Miss­
brauchs marktbeherrschender Stellungen durch die großen Han­
delsketten, die nach und nach die kleinsten Mitbewerber und die 
kleinen Lieferanten ruinieren, durch Überwachung der Verhand­
lungen, die oft keine solchen sind, sondern die Aufzwingung 
von Bedingungen; weiterhin erforderlich sind die Beseitigung 
(und Bestrafung) des Missbrauchs einer marktbeherrschenden 
Stellung für alle Branchen und die Einrichtung von Verfahren 
zum Ausgleich von Wettbewerbsverzerrungen zwischen den 
Marktteilnehmern an Standorten mit hoher Verbraucherkonzen­
tration und den Marktteilnehmern an der Peripherie, deren 
Standortkosten nicht vernachlässigt werden dürfen. 

4.2 Besondere Bemerkungen 

4.2.1 Der EWSA hofft, dass ein europäischer einheitlichen Pa­
tentschutz verwirklicht wird und dass die Initiativen der Kommis­
sion hier zu einer erheblichen Kostensenkung führen, insbeson­
dere bei den Kosten für den Patentschutz ( 1 ). Ein europäisches 
Patent könnte das jetzige System der Patentierung in jedem EU- 
Mitgliedstaat ablösen. Nach Schätzungen der Kommission kön­
nen sich Kosten für eine Patentierung leicht auf 32 000 EUR 
belaufen, während sie in den Vereinigten Staaten bei nur 
1 850 EUR liegen. 

4.2.2 Der EWSA ist der Auffassung, dass der europäische 
Normungsprozess beschleunigt, vereinfacht, modernisiert und 
integrativer gestaltet werden sollte ( 2 ). Regelmäßiger als zuvor 
sollte bewertet werden, ob das europäische Normungssystem 
schnell genug an veränderten Umstände angepasst werden 
kann und ob es dazu beiträgt, die Ziele der inneren und äußeren 
EU-Strategien, insbesondere in der Industriepolitik sowie im 
Bereich Innovationen und technische Entwicklung zu erreichen. 

4.2.3 Lebensmittel gehören zu den Ausgabeposten, die der 
Verbraucher im Alltag am konkretesten wahrnimmt. Somit ist 
ein funktionierender Wettbewerb im Lebensmittelsektor von 
wesentlicher Bedeutung. Dessen ungeachtet sei daran erinnert, 
dass viele Faktoren, von denen die meisten außerhalb der Wett­
bewerbspolitik liegen, Einfluss auf den Lebensmittelpreis haben 
können; an erster Stelle ist hier der Preisauftrieb bei den Roh­
stoffen zu nennen. 

4.2.4 Weiterhin ist festzuhalten, dass es ungleich starke Ver­
handlungspositionen in der Lebensmittelkette gibt, wobei sich 
die Primärerzeuger und die kleinen Marktteilnehmer in der 
schwächsten Position befinden. Der EWSA sieht demnach mit 
großem Interesse den Ergebnissen des 2010 gegründeten hoch­
rangigen Forums für ein besseres Funktionieren der Lebensmit­
telkette entgegen. 

4.2.4.1 Es wäre gleichermaßen nützlich, im Rahmen der An­
wendung des Wettbewerbsrechts und der Definition relevanter 
Märkte einen stärker harmonisierten Ansatz auf europäischer 
Ebene mit Blick auf den Binnenmarkt zu wählen. 

4.2.5 Europäische Erzeuger sind zur Einhaltung sehr strenger 
Spezifikationen gezwungen, doch ihre Konkurrenten aus ande­
ren Teilen der Welt verkaufen mit freiem Zugang zum EU- 
Markt und unterliegen dabei sehr viel lascheren Vorschriften. 
Dies bewirkt im Wesentlichen eine Verzerrung des Wett­
bewerbs, da die Produktionskosten in Drittländern dadurch ge­
ringer sind. Dies ist auch der Fall bei den energieintensiven 
Industriebranchen in Europa, die strenge Umweltbestimmungen 
und Energieeffizienzziele einhalten und dazu hohe Investitionen 
tätigen müssen, während die ebenfalls auf dem Weltmarkt tätige 
Konkurrenz nicht diese hohe Kosten hat. Daher ist das System 
der staatlichen Beihilfen im Sinne weltweit gleicher Wett­
bewerbsbedingungen zu reformieren, was in Verzahnung mit 
den handelspolitischen Maßnahmen der Kommission zu gesche­
hen hat ( 3 ). 

4.2.6 Wettbewerbsorientierte Märkte bieten die besten Vo­
raussetzungen für das Entstehen von Unternehmen, die lang­
fristigen Erfolg haben können. Eine starke Wettbewerbspolitik 
ist wesentlicher Bestandteil einer konsequenten und ganzheitli­
chen Politik, mit der die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Wirtschaft gestärkt wird. Die Herausforderung des weltweiten 
Wettbewerbs liegt darin, mit Ländern konkurrieren zu müssen, 
in denen das Kostenniveau, die Arbeitsbedingungen und die 
soziale Gesetzgebung anders sind. Der EWSA stellte in seiner 
Stellungnahme CESE 1176/2011 ( 4 ) fest, dass bestimmte staat­
liche Beihilfen für die Werftindustrie berechtigt sein können und 
Technologien zum Umweltschutz von den Rahmenbestimmun­
gen umfasst sein sollten. Der EWSA hält die gegenwärtige Ini­
tiative über staatliche Beihilfen für einen wichtigen Fortschritt 
auf dem Weg zu einer neuen Dynamik in der Industriepolitik, 
der mit der Europa-2020-Strategie im Einklang steht. Was die
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Reduktion der Treibhausgasemissionen betrifft, die zu den fünf 
Kernzielen der Strategie gehört, unterstützt der EWSA die von 
der Europäischen Kommission angenommenen Leitlinien für 
staatliche Beihilfen für energieintensive Industriesektoren, u.a. 
die Erzeugung von Stahl, Aluminium, Chemikalien und Pa­
pier ( 5 ). Mit dem Ziel, die Verlagerung von CO 2 -Emissionen 
zu vermeiden, sollen diese staatlichen Beihilfen ab 2013 den 
durch die geänderten Vorschriften für das EU-Emissionshandels­
system (EU-EHS) verursachten Strompreisanstieg ausgleichen 
und Investitionen in hocheffiziente Kraftwerke fördern. 

4.2.7 Das Verlagswesen durchläuft zurzeit eine Umwälzung, 
die vor allem auf die Digitalisierung zurückzuführen ist. Für die 
europäische Kultur und für Innovationen ist diese Branche von 
ausschlaggebender Bedeutung. Die Branche stellt derzeit auf di­
gitale Kommunikationstechnik um, was weitreichende Folgen 
hat. Das Angebot elektronischer Bücher wird immer breiter, sodass 
es vollkommen angebracht ist, dass die Kommission gegen Un­
ternehmen einschreitet, die den Wettbewerb und die Entwick­
lung zu beschränken versuchen. 

4.2.8 Es besteht eine immer größere Nachfrage nach Lösun­
gen, mit denen der Energiebedarf über nachhaltige Energieträger 
gedeckt werden kann. Der EWSA unterstützt den Vorschlag der 
Kommission, die europäische Energieinfrastruktur zu modernisie­
ren und zu erweitern, da sie die Voraussetzung für eine sichere, 
stabile und nachhaltige Energieversorgung in der EU ist. 

4.2.9 Energieträger müssen in der Zukunft in immer größe­
ren Mengen und über immer längere Entfernungen hinweg 
transportiert werden. Eine europaweite Infrastruktur ist die Vo­
raussetzung dafür, dass alle EU-Länder ihre Standortvorteile hin­
sichtlich eigener Energiequellen nutzen können. Dies betrifft 
erneuerbare Energieträger wie Wasserkraft, Windkraft und Sonnen­
energie. Auch fossile Energieträger wie Öl, Gas und Kohle könn­
ten so optimiert werden ( 6 ). 

4.2.10 Der EWSA vertritt die Auffassung, dass ein einheitli­
cher EU-Rechtsrahmen für das gesamte Luftfahrtwesen erforder­
lich ist, der unkontrollierte Beihilfepraktiken verhindert und glei­
che Wettbewerbsbedingungen für alle Marktakteure, auch auf 
lokaler Ebene, sicherstellt ( 7 ). Der Ausschuss empfiehlt, dass 

staatliche Beihilfen für Investitionen in Flughafeninfrastrukturen 
und Anlaufbeihilfen für neu gegründete Luftverkehrsunterneh­
men nur in genau festgelegten Fällen möglich und in Dauer und 
Höhe begrenzt sein sollten. Der Ausschuss fordert eine lang­
fristige Politik für die Entwicklung von Regionalflughäfen und 
vertritt die Auffassung, dass Luftverkehrsleitlinien nur dann er­
folgreich durchgesetzt werden können, wenn klare politische 
Prioritäten für die Entwicklung von Regionalflughäfen vereinbart 
werden. Die Erhaltung der Regionalflughäfen ist eine bedeutende 
unternehmenspolitische Frage. Der Ausschuss verweist auf die 
Stellungnahme zum „Flughafenpaket“, in der es um die Zuwei­
sung von Zeitnischen und Bodenabfertigungsdienste auf Flughä­
fen der Europäischen Union ging. 

4.2.11 Der Ausschuss hat wiederholt darauf hingewiesen, 
dass die Rechtsinstrumente für den Verbraucherschutz in diesem 
Bereich glaubhaft verbessert werden müssen. Daher bedauert der 
Ausschuss, dass der Legislativvorschlag über Schadenersatzkla­
gen bei kartellrechtlichen Verstößen nicht 2011 angenommen 
wurde und seine Annahme vor Ende 2012 auch nicht zu er­
warten ist. 

4.2.12 Der EWSA begrüßt die Konsolidierung des institutio­
nellen Rahmens für die Durchsetzung des Wettbewerbsrechts, 
bei dem ein Verwaltungsorgan wie die Kommission Beschlüsse 
fasst, die vollständig der richterlichen Kontrolle unterliegen, so­
dass die Grundrechte der von diesen Beschlüssen betroffenen 
Personen angemessen geschützt werden. 

5. Interinstitutioneller Dialog in Wettbewerbsfragen 

5.1 Die Kommission verfügt – unter der Kontrolle des EuGH 
– zwar über die ausschließliche Zuständigkeit für die Durchset­
zung des EU-Wettbewerbsrechts, doch nehmen der für Wett­
bewerbspolitik zuständige Kommissar und seine Dienststellen an 
einem ständigen strukturierten Dialog über Wettbewerbsfragen 
mit dem Europäischen Parlament teil. Die Kommission infor­
miert den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss über 
wichtige politische Initiativen und nimmt an Sitzungen von 
Studien- und Fachgruppen teil. Der EWSA stellt mit Zufrieden­
heit fest, dass die Zusammenarbeit mit dem Ausschuss im Be­
richt ausdrücklich erwähnt wurde. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Eine europäische Strategie für 

Schlüsseltechnologien — Eine Brücke zu Wachstum und Beschäftigung“ 

COM(2012) 341 final 

(2013/C 44/15) 

Berichterstatter: Peter MORGAN 

Die Europäische Kommission beschloss am 26. Juni 2012, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus­
schuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss und den Ausschuss der Regionen — Eine europäische Strategie für Schlüsseltechnologien — Eine Brücke 
zu Wachstum und Beschäftigung“ 

COM(2012) 341 final. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre 
Stellungnahme am 4. Dezember 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 102 gegen 2 Stimmen bei 7 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Dies ist die die zweite Mitteilung der Europäischen Kom­
mission zum Thema Schlüsseltechnologien. Zu der ersten Mit­
teilung ( 1 ) legte der Europäische Wirtschafts- und Sozialaus­
schuss im September 2010 eine Stellungnahme ( 2 ) vor. In dieser 
begrüßte er, dass die EU sich auf die Schlüsseltechnologien 
konzentrieren wollte, äußerte jedoch erhebliche Zweifel an der 
Wirksamkeit der in der Kommissionsmitteilung enthaltenen 
Maßnahmen. 

1.2 Ziffer 1.10 dieser Stellungnahme enthielt die Empfehlun­
gen des Ausschusses: 

— Gegen das Versagen des Binnenmarktes bei der Förderung 
von Unternehmen angehen und eine Wirtschaftsstrategie zur 
Behebung des erheblichen Defizits an europäischen High- 
Tech-Unternehmen entwickeln; 

— die Produktionstätigkeit wieder nach Europa holen und die 
Entwicklung neuer Unternehmen in Europa fördern; 

— erleichterter Zugang der Unternehmen zu Finanzierungen 
für innovative Technologien; 

— finanzielle Anreize, um die EU zu einem lohnenden Stand­
ort für innovative Schlüsselindustrien und ihre Vermarktung 
zu machen; 

— radikale Reformen der Schulen und Hochschulen zur Heran­
bildung der erforderlichen Fähigkeiten; 

— Förderung von Clustern innovativer High-Tech-Unterneh­
men im Umkreis von Hochschulen und Forschungszentren; 

— es muss zur Kenntnis genommen werden, dass sich die Welt 
verändert hat und nun aggressive internationale Handelspoli­
tiken angezeigt sind; 

— sicherstellen, dass diese Initiative übergreifend angelegt ist 
und alle verwandten Initiativen sämtlicher Generaldirektio­
nen einbezieht. 

Der Ausschuss bekräftigt diese Empfehlungen. 

1.3 In ihrer jüngsten Mitteilung schlägt die Europäische 
Kommission vor, die FuE-Anstrengungen der EU in einer auf 
drei Säulen beruhenden Strategie zu bündeln, in der nicht nur 
Forschung und Entwicklung, sondern auch Pilotanlagen zur Ent­
wicklung von Prototypen und fortschrittlichste Fertigungstätig­
keiten zur Umsetzung der Technologie in Produkte gefördert 
werden. Diesbezüglich möchte der Ausschuss zwei Empfehlun­
gen aussprechen: Ersten sollte die Schwerpunktverlagerung auf 
die beiden neuen Säulen der Strategie nicht von der EU-För­
derung für FuE ablenken bzw. zu deren Kürzung führen, da 
Forschung, insbesondere Grundlagenforschung, den notwendi­
gen Nährboden für das Entstehen künftiger Schlüsseltechnolo­
gien bereitet. Zweitens sollte dieser Ansatz, der auf eine mög­
lichkeitsgetriebene Durchsetzung neuer Technologien auf dem 
Markt zu bauen scheint („technology push“), durch die bedarfs­
getriebene Marktzugkraft seitens etablierter Unternehmen er­
gänzt werden („market pull“). Daher würde der Ausschuss es 
begrüßen, wenn dem Auf- und Ausbau der Kapazitäten von 
Fertigungsunternehmen in der EU mehr Aufmerksamkeit gewid­
met würde. 

1.4 Der Ausschuss unterstützt den nachstehend in Ziffer 3 
dargelegten Aktionsplan im Allgemeinen. Aufgrund der Unter­
schiede zwischen den Mitgliedstaaten würde der Ausschuss al­
lerdings Aktionsprogramme befürworten, die auf die Kompeten­
zen und Fähigkeiten der einzelnen Regionen zugeschnitten sind. 

1.5 Für einige Elemente des Aktionsplans sind wohl umfang­
reichere Impulse erforderlich, insbesondere die Modernisierung 
des EU-Beihilfenrechts, Risikokapital, Verhandlungen über den 
Schutz der Rechte des geistigen Eigentums auf globaler Ebene, 
Handelsverhandlungen in High-Tech-Industrien sowie Verbes­
serung von Aus- und Weiterbildung auf allen Ebenen mit be­
sonderem Augenmerk auf Technikern und Wissenschaftlern.
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1.6 Obwohl die Frage der Governance des KET-Projekts im 
Aktionsplan angesprochen wird, sind die Modalitäten nicht klar; 
daher könnte es dem Programm an Dynamik fehlen. 

2. Einleitung 

2.1 Die Europäische Kommission richtete eine hochrangige 
Sachverständigengruppe zu den Schlüsseltechnologien (HLG 
KET) ein, um die Reaktionen auf ihre erste einschlägige Mittei­
lung zu bewerten und einen Bericht ( 3 ) auszuarbeiten, der 
schließlich im Juni 2011 veröffentlicht wurde. In dieser zweiten 
Mitteilung wird nun „Eine europäische Strategie für Schlüssel­
technologien“ skizziert. 

2.2 Die HLG KET beleuchtete in ihrem Bericht die Haupt­
schwierigkeiten Europas bei der Umsetzung seiner Ideen in ver­
marktbare Produkte, d.h. bei der Überwindung des international 
anerkannten „Tals des Todes“. Hierfür schlägt sie eine Strategie 
vor, die auf drei Säulen beruht: 

— die Säule „Technologische Forschung“, die auf technologi­
schen Einrichtungen aufbaut, die durch Forschungs- und 
Technologieorganisationen unterstützt werden; 

— die Säule „Produktentwicklung“, die auf Pilotanlagen und 
Demonstrationsvorhaben aufbaut, die von Industriekonsor­
tien unterstützt werden; 

— die Säule „Wettbewerbsfähige Fertigungsindustrie“, die auf 
international konkurrenzfähigen Fertigungstätigkeiten auf­
baut, die von so genannten Anker-Unternehmen unterstützt 
werden. 

2.3 Der Vorschlag lautet, eine Industrie für fortgeschrittene 
Fertigungstätigkeiten zu entwickeln, die als Exporteinnahme­
quelle dient, nachgeschaltete Maschinenhersteller, die die fort­
schrittlichsten Fertigungstechnologien in Europa erzeugen kön­
nen (Maschinen, Software, Dienstleistungen usw.), zu unterstüt­
zen und die Entwicklung und Verbesserung von Fertigungssys­
temen (Technologien und Verfahren) zu fördern, um effiziente 
und moderne Hochtechnologie-Fertigungsstätten in Europa auf­
zubauen. 

2.4 Die elf Empfehlungen lauten: 

— Schlüsseltechnologien als Priorität für Europa; 

— Anwendung der Definition der TRL-Skala (Technology Rea­
diness Level) für Forschung und Entwicklung (FuE); 

— Ausreizung des Umfangs einschlägiger FuE-Definitionen; 

— Neuausrichtung der FuE-Finanzierungsprogramme der EU; 

— Ausarbeitung eines strategischen Konzepts für KET-Program­
me; 

— Festlegung geeigneter Regeln für die Durchführung von KET- 
Programmen; 

— Bündelung der Finanzierungsmechanismen; 

— Bestimmungen für die Vergabe staatlicher Beihilfen für 
Schlüsseltechnologien; 

— Konzipierung einer international wettbewerbsfähigen EU-Po­
litik zum Schutz des geistigen Eigentums; 

— Auf- und Ausbau sowie Sicherung von KET-Kompetenzen; 

— Einrichtung einer europäischen KET-Beobachtungsstelle und 
eines beratenden KET-Gremiums. 

3. Wesentlicher Inhalt der Kommissionsmitteilung 

3.1 „Mikro-/Nanoelektronik, Nanotechnologie, Photonik, Ma­
terialwissenschaften, industrielle Biotechnologie und fortschritt­
liche Fertigungstechnologien gelten […] aufgrund aktueller For­
schungsarbeiten, wirtschaftlicher Analysen von Markttrends und 
ihres Beitrags zur Bewältigung gesellschaftlicher Herausforderun­
gen als die KET der EU.“ 

3.2 In ihrer Analyse der Lage in der Mitteilung hält die Eu­
ropäische Kommission Folgendes fest: 

— Die Europäische Union gehört weltweit zur Spitze im Be­
reich KET-Entwicklung. 

— Die EU macht sich ihre Wissensbasis nicht zunutze. 

— Die mangelnde Umsetzung der Wissensbasis in Güter und 
Dienstleistungen stellt die größte Schwäche der EU dar. 

— Dass es zu wenig KET-bezogene Fertigung gibt, wirkt sich 
aus zwei Gründen nachteilig aus: Erstens werden kurzfristig 
Wachstums- und Beschäftigungschancen vergeben, zweitens 
kann langfristig auch der Wissensaufbau darunter leiden. 

3.3 Sie führt folgende Gründe für diese Probleme an: 

— keine einheitliche Definition und kein einheitliches Verständ­
nis des Begriffs „Schlüsseltechnologien“; 

— unzureichende Maßnahmen, um das Synergie-Potenzial der 
Schlüsseltechnologien zu erschließen und die Zeit bis zu 
deren Marktreife zu verkürzen; 

— Mangel an Produktdemonstrations- und Konzeptnachweis- 
Projekten; 

— ineffiziente Nutzung und Koordinierung öffentlicher Mittel; 

— unzureichender Zugang zu geeigneten Quellen für Risikoka­
pital;
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— Fragmentierung des Binnenmarkts und unterschiedliche 
rechtliche Regelungen zwischen verschiedenen Regionen 
und Mitgliedstaaten; 

— Mangel an ausreichend qualifizierten Arbeitskräften und Un­
ternehmern. 

3.4 Mit der in dieser Mitteilung dargelegten Strategie 

— sollen Maßnahmen der EU im nächsten mehrjährigen Fi­
nanzrahmen schwerpunktmäßig auf Forschung und Innova­
tion sowie auf die Kohäsionspolitik ausgerichtet und die 
Kreditvergabeaktivitäten der EIB zur Förderung des Einsatzes 
von KET zur Priorität erklärt werden; 

— sollen die Aktivitäten auf EU- und nationaler Ebene so koor­
diniert werden, dass Synergien zwischen diesen Aktivitäten 
entstehen und diese einander ergänzen, sowie Ressourcen, 
falls nötig, gebündelt werden; 

— soll eine externe Gruppe für KET-Fragen (KET Issues Group) 
eingerichtet werden, um die Kommission diesbezüglich po­
litisch zu beraten; 

— sollen bestehende Handelsinstrumente mobilisiert werden, 
damit ein fairer Wettbewerb zu gleichen Bedingungen auf 
internationaler Ebene sichergestellt wird. 

3.5 Der Aktionsplan der Europäischen Kommission lässt sich 
wie folgt zusammenfassen: 

3.5.1 Annahme von EU-Instrumenten 

— Horizont 2020 

— Bereitstellung von 6,7 Mrd. EUR; 

— Neuausrichtung auf Pilotanlagen und Demonstrations­
projekte; 

— sektorübergreifende Projekte; 

— Auswahlkriterien. 

— Europäischer Fonds für regionale Entwicklung 

— intelligente Spezialisierung; 

— clusterspezifische Maßnahmen. 

— Überarbeitung der Regeln für staatliche Beihilfen 

— Vereinbarung mit der Europäischen Investitionsbank 

— Förderung notwendiger transdisziplinärer Kompetenzen. 

3.5.2 Koordinierung 

— Synergien mit nationalen Innovationsmaßnahmen in der In­
dustrie; 

— Memorandum of Understanding (MoU) mit Interessenträ­
gern in der Industrie. 

3.5.3 Governance 

— KET-Koordinierungsgruppe im Rahmen von „Horizont 
2020“; 

— externe Gruppe für KET-Fragen (KET Issues Group). 

3.5.4 Kompetenzen – Die Europäische Kommission wird 

— im Rahmen von „Horizont 2020“ die Maßnahmen fortset­
zen und intensivieren, mit denen das Interesse junger Men­
schen für die KET geweckt wird; 

— die Einrichtung einer KIC im Bereich mehrwertorientierte 
Fertigung durch das EIT fördern, durch die ein Zusammen­
schluss von Wirtschaft, Forschung und Hochschulforschung 
in diesem Bereich entsteht; 

— vor Ende 2012 eine Mitteilung veröffentlichen, in der sie die 
sich wandelnden und rasch verändernden Herausforderun­
gen hinsichtlich des Qualifikationsangebots in der EU auf­
greift; 

— Partnerschaften zwischen den Bereichen Ausbildung und 
Wirtschaft entwickeln, etwa Wissensallianzen für den Hoch­
schulbereich; 

— sich mit Möglichkeiten zur Verbesserung des Angebots an 
Fachkräften in KET-relevanten Bereichen – auch durch hoch­
qualifizierte Talente aus Nicht-EU-Staaten – befassen. 

3.5.5 Handel 

— Die Europäische Kommission wird sich um ein günstigeres 
Handelsumfeld und weltweit gleiche Wettbewerbsbedingun­
gen bemühen. Dies umfasst die Erleichterung des Markt­
zugangs und die Erschließung von Investitionsmöglichkei­
ten, die Vermeidung von Wettbewerbsverzerrung auf inter­
nationaler Ebene, die Verbesserung des Schutzes der Rechte 
des geistigen Eigentums, die Förderung der Gegenseitigkeit 
insbesondere bei der öffentlichen Auftragsvergabe, den Ab­
bau von Beihilfen sowie tarifären und nichttarifären Han­
delsschranken weltweit und die Überprüfung der Einhaltung 
geltender EU- und WTO-Bestimmungen. 

4. Europäische High-Tech-Fertigungsunternehmen 

4.1 Mit der KET-Strategie soll die Fertigung von High-Tech- 
Produkten in der EU gefördert werden, die für den Alltag der 
europäischen Bürger und Unternehmen bis 2020 und darüber 
hinaus von grundlegender Bedeutung sind. Die in Europa an­
sässige Fertigungsindustrie für High-Tech-Produkte ist derzeit 
auf den globalen Märkten nicht ausreichend wettbewerbsfähig, 
obwohl Europa in Forschung und Entwicklung zur Weltspitze 
gerechnet wird. Das Problem sind nicht mangelnde Kapazitäten 
oder Fähigkeiten der europäischen High-Tech-Fertigungsindus­
trie, sondern die fehlenden Berührungspunkte zwischen FuE 
und Industrie. Mit der Kommissionsstrategie soll nun die Tech­
nologie zu den Herstellern gebracht werden („technology push“). 
Der Ausschuss ist jedoch der Meinung, dass in der Praxis für 
eine erfolgreiche Technologie-Übernahme Fertigungsunterneh­
men von Nöten sind, die eine ausreichende Nachfrage für die 
Technologie generieren können („market pull“), und dass Europa 
dazu nicht über genug Unternehmen in den globalen High- 
Tech-Fertigungsbranchen verfügt.
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4.2 Die nachstehenden Tabellen wurden aus den Listen der Financial Times für 2012 mit den 500 
größten Unternehmen auf globaler bzw. regionaler Ebene zusammengestellt. Es wurden jedoch nur die 
High-Tech-Fertigungsbranchen untersucht. 

4.3 Derartige Unternehmenslisten spiegeln natürlich nur einen Teil der Realität wider, aber der Ausschuss 
erachtet sie als angemessenen Indikator für das relative Fertigungspotenzial der verschiedenen Weltregionen. 

Die nachstehende „FT Global 500“-Tabelle enthält die Zahl der Unternehmen in jeder einzelnen High- 
Tech-Fertigungsbranche. Zu den Schwellenmärkten zählen u.a. die vier BRIC-Länder. Auf globaler Ebene 
ist Europa nur im Bereich Maschinen- und Anlagebau marktführend, die regionale Tabelle liefert dann ein 
genaueres Bild. 

„FT Global 500“ 

Branche Anzahl der Unternehmen 

Weltweit USA Japan Schwellenmärkte Europa 

Pharmazeutische 
Industrie und 
Biotechnologie 

22 11 2 0 6 Novartis (*), Roche (*), GSK, 
Sanofi- Aventis, AstraZeneca, 
Novo Nordisk Shire 

Hardware- 
Technologie 

16 10 1 2 3 ASML, Ericsson, Nokia 

Software und 
Computer-Dienste 

13 7 1 4 1 SAP 

Automobilindustrie 17 3 5 5 4 Daimler, VW, BMW, 
Continental 

Chemische Industrie 18 7 1 4 5 Bayer, BASF, Air Liquide, 
Syngenta (*), Linde 

Medizinische Geräte 13 10 0 0 3 Fresenius, Synthes (*), Essilor 

Allgemeine 
Technologie 

12 5 1 5 1 Siemens 

Maschinen- und 
Anlagenbau 

13 4 3 1 5 ABB (*), Volvo, Atlas Copco, 
MAN, Sandvik 

Luftfahrt und 
Verteidigung 

7 5 0 0 2 Rolls Royce, EADS 

Öl und Gas 
(Ausrüstungen und 
Dienstleistungen) 

11 7 0 0 2 Sarpem, Transocean (*) 

Freizeitgüter 4 0 3 0 1 Philips Electrical 

Elektronik und 
Elektrogeräte 

4 1 1 1 1 Schneider Electric 

(*) Mit Asterisk (*) versehene Firmen stammen aus der Schweiz, nicht aus der EU. 

4.4 Die „FT Regional 500“-Tabelle enthält die Zahl der Unternehmen sowie ihre aggregierte Marktkapi­
talisierung. Dies bietet einen Anhaltspunkt für das Potenzial der einzelnen Regionen, wohingegen die 
Marktkapitalisierung die Größe und den relativen Erfolg jeder einzelnen regionalen Branche misst.
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4.5 Europa ist weltweit führend in den Bereichen Chemie und Maschinen- und Anlagenbau. In der 
pharmazeutischen Industrie und Biotechnologie sowie der Automobilindustrie ist Europa ebenfalls stark 
vertreten. Die USA dominieren in den Bereichen medizinische Geräte sowie Hardware- und Software-Tech­
nologie; in Sachen Hardware liegen sowohl Japan als auch die Schwellenmärkte vor der EU. 

4.6 Aus dieser Analyse geht klar hervor, dass die dem KET-Programm zugrundeliegende Strategie darauf 
ausgerichtet sein sollte, die Branchen zu stärken, in denen Europa hinterherhinkt, und das Potenzial derje­
nigen Branchen auszuschöpfen, in denen Europa relativ gut dasteht. Besondere Anstrengungen sollten in 
den Bereichen medizinische Technologie und Geräte unternommen werden. 

„FT Regional 500“ - Technologiefertigungsbranchen 

Branche Zahl der Unternehmen (#) und ihr Marktwert (Mrd. $) 

USA Japan Schwellenmärkte Europa 

# $ # $ # $ # $ 

Pharmazeutische Industrie 
und Biotechnologie 

21 948 27 176 8 48 15 708 

Hardware-Technologie 33 1,391 18 146 9 146 7 111 

Software und Computer- 
Dienste 

25 1,083 12 58 5 109 7 126 

Automobilindustrie 9 161 38 446 10 115 13 290 

Chemische Industrie 16 286 32 133 16 262 22 384 

Medizinische Geräte 29 495 5 20 1 4 10 114 

Allgemeine Technologie 7 409 8 36 9 87 5 125 

Maschinen- und Anlagenbau 13 247 34 217 15 143 21 275 

Luftfahrt und Verteidigung 12 269 0 0 1 5 9 115 

Öl und Gas (Ausrüstungen 
und Dienstleistungen) 

16 324 0 0 1 10 2 119 

Freizeitgüter 2 25 14 118 0 0 1 20 

Elektronik und Elektrogeräte 10 125 27 153 7 77 6 61 

Alternative Energieträger 0 0 0 0 1 4 0 0 

5. Perspektive des Ausschusses 

5.1 Seit 1957 hat die EU nur drei weltweit tätige High-Tech-Unternehmen hervorgebracht: ASML, Nokia 
und SAP. Europa ist ständig im Hintertreffen gewesen. Angesichts der Erfolge von US-amerikanischen 
Unternehmen in diesem Zeitraum und dem Vordringen von zuerst japanischen und dann taiwanesischen, 
koreanischen und nunmehr auch chinesischen Unternehmen könnte auf ein fehlerhaftes Zusammenspiel 
von Kapitalismus und Unternehmergeist geschlossen werden.
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5.2 Die USA praktizieren in vielen Bereichen den freien 
Marktkapitalismus, und ihr militärisch-industrieller Komplex, 
der mit ihren weltweit führenden Hochschulen zusammenarbei­
tet, hat einen äußerst fruchtbaren Nährboden für Erfindungen 
geschaffen und eine Vielzahl an Ideen hervorgebracht, die in der 
vorherrschenden Unternehmenskultur und in einem riesigen 
Markt genutzt werden können. 

5.3 Die asiatischen Länder bieten neuen Unternehmen aktive 
staatliche Unterstützung und Schutz bis zu ihrer Etablierung auf 
dem Markt. Diese Länder sind für Auslandsinvestitionen in 
Hightech sowohl offen als auch attraktiv. Sie haben die Tech­
nologien, die dank dieser Auslandsinvestitionen in ihre Länder 
eingeführt wurden, absorbiert und schöpfen diese nun aus. 

5.4 Die Situation in Europa ist gänzlich anders, und der 
Mangel an Homogenität ist ein bedeutender Faktor. In Bezug 
auf fast alle Aspekte, d.h. Pro-Kopf-BIP, Arbeitslosenrate, Unter­
nehmensinfrastruktur, Hochschulinfrastruktur, Schulleistungen, 
Kapitalmärkte, Arbeitsmarktflexibilität, Internetdurchsetzungs­
rate usw., gibt es erhebliche Unterschiede zwischen den sechs 
von der Weltbank festgelegten Unterregionen der EU. Diese 
Unterregionen sind die EU-15-Nord (Irland, Vereinigtes König­
reich, Dänemark, Finnland, Schweden) EU-15-Mitte (Belgien, 
Deutschland, Frankreich, Luxemburg, Niederlande, Österreich), 
die EU-15-Süd (Griechenland, Italien, Portugal, Spanien), die 
EU-12-Nord (Estland, Lettland, Litauen), die EU-12-Mitte (Polen, 
Slowenien, die Slowakei, die tschechische Republik und Ungarn) 
sowie die EU-12-Süd (Rumänien und Bulgarien). 

5.5 In den Bemühungen für den Aufbau von KET-Kapazitä­
ten von Weltrang wäre es sinnvoller, Maßnahmen und Pro­
gramme auf diese sechs Gruppen zuzuschneiden, um u.a. der 
Qualität ihrer Hochschulen und Forschungseinrichtungen, den 
wissenschaftlichen und technologischen Kompetenzen ihrer Ar­
beitsnehmer, den Fähigkeiten und den Märkten ihrer Fertigungs­
industrie Rechnung zu tragen. Dann könnten die Bemühungen 
in jeder Region nach Prioritäten ausgerichtet werden, wobei die 
am besten platzierten Regionen eine Vorreiterrolle übernehmen. 
In diesem Zusammenhang sollten die in dieser Mitteilung vor­
geschlagenen Maßnahmen im Rahmen der Kohäsionspolitik be­
rücksichtigt werden. 

5.6 Die Europäische Kommission lenkt die EU durch Legis­
lativvorschläge und Finanzhilfen und wird dabei von Beobach­
tungsstellen und Agenturen unterstützt. Sie kann wirksam in 
Bereichen vorgehen, in denen eines ihrer Mitglieder die volle 
Verantwortung für eine Initiative übernehmen kann. An dem 
KET-Projekt sind jedoch zumindest sechs Kommissionsmitglie­
der beteiligt, sodass ein Erfolg nach Meinung des Ausschusses 
ohne zentrale Entscheidungsgewalt oder eine direktere Art der 
Governance nicht möglich scheint. 

5.7 Viele der einschlägigen Erfahrungen müssen in Frage ge­
stellt werden. Ein regionaler Ansatz ist nur ein Beispiel. Die HLG 

KET und die Europäische Kommission sind sich einig, dass die 
Regeln für staatliche Beihilfen für KET-Projekte überarbeitet wer­
den müssen. Die Europäische Kommission widmet den Vor­
schlägen zum Schutz der Rechte des geistigen Eigentums in 
ihrer Mitteilung nicht die gleiche Aufmerksamkeit wie die 
HLG KET in ihrem Bericht ( 4 ). Der Ausschuss begrüßt die in 
der Kommissionsmitteilung enthaltenen Aussagen zum Thema 
Handel, vertritt jedoch die Auffassung, dass die bestehende Han­
delspolitik die Interessen der EU nicht ausreichend geschützt 
hat. Dies ist ein weiterer Bereich, der von einer neuen Gover­
nance und einer konsequenten Verfolgung der EU-Interessen 
profitieren würde. 

5.8 Der Ausschuss begrüßt die von der HLG KET angesto­
ßene Neuausrichtung der Überlegungen, d.h. die Schwerpunkt­
verlagerung von FuE-Förderung hin zu einem ausgeglichenen 
Drei-Säulen-Konzept. Vor diesem Hintergrund scheint das 7. 
Forschungsrahmenprogramm jetzt eher unzureichend. Darüber 
hinaus befürchtet der Ausschuss, dass nicht genügend Unterneh­
men in der EU über die Fähigkeiten, Produkte und globale 
Reichweite verfügen, um eine ausreichende Nachfrage für die 
Ergebnisse der FuE-Säule zu generieren und diese dann auch 
zu vermarkten. Der gesamte Vorschlag beruht auf der Annah­
me, dass die zweite und die dritte Säule den Schlüsseltechnolo­
gien zum Markterfolg verhelfen können. In der Praxis werden 
Schlüsseltechnologien aber eher von High-Tech-Fertigungsunter­
nehmen wie Apple, BMW, Bayer, Rolls Royce oder Airbus un­
ternehmensgetrieben marktfähig gemacht. Die EU muss gemein­
sam mit den Mitgliedstaaten eine Strategie ausarbeiten, um 
mehr global konkurrenzfähige Unternehmen, die Endprodukte 
herstellen, aufzubauen und zu fördern. Bestehende Unterneh­
men sollten Anreize vorfinden, um ihre Produktlinien um 
neue Produkte mit hoher KET-Intensität für globale Märkte zu 
erweitern. In der Kommissionsmitteilung wird wiederholt auf 
das Wachstums- und Beschäftigungspotenzial von Schlüsseltech­
nologien hingewiesen. Der Ausschuss sieht dies anders: es sind 
die Unternehmen, die diese Schlüsseltechnologien einsetzen, die 
Wachstum und Arbeitsplätze schaffen können. Die EU braucht 
mehr Unternehmen mit Produkten und Märkten, die Schlüssel­
technologien nutzen können. 

5.9 Wird Schlüsseltechnologien nicht durch etablierte Unter­
nehmen, die Endprodukte fertigen, zum Markterfolg verholfen, 
übernehmen diese Aufgabe Unternehmer. Deren Erfolg wird 
wiederum von Risikokapitalgebern oder etablierten Unterneh­
men ermöglicht, die von den Ideen dieser Unternehmer über­
zeugt sind. So hat IBM Microsoft gesponsert und Intel gerettet; 
Apple hat ARM Holdings finanziert, das nun mit Intel konkur­
riert; Google und Facebook erhielten Investitionen von reichen 
Investoren aus der Technologieindustrie; Google wurde von Ri­
sikokapitalgebern unterstützt und Facebook von Microsoft. Die 
nordeuropäischen Unternehmen hinter Skype und Angry Birds 
erhielten Risikokapital aus London und Kalifornien.
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( 4 ) Die HLG KET empfiehlt, das die EU Vorschriften für staatliche Bei­
hilfen zur Erleichterung von Forschung, Entwicklung und Innovation 
und umfassenden Investitionen in Schlüsseltechnologien annimmt, 
insbesondere durch die Einführung einer Klausel in allen EU-Rechts­
vorschriften für staatliche Beihilfen, die Überarbeitung des Mecha­
nismus der Herabsetzung der Beihilfeintensität für Großinvestitionen, 
längere Fristen für Notifizierungen, schnellere Verfahren und den 
Einsatz von Vorhaben von gemeinsamen europäischen Interesse.



5.10 Das KET-Projekt ist im Kleinen, was die Herausforde­
rung, Wohlstand in der EU zu schaffen, im Großen ist. Die USA 
vertrauen auf den Markt, Asien setzt auf staatliche Maßnahmen. 
Mitgliedstaaten wie Deutschland und die nordischen Länder ha­
ben eine erfolgreiche Politik aufgelegt, andere jedoch nicht. Auf 
EU-Ebene werden mit dieser Mitteilung die begrenzten Mittel 
der EU für das KET-Programm bereitgestellt, doch befürchtet 
der Ausschuss, dass sich dieses Wohlstandsmodell angesichts 
des weltweiten Wettbewerbs als nicht hinreichend wirksam er­
weisen wird. 

6. Besondere Bemerkungen 

6.1 Der Ausschuss ist besorgt, dass eine „Neugewichtung“ 
zugunsten der zweiten und dritten Säule eine Verringerung 
der FuE-Förderung der EU bedeuten könnte. Das würde er als 
nicht vertretbar erachten. Es bedarf einer starken Grundlagen­
forschung, um den Boden für die nächste Generation an Inno­
vationen zu bereiten. Die moderne Technologie beruht großteils 
auf unerwarteten Ergebnissen der Grundlagenforschung. 

6.2 Da die EU nicht über einen mit den USA (oder China) 
vergleichbaren militärisch-industriellen Komplex verfügt, muss 
ihre Wissenschaft auf andere Weise stimuliert und beflügelt 
werden. Darin liegt dann auch der Wert von Projekten wie 
Galileo und ITER. 

6.3 Der Ausschuss begrüßt die Bedeutung, die Bildung und 
Kompetenzen beigemessen wird. In der Mitteilung wird auf die 
sinkende Zahl der Absolventen von wissenschaftlichen und 
technischen Studiengängen hingewiesen. Das EU-Defizit in Wis­
senschaft und Technik auf allen Bildungsebenen ist die Achil­
lesferse der Wettbewerbsfähigkeit der EU im Allgemeinen und 
des KET-Projekts im Besonderen. Die in der Mitteilung darge­
legten Pläne sind angesichts des Umfangs und der Dringlichkeit 
des Problems absolut unzureichend. 

6.4 Der Ausschuss hat vor Kurzem seine Stellungnahme zur 
Kommissionsmitteilung zur „Modernisierung des EU- 
Beihilferechts“ ( 5 ) verabschiedet. In Bezug auf Schlüsseltechnolo­

gien sind die Aussagen in Ziffer 1.5.1 (Definition des Begriffs 
„Marktversagen“), 1.6.3 und 1.6.4 (gleiche Ausgangslage) von 
Belang. In dem Bemühen, den Wettbewerb im Binnenmarkt 
aufrechtzuerhalten, wurde die Wettbewerbsfähigkeit der EU 
auf externen Märkten gefährdet. 

6.5 In der Mitteilung ist festgehalten, dass die Verfügbarkeit 
von Risikokapital in den letzten zehn Jahren in der EU zurück­
gegangen ist, weshalb diese Mittel durch EU-Finanzhilfen ersetzt 
werden sollen. Dies ist zwar zu begrüßen, reicht aber nicht aus. 
Daher empfiehlt der Ausschuss, dass die EU gemeinsam mit den 
Mitgliedstaaten die Voraussetzungen für die Bereitstellung von 
Risikokapital in Europa schafft. 

6.6 Die Europäische Kommission hat den Ausschuss über 
ihre Absichten für die KET Issues Group, den Nachfolger der 
HLG KET, unterrichtet: So sollen neben Vertretern aus jeder 
der sechs Schlüsseltechnologien (Mikro- und Nanoelektronik, 
Photonik, Nanotechnologie, Biotechnologie sowie fortgeschrit­
tene Werkstoffe und Herstellungssysteme), auch Vertreter aus 
Branchen, in denen mehrere Schlüsseltechnologien bereichs­
übergreifend kombiniert werden (die innovativsten Produkte be­
ruhen auf einer Kombination aus verschiedenen Schlüsseltech­
nologien), und eine größere Anzahl an nachgelagerten indus­
triellen Nutzern (u.a. Luft- und Raumfahrtindustrie, Automobil­
industrie, Bauwirtschaft, Energie, Nahrungsmittel, medizinische 
Geräte, Ausrüstung und Design) zur Teilnahme eingeladen wer­
den als bei der ersten HLG (da mit der KET-Strategie die indus­
trielle Herstellung von auf KET beruhenden Produkten gefördert 
werden soll). 

6.7 Viel wird von den in der KET Issues Group vertretenen 
Unternehmen, ihrem Einfluss in dieser (um ein Vielfaches) grö­
ßeren Gruppe sowie dem Erfolg dieser Gruppe bei dem Vor­
haben, einer größeren Zahl der 118 regionalen Unternehmen 
im High-Tech-Fertigungssektor zum globalen Durchbruch zu 
verhelfen, und vor allem ihrem Erfolg bei der Förderung der 
Entstehung der nächsten 118 Unternehmen auf regionaler 
Ebene abhängen. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Versicherungsvermittlung“ (Neufassung) 

COM(2012) 360 final — 2012/0175 (COD) 

(2013/C 44/16) 

Berichterstatterin: Ellen NYGREN 

Das Europäische Parlament beschloss am 11. September 2012, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Versicherungsvermittlung“ (Neufassung) 

COM(2012) 360 final — 2012/0175 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre 
Stellungnahme am 4. Dezember 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
13. Dezember) einstimmig folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der EWSA begrüßt die Initiative der Kommission zur 
Überarbeitung der Versicherungsvermittlungsrichtlinie und be­
wertet den Vorschlag im Allgemeinen als positiv. Die dem Vor­
schlag zugrunde liegenden Ziele sind begründet und der Vor­
schlag ist im Wesentlichen angemessen. 

1.2 Einige Aspekte des Vorschlags wurden jedoch unzurei­
chend beleuchtet und bedürfen weiterer Überlegungen, bevor sie 
umgesetzt werden können. In einigen Fällen ist eine präzisere 
Begriffsbestimmung erforderlich, um die Vorschriften wirksam 
anwenden zu können. 

1.3 Die im Vorschlag festgelegten Anforderungen in Bezug 
auf die Kundeninformationen sind im Allgemeinen angemessen 
und für den Verbraucher von Vorteil. 

1.4 Gemäß dem Vorschlag sollen Versicherungsvermittler 
und -unternehmen alle geeigneten Vorkehrungen treffen, um 
Interessenkonflikte zu erkennen, die bei der Vermittlung von 
Versicherungsprodukten entstehen können, und den Kunden 
davon in Kenntnis setzen. Der EWSA hält dies für wichtig 
und befürwortet die Zielrichtung des Vorschlags, ist jedoch 
der Auffassung, dass einige Aspekte des Vorschlags wie nach­
stehend verbessert werden könnten. 

1.5 Der EWSA begrüßt es, dass im Zusammenhang mit dem 
Kauf von Versicherungsanlageprodukten zusätzliche spezielle 
Anforderungen an den Kundenschutz gestellt werden. Häufig 
handelt es sich hierbei um Rentensparen, das für den Verbrau­
cher von hoher finanzieller Bedeutung ist und einen langen 
Zeitraum betrifft. Solche Produkte sind oftmals komplex, und 

die unterschiedlichen Inhalte und Bedingungen sind im Voraus 
kaum zu überblicken und zu beurteilen. Deshalb kommt dem 
Schutz der Verbraucherinteressen bei dieser Versicherungspro­
duktkategorie eine viel größere Bedeutung zu als bei einfachen 
Versicherungsprodukten von geringerer wirtschaftlicher Trag­
weite. 

2. Wesentlicher Inhalt des Kommissionsdokuments 

2.1 Die Richtlinie über Versicherungsvermittlung ist der ein­
zige EU-Rechtsakt, der den Vertrieb von Versicherungsproduk­
ten zum Schutz der Verbraucherrechte regelt. Die Richtlinie 
wurde 2002 erlassen und musste von den Mitgliedstaaten spä­
testens bis Januar 2005 in innerstaatliches Recht umgesetzt 
werden. Die Richtlinie zielt darauf ab, mithilfe gewisser überge­
ordneter Grundsätze eine Mindestharmonisierung zu gewährleis­
ten, wobei die Umsetzung in den Mitgliedstaaten auf sehr un­
terschiedliche Art und Weise erfolgte. Die Notwendigkeit einer 
Überarbeitung wurde bereits bei der 2005-2008 von der Kom­
mission vorgenommenen Prüfung der Durchführung der Richt­
linie festgestellt. 

2.2 Die Turbulenzen auf den Finanzmärkten haben zudem 
verdeutlicht, wie wichtig ein wirksamer Verbraucherschutz in 
allen Finanzbereichen ist. 2010 haben die G20 die OECD sowie 
andere einschlägige internationale Organisationen ersucht, ge­
meinsame Grundsätze für einen besseren Verbraucherschutz 
im Bereich der Finanzdienstleistungen festzulegen. Der vorlie­
gende Vorschlag für eine Neufassung der Versicherungsvermitt­
lungsrichtlinie ist auch vor diesem Hintergrund zu sehen. 

2.3 Mit dem Vorschlag für die Überarbeitung der Richtlinie 
(IMD2) soll die Regulierung des Versicherungsmarktes verbessert 
werden, indem für alle am Vertrieb von Versicherungsprodukten 
Beteiligten gleiche Bedingungen gelten und der Schutz der Ver­
sicherungsnehmer verbessert wird.
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2.3.1 Die übergeordneten Ziele sind ein unverzerrter Wett­
bewerb, der Schutz der Verbraucher und die Marktintegration. 
Interessenkonflikte sollen aufgedeckt, bewältigt und abgebaut 
werden. Die berufliche Qualifikation der Vertriebsmitarbeiter 
soll der Komplexität der vertriebenen Produkte entsprechen. 
Die Verfahren für grenzüberschreitende Aktivitäten sollen ver­
einfacht werden. 

2.3.2 Mit dem Vorschlag wird der Anwendungsbereich der 
Richtlinie vom bloßen Vertrieb durch Versicherungsvermittler 
als Zwischenhändler auf weitgehend den gesamten Vertrieb 
von Versicherungsprodukten erweitert. 

2.3.3 Die Kommission sieht in dem Vorschlag generell eine 
Mindestharmonisierungsrichtlinie, die den Mitgliedstaaten aus­
reichend Spielraum lässt, um mit Blick auf den Schutz der Ver­
braucher strengere Auflagen vorzusehen. 

3. Bemerkungen des EWSA zu dem Vorschlag für eine 
Richtlinie 

3.1 Der EWSA begrüßt die Initiative der Kommission zur 
Überarbeitung der Versicherungsvermittlungsrichtlinie und be­
wertet den Vorschlag im Allgemeinen als positiv. Die dem Vor­
schlag zugrunde liegenden Ziele sind begründet und der Vor­
schlag ist im Wesentlichen angemessen. Der Ausschuss befür­
wortet den Vorschlag auch insofern, als darin vorgesehen ist, die 
Richtlinie fünf Jahre nach ihrem Inkrafttreten zu überprüfen. 
Einige Aspekte des Vorschlags wurden jedoch unzureichend be­
leuchtet und bedürfen weiterer Überlegungen, bevor sie umge­
setzt werden können. 

3.2 Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 

3.2.1 In Artikel 1 des Vorschlags wird der Anwendungs­
bereich gegenüber der geltenden Rechtslage erheblich ausgewei­
tet. Der Begriff „Versicherungsvermittlung“ wird im Vorschlag 
ausgedehnt und umfasst nunmehr nicht nur selbstständige Ver­
mittler, sondern auch Angestellte von Versicherungsunterneh­
men. Dies kann durchaus positiv sein, da nun der gesamte 
Versicherungsmarkt unter dieselben Vorschriften fällt. Auch 
Banken fallen unter die Richtlinie, sofern deren Produktpalette 
ebenfalls Versicherungsprodukte umfasst. 

3.2.2 Nach Auffassung des EWSA ist es von wesentlicher 
Bedeutung, dass die Verkaufsbedingungen geregelt werden, un­
abhängig davon, welche Berufskategorie im Finanzsektor den 
Vertrieb durchführt. Deshalb erscheint es verwunderlich, dass 
im Vorschlag die professionelle Bearbeitung von Schadensfällen 
und die Schadensbegutachtung ausdrücklich aufgeführt werden. 

3.3 Berufliche und organisatorische Anforderungen 

3.3.1 Der EWSA begrüßt nachdrücklich, dass die Mitglied­
staaten dafür Sorge tragen sollen, dass Versicherungsvermittler 
sowie mit Versicherungsvermittlungstätigkeiten befasste Mit­
arbeiter von Versicherungsunternehmen ihre einschlägigen 
Kenntnisse und Fertigkeiten fortlaufend auf den neuesten Stand 
bringen. In diesem Zusammenhang muss betont werden, dass es 
in der Verantwortung der Arbeitgeber liegt, dafür zu sorgen, 

dass ihre Beschäftigten Zugang zu Schulungsmaßnahmen haben, 
die für eine effiziente und zufriedenstellende Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben erforderlich sind. 

3.3.2 In diesem Zusammenhang unterstreicht der Ausschuss, 
dass es wünschenswert wäre, alle Versicherungsvermittler (so­
wohl die Angestellten als auch die Selbstständigen) rechtlich 
dazu zu verpflichten, Nachweise über ihre berufsbezogene Aus­
bildung vorzulegen. 

3.3.3 Gemäß Artikel 8 Absatz 2 darf eine Person, die direkt 
mit Versicherungsvermittlungstätigkeiten befasst ist, nicht im 
Zusammenhang mit Straftaten in den Bereichen Eigentums- 
oder Finanzkriminalität im Strafregister eingetragen sein. Nach 
Auffassung des Ausschusses sollte die entsprechende Kontrolle 
von den offiziellen nationalen Behörden durchgeführt werden, 
um die Integrität zu gewährleisten und komplizierte und kost­
spielige Verfahren zu vermeiden. Ein Problem könnte in diesem 
Zusammenhang sein, dass die einzelstaatlichen Kriterien für ei­
nen Eintrag in ein Strafregister unterschiedlich sind, weshalb die 
Regelung in den verschiedenen Ländern unterschiedliche Aus­
wirkungen haben kann. 

3.4 Informationspflichten 

3.4.1 Im Vorschlag wird festgelegt, dass alle Informationen 
einschließlich der Vermarktung eindeutig und nicht irreführend 
sein müssen. Es soll aus den vorgelegten Unterlagen hervor­
gehen, ob sie die Vermarktung oder andere Informationen be­
treffen. Der Versicherungsvermittler muss den Kunden auch da­
rüber informieren, inwieweit es sich um eine Beratung in Bezug 
auf die angebotenen Versicherungsprodukte handelt. Es sollte 
Klarheit darüber herrschen, ob der Vermittler im Auftrag eines 
Versicherungsunternehmens oder selbstständig tätig ist, sowie 
darüber, von wem er seine Vergütung bezieht. Der Vorschlag 
ist nach Auffassung des EWSA im Allgemeinen angemessen und 
für den Verbraucher von Vorteil. 

3.4.2 Es besteht möglicherweise die Gefahr, dass sich der 
Vermittler von seiner Beratungsverantwortung zu entbinden 
versucht, indem er dem Kunden mitteilt, dass keine Beratung 
erfolgt. Die vorgeschlagene Bestimmung kann somit zu einem 
Auslegungsproblem führen. Wenn die Bestimmung beibehalten 
werden soll, muss sie durch die Regel ergänzt werden, dass, 
wenn es sich letztendlich erweist, dass der Vermittler tatsächlich 
eine Beratung über die vermittelten Produkte erbracht hat, dies 
nicht die Möglichkeit des Kunden beeinträchtigt, für nachlässige 
Beratung entschädigt zu werden. 

3.4.3 Viele einfache Versicherungsprodukte werden ohne Be­
ratung vertrieben, beispielsweise über das Internet. Der Vertrieb 
ohne Beratung ist Gegenstand von Artikel 18. In Artikel 18 
Absatz 1 Buchstabe b) wird festgelegt, dass der Vermittler 
dem Kunden die Gründe für jeden zu einem bestimmten Ver­
sicherungsprodukt erteilten Rat erläutert, obgleich der Artikel 
Situationen betrifft, in denen keine Beratung erfolgt. Die For­
mulierung ist widersprüchlich, so dass der Vorschlag an dieser 
Stelle präzisiert werden muss.

DE C 44/96 Amtsblatt der Europäischen Union 15.2.2013



3.4.4 In Bezug auf die den Kunden zu erteilenden Auskünfte 
wird in Artikel 20 festgelegt, dass alle Informationen auf Papier 
übermittelt werden müssen. Die Anzahl der Ausnahmen macht 
deutlich, dass es sich kaum noch um eine Grundregel handelt. 
Stattdessen wäre es besser, auf Papier die wichtigsten Produkt­
informationen sowie Verweise auf weitere Informationsquellen 
bereitzustellen. 

3.5 Interessenkonflikte und Transparenz 

3.5.1 Gemäß dem Vorschlag sollen Versicherungsvermittler 
und -unternehmen alle geeigneten Vorkehrungen treffen, um 
Interessenkonflikte zu erkennen, die bei der Vermittlung von 
Versicherungsprodukten entstehen können, und den Kunden 
davon in Kenntnis setzen. Der EWSA hält dies für wichtig 
und befürwortet die Zielrichtung des Vorschlags, meint jedoch, 
dass der Vorschlag wie folgt verbessert werden könnte. 

3.5.2 Artikel 17 Absatz 1 Buchstaben d) bis g) enthält Be­
stimmungen über die Informationen, die dem Kunden darüber 
zu erteilen sind, welche Art der Vergütung der Vermittler im 
Zusammenhang mit dem Versicherungsvertrag erhält. Der 
EWSA befürwortet, dass Informationen darüber erteilt werden, 
wie die Vergütung festgelegt wird, befürchtet jedoch, dass eine 
allzu genaue Angabe des Betrags, wie in Buchstabe f) vorgese­
hen, den Kunden bei der Entscheidungsfindung fehlleiten könn­
te. Es ist wichtig, dass der Kunde den Gesamtpreis in Verbin­
dung mit dem Produkt, den an den Vermittler zu entrichteten 
Betrag sowie die Höhe der eventuellen Vergütung des Vermitt­
lers durch das Versicherungsunternehmen genau kennt. 

3.5.3 Artikel 17 Absatz 4 enthält eine Bestimmung über die 
Offenlegung von Informationen über die Vergütung des Ver­
mittlers in Fällen, in denen im Rahmen des Versicherungsver­
trags nach dessen Abschluss Zahlungen durch den Kunden er­
folgen. Angesichts der automatisierten Zahlungsmöglichkeiten, 
die bei langen Versicherungsverträgen nunmehr üblich sind (z.B. 
Daueraufträge), erscheint der Vorschlag als Überregulierung. Es 
ist ausreichend, den Kunden einmal im Jahr über die Vergütung 
des Vermittlers zu informieren. 

3.5.4 Der EWSA begrüßt Artikel 21 des Vorschlags, der sich 
mit Querverkäufen befasst. Darin wird festgelegt, dass der Ver­
sicherungsvermittler den Kunden darüber informiert, ob die ver­
schiedenen Bestandteile eines angebotenen Pakets getrennt von­
einander gekauft werden können. 

3.5.5 Die Einführung des allgemeinen Grundsatzes gleicher 
Wettbewerbsbedingungen für alle Vertriebskanäle ist sehr wich­
tig, um ausgewogene Informationen und Transparenz zu ge­
währleisten und jedes Risiko von Wettbewerbsverzerrungen aus­
zuräumen. 

3.6 Zusätzliche Anforderungen an den Kundenschutz im Zusammen­
hang mit Versicherungsanlageprodukten 

3.6.1 Der EWSA begrüßt es, dass im Zusammenhang mit 
dem Kauf von Versicherungsanlageprodukten zusätzliche spe­
zielle Anforderungen an den Kundenschutz gestellt werden. 
Zwischen einfachen Versicherungsprodukten und solchen mit 
Anlagecharakter gibt es maßgebliche Unterschiede. Häufig han­
delt es sich hierbei um Rentensparen, das für den Verbraucher 
von hoher finanzieller Bedeutung ist und einen langen Zeitraum 
betrifft. Sowohl die Anspar- als auch die Auszahlungsphase 
können sich über viele Jahrzehnte erstrecken. Solche Produkte 
sind oftmals komplex, und der Verbraucher ist bisweilen kaum 

in der Lage, die unterschiedlichen Inhalte und Bedingungen im 
Voraus zu überblicken und zu beurteilen. Deshalb kommt dem 
Schutz der Verbraucherinteressen bei dieser Versicherungspro­
duktkategorie eine viel größere Bedeutung zu als bei einfachen 
Versicherungsprodukten von geringerer wirtschaftlicher Trag­
weite. 

3.6.2 Der Ausschuss spricht sich für eine genauere Bestim­
mung der in Frage kommenden Produkte aus. Zur Definition 
wird in Artikel 2 Absatz 4 des Vorschlags auf die Verordnung 
zu Dokumenten mit Schlüsselinformationen für Anlageprodukte 
verwiesen. Diese Definition ist nach Auffassung des Ausschusses 
zu vage, da im Vorschlag in Bezug auf diese Vermittlungsfälle 
spezifischere Anforderungen an den Kundenschutz festgelegt 
werden und es vor diesem Hintergrund wichtig ist, den Anwen­
dungsbereich für diese Bestimmungen präzise und sachgerecht 
abzustecken, damit der gewünschte Kundenschutz in der Praxis 
erreicht wird ( 1 ). 

3.6.3 Teilt der Vermittler dem Kunden mit, dass die Beratung 
über die Versicherungsprodukte unabhängig erfolgt, so darf er 
gemäß Artikel 24 Absatz 5 Buchstabe b) keinerlei Gebühren, 
Provisionen oder andere Geldvorteile von Dritten annehmen. 
Der EWSA begrüßt diesen Vorschlag angesichts des besonderen 
Bedarfs an Verbraucherschutz in einer derartigen Situation. 

3.7 Außergerichtliche Beilegung von Streitigkeiten 

3.7.1 Gemäß Artikel 13 sorgen die Mitgliedstaaten für die 
Schaffung angemessener, wirksamer, unparteiischer und un­
abhängiger Verfahren für Kunden zur Beilegung von Streitig­
keiten. In diesem Zusammenhang betont der EWSA, dass es 
wichtig ist, dass solche Institute echte Prüfungsmöglichkeiten 
erhalten und dass die Gelegenheit zur Prüfung von Beweisfragen 
bei einer mündlichen Verhandlung gegeben wird, um die An­
forderungen der Richtlinie zu erfüllen. Darüber hinaus unter­
streicht der Ausschuss, dass gleichzeitig auch die Möglichkeiten 
einer gerichtlichen Streitbeilegung gewährleistet werden muss, 
damit die Kunden nicht ausschließlich auf die alternative Form 
der Streitbeilegung verwiesen werden. 

3.8 Sanktionen 

3.8.1 Gemäß Artikel 26 tragen die Mitgliedstaaten dafür Sor­
ge, dass die für Verstöße auferlegten Verwaltungssanktionen und 
-maßnahmen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sind. 
Der EWSA stimmt dieser Zielsetzung zu. 

3.8.2 Gleichzeitig heißt es jedoch in Artikel 28 Absatz 2 
Buchstabe f), dass gegen eine natürliche Person eine Verwal­
tungsgeldstrafe von bis zu 5 000 000 EUR verhängt werden 
kann. Diesen Betrag hält der EWSA für übermäßig hoch, auch 
wenn es sich hierbei um den maximalen Betrag handelt, der
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in Form einer Verwaltungsgeldstrafe verhängt werden kann. 
Diese Bestimmung kann in Frage gestellt werden, insbesondere 
da es sich um eine Verwaltungssanktion und nicht um einen 
gerichtlich auferlegten Schadensersatz für den Geschädigten 
handelt. 

3.9 Meldung von Verstößen 

3.9.1 In Artikel 30 wird festgelegt, dass ein wirksames Sys­
tem für die Meldung von Verstößen zu gewährleisten ist. In 
diesem Zusammenhang unterstreicht der Ausschuss, dass es 
den Mitarbeitern möglich sein muss, ohne arbeitsrechtliche 
oder andere Konsequenzen der zuständigen Aufsichtsbehörde 
eventuelle Verstöße gegen die Vorschriften zu melden. Dies ist 
wichtig für die Rechtssicherheit, einen unverzerrten Wettbewerb 
und natürlich für den Verbraucherschutz. Die Meldemöglichkei­
ten müssten auch für den Verdacht eines Verstoßes gegen gel­
tendes Recht gelten. Es reicht nicht aus, dass die Mitarbeiter von 
Versicherungs- und Vermittlungsunternehmen lediglich auf un­
ternehmensinterne Verfahren zur Meldung von Unregelmäßig­
keiten verwiesen werden. 

4. Besondere Bemerkungen 

4.1 Es ist von wesentlicher Bedeutung zu definieren, was ein 
Versicherungsanlageprodukt ist, da für diese Produkte strengere 
Vorschriften als für andere Versicherungsprodukte gelten. Daher 
ist die Definition in dem einschlägigen Artikel – „ein […] Ver­
sicherungsvertrag, der auch als […] eingestuft werden könnte“ – 
unglücklich formuliert. Sie lässt nämlich unterschiedliche Aus­
legungen dessen zu, was ein Versicherungsanlageprodukt sein 
kann. 

4.2 Die Definition der Beratung ist nach Auffassung des Aus­
schusses unklar. An mehreren Stellen des Vorschlags werden 
verschiedene Versuche einer Bestimmung des Begriffs „Beratung“ 
unternommen. In Artikel 2 Absatz 9 wird Beratung als eine 
persönliche Empfehlung an einen Kunden definiert. Dies ist 
eine sehr weit gefasste Definition von „Beratung“ und es ist 
unklar, ob eine Vermittlung von Versicherungsprodukten ohne 
Beratung überhaupt möglich ist. 

4.2.1 Gleichzeitig enthält der Vorschlag an einer anderen 
Stelle einen weiteren Versuch zur Definition von „Beratung“. 
In Kapitel VI, Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c) heißt es, dass 
dem Kunden mitgeteilt werden muss, ob sich der Rat auf eine 
ausgewogene Untersuchung stützt. In Artikel 18 Absatz 3 wird 
erläutert, wie eine Beratung aussieht, die sich auf eine ausgewo­
gene Untersuchung stützt. Ein solcher Rat muss sich „auf eine 
Untersuchung einer hinreichenden Zahl von auf dem Markt 
angebotenen Versicherungsverträgen […] stützen, so dass 
[der Versicherungsvermittler] bzw. [das Versicherungsunterneh­
men] gemäß fachlichen Kriterien eine Empfehlung dahingehend 

abgeben kann, welcher Versicherungsvertrag geeignet wäre, die 
Bedürfnisse des Kunden zu erfüllen“. 

4.2.2 Der Wortlaut in Artikel 24 Absatz 3 und 5 lautet 
anders. Da ist von einer „unabhängig erbrachten“ Beratung die 
Rede. Entsprechend dem Vorschlag kann sich diese unabhängig 
erbrachte Beratung auf eine „umfangreiche“ oder „eine restrikti­
vere Marktanalyse“ stützen. 

4.2.3 Zusammenfassend kann man sagen, dass im Vorschlag 
auf mehrere unterschiedliche Vermittlungssituationen Bezug ge­
nommen wird: 

— Vermittlung ohne Beratung, beispielsweise beim Vertrieb 
über das Internet, 

— Vermittlung mit Beratung, die als eine persönliche Empfeh­
lung gegeben wird, 

— Vermittlung mit Beratung, die sich auf eine ausgewogene 
Untersuchung stützt, mit daraus folgenden Anforderungen 
an deren Ausgestaltung, 

— Vermittlung mit unabhängig erbrachter Beratung, 

— die sich wiederum auf eine umfangreiche Marktanalyse 
oder 

— auf eine restriktive Marktanalyse stützt. 

4.2.4 Eine unabhängig erbrachte Beratung muss, wie oben 
dargelegt, auch entsprechenden Anforderungen an ihre Aus­
gestaltung genügen. Ob diese Anforderungen an die Form al­
lerdings sowohl bei einer umfangreichen Marktanalyse als auch 
einer restriktiven Marktanalyse erfüllt werden müssen, ist unklar. 

4.3 Artikel 17 

4.3.1 Der Ausschuss stimmt zu, dass es für den Verbraucher 
wichtig ist, dass Interessenkonflikte offengelegt werden und dass 
es in Bezug auf die Vergütungsformen eine gewisse Transparenz 
geben muss. Der Schwerpunkt sollte allerdings nicht nur auf die 
Transparenz in Vergütungsfragen gelegt werden, sondern auch 
auf die „Performance-Management“-Systeme, die sowohl der va­
riablen Vergütung als auch der Entwicklung des Festgehalts zu­
grunde liegen. Interessenkonflikte können auch ohne eine Form 
der variablen Vergütung entstehen, nämlich in Fällen, in denen 
der Vermittler operationellen Zielen gerecht werden muss. Oft­
mals kann es sich hierbei um Verkaufsziele für ein bestimmtes 
Produkt, aber auch um Ziele indirekter Art handeln. Solche 
Ziele können das Risiko von Interessenkonflikten zwischen 
den vom Versicherungsunternehmen festgelegten Zielen und 
dem Bedarf des Kunden an einem geeigneten Versicherungspro­
dukt bergen. 

Brüssel, den 13. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über klinische Prüfungen mit 

Humanarzneimitteln und zur Aufhebung der Richtlinie 2001/20/EG“ 

COM(2012) 369 final — 2012/0192 (COD) 

(2013/C 44/17) 

Berichterstatterin: Ingrid KÖSSLER 

Der Rat und das Europäische Parlament beschlossen am 7. September bzw. am 11. September 2012, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 114 und Artikel 168 Absatz 4 AEUV um 
Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über klinische Prüfungen mit Humanarz­
neimitteln und zur Aufhebung der Richtlinie 2001/20/EG“ 

COM(2012) 369 final — 2012/192 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre 
Stellungnahme am 4. Dezember 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 105 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 5 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) stellt fest, dass klinische Forschung ein wichtiger und 
sich ständig weiterentwickelnder Bereich wissenschaftlicher Tä­
tigkeit ist mit dem Ziel, Krankheiten zu verstehen und Arznei­
mittel für Patienten zu entwickeln. 

1.2 Vor dem Hintergrund des wissenschaftlichen Fortschritts 
im Bereich der klinischen Forschung und der Entwicklung in­
novativer Therapien muss sorgfältig darauf geachtet werden, 
dass die Probanden keinen unangemessenen Risiken und Belas­
tungen ausgesetzt werden – das Wohl jedes einzelnen Proban­
den muss Vorrang vor allen anderen Interessen haben. 

1.3 Die Verordnung wird während ihrer Geltungsdauer das 
einschlägige System für die Bewertung der in der Entwicklung 
befindlichen und neuen klinischen Prüfungen sein. Angesichts 
der Entwicklung von Wissenschaft und Technologie und deren 
Auswirkungen auf die Art und Weise, wie künftig Prüfungen 
durchgeführt und die Produkte in klinischen Prüfungen getestet 
werden, erscheinen strenge Vorschriften sinnvoll, um die Ver­
ordnung regelmäßig bewerten und im Bedarfsfall ändern zu 
können. 

1.4 Der EWSA plädiert für die Einrichtung eines einheitli­
chen europäischen Steuerungsbereichs für klinische Prüfungen, 
in dem Patienten an verschiedenen klinischen Prüfungen in ver­
schiedenen Mitgliedstaaten teilnehmen können, und zwar un­
abhängig von ihrem Herkunfts- oder Aufenthaltsland und unter 
Wahrung der universellen ethischen, wissenschaftlichen und 
technischen Grundsätze, an denen klinische Prüfungen gemes­
sen werden. 

1.5 Der EWSA begrüßt und unterstützt mit Nachdruck die 
Umsetzung und Anwendung eines zentralen Portals für sowohl 
länderübergreifende (multinationale) als auch innerhalb eines 
Landes durchgeführte klinische Prüfungen, ohne dass es einer 
weiteren Dateneingabe in eines der nationalen Systeme bedarf. 

Hierdurch wird der durch die derzeitige Richtlinie verursachte 
Verwaltungsaufwand verringert und die Harmonisierung der 
Anforderungen der nationalen Behörden für die Antragstellung 
gewährleistet. Außerdem wird das zentrale Portal ein rationali­
siertes Verfahren für den Lebenszyklus klinischer Prüfungen si­
cherstellen, da eine Einbeziehung weiterer Mitgliedstaaten in 
eine klinische Prüfung erleichtert wird. 

1.6 Der EWSA befürwortet eine Unterteilung des koordinier­
ten Bewertungsverfahrens in zwei Teile, wie es in der Verord­
nung vorgeschlagen wird. So entsteht ein klares und verständ­
liches System, in dem es keine parallelen Bewertungen durch die 
zuständigen Stellen gibt, wodurch die Patienten ungefähr zur 
selben Zeit in allen betreffenden Mitgliedstaaten frühstmögli­
chen Zugang zu einer klinischen Prüfung erhalten. 

1.7 Der EWSA ruft dazu auf, die Bewertungen durch die 
unabhängigen Ethik-Kommissionen ausdrücklich in die Verord­
nung aufzunehmen (im Einklang mit den Anforderungen unter 
Artikel 15 der Deklaration von Helsinki, Kapitel II des Vor­
schlags und Richtlinie 2001/20/EG). Die ethische Bewertung 
ist ein entscheidender Teil des Verfahrens zur Genehmigung 
klinischer Prüfungen, durch den die Wahrung der Patienten­
rechte sichergestellt wird. Mit einer Genehmigung einer kli­
nischen Prüfung sollte so lange gewartet werden, bis eine un­
abhängige Ethik-Kommission eine positive Stellungnahme abge­
geben hat. 

1.8 Der EWSA ruft die EU auf, die Zusammenarbeit und den 
Austausch wissenschaftlicher Informationen zwischen den Mit­
gliedstaaten im Rahmen eines Netzwerks der von den Mitglied­
staaten benannten Ethik-Kommissionen zu unterstützen und zu 
erleichtern. Der EWSA ist sich des Bestehens von EurecNet 
bewusst, plädiert jedoch für die Einrichtung eines formalen, 
patientenzentrierten Gremiums, das EurecNet ersetzt. Die Ver­
ordnung sollte Bestimmungen zum Netzwerk der Ethik-Kom­
missionen beinhalten.
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1.9 Der EWSA unterstützt ausdrücklich die in der Verord­
nung eingeführte Unterscheidung für minimalinterventionelle 
klinische Prüfungen. 

1.10 Der EWSA begrüßt die Absicht, die Schutzbestimmun­
gen für die Verarbeitung personenbezogener Daten zu verschär­
fen, solange ein angemessenes Gleichgewicht zwischen den 
Rechten des Einzelnen und der sicheren Verwendung von Pa­
tientendaten für die Gesundheitsforschung gewahrt bleibt. 

1.11 Der EWSA unterstützt die in Artikel 81 festgelegte 
Einrichtung einer Koordinations- und Beratungsgruppe für kli­
nische Prüfungen (KBkP). 

1.12 Auch wenn sich klinische Prüfungen meistens auf Arz­
neimittel beziehen, sollte dennoch berücksichtigt werden, dass 
klinische Prüfungen – oder klinische Leistungsstudien – auch im 
Bereich Medizinprodukte und In-vitro-Diagnostika durchgeführt 
werden können; so enthalten die jüngsten Vorschläge der Kom­
mission für eine Verordnung über Medizinprodukte ( 1 ) und eine 
Verordnung über In-vitro-Diagnostika ( 2 ) Anforderungen an kli­
nische Leistungsstudien. Insbesondere vor dem Hintergrund der 
personalisierten Medizin ist es wahrscheinlich, dass kombinierte 
Prüfungen von Arzneimitteln und Diagnostika zunehmen. Da­
her sollte sichergestellt werden, dass die Anforderungen und 
Antragsverfahren für Arzneimittel und Medizinprodukte kom­
patibel sind und Doppelungen so weit wie möglich verringert 
werden. 

1.12.1 Dem EWSA ist klar, dass klinische Daten, die in den 
Antragsunterlagen für eine Zulassung vorgelegt werden, aus kli­
nischen Prüfungen stammen müssen, die vor Beginn ihrer 
Durchführung in einem öffentlichen Verzeichnis registriert wur­
den, das ein Primär-Register des Registernetzwerks der Welt­
gesundheitsorganisation (der „Clinical Trials Registry Platform“) 
ist oder vom „International Committee of Medical Journal Edi­
tors“ (ICMJE) als Register anerkannt wurde. 

2. Wesentlicher Inhalt des Kommissionsvorschlags 

2.1 In den letzten Jahren verringerte sich die Zahl der An­
träge für klinische Prüfungen in der EU erheblich (um 25 % von 
2007 bis 2011), während die Kosten für die Durchführung 
klinischer Prüfungen und die durchschnittlich benötigte Vorlauf­
zeit vor Beginn einer klinischen Prüfung zunahmen. Laut Euro­
päischer Kommission haben die zahlreichen Auswirkungen der 
Richtlinie 2001/20/EG auf die Kosten und die Durchführbarkeit 
klinischer Prüfungen dazu geführt, dass die Aktivität im Bereich 
klinischer Prüfungen in der EU nachgelassen hat. 

2.2 Ziel des Vorschlags ist es, die Durchführung klinischer 
Prüfungen mittels der Festlegung einheitlicher Vorschriften für 
ihre Genehmigung und Durchführung schneller, leichter und 
kostengünstiger werden zu lassen, um die Anziehungskraft der 
EU als Standort für klinische Prüfungen zu steigern, die Kosten 
klinischer Prüfungen zu verringern und die öffentliche Gesund­
heit zu fördern. 

2.3 Der vorgeschlagene Rechtsakt hat die Form einer Ver­
ordnung, die Richtlinie 2001/20/EG ersetzt. Diese Rechtsform 

gewährleistet, dass die Mitgliedstaaten sich bei ihrer Bewertung 
des Antrags auf Genehmigung einer klinischen Prüfung auf ein 
und denselben Text stützen und nicht auf voneinander abwei­
chende nationale Umsetzungsbestimmungen. Außerdem ermög­
licht sie es allen Akteuren, klinische Prüfungen, auch multinatio­
nale klinische Prüfungen, auf der Grundlage eines einzigen 
Rechtsrahmens zu planen und durchzuführen. 

2.4 Der Vorschlag bezieht sich auf folgende wesentliche As­
pekte: Genehmigungsverfahrens für klinische Prüfungen, Sicher­
heitsinformationen, Einwilligung nach Aufklärung, Herstellung 
und Etikettierung der geprüften Arzneimittel, Durchführung 
der Prüfung, Schadensersatz, Verantwortlichkeit (Prüfer, Sponso­
ren, Kosponsoring), Ansprechpartner in der EU sowie Inspek­
tionen. 

3. Allgemeine Bemerkungen 

3.1 Der EWSA begrüßt die Überarbeitung der europäischen 
Rechtsvorschriften für klinische Prüfungen: Europa kann hier­
durch zeigen, dass es bei der Regulierung und Verwaltung der 
Durchführung klinischer Prüfungen als einheitliche und kohä­
rente Region auftritt und ein attraktiver Standort für Sponsoren 
ist, die klinische Forschung betreiben und Patienten in klinische 
Prüfungen aufnehmen wollen. 

3.2 Der EWSA nimmt zur Kenntnis, dass die Zahl klinischer 
Prüfungen in der EU rückläufig ist (so hat insbesondere die 
akademische Forschung in der EU nachgelassen); dieser Rück­
gang ist nicht nur auf die Rechtsvorschriften der EU, sondern 
auf mehrere Faktoren zurückzuführen: Auch in den USA ist die 
Zahl der klinischen Studien zurückgegangen, und in nachfolgen­
den Jahren könnte auch die Wirtschaftskrise mit ein Grund für 
den Rückgang gewesen sein. Die EU-Gesetzgebung kann aller­
dings zur Lösung des Problems beitragen. 

3.3 Der EWSA stellt fest, dass der Vorschlag der Kommission 
zu einer Verlangsamung des Rückgangs führen könnte, jedoch 
in seiner jetzigen Form nicht geeignet ist, diesen Trend weder zu 
stoppen noch umzukehren. Er bietet allerdings die Möglichkeit 
zur Schaffung eines besseren Umfelds für klinische Forschung in 
der EU, das einem wettbewerbsfähigeren Rahmen für klinische 
Forschung insgesamt förderlich sein könnte. 

3.4 Der EWSA hebt hervor, dass die wissenschaftliche For­
schung unseren zunehmenden wissenschaftlichen und tech­
nischen Kenntnissen entsprechend Fortschritte macht. Um si­
cherzustellen, dass die Verordnung weiterhin die europäische 
klinische Forschung unterstützt, muss sie einer regelmäßigen 
Überprüfung unterzogen werden, mittels derer uneingeschränkt 
alle notwendigen Änderungen vorgenommen werden können. 
Dies steht im Einklang mit der Mitteilung der Kommission zum 
Thema „Eine integrierte Industriepolitik für das Zeitalter der 
Globalisierung – Vorrang für Wettbewerbsfähigkeit und Nach­
haltigkeit“ ( 3 ), in der es heißt, dass die „systematische Beurteilung 
aller Vorschriften (…) zu einem unverzichtbaren Bestandteil der 
intelligenten Regulierung werden“ muss.
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3.4.1 Der EWSA fordert, Bestimmungen festzulegen, nach 
denen die Umsetzung dieser Verordnung vor dem Hintergrund 
der dann gewonnenen Erfahrung bewertet und über sie Bericht 
erstattet wird, wobei das Augenmerk insbesondere auf den un­
terschiedlichen Arten genehmigter klinischer Prüfungen und 
dem wissenschaftlichen und technischen Fortschritt liegen sollte. 

3.4.2 Der EWSA plädiert für die Einfügung folgender Über­
prüfungsklausel: „Die Kommission unterbreitet dem Europäi­
schen Parlament und dem Rat fünf Jahre nach dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung und danach alle fünf Jahre einen Bericht über 
die Funktionsweise dieser Verordnung, der umfassende Informa­
tionen zu den verschiedenen Arten klinischer Prüfungen enthält, 
die gemäß dieser Verordnung genehmigt wurden, einschließlich 
konkreter Vorgaben für geeignete Änderungen.“ 

3.4.3 In diesem Bericht sollte die Kommission die Auswir­
kungen des wissenschaftlichen und technischen Fortschritts auf 
die Umsetzung dieser Verordnung bewerten. 

3.5 Der EWSA stellt fest, dass infolge der derzeitig unverhält­
nismäßigen Verwaltungsanforderungen an minimalinterventio­
nelle klinische Prüfungen die klinische Forschung von Hoch­
schulen in Europa zurückgegangen ist. Minimalinterventionelle 
klinische Prüfungen werden hauptsächlich von Hochschulen 
durchgeführt und sind für den Fortschritt der Heilkunde un­
erlässlich. 

3.5.1 Der EWSA unterstützt die Klassifizierung der minima­
linterventionellen klinischen Prüfungen in Artikel 5 Absatz 2 
Buchstabe d, da sich hierdurch die erheblichen administrativen 
Pflichten der Sponsoren verringern würden und der Zugang der 
Patienten zu diesen minimalinterventionellen klinischen Prüfun­
gen wiederhergestellt würde. 

3.6 Der EWSA plädiert für eine Verordnung, durch die die 
Bildung eines einheitlichen europäischen Steuerungsbereichs für 
klinische Prüfungen sichergestellt wird, wodurch Patienten sich 
über klinische Prüfungen informieren und an unterschiedlichen, 
aufeinanderfolgenden klinischen Prüfungen in verschiedenen 
Mitgliedstaaten teilnehmen können, und zwar unabhängig von 
ihrem Herkunfts- oder Aufenthaltsland, und der gewährleistet, 
dass die ethischen, wissenschaftlichen und technischen Grund­
sätze, auf denen klinische Prüfungen beruhen, universell sind. 
Dies sind die Grundsätze, auf die sich die Mitglieder der Interna­
tionalen Konferenz zur Angleichung der Anforderungen an die 
gute klinische Praxis geeinigt haben und die mit den Grund­
sätzen im Einklang stehen, die auf die Deklaration von Helsinki 
des Weltärztebundes (Ethische Grundsätze für die medizinische 
Forschung am Menschen) zurückzuführen sind. Der EWSA ist 
der Ansicht, dass nicht nur in den Erwägungsgründen der Ver­
ordnung, sondern auch in Artikel 9 Bezug auf die Deklaration 
von Helsinki genommen werden sollte. 

3.7 Der EWSA schlägt vor, einen einzigen europäischen 
Raum ohne Grenzen für klinische Prüfungen einzurichten, was 
einen tief greifenden Unterschied für die Anziehungskraft Euro­
pas als Standort für klinische Prüfungen darstellen und den 
europäischen Patienten Zugang zu den innovativsten Behand­
lungen gewähren würde. 

3.8 Der EWSA betont, dass zur Unterstützung der Umset­
zung der Zeitvorgaben im Rahmen der stillschweigenden Ge­
nehmigung deutlicher aus dem Wortlaut hervorgehen muss, 

dass die Prüfung mit dem Datum der Notifizierung beginnen 
darf, es sei denn, der Mitgliedstaat hat eine Begründung für seine 
Entscheidung angegeben, die klinische Prüfung nicht zuzulassen. 
Allerdings sind die in der vorgeschlagenen Verordnung genann­
ten Zeitvorgaben im Rahmen der stillschweigenden Genehmi­
gung eindeutig als zu knapp anzusehen, weshalb sie ausgeweitet 
werden sollten. 

3.9 Der EWSA anerkennt, dass es eines Mechanismus bedarf, 
um Ethik-Kommissionen beim Austausch von Sachkenntnis und 
Fachwissen und beim voneinander Lernen zu unterstützen. Die 
Plattform für ein solches Netzwerk sollte auf EU-Ebene koor­
diniert und finanziert werden. Der EWSA empfiehlt, dass es eine 
Pflicht zur Einbeziehung der Patienten geben sollte, da durch 
eine angemessene Vertretung der Patienten gewährleistet wird, 
dass die Entscheidungen die Interessen und Realitäten der Pa­
tienten sowie ihre Beteiligung am Bewertungsverfahren gemäß 
Artikel 9 widerspiegeln. 

3.10 Der EWSA empfiehlt, die Zusammenarbeit zwischen 
den Ethik-Kommissionen auszuweiten, damit die Mitgliedstaaten 
mehr Effizienz und Größenvorteile erreichen und eine Doppe­
lung der Anstrengungen vermeiden können. Diese Verordnung 
sollte die Schaffung solider Strukturen unter Einbeziehung aller 
einschlägigen Behörden der Mitgliedstaaten fördern, wobei auf 
bestehende Pilotprojekte und die Konsultation einer großen 
Bandbreite an Interessenträgern aufzubauen wäre. Daher sollte 
diese Verordnung eine Grundlage für die kontinuierliche Unter­
stützung einer solchen Zusammenarbeit durch die Union schaf­
fen. Sie wird die Grundlage für eine effizientere Bewertung der 
unter Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 7 Absatz 1 genannten 
Aspekte bilden. 

3.10.1 Der EWSA ist sich bewusst, dass die Versicherung für 
klinische Prüfungen mit hohen Kosten für die Sponsoren ver­
bunden ist und innerhalb weniger Jahre zu weiteren Preissteige­
rungen bei den Arzneimitteln führen kann. Allerdings sollte der 
Versuch der Europäischen Kommission, die Kosten für die Haft­
pflichtversicherung der Sponsoren zu verringern, nicht zu einer 
Verschlechterung der Absicherung der Teilnehmer im Schadens­
fall führen, was bei der Abschaffung der Pflichtversicherung der 
Fall sein könnte. Der EWSA ist gegen eine allgemeine Abschaf­
fung der Pflichtversicherung; er stimmt jedoch der Möglichkeit 
zu, in genau festgelegten Fällen Ausnahmen zuzulassen. 

3.10.2 In Bezug auf die Einrichtung eines Entschädigungs­
mechanismus bedarf es genauerer Angaben, insbesondere zu 
der Frage, wie und von wem dieser Mechanismus finanziert 
wird. Die Einrichtung nationaler Entschädigungsmechanismen 
birgt die Gefahr, dass die finanzielle Ausstattung in den einzel­
nen Mitgliedstaaten unterschiedlich ausfällt. Ebenso könnten un­
terschiedliche Ärzte- und Produkthaftpflichtversicherungssys­
teme sowie unterschiedliche Haftungsregelungen in den Mit­
gliedstaaten zu einer Verschlechterung der Lage der Betroffenen 
im Schadensfall führen. 

3.11 Die Vereinfachung der Sicherheitsberichterstattung 
und insbesondere ihre Zentralisierung in der Europäischen 
Arzneimittel-Agentur werden einen großen Fortschritt darstel­
len; sie sollten unnötigen Verwaltungsaufwand in Bezug auf die 
Pharmakovigilanz verringern und gleichzeitig die Fähigkeit der 
EU maximieren, relevante Ereignisse rechtzeitig festzustellen.
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3.11.1 Der EWAS empfiehlt, in der Verordnung keine spezi­
fischen Krankheitskategorien oder Arten von Arzneimitteln ein­
zuführen. Das Hauptaugenmerk sollte auf der Gewährleistung 
der Sicherheit der Teilnehmer und der Zuverlässigkeit der ge­
wonnenen Daten liegen. Sollten spezifische Krankheiten in der 
Verordnung ihre eigene Klassifizierung erhalten, ist zu befürch­
ten, dass zu viele neue Klassifizierungen eingeführt werden, die 
bei den Sponsoren und den zuständigen nationalen Behörden 
nur zu Verwirrung führen würden. Es besteht die konkrete 
Gefahr, dass ein ausuferndes Klassifizierungssystem dem Ziel 
der Verordnung, nämlich einer Vereinfachung und Vereinheitli­
chung, zuwiderläuft. 

3.12 Der EWSA unterstützt die Einrichtung einer Koordina­
tions- und Beratungsgruppe für klinische Prüfungen (KBkP) und 
hält sie für einen wesentlichen Schritt hin zu einer tatsächlichen 
Harmonisierung der klinischen Forschung in ganz Europa. Um 
die Funktionsweise dieser Gruppe so optimal wie möglich zu 
gestalten, sollten die Sitzungen nur die in Artikel 81 genannten 
Parteien einbeziehen. Allerdings sollte sichergestellt werden, dass 
die für diese Verordnung relevanten Interessenträger Fragen oder 
Themen übermitteln können, die dann von dieser Beratungs­
gruppe erörtert werden. Hierdurch würde mehr Transparenz 
und ein besseres Gleichgewicht zwischen allen Akteuren einer 
klinischen Prüfung – einschließlich der Patienten – hergestellt. 

3.12.1 Daher plädiert der EWSA für die Aufnahme des fol­
genden Wortlauts in Artikel 81 Absatz 5: „Auf Antrag einer 
relevanten Interessengruppe übermittelt die Kommission der 
KBkP eine oder mehrere gemäß Artikel 81 Absatz 2 relevante 
Fragen zur Erörterung in der frühstmöglichen Sitzung und be­
ruft die KBkP ggf. hierzu ein. Lehnt die Kommission die Über­
mittlung einer Frage an die KBkP oder die von einer Interes­
sengruppe beantragte Einberufung der KBkP ab, wird dem An­
tragteller dies in einem begründeten Schreiben mitgeteilt. Erör­
tert die KBkP eine Frage aufgrund dieser Bestimmung, so stellt 
die Kommission sicher, dass der betroffene Antragsteller über 
das Ergebnis dieser Erörterung informiert wird.“ 

3.13 Der EWSA begrüßt zwar die Absicht der Kommission, 
die Bedingungen für die Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten zu verschärfen, betont jedoch, dass ein angemessenes 
Gleichgewicht zwischen den Rechten des Einzelnen und der 
sicheren Verwendung von Patientendaten für die Gesundheits­
forschung gewahrt bleiben muss. Insbesondere wenn Patienten, 
die an klinischen Prüfungen teilnehmen, eine weit gefasste Ein­
willigung nach Aufklärung erteilt haben, wodurch die Proben 
und Daten für künftige Forschung verwendet werden können, 
muss man sich bei der Verwendung dieser Daten an die Grund­
sätze der guten klinischen Praxis und ethische Prinzipien halten. 

4. Besondere Bemerkungen 

4.1 Der EWSA spricht sich ausdrücklich für eine einzige 
europäische Steuerungsstruktur für klinische Prüfungen 
aus, durch die die klinische Forschung in der EU erheblich 
gefördert wird und die die Messlatte und das Ziel für die Än­
derung und Überarbeitung dieser Verordnung sein sollte. 

4.2 Der EWSA ruft dazu auf, die Bestimmungen zu dem 
Netzwerk der Ethik-Kommissionen in die Verordnung auf­
zunehmen. 

4.2.1 Die Mitglieder eines solchen Netzwerks werden von 
den Mitgliedstaaten benannt, die der Kommission die entspre­
chenden Namen und Kontaktdaten mitteilen. Die Mitglieder 
nehmen an den Tätigkeiten des Netzwerks teil und tragen zu 
deren Tätigkeiten bei. Dieses Netzwerk beruht auf den Grund­
sätzen verantwortungsvoller Verwaltungspraxis, einschließlich 
Transparenz, Objektivität, Unabhängigkeit der Sachverständigen, 
faire Verfahren und angemessene Beteiligung der Akteure unter 
maßgeblicher Einbeziehung der Patienten auf jeder Stufe des 
Verfahrens. 

4.2.2 Das Netzwerk der Ethik-Kommissionen verfolgt fol­
gende Ziele: 

a) Unterstützung der Zusammenarbeit zwischen nationalen und 
lokalen Ethik-Kommissionen oder -Stellen im Hinblick auf 
die Vereinfachung und Harmonisierung der Verfahren zur 
Abgabe einer positiven Stellungnahme durch die Ethik-Kom­
missionen; 

b) Unterstützung der Analyse des Inhalts und der Art der In­
formationen, die ausgetauscht werden können; 

c) Vermeidung von Doppelarbeit bei den Bewertungen; 

d) Gewährleistung, dass an klinischen Prüfungen in der EU teil­
nehmende Patienten durch die gleichen universellen ethi­
schen Grundsätze geschützt sind; 

e) Unterstützung der europaweiten Harmonisierung der Quali­
fikationen und der Fortbildung der Mitglieder der Ethik-Kom­
missionen. 

4.2.3 Der EWSA unterstützt die Finanzierung dieses Netz­
werks durch das EU-Forschungsprogramm. Die Beihilfe der 
Union können nur diejenigen an dem Netzwerk beteiligten Be­
hörden oder anderen Stellen erhalten, die von den teilnehmen­
den Mitgliedstaaten als Begünstigte benannt wurden. 

4.3 Der EWSA ist sich bewusst, dass Zeitvorgaben für das 
Hinzufügen eines neuen Mitgliedstaats der Wettbewerbsfähigkeit 
nicht zuträglich sind und nicht im Einklang mit den Zeitvor­
gaben von Teil II der Bewertung durch die betreffenden Mit­
gliedstaaten gemäß Artikel 7 stehen. Ein zusätzlicher Mitglied­
staat darf die Schlussfolgerung des berichterstattenden Mitglied­
staats für Teil I nur aus folgenden Gründen ablehnen: 

a) erhebliche Unterschiede zwischen den betroffenen Mitglied­
staaten und dem berichterstattenden Mitgliedstaat hinsicht­
lich der normalen klinischen Praxis, die dazu führen würden, 
dass ein Proband eine schlechtere Behandlung erhalten 
würde als gemäß normaler Praxis; 

b) Verstoß gegen die in Artikel 86 genannten nationalen 
Rechtsvorschriften; in diesem Fall sollte diese Bewertung 
auch in weniger als den vorgeschlagenen 10/20 Tagen vor­
genommen werden können, etwa innerhalb von zehn Tagen; 
die Möglichkeit zur Aussetzung der Frist für den Erhalt der 
zusätzlichen Erklärungen sollte im Einklang mit den Zeitvor­
gaben von Teil II der Bewertung durch die betreffenden Mit­
gliedstaaten gemäß Artikel 7 und Artikel 14 Absatz 8 
stehen.
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4.4 Hinsichtlich des Bewertungsverfahrens empfiehlt der 
EWSA, dass jeder Mitgliedstaat – zusätzlich zu den in Artikel 7 
Absatz 1 festgelegten Bedingungen – den Antrag in Bezug auf 
die Erfüllung der Vorschriften zum Schutz der Probanden be­
werten muss. Zur Vermeidung langwieriger Zulassungsverfahren 
für klinische Prüfungen, die den Zugang der Patienten zu kli­
nischen Prüfungen verzögern würden, schlägt der EWSA fol­
gende Änderung des ersten Satzes von Artikel 7 Absatz 2 
vor: „Jeder Mitgliedstaat vervollständigt seine Bewertung, die 
auch die Stellungnahme der nationalen Ethik-Kommission 
beinhaltet, innerhalb von zehn Tagen ab Datum der Validie­
rung gemäß Artikel 6 Absatz 4.“ 

4.5 Am Ende von Artikel 8 Absatz 6 sollte folgender Satz 
angefügt werden: „Der Sponsor darf mit der klinischen Prüfung 
umgehend ab dem Notifizierungsdatum beginnen, es sei denn, 
der betreffende Mitgliedstaat hat seine Ablehnung gemäß Absatz 
2 mitgeteilt.“ 

4.6 Zur Gewährleistung der Patientensicherheit dringt der 
Ausschuss auf eine Ausweitung der in dem Verordnungsvor­

schlag aufgeführten Fristen. So sollten etwa folgende Fristen 
verlängert werden: in Artikel 5 Absatz 2 von 6 auf 14 Tage, 
in Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 3 von 3 auf 7 Tage, in 
Artikel 6 Absatz 4 von 10 auf 25, von 25 auf 35 und von 
30 auf 40 Tage sowie in Artikel 17 Absatz 2 von 4 auf 10 
Tage. 

4.7 Die Schutzvorschriften in Artikel 31 und 32 des Ver­
ordnungsvorschlags sollten sich auf die Bestimmungen der 
Richtlinie 2001/20/EG stützen oder den Mitgliedstaaten zumin­
dest eine Opt-out-Möglichkeit in Bezug auf schutzbedürftige 
Bevölkerungsgruppen gewähren. 

4.8 Hinsichtlich der Unterlagen zur Konformität des Prüf­
präparats mit der guten Herstellungspraxis (Anhang I, Ziffer 
6) betont der EWSA, dass dem Antrag eine Erklärung beiliegen 
sollte, mit der bestätigt wird, dass alle Unterlagen zur Konfor­
mität des Prüfpräparats/der Prüfpräparate mit der guten Herstel­
lungspraxis gespeichert sind und im Rahmen einer Inspektion 
eingesehen werden können, damit die Sicherheit der Patienten 
nachhaltig gewährleistet ist. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die kollektive Wahrnehmung von 
Urheber- und verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen für die 

Online-Nutzung von Rechten an Musikwerken im Binnenmarkt“ 

COM(2012) 372 final — 2012/0180 (COD) 

(2013/C 44/18) 

Berichterstatter: Jacques LEMERCIER 

Der Rat und das Europäische Parlament beschlossen am 10. bzw. 11. September 2012, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 50 und Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender 
Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die kollektive Wahrnehmung von 
Urheber- und verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen für die Online-Nutzung von Rechten 
an Musikwerken im Binnenmarkt“ 

COM(2012) 372 final — 2012/0180 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre 
Stellungnahme am 4. Dezember 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 116 Stimmen bei einer Enthaltung folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss billigt 
und unterstützt den Vorschlag der Europäischen Kommission 
für eine Richtlinie über die Führung von Verwertungsgesellschaf­
ten digitaler Rechte und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen 
für Musikwerke im Binnenmarkt. 

1.2 Er hält das Anwendungsgebiet angesichts des Anteils der 
Musik an den Online-Märkten für kulturelle Inhalte für richtig 
gewählt; gleichzeitig bietet sich in diesem Zusammenhang die 
Möglichkeit, Erkenntnisse über eine grenzüberschreitende Wahr­
nehmung von Urheberrechten zu gewinnen, die hernach als 
Modell oder zumindest als Inspiration für den Online-Handel 
mit jeder Art von Multimedia-Inhalten und Büchern dienen 
können. 

1.3 Der EWSA hat die Folgenabschätzung ( 1 ) sowie die Re­
aktionen der Branche und aus dem Umfeld der Verbraucher 
berücksichtigt und teilt die Ansicht, dass ein einheitlicher 
Rechtsrahmen für Verwertungsgesellschaften festgelegt und 
eine Art europäische Lizenzbescheinigung für Online- 
Musikdienste geschaffen werden muss. 

1.4 Er macht auf die Notwendigkeit aufmerksam, den Ver­
wertungsgesellschaften während eines Übergangszeitraums Un­
terstützung zu gewähren, damit sie sich an diese grenzüber­
schreitende Vertriebsform anpassen können, die sie vor tech­
nische und materielle Probleme stellt, derer sich der EWSA 
bewusst ist. 

1.5 Er billigt die vorgeschlagene Rechtsgrundlage (Artikel 50 
und 54 AEUV), die sich auf die Niederlassungs- und die Dienst­
leistungsfreiheit innerhalb des Binnenmarkts bezieht. In Bezug 
auf die Anwendung der Dienstleistungsrichtlinie sollte bedacht 

werden, dass die Verwertungsgesellschaften keinen 
Erwerbszweck verfolgen und Merkmale aufweisen, die sie von 
den Unternehmen unterscheiden. 

1.6 Kunstschaffende befinden sich oftmals in einer sehr pre­
kären Lage, da ihr Erfolg unsicher ist und ihre Einnahmen un­
regelmäßig fließen. Die Verwertungsgesellschaften können den 
Kunstschaffenden bei der Entwicklung kultureller Tätigkeiten 
helfen, indem sie schwächere Repertoires und Nachwuchskünst­
ler unterstützen. Die dem Grundsatz der Solidarität verpflichte­
ten Verwertungsgesellschaften helfen Autoren, die sich in 
Schwierigkeiten befinden, und unterstützen die Förderung neuer 
Talente. Verwertungsgesellschaften tragen somit erheblich zur 
Entwicklung der europäischen Kulturszene und der europäi­
schen Kulturwirtschaft bei. 

2. Der Vorschlag der Kommission 

2.1 Nach Auffassung der Kommission beschränkt sich der 
gemeinschaftliche Besitzstand zum Urheberrecht auf die Defini­
tion von Urheber- und verwandten Schutzrechten, auf Beschrän­
kungen und Ausnahmen sowie auf die diesbezüglichen Bestim­
mungen. 

2.2 Sehr wenige Bestimmungen der Richtlinie zum Urheber­
recht und der damit verbundenen Rechtsakte ( 2 ) beziehen sich 
auf die kollektive Wahrnehmung von Urheberrechten, außerdem 
wird keinerlei Rahmen für die Funktionsweise von Verwertungs­
gesellschaften festgelegt. Zwingende Vorschriften über die in­
terne Organisation und Transparenz dieser Unternehmen, so­
weit sie bestehen und weiter entwickelt werden, sind das Ergeb­
nis der Rechtsprechung des Gerichtshofs und von Entscheidun­
gen der Kommission.
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2010/13/EU zu audiovisuellen Mediendiensten).



2.3 Jedoch variieren die Gesetze in der Praxis von einem 
Mitgliedstaat zum anderen; auch gibt es unterschiedliche Bestim­
mungen für die Verwertungsgesellschaften. Erhebliche Unter­
schiede bestehen aber insbesondere bei der Handhabung der 
Modalitäten und der Praktiken der Überwachung der Verwen­
dung der eingenommenen Gelder und deren Aufteilung unter 
den Rechteinhabern – hier mangelt es oft an Transparenz. In 
einigen Ländern wurden sogar Praktiken festgestellt, die an Ver­
untreuung des Gesellschaftsvermögens grenzen. 

2.4 Ziel des Vorschlags ist es, „einen angemessenen Rechts­
rahmen für die Wahrnehmung von Rechten (zu) schaffen, die 
von den Verwertungsgesellschaften im Namen der Rechtein­
haber kollektiv verwaltet werden“. Er enthält daher 

— Vorschriften zur Verbesserung der Führung und Beaufsichti­
gung sowie der Transparenz von Verwertungsgesellschaften 
sowie 

— zur Förderung und Erleichterung der länderübergreifenden 
Lizenzierung von Urheberrechten an Musikwerken durch 
Verwertungsgesellschaften, die die Schöpfer des Werks ver­
treten. 

2.5 Diese Ziele können nur durch einen angemessenen 
Rechtsakt (in diesem Fall eine Richtlinie) auf europäischer Ebene 
unter Wahrung der Grundsätze der Subsidiarität und der Ver­
hältnismäßigkeit erreicht werden. 

2.6 Der EWSA befürwortet die Ziele des Vorschlags und die 
in diesem Sinne vorgesehenen sonstigen rechtlichen Bestim­
mungen. Er billigt außerdem die für die Richtlinie vorgeschla­
gene Rechtsgrundlage (Artikel 50 und Artikel 51 bis 54 AEUV) 
und begrüßt, dass der Vorschlag haushaltsneutral ist. 

3. Allgemeine Bemerkungen 

3.1 Der EWSA hat sich bereits zu den wesentlichen Normen 
geäußert ( 3 ), die im Bereich der kollektiven Wahrnehmung von 
Rechten und der Funktionsweise der Verwertungsgesellschaften 
verbindlich festgelegt werden sollten, um eine gerechte Auftei­
lung der eingenommenen Gelder auf die Urheber und sonstiger 
Rechteinhaber und eine transparente Funktionsweise der Ver­
waltung sicherzustellen, die von den Mitgliedern der Verwer­
tungsgesellschaften und von einer unabhängigen, administrati­
ven oder justiziellen Rechnungsprüfbehörde überwacht wird, die 
regelmäßig über die Tätigkeiten jeder Verwertungsgesellschaft 
Bericht erstattet, wie dies bereits in mehreren Mitgliedstaaten 
der Fall ist. 

3.2 Der Richtlinienvorschlag sollte von demselben Geist ge­
tragen sein wie die Urheberrechtsrichtlinie, nach der jede Har­
monisierung des Urheberrechts und verwandter Schutzrechte 
von einem hohen Schutzniveau ausgehen muss. Ihr Schutz trägt 
nämlich dazu bei, die Erhaltung und Entwicklung kreativer Tä­
tigkeit im Interesse der Schöpfer von Werken, ausübenden 

Künstler, Produzenten, Unternehmen und der breiten Öffent­
lichkeit sicherzustellen. 

3.3 Die Auswahl des Musikmarkts für einen Legislativvor­
schlag kann durch die relative Bedeutung der Musik innerhalb 
des europäischen Marktes im Vergleich zu anderen kulturellen 
Angeboten sowie durch technische Gründe erklärt werden, da 
Musik nicht sprachlich angepasst werden muss. 

3.4 Es wäre vielleicht besser gewesen, zwei Richtlinienvor­
schläge vorzulegen, einen für Verwertungsgesellschaften im All­
gemeinen und einen zweiten für Mehrgebietslizenzen für den 
Online-Musikvertrieb. 

3.5 Der EWSA kann dennoch eine einzige Richtlinie ange­
sichts der grundlegenden Bedeutung der Verwertungsgesellschaf­
ten im Musikvertrieb akzeptieren; sie sind am besten in der 
Lage, Lizenzen zu verwalten und die Tantiemen für die Rechte­
inhaber einzuziehen sowie die Einnahmen aufzuteilen. Aller­
dings müssen die Rechteinhaber, die die Wahrnehmung ihrer 
Rechte freiwillig einer Verwertungsgesellschaft übertragen ha­
ben, auch weiterhin die Möglichkeit haben, deren Nutzung zu 
kontrollieren und nachzuprüfen, ob die Gelder transparent und 
gerecht verwaltet werden. 

3.6 Der EWSA ist der Ansicht, dass freiwillige Normen – wie 
sie von den Verwertungsgesellschaften gewünscht werden – 
nicht ausreichen würden, um den Urhebern und Rechteinhabern 
die von ihnen verlangten transparenten, klaren und einheitlichen 
Verwaltungsregeln zuzusichern. Nicht zwingende Vereinbarun­
gen würden in der Praxis zum Fortbestehen einer Vielzahl und 
einer übermäßigen Rolle von gebietsbezogenen Regeln beitra­
gen, die den europäischen Online-Markt für kulturelle Inhalte 
beherrschen und zerstückeln. 

3.7 Der EWSA hält die Richtlinie für den angemessenen 
Rechtsakt, da sie das Recht vereinheitlicht und es den Mitglied­
staaten gleichzeitig ermöglicht, bei ihrer Anwendung Anpassun­
gen vorzunehmen, um landesspezifische Umstände und Eigen­
heiten zu berücksichtigen. 

3.8 In Bezug auf die Verwertungsgesellschaften hält der 
EWSA die Aussage für voll und ganz zutreffend, dass „die kol­
lektive Rechtewahrnehmung in allen Bereichen in Bezug auf 
Effizienz, Korrektheit, Transparenz und Rechenschaftspflicht ge­
genüber Mitgliedern und Nutzern angepasst werden“ muss. 
Diese Anforderungen passen genau in den Zusammenhang 
der digitalen Agenda für Europa und der Europa-2020-Strategie 
„für intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum“ so­
wie der Kommissionsmitteilungen „Ein Binnenmarkt für Rechte 
des geistigen Eigentums“ und „Ein kohärenter Rahmen zur Stär­
kung des Vertrauens in den digitalen Binnenmarkt für elektro­
nischen Handel und Online-Dienste“ sowie der Folgemaßnah­
men zum „Grünbuch über den Online-Vertrieb von audiovisu­
ellen Werken in der Europäischen Union“.
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3.9 „In der Empfehlung 2005/737/EG der Kommission für 
die länderübergreifende kollektive Wahrnehmung von Urheber­
rechten und verwandten Schutzrechten, die für legale Online- 
Musikdienste benötigt werden, wurden die Mitgliedstaaten auf­
gefordert, bessere rechtliche Rahmenbedingungen für die Wahr­
nehmung von Urheberrechten oder verwandten Schutzrechten 
im Hinblick auf die Erbringung legaler Online-Musikdienste zu 
schaffen und die Anforderungen an die Verwertungsgesellschaf­
ten in Bezug auf deren interne Organisation und Transparenz 
zu erhöhen.“ 

3.10 Die Empfehlungen stellen jedoch keine zwingenden 
Vorschriften dar; dieser Mangel wird durch den Richtlinienvor­
schlag behoben. 

3.11 Außerdem ergänzt „dieser Vorschlag (…) die Richtlinie 
2006/123/EG vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen 
im Binnenmarkt, mit der ein Rechtsrahmen geschaffen werden 
soll, der die Niederlassungsfreiheit und den freien Dienstleis­
tungsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten garantiert. Verwer­
tungsgesellschaften unterliegen in ihrer Eigenschaft als Erbringer 
von Dienstleistungen im Zusammenhang mit der kollektiven 
Rechtewahrnehmung der Richtlinie 2006/123/EG.“ Der EWSA 
fragt sich, ob es richtig ist, die Dienstleistungsrichtlinie in ihrer 
Gesamtheit sinngemäß auf die Verwertungsgesellschaften an­
zuwenden. Die Besonderheiten dieser Gesellschaften, die keinen 
Erwerbszweck verfolgen, sollten genauer betrachtet werden. 

3.12 Der Richtlinienvorschlag wurde daher in voller Über­
einstimmung mit dem derzeitigen Recht und den Linien aus­
gearbeitet, die in den Programmen zur Entwicklung des Binnen­
markts vorgegeben werden, sowie im Einklang mit den interna­
tionalen Vereinbarungen, denen die Mitgliedstaaten als Vertrags­
partei angehören; der EWSA befürwortet die vorgeschlagenen 
Bestimmungen. 

3.13 Der EWSA spricht sich wie die Kommission und ent­
sprechend seinen früheren Stellungnahmen dafür aus, die 
Grundsätze für die Leitung und Transparenz von Verwertungs­
gesellschaften in einem ausführlicheren Regelwerk zu kodifizie­
ren, das mehr Möglichkeiten zur Kontrolle von Verwertungs­
gesellschaften bietet. Nur durch die jährliche Überprüfung der 
Verwaltung sowohl durch die Gemeinschaft der angeschlosse­
nen Rechteinhaber als auch durch eine unabhängige Behörde 
oder Institution wird sichergestellt, dass die Rechteverwertung 
sorgfältig verwaltet wird. 

3.14 Allerdings fragt sich der EWSA, ob die technischen 
Kapazitäten vieler derzeit auf dem Gebiet der EU tätigen Ver­
wertungsgesellschaften ausreichen, um die Verwaltung von 
Mehrgebietslizenzen ohne Probleme zu übernehmen. 

3.15 Ein weiteres wichtiges Problem besteht in der Bünde­
lung der Repertoires; die Kommission schlägt eine „Europäische 
Lizenzbescheinigung“ vor, durch die diese Bündelung – und 
dementsprechend auch die Lizenzvergabe – erheblich verein­
facht würde. Hierdurch würden „EU-weit dieselben Regeln gel­
ten, und wegen des größeren Wettbewerbs wären die Verwer­
tungsgesellschaften gezwungen, effizientere Lizenzierungs­
methoden zu entwickeln.“ Der EWSA befürwortet diesen An­
satz. 

3.16 Er billigt ebenfalls die Rechtsgrundlage, nämlich Arti­
kel 50 AEUV (ex-Artikel 44 EGV) zur Niederlassungsfreiheit 
sowie Artikel 53 (ex 47) und 62 (ex 55) AEUV, wobei letzterer 
auf Artikel 51 bis 54 AEUV zur Dienstleistungsfreiheit verweist. 

4. Besondere Bemerkungen 

4.1 Die Wahrung der Urheber- und verwandten Schutzrechte 
bezweckt die Förderung des künstlerischen Schaffens durch eine 

angemessene oder anteilige Vergütung der Rechteinhaber und 
ihrer Erben während eines Zeitraums von 50 bis 95 Jahren 
entsprechend den geschützten Rechten und der Gesetzgebung 
der Mitgliedsländer der Weltorganisation für geistiges Eigentum 
(WIPO). Diese Vergütung sollte eine materielle Sicherheit ge­
währleisten, die eine Weiterführung des künstlerischen Schaffens 
ermöglicht. Tatsächlich können im Musik- wie in anderen 
künstlerischen Bereichen nur sehr wenige Urheber von den Ein­
nahmen aus ihren Rechten leben, insbesondere aufgrund der 
ihrer Meinung nach undurchsichtigen Funktionsweise der Ver­
wertungsgesellschaften und der Kontrolle von Produktion und 
Vertrieb durch transnationale Oligopole. 

4.2 In der Praxis wird ein Großteil der Beträge, die von den 
Lizenznutzern gezahlt werden müssen, von nationalen oder in­
ternationalen Verwertungsgesellschaften eingezogen, die sie 
dann folgendermaßen an die ihnen angeschlossenen Urheber 
verteilen: 

— entweder entsprechend dem jeweiligen Verteilerschlüssel, 
den die betreffende Verwertungsgesellschaft für die pauscha­
len Zahlungen anwendet – dies ist es, was ihre Arbeit un­
durchsichtig macht; 

— oder anhand individueller Konten, wenn die Rechteinhaber 
und die lizenzierten Werke einzeln ermittelt werden können 
(dies trifft auf den Online-Vertrieb zu, bei dem die hierfür 
notwendige vollständige Information leichter abgerufen wer­
den kann). 

4.3 Der Anteil, der z.B. in Frankreich tatsächlich an die Rech­
teinhaber geht, beträgt im Allgemeinen zwischen 9 und 10 % 
der Einnahmen der Musikindustrie, und zwar sowohl für den 
CD-Verkauf wie für den Online-Vertrieb, obwohl die Kosten für 
letzteren Vertriebsweg viel niedriger ausfallen. Die Produktions­
gesellschaften – insbesondere die Marktführer – erhalten ca. 
50 % der Einnahmen aus dem klassischen Vertrieb und über 
60 % der Einnahmen aus dem Online-Vertrieb; die Gebühren 
für die Arbeit der Verwertungsgesellschaften sind oft sehr 
hoch und der Anschluss bei ihnen erfolgt unter der Bedingung, 
dass die Urheber der Gesellschaft die Verwertungsrechte für ihre 
gesamten Werke übertragen. Außerdem stellen die Produzenten 
den Urhebern oft Werbe- oder sonstige Kosten in Rechnung, die 
ihren Anteil weiter schmälern. 

4.4 Der EWSA hebt hervor, dass der Richtlinienvorschlag im 
Einklang mit der gewählten Rechtsgrundlage dem Bedarf an 
Harmonisierung innerhalb des Binnenmarktes entspricht, ebenso 
wie den von den Rechteinhabern formulierten Anforderungen 
bezüglich Transparenz, Gerechtigkeit und Kontrolle der Verwal­
tung sowie auch der gerechten Bezahlung der bei Verwertungs­
gesellschaften Angeschlossenen – zu viele von ihnen haben das 
Gefühl, nie etwas zu erhalten, während einer kleinen Zahl von 
Angeschlossenen der Löwenanteil zukommt ( 4 ); er weist jedoch 
auch darauf hin, dass die ungleichen Verträge, die von den
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Marktführern der Herausgabe und des Vertriebs von Musikwer­
ken diktiert werden, in Kraft bleiben und nach wie vor ver­
hindern, dass die meisten Urheber und Rechteinhaber für ihre 
Arbeit gerecht bezahlt werden. Der Legislativvorschlag ist daher 
aus Sicht des Ausschusses unvollständig, wenn es darum geht, 
eine echte Förderung der Kultur und der literarischen und 
künstlerischen Werke durch eine angemessene Bezahlung der 
Urheber sicherzustellen. 

4.5 Es handelt sich schließlich um „Minimalbestimmungen“, 
die den Mitgliedstaaten bei der Umsetzung großen Spielraum 
lassen, damit sie den Bedürfnissen der Urheber bestmöglich ent­
sprechen und die Kultur und deren Verbreitung optimal fördern 
können. Der EWSA kann daher die Bewertung einiger gesetz­
gebender Versammlungen nicht teilen, die der Ansicht sind, dass 
im Richtlinienvorschlag die Subsidiarität nicht gewahrt wird, da 
er zu einengend und detailliert sei. Er fordert die Kommission 
außerdem auf, darüber nachzudenken, wie die Urheber tatsäch­
lich in den Genuss der geringeren Kosten durch den Online- 
Vertrieb kommen können, schließlich werden die zusätzlichen 
Einnahmen von einem einzigen Marktakteur abgeschöpft, der 
damit die geringeren Einnahmen aus dem klassischen Vertrieb 
auszugleichen erhofft. Die Marktführer wollen nämlich mittels 
ungleicher Verträge und intensiver Lobbyarbeit für sehr repres­
sive Rechtsvorschriften für den Online-Handel eine Wirtschaft 
der Verknappung gegenüber dem Internet aufrechterhalten, die 
ihnen einen unbeschränkten Massenvertrieb zu äußerst geringen 
Kosten ermöglicht. 

4.6 Die Künstler sollten mehr Kontrolle über die Förderung 
des Online-Handels mit ihren Werken und die entsprechenden 
Einnahmen haben. Sie sollten bestimmte Werke kostenlos oder 
günstig direkt zu Werbezwecken vertreiben können. Das Inter­
net ermöglicht neue Quellen der Finanzierung der Arbeit der 
Urheber, etwa Aufrufe zur Finanzierung durch die Hörer der 
späteren Produktionen. Durch die Richtlinie sollten die Urheber 
mehr Kontrolle und Möglichkeiten erhalten. 

4.7 Der EWSA begrüßt Artikel 38, in dem die Mitgliedstaa­
ten zur Festlegung von Sanktionen aufgefordert werden, um die 
Einhaltung der Bestimmungen sicherzustellen, die in ihr inner­
staatliches Recht aufgenommen werden. 

4.8 In Titel II wird der erste Teil der Richtlinie behandelt, in 
dem es um die Organisation und Funktionsweise jeglicher Art 
von Verwertungsgesellschaft geht. Die Transparenzanforderun­
gen und die Berichtspflichten – Aspekte, auf die der EWSA 
besonderen Nachdruck legt – werden im Kapitel 5 unter Titel 
II (Artikel 17 bis 20) zufriedenstellend behandelt. 

4.9 Durch die ergänzenden Bestimmungen werden die Trans­
parenzanforderungen weiter verstärkt. So handelt Artikel 8 von 
der Aufsichtsfunktion, durch die den Mitgliedern eine effiziente 
Verwaltung garantiert wird; der EWSA befürwortet die hierfür 
festgelegten Bestimmungen. Mit Titel IV zur Streitbeilegung 
(Artikel 34 bis 40) – darunter die Beschwerdeverfahren 
(Artikel 37) – werden die Bestimmungen zur Funktionsweise 
der Verwertungsgesellschaften wirksam vervollständigt, indem 
es den Mitgliedern ermöglicht wird, gegen eine ihrer Ansicht 
nach mangelhafte Verwaltung ihrer Rechte vorzugehen. 

4.10 In Bezug auf bestimmte vorgeschlagene Kriterien, ge­
mäß derer kleine Verwertungsgesellschaften von der Mehr­

gebietslizenzierung ausgenommen werden können, stellt der 
EWSA fest, dass Marktkonzentrationen drohen, was Wett­
bewerbsverzerrungen hervorrufen könnte, die zu Lasten kleine­
rer Marktteilnehmer gehen, etwa derjenigen von Ländern mit 
geringer Bevölkerungszahl oder von einigen nationalen Minder­
heiten, deren Beitrag zu den Kulturen Europas eventuell durch 
besondere Unterstützungsmaßnahmen gefördert werden muss, 
damit sie am europäischen Lizenzmarkt teilnehmen können. 
Der EWSA ist angesichts dieser Erwägungen hinsichtlich der 
kulturellen Vielfalt im Einklang mit Artikel 107 AEUV der Auf­
fassung, dass kleine Verwertungsgesellschaften in diesen Ländern 
die Möglichkeit haben sollten, öffentliche Mittel zu empfangen, 
damit sie ihre Kataloge auf europäischer Ebene unmittelbar ver­
markten und selbst Mehrgebietslizenzen vergeben können. 

4.11 Die Bestimmungen zur Vermeidung von Interessenkon­
flikten, zur Gewährleistung von Transparenz und der Effizienz 
der Verwaltung sowie zur Information der Mitglieder der Ver­
wertungsgesellschaften sind zielführend, insbesondere Artikel 9, 
wo die Pflichten der Personen, die tatsächlich die Geschäfte 
einer Verwertungsgesellschaft führen, festgelegt werden. 

4.12 Titel III (Artikel 21 bis 33) bezieht sich auf die euro­
päischen Lizenzen für Online-Musikdienste. In Artikel 21 (Ver­
gabe von Mehrgebietslizenzen im Binnenmarkt) wird der 
Grundsatz der wirksamen Überprüfung der Beachtung der Be­
stimmungen von Titel III durch die zuständigen Behörden (s. 
entsprechende Definition in Artikel 39) postuliert. 

4.13 Artikel 22 (Kapazitäten zur Verarbeitung von Mehr­
gebietslizenzen) bezieht sich auf die wesentlichen Bestimmun­
gen des zweiten Bereichs. Verwertungsgesellschaften, die Mehr­
gebietslizenzen vergeben, müssen über ausreichende Kapazitäten 
zur effizienten und transparenten elektronischen Verarbeitung 
der für die Verwaltung dieser Lizenzen erforderlichen Daten, 
zur Ausstellung von Rechnungen, zur Einziehung von Einnah­
men aus der Rechtenutzung und zur Ausschüttung der den 
Rechteinhabern zustehenden Beträge verfügen. Der EWSA be­
grüßt die detaillierten Voraussetzungen (Absatz 2), die mindes­
tens erfüllt werden müssen, unterstreicht jedoch, dass es in der 
Praxis schwer sein dürfte zu beurteilen, ob sie aufhebenden 
Charakter haben oder nicht. 

4.14 Die Anforderungen an die Verwertungsgesellschaften 
sind notwendig. In Artikel 23 (Transparenz der Informationen 
über gebietsübergreifende Repertoires) wird gefordert, dass die 
Informationen „die Musikwerke, Rechte – in ihrer Gesamtheit 
oder einzeln – und Mitgliedstaaten (umfassen), soweit sie von 
ihrem Wahrnehmungsauftrag erfasst sind“; in Artikel 24 (Kor­
rektheit der Informationen über gebietsübergreifende Reper­
toires) werden die Verwertungsgesellschaften aufgefordert, Ver­
fahren festzulegen, „die es den Rechteinhabern und anderen 
Verwertungsgesellschaften ermöglichen, die Daten, auf die in 
Artikel 22 Absatz 2 Bezug genommen wird, oder die gemäß 
Artikel 23 vorgelegten Informationen zu beanstanden“. Der 
EWSA vertritt den Standpunkt, dass alle Arten rechtmäßiger 
Beweise von der Verwertungsgesellschaft zu akzeptieren sind, 
die dann dafür sorgen muss, dass die Informationen ohne un­
gebührliche Verzögerung berichtigt werden.
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4.15 Da die Verwertungsgesellschaften die Nutzung der 
Rechte durch die Anbieter überwachen müssen, denen sie eine 
Mehrgebietslizenz erteilt haben, müssen sie die Möglichkeit bie­
ten, die tatsächliche Nutzung von Rechten auf elektronischem 
Wege nach einer anerkannten, auf freiwilligen Standards und 
üblichen Praktiken beruhenden Methode zu melden. Der 
EWSA befürwortet die Möglichkeit, eine Meldung im Format 
des Anbieters abzulehnen, wenn die Verwertungsgesellschaft 
eine Meldung nach einem branchenüblichen Standard für den 
elektronischen Datenaustausch ermöglicht. 

4.16 Der EWSA unterstreicht, dass die Verwendung von 
freien und Open-Source-Standards auch für elektronische Rech­
nungen (Artikel 25) eine jederzeit angemessene und akzeptable 
Lösung wäre – hierauf sollte an dieser Stelle hingewiesen wer­
den. 

4.17 Der EWSA billigt die in Artikel 25 genannten Anfor­
derungen an die Rechnungsstellung, nämlich die unverzügliche 
Ausstellung einer korrekten Rechnung nach Nutzung der Mehr­
gebietslizenz sowie die Pflicht, adäquate Verfahren für Rech­
nungsbeanstandungen vonseiten der Anbieter von Online-Mu­
sikdiensten festzulegen. Die Vergütung der Rechteinhaber muss 
ordnungsgemäß und unverzüglich erfolgen (Artikel 26). Der 
EWSA begrüßt die detaillierten Bestimmungen über die Infor­
mationen, die den Rechteinhabern mit der Vergütung zu über­
mitteln sind, ebenso wie die Begründung für die vereinnahmten 
Honorare. 

4.18 Der EWSA befürwortet des Weiteren die Bestimmungen 
in Artikel 27, 28 und 29 (Pflicht zur Vertretung anderer Ver­
wertungsgesellschaften bei Mehrgebietslizenzen), nach denen 
eine Verwertungsgesellschaft, die keine Mehrgebietslizenzen für 
Rechte an Werken ihres eigenen Repertoires vergibt oder anbie­
tet, eine andere Verwertungsgesellschaft, die die Anforderungen 
der Richtlinie erfüllt, auffordern kann, mit ihr einen Vertretungs­
vertrag über die entsprechenden Rechte zu schließen. 

4.19 Der EWSA hält allerdings eine Verdeutlichung des 
Wortlauts für nötig: Besteht unter den in Artikel 29 Absatz 1 
angegebenen Umständen eine Pflicht, den Vertretungsauftrag zu 
akzeptieren, oder nicht? 

4.20 Der EWSA ist außerdem einverstanden mit den Bestim­
mungen in Bezug auf Mehrgebietslizenzen in Artikel 30 (Zu­
gang zu Mehrgebietslizenzen), Artikel 31 (Vergabe von Mehr­
gebietslizenzen durch Tochtergesellschaften von Verwertungs­
gesellschaften) und Artikel 32 (Lizenzierungsregelung für On­
line-Dienste). 

4.21 Der EWSA stimmt der Ausnahme (Artikel 33) zu, 
durch die die Anforderungen von Titel III nicht auf die Ver­
wertungsgesellschaften Anwendung finden, die auf der Grund­
lage einer freiwilligen Bündelung der notwendigen Rechte eine 
Mehrgebietslizenz für Online-Rechte an Musikwerken erteilen, 
die Hörfunk- oder Fernsehanstalten für ihre Programme benöti­
gen. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
443/2009 hinsichtlich der Festlegung der Modalitäten für das Erreichen des Ziels für 2020 zur 

Verringerung der CO 2 -Emissionen neuer Personenkraftwagen“ 

COM(2012) 393 final — 2012/0190 (COD) 

und dem 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 510/2011 hinsichtlich der Festlegung der Modalitäten für das Erreichen des 

Ziels für 2020 zur Verringerung der CO 2 -Emissionen neuer leichter Nutzfahrzeuge“ 

COM(2012) 394 final — 2012/0191 (COD) 

(2013/C 44/19) 

Berichterstatter: Stefano IOZIA 

Das Europäische Parlament und der Rat beschlossen jeweils am 11. September 2012, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 192 Abs. 1 und Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu 
folgenden Vorlagen zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
443/2009 hinsichtlich der Festlegung der Modalitäten für das Erreichen des Ziels für 2020 zur Verringerung der 
CO 2 -Emissionen neuer Personenkraftwagen“ 

COM(2012) 393 final — 2012/0190 (COD) 

und 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
510/2011 hinsichtlich der Festlegung der Modalitäten für das Erreichen des Ziels für 2020 zur Verringerung der 
CO 2 -Emissionen neuer leichter Nutzfahrzeuge“ 

COM(2012) 394 final — 2012/0191 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre 
Stellungnahme am 4. Dezember 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 116 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 4 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) hat in seinen Stellungnahmen stets sämtliche Initiativen 
der Kommission zur Reduzierung der CO 2 -Emissionen befür­
wortet, die auf ein „kohlenstofffreies“ Europa bis 2050 abzielen, 
in dem der Verkehrssektor seine Emissionen um 60 % senken 
müsste. 

1.2 Der EWSA weist darauf hin, dass der Europäische Rat im 
Februar 2011 das Ziel der EU bekräftigt hat, die Treibhausgas­
emissionen gegenüber dem Stand von 1990 bis 2050 um 80- 
95 % zu verringern ( 1 ). Laut dem Weltklimarat (IPCC) müssen 
die Industrieländer unter Berücksichtigung der seitens der Ent­
wicklungsländer erforderlichen Anstrengungen die Reduzie­
rungsziele gemeinsam erreichen. Hiermit dürften sich die Emis­
sionen weltweit bis 2050 halbieren lassen, wobei ein Reduzie­
rungsziel für die Zeit nach Kyoto innerhalb eines bis 2015 zu 
verabschiedenden und ab 2020 anzuwendenden globalen 
Rechtsrahmens angestrebt wird. 

1.3 Der EWSA begrüßt die Festlegung immer strengerer Ziele 
für die Eindämmung des Klimawandels, in erster Linie beim 
Straßenverkehr, der zu 24 % zu den Gesamtemissionen der 
EU an Kohlendioxid (CO 2 ) beiträgt, dem wichtigsten Treibhaus­
gas, dessen Ausstoß im Zeitraum von 1990 bis 2010 um fast 
23 % gestiegen ist. Diese Tendenz ist vor dem Hintergrund der 
Klimapolitik der Europäischen Union nicht tragfähig. 

1.4 Der EWSA befürwortet die mit den beiden Vorschlägen 
vorgenommen Änderungen, unterstreicht jedoch, dass ausgewo­
gen und wirksam gehandelt werden muss, um für eine sichere 
und wettbewerbsfähige Ressourcennutzung zu sorgen, bei der 
alle Hindernisse des Verkehrsbinnenmarkts beseitigt, saubere 
Technologien gefördert und die Verkehrsnetze modernisiert 
werden. Er dringt auf die zügige Verabschiedung der Verord­
nungen unter Berücksichtigung seiner Vorschläge. 

1.5 Für besonders wichtig hält es der EWSA, langfristige 
Ziele – auch für den Zeitraum nach 2020 – festzulegen, um 
die Wettbewerbsfähigkeit des Binnenmarkts zu erhalten. Die
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Absicht, bis 2014 neue Ziele für die Zeit nach 2020 festzule­
gen, wird vom EWSA begrüßt, sofern eine strenge und gründ­
liche Folgenabschätzung vorgenommen wird. Der EWSA emp­
fiehlt eine erneute Überprüfung der Ziele bis 2017, um der 
technologischen Entwicklung, den Marktprognosen und den Er­
fordernissen der Treibhausgasreduzierung Rechnung tragen zu 
können. Die Unternehmen fordern zu Recht die frühzeitige 
Schaffung eines stabilen Rechtsrahmens, der mit der konkreten 
Möglichkeit der Erreichung äußerst ehrgeiziger Ziele einher­
gehen muss. 

1.6 Der EWSA empfiehlt ebenso wie in früheren Stellung­
nahmen, ein Modell zu erarbeiten, das bei der Berechnung der 
CO 2 -Emissionen auch alle Emissionen im Zusammenhang mit 
der Fahrzeugherstellung mit einbezieht. Der CO 2 -Fußabdruck 
sollte berücksichtigt werden, weil er den gesamten Lebenszyklus 
der Fahrzeuge betrifft. 

1.7 Der EWSA begrüßt den Vorschlag der Kommission, bis 
2014 zu evaluieren, welches Kriterium als Nutzwertparameter 
dienen soll. Er plädiert bereits seit langem dafür, dem Fuß­
abdruck gegenüber der Masse den Vorzug zu geben, um die 
Entwicklung umweltfreundlicherer, leichterer und verbrauchsär­
merer Fahrzeuge voranzutreiben. 

1.8 Der EWSA ersucht die Kommission, weitere Überlegun­
gen zu dem Vorschlag in Bezug auf die lineare Funktion (Nei­
gung in %) anzustellen, denn ein Prozentsatz von 60 bedeutet 
eine Zunahme des CO 2 -Ausstoßes der Personenkraftwagen 
(PKW) um 4,6 g. Je mehr sich der Prozentsatz 100 % nähert, 
desto stärker werden schwere Fahrzeuge bevorzugt. 

1.9 Im Hinblick auf leichte Nutzfahrzeuge hat die Kommis­
sion einen Vorschlag angenommen, der eine Neigung von 
100 % beinhaltet, die für die Hersteller leichter Nutzfahrzeuge 
mit großer Masse geringere Kosten bedeutet. 

1.10 Der EWSA begrüßt die vorgeschlagene Politik für die 
Abgaben nach 2020, die damit einheitlich auf 95 EUR je g CO 2 
bei PKW und leichten Nutzfahrzeugen festgelegt werden. Seines 
Erachtens sollten die Abgaben für Maßnahmen zur Förderung 
der Automobilindustrie verwendet werden. 

1.11 Der EWSA hält es für wesentlich, die weltweit führende 
Stellung im Bereich der nachhaltigen Mobilität zu bewahren; 
eine verspätete und zögerliche Einführung neuer Technologien 
könnte dazu führen, dass der Verkehrssektor der EU auf dem 
sich rasch entwickelnden Weltmarkt unwiederbringlich ins Hin­
tertreffen gerät. 

1.12 Der EWSA empfiehlt die Einführung eines Kennzeich­
nungssystems für die technischen Merkmale der Emissionen der 
einzelnen Fahrzeugmodelle mit vergleichbaren, klaren und um­
fassenden Angaben über sämtliche Schadstoffemissionen. Das 
aktuelle System, das den Mitgliedstaaten die Wahl der Kenn­
zeichnungsmethode überlässt, muss geändert werden. Es bedarf 
eines einheitlichen und eventuell mit den anderen internationa­
len Partnern abgestimmten Kennzeichnungssystems in Europa. 
Je nach Mitgliedstaat kann derzeit ein und dasselbe Fahrzeug 
mit einer anderen Emissionskennzeichnung versehen werden, 

beispielsweise je nachdem, ob sich der betreffende Mitgliedstaat 
für das System einer relativen Kennzeichnung („relative label“) 
entschieden hat, anstelle desjenigen einer absoluten Kennzeich­
nung („'absolute label“), das jeder vernünftig denkende Mensch 
wählen würde, da es auf dem absoluten Wert der erzeugten 
Emissionen und nicht auf einem Vergleich mit den Konkurren­
ten im entsprechenden Marktsegment basiert. 

1.13 Der EWSA empfiehlt hinsichtlich der künftigen Ziele 
bei leichten Nutzfahrzeugen eine der Vorlaufzeit (lead time) des 
Sektors (sieben bis zehn Jahre anstatt fünf bis sieben Jahre wie 
beim PKW) angemessene allmähliche Einführung (phase in). Die 
Produktionsmerkmale der leichten Nutzfahrzeuge lassen keine 
derart rasche Anpassung des Designs zu, noch dazu bei der 
jetzigen äußerst akuten Marktkrise in einigen Ländern. 

2. Die Vorschläge der Kommission 

2.1 Die Kommission hat am 11. Juli 2012 zwei Vorschläge 
zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 443/2009 und (EU) 
Nr. 510/2011 verabschiedet, um die Modalitäten für die Errei­
chung des für 2020 vorgegebenen Ziels zur Verringerung der 
CO 2 -Emissionen von PKW und leichten Nutzfahrzeugen fest­
zulegen. 

2.2 Die Kommission will bis 2020 folgende Ziele erreichen: 

— durchschnittlich 147 g CO 2 /km bei neuen leichten Nutz­
fahrzeugen; 

— 95 g CO 2 /km bei neuen PKW. 

2.3 Um dieses Ziel bis 2020 bei neuen PKW zu verwirk­
lichen, schlägt die Kommission folgende Modalitäten vor: 

— in dem Vorschlag wird als Nutzwertparameter die Masse des 
Fahrzeugs in fahrbereitem Zustand beibehalten; 

— die Grenzwertkurve bleibt linear bei einer Neigung von 
60 % gemessen an der Referenzflotte, die weiterhin der 
Flotte von 2006 entspricht und mit der Grenzwertkurve 
für 2015 in Einklang steht; 

— für PKW, die weniger als 35 g CO 2 /km emittieren, werden 
zwischen 2020 und 2023 Begünstigungen mit einem Multi­
plikator von 1,3 eingeführt, die während der Laufzeit der 
Regelung auf einen Gesamtwert von 20 000 Fahrzeuge je 
Hersteller begrenzt sind; 

— das Ziel der Ausnahmeregelung für Nischenhersteller wird 
für 2020 aktualisiert; 

— Hersteller, die für weniger als 500 PKW-Neuzulassungen im 
Jahr verantwortlich sind, sind von der Verpflichtung zur 
Erfüllung einer CO 2 -Zielvorgabe ausgenommen; 

— der Zeitpunkt für die Gewährung von Ausnahmen bei klei­
nen Stückzahlen wird künftig flexibler gehandhabt;
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— Ökoinnovationen werden beibehalten, wenn ein überarbei­
tetes Prüfungsverfahren angewendet wird; 

— die Abgabe wegen Emissionsüberschreitung wird weiterhin 
95 EUR je g CO 2 /km und Fahrzeug betragen. 

2.4 Um dieses Ziel bis 2020 bei leichten Nutzfahrzeugen zu 
verwirklichen, schlägt die Kommission folgende Modalitäten 
vor: 

— Nutzwertparameter ist weiterhin die Masse des Fahrzeugs in 
fahrbereitem Zustand; 

— die Grenzwertkurve bleibt linear bei einer Neigung von 
100 % gemessen an der Referenzflotte; 

— Hersteller, die für weniger als 500 Neuzulassungen leichter 
Nutzfahrzeuge im Jahr verantwortlich sind, sind von der 
Verpflichtung zur Erfüllung einer Zielvorgabe für die spezi­
fischen Emissionen ausgenommen; 

— der Zeitpunkt für die Gewährung von Ausnahmen bei klei­
nen Stückzahlen wird künftig flexibler gehandhabt; 

— Ökoinnovationen werden beibehalten, wenn ein überarbei­
tetes Prüfungsverfahren angewendet wird; 

— die Abgabe wegen Emissionsüberschreitung wird weiterhin 
95 EUR je g CO 2 /km und Fahrzeug betragen. 

2.5 Mit diesen Zielsetzungen werden sich die durchschnitt­
lichen Emissionen neuer PKW bei einem obligatorischen Ziel 
von 130 g CO 2 /km bis 2015 von 135,7 g CO 2 /km im Jahr 
2011 auf 95 g CO 2 /km im Jahr 2020 senken lassen. Die Emis­
sionen von Lieferwagen werden von 181,4 g CO 2 /km im Jahr 
2010 (das letzte Jahr, für das entsprechende Daten vorliegen) 
auf 147 g CO 2 /km im Jahr 2020 bei einem obligatorischen Ziel 
von 175 g CO 2 /km bis 2017 reduziert werden. 

3. Einleitung 

3.1 Wie bereits in früheren Stellungnahmen zu Legislativvor­
schlägen, die den durch den Menschen verursachten Anstieg der 
CO 2 -Emissionen zum Gegenstand haben, befürwortet der 
EWSA das Ziel, immer strengere Vorgaben für die Reduzierung 
der Treibhausgase zu machen, und er erachtet eine Verhaltens­
änderung bei den Herstellern und Verbrauchern als grundsätz­
liche Voraussetzung für die Eindämmung des Klimawandels. In 
diesem Zusammenhang dürfen daher auch keinerlei vernünftige 
Maßnahmen außer Acht gelassen werden, die zur konkreten 
Reduzierung der Emissionen von PKW und leichten Nutzfahr­
zeugen führen könnten, die gemeinsam ca. 15 % der Gesamt- 
CO 2 -Emissionen in der EU einschließlich der durch Brennstoff­
versorgung entstehenden Emissionen ausmachen. 

3.1.1 Der EWSA hält eine Stärkung der europäischen Rechts­
vorschriften für den Zeitraum nach 2020 für wesentlich, um 
Europas weltweite Führungsposition im Bereich der Technologie 
zu behaupten, die es sich in erster Linie durch beachtliche In­
vestitionen in die Innovation in Verbindung mit einem an­
spruchsvollen Binnenmarkt verschafft hat. 

3.1.2 Der EWSA befürwortet nachdrücklich die vorgeschla­
genen Änderungen des Rechtsrahmens für die Reduzierung der 
CO 2 -Emissionen neuer PKW und neuer leichter Nutzfahrzeuge 
für den Zeitraum nach 2020. Mit diesen Änderungen werden 
klare Ziele verfolgt, die in wirksamen Rechtsvorschriften fest­
geschrieben sind, wodurch eine genaue und stabile Ausrichtung 
für die Investitionen vorgegebenen wird, mit denen die Innova­
tion seitens der Fahrzeughersteller und Zulieferer weiter voran­
getrieben und somit der Wettbewerbsvorteil dieses europäischen 
Industriezweigs noch weiter vergrößert wird. 

3.1.3 Der EWSA ist der Ansicht, dass die Einführung moder­
ner und einheitlicher Regeln eine bessere Überwachung des 
Marktes ermöglichen wird, um ein gesundes Wettbewerbsklima 
unter den europäischen Herstellern kraftstoffeffizienterer und 
emissionsärmerer Technologien zu schaffen. 

3.1.4 Der EWSA weist darauf hin, dass für die Verbraucher 
Nettoeinsparungen möglich sind: Aus der Analyse der Kommis­
sion geht hervor, dass die Ziele für 2020 erreichbar und vom 
wirtschaftlichen Standpunkt aus tragfähig sind. Die angepeilten 
Ziele sind kosteneffizient, die Technologie ist auf dem Markt 
leicht erhältlich und ihre Einführung dürfte dem Arbeitsmarkt 
Impulse geben, was Vorteile für die Verbraucher und die Indus­
trie mit sich bringt. 

4. Bemerkungen 

4.1 PKW (COM(2012) 393 final) 

4.1.1 Der EWSA weist darauf hin, dass in der EU ca. 12,5 % 
der Gesamt-CO 2 -Emissionen auf PKW entfallen. Die erzeugte 
CO 2 -Menge ist direkt proportional zur verbrauchten Kraftstoff­
menge. Fahrzeuge mit einem geringen CO 2 -Ausstoß sind also 
sparsamer im Verbrauch und über ihre gesamte Lebensdauer 
wirtschaftlicher. 

4.1.2 Der Kfz-Markt hat in den letzten fünf Jahren stark 
unter der Wirtschaftskrise gelitten. Im Vergleich zum jeweiligen 
Vorjahreszeitraum sind die Neuzulassungen 2012 in den ersten 
neun Monaten um 7,6 % und im September um 10,8 % zurück­
gegangen. 

4.1.3 Der EWSA nimmt zufrieden die mit den ergriffenen 
Maßnahmen erzielten Fortschritte und die stärkere Sensibilisie­
rung der Verbraucher zur Kenntnis, die der jüngsten Studie der 
Europäischen Umweltagentur zu entnehmen sind. Die neu zu­
gelassenen Fahrzeuge werden im Hinblick auf die Emissionen 
immer leistungsfähiger und haben bereits 2012 das für 2015 
vorgegebene Zwischenziel nahezu erfüllt.
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Entwicklung der CO 2 -Emissionen von Neufahrzeugen nach Kraftstoffart (EU-27) ( 2 ) 

4.1.4 Der EWSA hält es für wesentlich, eine Kosten-Nutzen-Analyse in Bezug auf die möglichen Netto­
einsparungen für die Verbraucher vorzunehmen. Bei jedem Neuwagen werden sich im ersten Jahr durch­
schnittlich 340 EUR an Kraftstoffkosten einsparen lassen, über die gesamte Lebensdauer des Fahrzeugs (13 
Jahre) insgesamt schätzungsweise 2 904 bis 3 836 EUR im Verhältnis zum Zwischenziel von 2015. 

4.2 Der EWSA bekräftigt den Vorschlag, anstelle der Masse den Fußabdruck als Nutzwertparameter 
einzuführen. Dies würde folgende Vorteile mit sich bringen: 

— weitere Reduzierung der Emissionen; 

— Verringerung der Fahrzeugmasse; 

— erhebliche Kraftstoffeinsparungen; 

— Weiterentwicklung der Werkstoffe und Forschung; 

— Anreiz für ein gemäßigteres Konsumverhalten, wodurch stärker auf Funktionalität und Effizienz geachtet 
wird. 

4.3 Der EWSA ist der Ansicht, dass die Entscheidung, eine lineare Funktion von 60 % beizubehalten, der 
erklärten Absicht zuwiderläuft, das Profil der Fahrzeugemissionen weiter zu verbessern. Der erzielte politi­
sche Kompromiss kommt zwar einigen wenigen europäischen Unternehmen zugute, gereicht aber den 
Bürgern in ihrer Gesamtheit zum Nachteil. 

4.4 Leichte Nutzfahrzeuge (COM(2012) 394 final) 

4.4.1 Der EWSA weist darauf hin, dass etwa 1,5 % der Gesamt-CO 2 -Emissionen in der EU auf leichte 
Nutzfahrzeuge entfallen. Die erzeugte CO 2 -Menge ist direkt proportional zur verbrauchten Kraftstoffmenge. 
Fahrzeuge mit einem geringen CO 2 -Ausstoß sind also sparsamer im Verbrauch und über ihre gesamte 
Lebensdauer wirtschaftlicher.
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4.4.1.1 Bei leichten Nutzfahrzeugen macht der Dieselkraft­
stoff ca. ein Drittel der Fahrzeughaltungskosten aus, insgesamt 
etwa 2 400 EUR pro Jahr. 

4.4.1.2 Im Zeitraum von 1990 bis 2010 haben die Emis­
sionen bei leichten Nutzfahrzeugen um 26 % zugenommen. 

4.4.2 Der Markt für leichte Nutzfahrzeuge ist hart von der 
Krise der letzten Jahre getroffen worden. 2009 war bei den 
Neuzulassungen der stärkste Rückgang zu verzeichnen 
(– 29,5 %), allerdings ist im Gegensatz zur PKW-Branche ein 
Aufwärtstrend zu beobachten (+ 8,7 % im Jahr 2010 und 
+ 7,5 % 2011). 2012 gingen die Verkaufszahlen in den ersten 
zehn Monaten hingegen erneut um 10,6 % zurück. 

4.4.3 Nach dem Dafürhalten des EWSA werden in dem vor­
liegenden Vorschlag, bei dem die Auswirkungen der PKW-Ver­
ordnung zugrunde gelegt wurden, die Unterschiede zwischen 
PKW und leichten Nutzfahrzeugen unterschätzt, wie z.B. folgen­
de: 

— der im Vergleich zu Pkw längere Entwicklungs- und Pro­
duktionszyklus; 

— der Verwendungszweck dieser Fahrzeuge, die im Rahmen 
einer wirtschaftlichen Tätigkeit eingesetzt werden, bei der 
die Effizienz und die Robustheit des Motors und der damit 
zusammenhängende Kraftstoffverbrauch häufig den größten 
Posten unter den für diese Tätigkeit anfallenden Betriebskos­
ten darstellen. Nicht zufällig sind 97 % der Nutzfahrzeuge 
Dieselfahrzeuge; 

— das Käuferprofil: über 90 % der Käufer sind äußerst kosten­
bewusste Klein- und Kleinstgewerbebetriebe. 

4.4.4 Der EWSA hält es für wesentlich, eine Kosten-Nutzen- 
Analyse vorzunehmen, die einerseits den Zusatzkosten aufgrund 
der Anpassung der Neuwagen und der neuen leichten Nutzfahr­
zeuge an die Vorschriften und andererseits den sich für die 
Verbraucher ergebenden Nettoeinsparungen Rechnung trägt. 
Bei jedem Neuwagen beläuft sich die durchschnittliche Einspa­
rung an Kraftstoffkosten im ersten Jahr auf ca. 400 EUR, über 
die gesamte Lebensdauer des Fahrzeugs (13 Jahre) insgesamt auf 
schätzungsweise 3 363 bis 4 564 EUR im Vergleich zum Zwi­
schenziel von 2017. 

4.4.5 In Anbetracht der obigen Ausführungen stimmt der 
EWSA zwar zu, dass die CO 2 -Emissionen gesenkt werden müs­
sen, doch spricht er sich dafür aus, für die künftigen Ziele eine 
neue, der Vorlaufzeit (lead time) des Sektors (sieben bis zehn 
Jahre anstatt fünf bis sieben Jahre wie beim PKW) angemessene 
allmähliche Einführung (phase in) vorzusehen. 

4.5 Informationen und Standardisierung 

4.5.1 Der EWSA ist ebenso wie die Kommission der Ansicht, 
dass die Endverbraucher zuverlässige, klare und vergleichbare 
Informationen über die wirtschaftlichen und ökologischen Vor­
teile der zum Verkauf angebotenen Fahrzeuge erhalten sollten. 

4.5.2 Ein Instrument, das sich als äußerst wirkungsvoll er­
wiesen hat, ist die Kennzeichnung. Der EWSA empfiehlt der 

Kommission, die Möglichkeit zu untersuchen, die Kennzeich­
nungspflicht in Bezug auf die – gemäß dem Lebenszyklusprin­
zip berechneten – Emissionen auszuweiten. Klare, umfassende, 
zugängliche und vor allem leicht verständliche Informationen 
würden eine sachkundigere und bewusstere Entscheidung der 
Verbraucher ermöglichen, womit ein positiver Kreislauf bewähr­
ter Verfahren in Gang gesetzt würde. 

4.5.3 In der aktuellen Richtlinie Nr. 1999/94 werden keine 
genauen Anforderungen festgelegt, sondern nur ein „Minimum“ 
an diesbezüglichen Informationen, was den einzelnen Mitglied­
staaten einen großen Auslegungsspielraum lässt. Einige nutzen 
das „relative label“ mit unpräzisen Vergleichsdaten für das Seg­
ment, zu dem das jeweilige Fahrzeug gehört, ohne jedoch ge­
naue Angaben über dessen Emissionen zu machen. Mit diesem 
System wird der Verbraucher in die Irre geführt, der angesichts 
einer Kategorie-1-Kennzeichnung davon ausgeht, dass das Fahr­
zeug in absoluten Zahlen wenig emittiert, während die Daten 
nur relativ zur entsprechenden Fahrzeugkategorie zu sehen sind. 
So könnte ein Luxuswagen des F-Segments fünfmal so viele 
Emissionen ausstoßen wie ein Kleinwagen und die Klasse A 
erhalten, während ein Kleinwagen in Relation zu seinem Seg­
ment in Klasse D eingeordnet werden könnte. Die Kommission 
sollte beispielsweise in Analogie zu den Vorgaben für Elektro­
geräte das vorschlagen, wofür jeder vernünftig denkende 
Mensch wäre: eine Kennzeichnung nach absoluten Werten („ab­
solute label“), bei der z.B. Fahrzeuge mit Emissionen von weniger 
als 100 g/km die Klasse A und solche, die 101 bis 120 g/km 
emittieren, die Klasse B erhalten, unter genauer Angabe der 
Emissionen eines jeden Fahrzeugs und unter Verwendung ein­
heitlicher Farben in ganz Europa. 

4.5.4 Der EWSA stimmt den zur Verbreitung von Verbrau­
cherinformationen ergriffenen Maßnahmen zu. 

4.5.5 Der EWSA befürwortet sämtliche Initiativen in Bezug 
auf die Verbraucherbildung, die im Laufe der Zeit durchzufüh­
ren sind. Diese sollen dazu führen, dass die Verbraucher eine 
umsichtige Wahl hinsichtlich der „CO 2 -freien“ Fahrzeuge und 
der wirtschaftlichen Vorteile infolge langfristiger Einsparungen 
treffen. 

4.5.6 Der EWSA stellt erfreut fest, dass die Betroffenen auf­
gefordert werden, ihre Bemühungen im Bereich Forschung und 
Entwicklung fortzusetzen, um Investitionen in neue Technolo­
gien für umweltfreundliche Fahrzeuge sicherzustellen. Er weist 
darauf hin, dass unbedingt an dem Vorschlag der Kommission, 
80 Mrd. EUR des Horizont-2020-Haushalts für den Zeitraum 
2014-2020 zu investieren, festgehalten werden sollte. 

4.5.7 E n e r g i e 

4.5.7.1 Der EWSA spricht sich nachdrücklich dafür aus, eine 
Strategie zur Förderung ökologischer Verkehrsmittel (PKW und 
leichte Nutzfahrzeuge) auszuarbeiten, um die CO 2 -Emissionen 
zu senken. 

4.5.7.2 Der EWSA empfiehlt eine allmähliche Umstellung 
des europäischen Fuhrparks auf Nullemissionsfahrzeuge. Dieser 
Energieträgerwechsel würde die Erreichung der langfristigen 
Ziele ermöglichen.
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4.5.8 N a c h h a l t i g e P r o d u k t e 

Der EWSA hat mehrfach hervorgehoben, dass die nachhaltige Entwicklung für die Zukunft Europas von 
entscheidender Bedeutung ist. Er unterstützt dementsprechend die Leitlinien der Kommission für langlebi­
gere Produkte und zur Förderung von Ökodesign für alle Produkte, an erster Stelle diejenigen, die mit 
fossilen Brennstoffen betrieben werden. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen ‚Die Strategie der EU zur Beseitigung des 

Menschenhandels 2012-2016‘“ 

COM(2012) 286 final 

(2013/C 44/20) 

Berichterstatterin: Béatrice OUIN 

Die Europäische Kommission beschloss am 19. Juni 2012, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus­
schuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss und den Ausschuss der Regionen ‚Die Strategie der EU zur Beseitigung des Menschenhandels 2012-2016‘“ 

COM(2012) 286 final. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschäftigung, Sozialfragen, Unionsbürgerschaft nahm ihre 
Stellungnahme am 23. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
13. Dezember) mit 104 Stimmen ohne Gegenstimme bei 1 Enthaltung folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) begrüßt die Strategie zur Beseitigung des Menschen­
handels, bei der er mitwirken möchte, und unterstreicht gleich­
wohl, dass der Begriff „Beseitigung“ wenig realistisch wirkt an­
gesichts der gegenwärtigen Tragweite des Phänomens, des dies­
bezüglichen Klimas relativer Toleranz und der Unzulänglichkeit 
der Ressourcen zu seiner Bekämpfung. 

1.2 Der EWSA betont, dass diese Strategie nur mit aktiver 
Unterstützung durch die Zivilgesellschaft und im Kontakt mit 
den Opfern umgesetzt werden kann. Die Opferhilfe-Organisa­
tionen brauchen finanzielle Mittel, um ihre Aufgabe erfolgreich 
bewältigen zu können. 

1.3 Der EWSA schlägt vor, den Menschenhandel zwecks se­
xueller Ausbeutung von anderen Formen des Menschenhandels 
(zwecks Arbeit, Scheinehen, Bettelei oder Organhandel) zu un­
terscheiden, damit für alle klar ist, wogegen vorgegangen wer­
den soll. Darüber hinaus sollte ein Gütesiegel für Städte einge­
führt werden, die hart gegen sexuelle Ausbeutung von Frauen 
und Kindern vorgehen. 

1.4 Außerdem fordert der EWSA eine differenzierte Behand­
lung für Kinder (Übereinkommen der Vereinten Nationen über 
die Rechte des Kindes). 

1.5 Die europäischen Staaten sollten rasch das ILO-Überein­
kommen über menschwürdige Arbeit für Hausangestellte wie 
auch alle anderen einschlägigen internationalen Übereinkom­
men unterzeichnen. 

1.6 Der EWSA fordert nachdrücklich einen ausreichenden 
Opferschutz, der es den Betroffenen ermöglicht, sich in die 
rechtsstaatliche Gesellschaft zu integrieren, von der sie aus­
geschlossen wurden (Schutz bei der Klageerhebung, Zugang 
zu Wohnraum und Gesundheitsversorgung usw.). Damit 
diese Eingliederung nachhaltig sein kann, sollte den Opfern 

die Möglichkeit eröffnet werden, auf dem zweiten Arbeitsmarkt 
mit Unterstützung aus Mitteln der öffentlichen Hand eine Be­
schäftigung zu finden. 

1.7 Die Bekämpfung des Menschenhandels muss auf einem 
Querschnittsansatz beruhen, der neben einer wirklichen Sozial­
politik auch repressive Maßnahmen gegen den Handel vorsieht. 
Dabei müssen Synergien mit anderen Strategien geschaffen wer­
den, z.B. denen zur Integration von Roma oder zur Bekämpfung 
von Armut, Drogenabhängigkeit und sexuellem Missbrauch an 
Kindern usw. 

2. Einführung 

2.1 Sklaverei ist nicht nur Gegenstand von Geschichts­
büchern, sondern existiert noch heute – und zwar auch in 
hoch entwickelten Ländern. Der Fortbestand, ja sogar die Zu­
nahme des Menschenhandels auf dem Unionsgebiet ist ein Übel, 
das die demokratischen Grundlagen der EU schwächt. Wenn in 
den Rechtsstaaten Menschen zwecks sexueller Ausbeutung, Ar­
beit oder Zwangsbettelei oder jetzt auch zwecks Organhandel 
und Scheinehen verkauft werden und die kriminellen Händler 
damit beträchtliche Einkünfte erzielen, steht die Glaubwürdig­
keit der Grundsätze hinsichtlich der Einhaltung der Menschen­
rechte, die die EU engagiert in die Welt trägt, auf dem Spiel. 

2.2 Menschenhandel ist gemäß Artikel 5 der EU-Grundrech­
techarta untersagt. Die Richtlinie 2011/36/EU zur Verhütung 
und Bekämpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner 
Opfer, die auf einem umfassenden Ansatz beruht und auf die 
Menschenrechte und die Opfer abhebt sowie der Geschlechter­
frage Rechnung trägt, dürfte ein besseres Vorgehen gegen den 
Menschenhandel ermöglichen, wenn sie von den Mitgliedstaaten 
bis zum 6. April 2013 umgesetzt sein wird. Auch andere 
Rechtsinstrumente, die die Rechte der Opfer, die Gleichstellung 
von Männern und Frauen und die sexuelle Ausbeutung von 
Kindern betreffen oder sich gegen Arbeitgeber richten, die be­
wusst illegal aufhältige Drittstaatsangehörige beschäftigen, er­
möglichen es, gegen Menschenhändler vorzugehen.
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2.3 Die vielen einzelnen Rechtsinstrumente können sich 
überlagern oder aushebeln und bilden zusammen noch keinen 
Politikansatz. Deshalb bedarf es einer Strategie zur Festlegung 
von Prioritäten, zur Schließung von Lücken und zur Verzah­
nung der verschiedenen Rechtstexte. Dies ist das Ziel der hier 
untersuchten Strategie. 

2.4 Zur derzeitigen Situation kann zunächst gesagt werden, 
dass zwischen der Proklamation der Grundsätze und der Realität 
vor Ort eine tiefe Kluft klafft. Vom Grundsatz her sind die EU, 
die Mitgliedstaaten und die Bürger entschieden gegen den Men­
schenhandel, den sie als moderne Sklaverei betrachten. Vor Ort 
kann ein jeder – Bürger, Sozialarbeiter, Arzt, Polizist, Mandats­
träger usw. – Opfern wie etwa sehr jungen Ausländerinnen, die 
sich auf den Straßen europäischer Städte prostituieren, oder 
bettelnden Kindern begegnen oder aber auf indirekte Weise an 
der Ausbeutung von Menschen mitwirken, indem er Produkte 
kauft, die so billig sind, dass sie zumindest für eine Phase der 
Herstellung Zwangsarbeit vermuten lassen. In diesem Zusam­
menhang gibt es eine große kollektive Toleranz – ein großes 
Schweigen rund um den Menschenhandel. Die Meisten ver­
schließen die Augen, wollen nicht sehen oder fühlen sich nicht 
betroffen – und das obwohl jeder einen Beitrag leisten kann. 

2.5 In der hier vorliegenden Mitteilung schlägt die Europäi­
sche Kommission eine Strategie für ein wirksameres Handeln 
vor, was der EWSA nur befürworten kann, so wie er es bereits 
in einer Stellungnahme zum Richtlinienvorschlag getan hat ( 1 ). 

2.6 Diese Strategie kann nur erfolgreich sein, wenn die Zi­
vilgesellschaft daran maßgeblich beteiligt ist. Die Organisationen 
der Zivilgesellschaft haben die größten Sachkenntnisse und sind 
deshalb am besten in der Lage, zur Ermittlung der Opfer bei­
zutragen und präventiv tätig zu werden. Polizei, Justiz, Gewer­
beaufsicht usw. sind zwar unabdingbar; wenn aber die staatli­
chen Stellen tatsächlich den Menschenhandel alleine ausmerzen 
könnten, dann wäre dieser bereits verschwunden. Die Einbin­
dung der Organisationen der Zivilgesellschaft in die Umsetzung 
der Strategie ist das einzige wirksame Mittel. Organisationen, die 
sich um die Unterstützung der Opfer kümmern, brauchen fi­
nanzielle Unterstützung. 

2.7 In der Mitteilung werden fünf Prioritäten vorgeschlagen: 
Erkennung, Schutz und Unterstützung der Opfer; Verstärkung 
der Prävention; Verfolgung der Menschenhändler; Verbesserung 
der Koordination, Kooperation und Kohärenz; Reaktion auf die 
neuen Herausforderungen, insbesondere die Nutzung des Inter­
nets durch kriminelle Netze. 

3. Bemerkungen des EWSA 

3.1 Der EWSA hat sich bereits zu Aspekten des Menschen­
handels in mehreren Stellungnahmen geäußert, z.B. zu der se­
xuellen Ausbeutung von Kindern ( 2 ), den Rechten der Opfer ( 3 ) 
und dem Gesamtansatz für Migration und Mobilität ( 4 ). 

Erkennen von Opfern 

3.2 In seiner Stellungnahme vom Oktober 2010 forderte der 
EWSA nachdrücklich den Schutz der Opfer, sobald diese als 

solche anerkannt sind. Das ganze Problem besteht in dieser 
Anerkennung sowie der Beweislast, die bei den schutzbedürfti­
gen Personen liegt, die nicht die Landessprache sprechen, die 
von jenen, die sie ausbeuten, überwacht werden, die Angst ha­
ben, die ihre Rechte nicht kennen und die nicht wissen, an wen 
sie sich wenden sollen. Gerade bei der Erkennung der Opfer 
müssen Fortschritte erreicht werden, damit ihre Anliegen mehr 
Gehör finden. Gewerkschaften haben Pilotprojekte initiiert, um 
Arbeitnehmer, die möglicherweise mit Opfern der Zwangsarbeit 
in Kontakt kommen, so auszubilden, dass sie wissen, wie sie 
diese erkennen, ansprechen, begleiten und schützen können. 
Öffentliche Stellen und Vereinigungen sollten solche Maßnah­
men auch für Personen anbieten, die mit großer Wahrschein­
lichkeit Opfern des Menschenhandels zwecks sexueller Ausbeu­
tung (ca. 80 % der Opfer) begegnen. Bestehende Instrumente, 
Ausbildungsmaßnahmen, Richtlinien und Verfahrensleitfäden 
müssen sehr viel größere Verbreitung finden, damit bekannt 
wird, wie man bei Verdacht auf Menschenhandel handeln 
muss oder an wen man sich wenden kann. 

3.3 Die derzeitige Tendenz muss umgekehrt werden: Wenn 
sich ein Opfer an eine Hilfsorganisation wendet, wird sie häufig 
an eine andere Organisation verwiesen, die als kompetenter 
eingeschätzt wird. Bestimmte Opfer müssen auf diese Weise 
ihre Geschichte Dutzenden von Personen erzählen, bevor sie 
wirklich Unterstützung finden. Vielmehr sollten sich aber alle 
in der Lage fühlen, den Opfern zuzuhören und ihnen zu helfen. 
Dazu müssen sie entsprechend informiert, ausgebildet und aus­
gerüstet werden, um zu wissen, was sie sagen und veranlassen 
sollen. Auch müssen sich Sozialverbände und Sozialdienste zu 
Netzen zusammenschließen. 

3.4 Die Opfer – insbesondere Kinder – benötigen eine spe­
zialisierte Behandlung. Das Kindeswohl muss das Leitprinzip 
sein. Die Bekämpfung der Zwangsbettelei durch Roma-Kinder 
muss Teil der europäischen Strategie zur Integration der Roma 
sein. 

Stärkung der Prävention 

3.5 Der EWSA begrüßt die Schwerpunktlegung auf die Ge­
schlechterdimension. Tatsächlich sind beinahe 80 % der Opfer 
des Menschenhandels weiblichen Geschlechts. Sie werden meist 
zur Prostitution gezwungen. Sexuelle Ausbeutung liegt in 76 % 
der Fälle des Menschhandels vor. Das Fortbestehen des Handels 
zum Zweck der sexuellen Ausbeutung führt die Ungleichheit 
von Männern und Frauen vor Augen. Dass zumeist junge 
Frauen in die reichsten Städte der EU gebracht werden, um 
dort als Prostituierte zu arbeiten, wirft die Frage auf, welches 
Bild sich die Kunden von diesen Frauen (und von Frauen im 
Allgemeinen) machen, und konterkariert im Übrigen die Maß­
nahmen zur Gleichstellung von Männern und Frauen. 

3.6 Der EWSA empfiehlt folglich einen klare Unterscheidung 
zwischen dem Menschenhandel zwecks sexueller Ausbeutung 
und dem Menschenhandel zwecks Arbeit, Zwangsbettelei und 
Organhandel. Auch ist die sexuelle Ausbeutung von Kindern 
gesondert zu betrachten. In den meisten Fällen (80 %) geht es 
beim Menschhandel um sexuelle Ausbeutung. Es ist daher wich­
tig, die Dinge beim Namen zu nennen, damit klar ist, was 
bekämpft wird. Menschenhändler scheinen aus einem nebulö­
sen, fernen bzw. unerreichbaren Milieu zu stammen; aber so­
wohl die Kunden als auch die Opfer sind Personen, die uns in 
den Straßen europäischer Städte begegnen.
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3.7 Die Prävention zu stärken bedeutet zunächst, sich mit 
der Nachfrageseite zu beschäftigen. So lange es Kunden gibt, 
gibt es auch Menschenhändler. Zur Verringerung der Nachfrage 
muss bereits im frühen Kindesalter und in allen Schichten über 
die Gleichheit von Männern und Frauen aufgeklärt und somit 
für eine stärkere Mischung der Geschlechter im Berufsleben 
gesorgt werden. Wenn die Geschlechtermischung am Arbeits­
platz gegeben ist – wenn also Männer und Frauen dieselben 
Berufe ausüben – wird es schwieriger, sich Fantasievorstellungen 
von Frauen zu machen und diese als kaufbare Sexualobjekte zu 
betrachten. Eine Sexualerziehung, die emotionalen Aspekten 
und der Menschenwürde Rechnung trägt, ist dabei von wesent­
licher Bedeutung. Wenn Eltern sich nicht zu sexuellen Bezie­
hungen äußern, machen sich Jugendliche auf die Suche nach 
Informationen im Internet und laufen Gefahr, auf negative Bil­
der zu stoßen, die ihre künftige Vorstellung vom Verhältnis 
zwischen Männern und Frauen beeinträchtigen können. 

3.8 Aber nicht nur die Geschlechterdimension ist wichtig. 
Auch muss bei der Behandlung zwischen Kindern und Erwach­
senen differenziert werden. Es sei daran erinnert, dass sexuelle 
Beziehungen zu Kindern ein Verbrechen sind. In diesem Bereich 
sind umfangreichere Mittel bereitzustellen, da mit der Zunahme 
pornografischer Internetseiten, auf denen Kinder zur Schau ge­
stellt werden, ein Teil der Erwachsenen die Gesetze mitunter 
vergessen oder ignorieren. Außerdem müssen Kinder über Se­
xualität und den ihnen gebührenden Respekt aufgeklärt wer­
den ( 5 ). 

3.9 Zur Prävention gehört der Kampf gegen die Armut, die 
die Menschen zwingt, ihre Heimat zu verlassen, sowie gegen die 
Schleuser, die aus dem Menschenhandel Profit ziehen. Vom 
Reichtum des Westens angezogen, sind die illegalen Auswan­
derer, die ohne Schutz, Dokumente, Geld und Sprachkenntnisse 
dastehenden und in Angst vor dem Aufgriff durch die Polizei 
leben, der Willkür der Menschenhändler ausgeliefert, die sie zur 
Sklaverei zwingen – auch wenn sie nicht gewaltsam aus ihren 
Heimatländern gebracht wurden, sondern ganz freiwillig gekom­
men sind. 

3.10 Die Zunahme der Zwangsarbeit ist besorgniserregend. 
Es ist auch erforderlich, sich mit den Auswüchsen in diesem 
Bereich zu beschäftigen. So sollte der Status von Au-pairs und 
für bestimmte religiöse Einrichtungen tätiger Pilger geklärt wer­
den, da die Übergänge zwischen Freiwilligentätigkeit und 
Zwangsarbeit hier mitunter verschwimmen. 

Strafrechtliche Verfolgung der Menschenhändler 

3.11 In seiner vorhergehenden Stellungnahme unterstrich der 
EWSA die Bedeutung der finanziellen Aspekte von Strafverfol­
gungen, und dies ist noch immer aktuell. Tatsache ist, dass es 
sich um eine der lukrativsten Formen der Kriminalität handelt. 
Die jährlichen Gewinne aus Menschenhandel und Zwangsarbeit 
belaufen sich insgesamt auf schätzungsweise 31,6 Mrd. USD. 
Davon werden 15,5 Mrd. USD, d.h. 49 %, in Industrieländern 
generiert ( 6 ). Finanzermittlungen auf europäischer Ebene sind ein 

Kernelement der Verfolgung von Menschenhändlern. Der EWSA 
fordert dazu auf, die im Zuge des Menschenhandels erzielten 
Gewinne zu beschlagnahmen und diese zur Entschädigung der 
Opfer und zur Bekämpfung des Menschenhandels zu verwen­
den. 

3.12 Eine weitere Herausforderung besteht in der Berücksich­
tigung der Geschlechterdimension im Rahmen des Opferschut­
zes. Für den Erfolg der Strafverfahren gegen Menschenhändler 
spielen die Opfer eine entscheidende Rolle. Doch dazu müssen 
diese Vertrauen haben. Ihr Schutz muss u.a. den Zugang zu 
Wohnraum, Gesundheitsversorgung und persönlicher Sicherheit 
umfassen. Entscheidend ist, dass den Opfern die Möglichkeit 
eröffnet wird, auf dem zweiten Arbeitsmarkt mit Unterstützung 
aus Mitteln der öffentlichen Hand eine Beschäftigung zu finden, 
damit die Eingliederung nachhaltig sein kann, denn so erwerben 
sie Erfahrungen und Fähigkeiten in der Arbeitswelt, die als not­
wendige Voraussetzung für ihre Wiedereingliederung und einen 
erfolgreichen Übergang auf den ersten Arbeitsmarkt gelten. 
Nachdem die Opfer gezwungen waren, am Rande der Gesell­
schaft zu leben, muss ihnen jetzt geholfen werden, sich in die 
rechtsstaatliche Gesellschaft zu integrieren. 

3.13 Es müssen Übereinkommen mit den Herkunftsländern 
der illegalen Einwanderer geschlossen werden, um ihnen dabei 
zu helfen, wirksamer gegen Schleuser vorzugehen, die nicht 
wegen Menschenhandels verfolgt werden, obwohl sie kriminelle 
Netze mit potenziellen Opfern versorgen. 

Verbesserung der Koordination, Kooperation und Kohärenz 

3.14 Der EWSA begrüßt das Projekt der Europäischen Unter­
nehmenskoalition gegen Menschenhandel. Das Engagement der 
Unternehmen ist wesentlich, um die Zwangsarbeit in den Dritt­
staaten, aber auch innerhalb der EU zu bekämpfen. Diese Ko­
alition sollte sich auf kleine Subunternehmen von Konzernen in 
Branchen erstrecken, in denen die Schwarzarbeit bekannterma­
ßen von Bedeutung ist: Gastronomie, Bauwesen, Landwirtschaft. 
Die Bekämpfung des Menschenhandels ist ein wesentlicher Be­
standteil der sozialen Verantwortung von Unternehmen. Sie 
betrifft auch die illegale Arbeit oder die Zwangsarbeit in den 
Drittstaaten bei allen Subunternehmen in allen Phasen der Pro­
duktionskette. Da solche Prozesse globalisiert sind, spielen mul­
tinationale Unternehmen eine maßgebliche Rolle bei der Über­
prüfung der Art und Weise, wie sämtliche von ihnen verwen­
dete Produkte hergestellt werden. 

3.15 Darüber hinaus müssen Handelsabkommen ausdrück­
liche Klauseln über das Verbot der Verbreitung von Gütern 
und Dienstleistungen aus Zwangsarbeit enthalten. 

3.16 Vom Bereich der Dienstleistungen – insbesondere der 
häuslichen – ist bekannt, dass Sklaverei weiterhin existiert. Ein 
Instrument gegen Missbräuche ist das von der ILO im Juni 2010 
verabschiedete Übereinkommen über menschwürdige Arbeit für 
Hausangestellte ( 7 ). Der EWSA empfiehlt die rasche Ratifizierung
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dieses Übereinkommens und aller internationalen Rechtsinstru­
mente gegen den Menschenhandel durch die 27 EU- 
Mitgliedstaaten ( 8 ). 

3.17 Der EWSA spricht sich für die Schaffung einer Platt­
form der Zivilgesellschaft aus, um die Bereitstellung von Infor­
mationen und Ausbildungsmaßnahmen in allen potenziell vom 
Menschenhandel betroffenen und über das notwendige Fachwis­
sen verfügenden Vereinigungen zu ermöglichen. 

3.18 Nationale Berichterstatter und eine bessere Datenerhe­
bung sind von wesentlicher Bedeutung. Im Interesse eines iden­
tischen Vorgehens aller Staaten muss die Datenerhebung ver­
einheitlicht werden. Nationale Berichterstatter sind für die Be­
kämpfung des Menschenhandels maßgeblich zuständig und 
können deshalb das Handeln der verschiedenen betroffenen 
Dienststellen und Vereinigungen koordinieren, die nicht immer 
zusammenarbeiten: Einwanderung, Schutz von Kindern und Ju­
gendlichen, Gewerbeaufsicht, Organisationen zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen usw. Eine wichtige Rolle kommt Eu­
ropol zu, da der Menschenhandel keine nationalen Grenzen 
kennt. 

3.19 Die Koordinierung der auswärtigen Maßnahmen der EU 
und die ausdrückliche Erwähnung des Menschenhandels in den 
Freihandelsabkommen werden zwangsläufig die Aufmerksam­
keit auf dieses zu oft verschleierte oder unterschätzte Phänomen 
lenken. 

3.20 Die lokalen Gebietskörperschaften, vor allem jene in 
den Großstädten, sind in einer besonders guten Position, um 
die illegale sexuelle Ausbeutung von Opfern des Menschenhan­
dels zu bekämpfen. Der EWSA empfiehlt die Schaffung eines 
Gütesiegels durch eine unabhängige Institution, um damit die 
Städte auszuzeichnen, die den Menschenhandel am rigorosesten 
bekämpfen und die sich am stärksten gegen Prostitution oder 
Zwangsbettelei engagieren. Es gibt Gütesiegel für die Luft- und 
Wasserqualität: Ist das menschliche Umfeld aber nicht genauso 
wichtig? 

3.21 Unabdingbar sind die Beurteilung der Wirksamkeit der 
EU-Finanzierungsmittel, die Erarbeitung, Übersetzung und Ver­
breitung von Leitfäden für vorbildliche Methoden und die Ent­
wicklung effizienter, auf die unterschiedlichen Akteure (Polizei, 
Justiz, lokale Gebietskörperschaften, Vereinigungen) abgestellter 
Verfahren. 

Reaktion auf neue Herausforderungen 

3.22 Die Anwerbung von Opfern und Kunden über das In­
ternet ist ein neues Risiko, das unter Rückgriff auf das Internet 
und die sozialen Netzwerke untersucht und angegangen werden 
muss, um einen Diskurs über Verantwortung und Achtung der 
Menschenwürde anzustoßen. Es wäre bedauerlich, wenn nur die 
(realen) Gefahren des Internets in den Blick genommen würden, 
wo doch dieses Instrument auch genutzt werden kann, um zur 
Verbreitung positiver Botschaften und zur Prävention 
beizutragen. 

Brüssel, den 13. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament und den Rat über die Europäische 

Innovationspartnerschaft ‚Landwirtschaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit‘“ 

COM(2012) 79 final 

(2013/C 44/21) 

Berichterstatter: Franco CHIRIACO 

Die Europäische Kommission beschloss am 29. Februar 2012, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat über die Europäische Innovationspartnerschaft 
‚Landwirtschaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit‘“ 

COM(2012) 79 final. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, ländliche Entwicklung, Umweltschutz nahm 
ihre Stellungnahme am 22. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 125 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Nach Auffassung des Europäischen Wirtschafts- und So­
zialausschusses (EWSA) muss die Europäische Union auch wei­
terhin ein angemessenes Maß öffentlicher Interventionen bei der 
landwirtschaftlichen Innovationsförderung sicherstellen. Dabei 
ist nach Ansicht des EWSA eine bessere Koordinierung zwi­
schen der Forschungspolitik im engeren Sinne und der Agrar­
politik zur Förderung von Innovation – mit besonderem Bezug 
auf die im Rahmen der GAP geförderten Maßnahmen – zu 
gewährleisten. Der EWSA ist außerdem der Auffassung, dass 
die Debatte über die EIP „Landwirtschaftliche Produktivität 
und Nachhaltigkeit“ auch Anlass bieten kann für einen Beitrag 
zur Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik nach 2013. 

1.2 Der EWSA fordert, dass die im Rahmen der EIP „Land­
wirtschaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit“ geförderte Stra­
tegie dem Ziel der Stärkung und Konsolidierung der Branche 
der industriellen Verarbeitung in Europa angemessen Rechnung 
trägt. Nur eine angemessene Integration der verschiedenen Glie­
der der Lebensmittelversorgungskette macht es möglich, gleich­
zeitig eine Steigerung des europäischen Lebensmittelangebots, 
eine angemessene Verwertung der vorrangigen europäischen Er­
zeugnisse und deren sicheren Marktzugang zu gewährleisten. 

1.3 Der EWSA hält es für erforderlich, den von der Kommis­
sion vorgeschlagenen Indikator zur Leistungsbewertung der EIP- 
Maßnahmen im Bereich Nachhaltigkeit zu hinterfragen. Der 
EWSA anerkennt zwar den entscheidenden Beitrag, den eine 
zufriedenstellende Bodenfunktionalität zur Nachhaltigkeit leisten 
kann, möchte aber darauf hinweisen, dass andere Leistungsindi­
katoren, die den möglichen Beitrag einiger landwirtschaftlicher 
Verfahren – vor allem in puncto Erhaltung der natürlichen Res­
sourcen – zur Geltung bringen können, nicht vernachlässigt 
werden dürfen. 

1.4 Nach Auffassung des EWSA darf bei der EIP „Landwirt­
schaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit“ nicht die Unterstüt­
zung der Umsetzung organisatorischer Innovationen zur Opti­

mierung des Verhältnisses zwischen den Akteuren der nationa­
len und europäischen Lebensmittelversorgungsketten vernach­
lässigt werden. Ein besseres Funktionieren der europäischen Le­
bensmittelversorgungsketten, die Wiedergewinnung von Markt­
macht der Landwirtschaftsbetriebe und eine gerechtere Vertei­
lung der Wertschöpfung unter den Akteuren der Lebensmittel­
ketten sind zentrale Ziele, auch um das Verschwinden der Land­
wirtschaft in vielen ländlichen Gebieten Europas zu verhindern. 

1.5 Der EWSA legt der Kommission nahe, eine angemessene 
Beteiligung und Einbeziehung der Vertreter der wirtschaftlichen, 
sozialen und institutionellen Partner des Agrarsektors bei der 
Steuerung der EIP im Sinne maximaler Wirksamkeit und Effi­
zienz der durchzuführenden Aktivitäten zu gewährleisten. 

1.6 Nach Auffassung des EWSA wird der EIP-Ansatz nur 
dann positive Ergebnisse zeitigen, wenn die operationellen 
Gruppen zu Akteuren werden, die Entwicklungsprozesse mit 
messbaren Zielen in Gang setzen können, anstatt lediglich zu 
neuen Partnerschaften zu führen, die nur auf die Beantragung 
öffentlicher Mittel abzielen. Der EWSA begrüßt überdies den 
Vorschlag der Kommission, eine angemessene Koordinierung 
der verschiedenen operationellen Gruppen der EIP „Landwirt­
schaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit“ mittels Vernetzung 
der EIP im Rahmen des Europäischen Netzwerks für ländliche 
Entwicklung zu gewährleisten. 

1.7 Nach Ansicht des EWSA leistet die EIP „Landwirtschaft­
liche Produktivität und Nachhaltigkeit“ einen wichtigen Beitrag 
zur Innovation in der Landwirtschaft mittels der Vernetzung der 
Akteure und der Verknüpfung zwischen den Orten der Entste­
hung von Innovation und den Orten ihrer Anwendung. Dieser

DE 15.2.2013 Amtsblatt der Europäischen Union C 44/119



Ansatz macht deutlich, wie wichtig die Existenz von Zwischen­
trägern ist, die die verschiedenen, an den Innovationsketten be­
teiligten Akteure miteinander verbinden. Nach Dafürhalten des 
EWSA hängt die Wirkung der EIP „Landwirtschaftliche Produk­
tivität und Nachhaltigkeit“ von der aktiven Beteiligung von In­
novationsbrokern ab, die in der Lage sind, die Zusammenarbeit 
zwischen verschiedenen Akteuren zur Förderung von Innova­
tion aufzubauen und zu festigen. 

1.8 Für den EWSA ist von oberster Priorität, die Initiativen 
der operationellen Gruppen der EIP durch Maßnahmen in fol­
genden Bereichen zu ergänzen: Generationswechsel, technische 
Hilfe, Ausbildung - insbesondere für Junglandwirte, Unterstüt­
zung für strukturelle Investitionen, Förderung und Aufwertung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Schaffung von neuen Beschäf­
tigungsmöglichkeiten (z.B. kurze Lieferketten) sowie Diversifizie­
rung der Betriebseinkünfte mittels bevorzugtem Zugang zu den 
Mitteln der Programme für die Entwicklung des ländlichen 
Raums. 

1.9 Der EWSA fordert weitere spezifische Maßnahmen, die 
Koordinierung und Synergien zwischen der EIP „Landwirtschaft­
liche Produktivität und Nachhaltigkeit“ und den EIP „Rohstoffe“ 
und „Wasser“ gewährleisten. 

2. Die Europäischen Innovationspartnerschaften (EIP) 

2.1 Die Europäische Kommission schlägt in der Mitteilung 
„Leitinitiative der Strategie Europa 2020 – Innovationsunion“ 
europäische Investitionspartnerschaften (EIP) vor ( 1 ). Sie ist der 
Auffassung, dass die EIP zur Lösung verschiedener Probleme, die 
für die Gesellschaft von großer Bedeutung sind, beitragen müs­
sen, wie z.B. zur Gewährleistung der Verfügbarkeit gesunder 
oder hochwertiger Lebensmittel dank nachhaltiger Produktions­
methoden. 

2.2 Die Europäische Kommission hat bislang eine erste Ver­
suchspartnerschaft im Bereich Aktivität und Gesundheit im Al­
ter gefördert ( 2 ). Gleichzeitig wurden die folgenden drei Vor­
schläge für Partnerschaften vorgelegt: 

— Rohstoffe ( 3 ), 

— Landwirtschaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit ( 4 ), 

— Wasser ( 5 ). 

2.3 Der EWSA hat bereits sein Interesse bezüglich der euro­
päischen Partnerschaft bekundet. Gleichwohl hat er auf die zahl­
reichen, diesbezüglich bereits erfolgten Maßnahmen und all­
gemeinen Verfahren hingewiesen. So hat er betont, dass die 
mit diesen Initiativen gewonnenen Erfahrungen berücksichtigt 
werden müssen. Nach Auffassung des EWSA müssen bei der 

Konzeption neuer Initiativen alle von der Kommission und an­
deren Interessenträgern bislang durchgeführten Arbeiten zur 
Kenntnis genommen, konsolidiert und verwertet werden. Der 
EWSA empfahl, die vorgeschlagenen neuen Maßnahmen und 
Instrumente mit bereits bestehenden Verfahren zu harmonisie­
ren, um zusätzliche Komplikationen und Doppelarbeit zu ver­
meiden und die notwendige Kontinuität, Rechtssicherheit und 
Beständigkeit zu gewährleisten ( 6 ). Der EWSA forderte schließ­
lich, bei der Umsetzung der europäischen Innovationspartner­
schaften die Grundsätze der Freiwilligkeit, der variablen Geo­
metrie, der Transparenz und einer klaren, einfach handhabbaren 
Governance-Struktur sicherzustellen ( 7 ). 

3. Wesentlicher Inhalt der Mitteilung 

3.1 Die Europäische Kommission hat im Rahmen der Initia­
tive „Innovationsunion“ eine Mitteilung für die Förderung einer 
neuen europäischen Innovationspartnerschaft im Bereich „Land­
wirtschaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit“ vorgelegt. 

3.2 Die Europäische Kommission verfolgt mit der EIP „Land­
wirtschaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit“ zwei Ziele: 

— Förderung der Produktivität und Effizienz des Agrarsek­
tors, damit die jüngst festzustellende Tendenz der Verlang­
samung des Produktivitätszuwachses bis 2020 umgekehrt 
wird; 

— Gewährleistung der Nachhaltigkeit der Landwirtschaft, 
damit die Funktionalität der Böden in Europa bis 2020 
auf ein zufriedenstellendes Niveau gebracht wird. 

In diesem Sinne soll die EIP beitragen zu einem erfolgreichen 
Brückenschlag zwischen der modernen Forschung und Tech­
nologie und den Interessengruppen, darunter Landwirte, Vertre­
ter der Wirtschaft und Industrie, Beratungsdienste und NGO. 

4. Allgemeine Bemerkungen 

4.1 Der EWSA begrüßt die Initiative der Kommission zur 
Schaffung von Europäischen Innovationspartnerschaften (EIP). 
Der EWSA unterstützt insbesondere die Entscheidung der Kom­
mission, dem Thema „Landwirtschaftliche Produktivität und 
Nachhaltigkeit“ eine besondere Initiative im Rahmen der EIP 
zu widmen. Nach Auffassung des EWSA kann diese Initiative 
auch eine gute Gelegenheit für einen Gedankenaustausch unter 
den Interessenvertretern des Agrarbereichs bieten. Dabei sollten 
die prioritären strategischen Ziele für die Entwicklung der euro­
päischen Landwirtschaft bis 2050 herausgearbeitet werden. Der 
EWSA fordert die Kommission diesbezüglich auf, die in einigen 
seiner früheren Stellungnahmen ( 8 ) gemachten Vorschläge zu 
berücksichtigen.
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4.2 Eine der größten künftigen Herausforderungen für die 
Landwirtschaft sieht der EWSA darin, ein Erzeugungsmuster 
zu finden, das die landwirtschaftliche Produktion mit Umwelt­
schutz und Nachhaltigkeit in Einklang bringt. Das Erreichen 
dieses Ziels wird durch einige Faktoren erschwert, die neuer­
dings den Agrar- und Ernährungsbereich weltweit kennzeich­
nen. Die Preisschwankungen von Agrarprodukten, die Finanzia­
lisierung der Landwirtschaft, die vermehrte Verwendung land­
wirtschaftlicher Produkte zur Energieerzeugung und die Auswir­
kungen der weltweiten Wirtschaftskrise sind ernsthafte Hinder­
nisse für die Verwirklichung einer neuen – produktiveren und 
nachhaltigeren – landwirtschaftlichen Praxis. Der EWSA betont 
die wichtige Rolle von Forschung und Innovation in diesem 
Zusammenhang und ist der Ansicht, dass die EIP „Landwirt­
schaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit“ ein wichtiger Bei­
trag zur Bewältigung dieser für die Zukunft der europäischen 
Landwirtschaft entscheidenden Herausforderung sein kann. 

4.3 Der EWSA macht deutlich, dass die Leistungs- und Wett­
bewerbsfähigkeit der gesamten europäischen Agrar- und Ernäh­
rungswirtschaft entscheidend durch den Beitrag beeinflusst wird, 
den die Branchen der industriellen Verarbeitung und der Ver­
marktung von Lebensmitteln leisten. Diesbezüglich fordert der 
EWSA die Kommission auf, den Beitrag der Einfuhr von land­
wirtschaftlichen Rohstoffen zu den wirtschaftlichen Ergebnissen 
des europäischen Agrarnahrungsmittelsektors nicht zu unter­
schätzen. Die im Rahmen der EIP „Landwirtschaftliche Produk­
tivität und Nachhaltigkeit“ geförderte Strategie sollte dem Ziel 
der Stärkung und Konsolidierung der Branche der industriellen 
Verarbeitung in Europa angemessen Rechnung tragen. Nur 
durch eine angemessene Integration zwischen den verschiede­
nen Gliedern der Lebensmittelversorgungskette wird es möglich 
sein, gleichzeitig eine Steigerung des europäischen Lebensmittel­
angebots, eine angemessene Verwertung der vorrangigen euro­
päischen Erzeugnisse und deren sicheren Marktzugang zu ge­
währleisten. 

4.4 Der EWSA weist darauf hin, dass die Kommission in der 
Mitteilung keine Begriffsbestimmung für Produktivität in der 
Landwirtschaft vorschlägt. Überlegungen zum Begriff der Pro­
duktivität in der Landwirtschaft müssen notwendigerweise von 
einer gemeinsamen Definition für Produktion ausgehen. Der 
EWSA hat in verschiedenen Stellungnahmen ( 9 ) darauf hinge­
wiesen, wie wichtig die Erhaltung des europäischen Agrarmo­
dells ist, und daran erinnert, dass die verschiedenen Funktionen 
der Landwirtschaft (Erzeugung von Lebens-, Futtermitteln und 
Faserstoffen, Umweltschutz, Entwicklung des ländlichen Raums, 
Beitrag für bewohnbare ländliche Räume, ausgewogene räumli­
che Entwicklung, Lebensmittelqualität und Tierschutz) der Be­
völkerung der Union ein ernstes Anliegen sind. Nach Auffas­
sung des EWSA sollte jedes Engagement für die Erhöhung der 
Produktivität der Landwirtschaft darauf abzielen, den multifunk­
tionalen Charakter der Landwirtschaft zur Geltung zu bringen 
und eine ausgewogene Entwicklung des Sektors zu fördern, 
ohne auch nur einen Wirkungsbereich des europäischen Agrar­
modells zu vernachlässigen. 

4.5 Der EWSA ist der Ansicht, dass außerdem beim Begriff 
der Produktivität in der Landwirtschaft der Beitrag der verschie­

denen Produktionsfaktoren angemessen gewürdigt werden 
muss. Zahlreiche Untersuchungen der landwirtschaftlichen Pro­
duktivität neigen dazu, ausschließlich den Beitrag technischer 
Faktoren (Boden, Wasser, Dünger, Pflanzenschutzmittel und 
Saatgut) hervorzuheben und den grundlegenden Beitrag des 
menschlichen Faktors – insbesondere bei der hochwertigen Er­
zeugung – nicht ausreichend zu würdigen. Nach Auffassung des 
EWSA wird es folglich nicht möglich sein, eine Strategie zur 
Förderung und Aufwertung der Produktivität in der Landwirt­
schaft zu konzipieren, ohne geeignete Maßnahmen (bezüglich 
Ausbildung und Sicherheit) zur Verbesserung der Qualität der 
Arbeit in der Landwirtschaft vorzusehen. 

4.6 Im Hinblick auf die Umsetzung der EIP „Landwirtschaft­
liche Produktivität und Nachhaltigkeit“ hält es der EWSA für 
sinnvoll, sich über den Begriff der Nachhaltigkeit Gedanken zu 
machen, um auch die Besonderheiten des europäischen Agrar­
modells und die Entwicklungen und Herausforderungen im 
weltweiten Kontextzu berücksichtigen. In Bezug auf die Nach­
haltigkeit bei der Landwirtschaft möchte der EWSA insbeson­
dere an den Beitrag der Multifunktionalität zum Erreichen dieses 
Ziels erinnern. Diesbezüglich betont der EWSA, dass Multifunk­
tionalität eine der Landwirtschaft innewohnende Eigenschaft ist, 
die auch unter dem Aspekt der Förderung der nachhaltigen 
Entwicklung bewahrt und zur Geltung gebracht werden muss. 

4.7 Der EWSA erinnert an die bemerkenswerten Forschritte 
des europäischen Agrarsektors bezüglich der drei Bestandteile 
der nachhaltigen Entwicklung (Wirtschaft, Soziales und Um­
welt). Der EWSA weist indes darauf hin, dass die nachhaltige 
Entwicklung ohne angemessene Berücksichtigung der institutio­
nellen Aspekte von Nachhaltigkeit nicht sichergestellt werden 
kann. Aus diesem Grund hebt er hervor, dass eine angemessene 
Beteiligung und Einbeziehung aller Akteure des Agrarsektors 
auch mittels der Maßnahmen der EIP „Landwirtschaftliche Pro­
duktivität und Nachhaltigkeit“ gefördert werden muss, um einen 
möglichst großen Beitrag des europäischen Agrarmodells zum 
Nachhaltigkeitsziel zu gewährleisten. 

4.8 Der EWSA begrüßt die Entscheidung der Kommission, 
landwirtschaftliche Nachhaltigkeit zu einem der vorrangigen 
Ziele der EIP zu machen. Der EWSA hält es jedoch für erfor­
derlich, den von der Kommission vorgeschlagenen Indikator zur 
Leistungsbewertung der EIP-Maßnahmen im Bereich Nachhaltig­
keit zu hinterfragen. Der EWSA anerkennt zwar den entschei­
denden Beitrag, den eine zufriedenstellende Bodenfunktionalität 
zur Nachhaltigkeit leisten kann, möchte aber darauf hinweisen, 
dass andere Leistungsindikatoren, die den Beitrag einiger land­
wirtschaftlicher Verfahren vor allem in puncto Erhaltung der 
natürlichen Ressourcen zur Geltung bringen, nicht vernachläs­
sigt werden dürfen. 

4.9 Nach Auffassung des EWSA sollte schließlich der Begriff 
der Innovation in der Landwirtschaft vertieft werden, um die 
Besonderheiten des europäischen Agrarmodells zu untersuchen 
und zu verdeutlichen. Im Zeitraum zwischen den Sechziger und 
den Achtziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts war – auch 
dank der Innovationen im Zuge der grünen Revolution – ein 
deutlicher Anstieg der landwirtschaftlichen Erzeugung zu ver­
zeichnen. Diese Verbesserung der Erzeugungsleistungen ging 
jedoch aufgrund des immer massiveren Einsatzes von che­
mischen Produkten (Dünger, Herbizide und Pestizide) sowie
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von Treibstoff für die maschinelle Bearbeitung zu Lasten der 
ökologischen Nachhaltigkeit der Landwirtschaft. Wenngleich 
der EWSA davon überzeugt ist, dass die Ernährungssicherheit 
ein grundlegendes Menschenrecht ist, hält er das Paradigma der 
grünen Revolution für ungeeignet, diese entscheidende künftige 
Herausforderung zu meistern. In diesem Sinne müssen innova­
tive Prozesse in der Landwirtschaft auf eine organische Entwick­
lungsstrategie für den Sektor ausgerichtet sein, die auf eine 
effiziente Nutzung aller Produktionsfaktoren (Boden, Wasser, 
Arbeitskraft, Energie) und die Förderung hochwertiger Erzeu­
gung abzielt und den multifunktionellen Charakter der Land­
wirtschaft unterstützt. 

4.10 Der EWSA ist fest davon überzeugt, dass die Potenziale 
des europäischen Agrarmodells genutzt und verteidigt werden 
müssen. Der multifunktionale Charakter der Landwirtschaft 
muss unbedingt anerkannt und ihr potenzieller Beitrag zur Ge­
währleistung einer nachhaltigen Entwicklung genutzt werden. 
Diese Erweiterung der Funktionen und des Aufgabenbereichs 
der Landwirtschaft führt dazu, dass die Innovationsstrategien 
für den Sektor überdacht werden müssen. Nach Auffassung 
des EWSA müssen die Grenzen der Interventionsbereiche neu 
definiert werden, wobei die zunehmenden Interaktionen zwi­
schen der Landwirtschaft und anderen produktiven Bereichen 
zu berücksichtigen sind. Die Innovationsstrategien müssen des­
halb in immer geringerem Maße sektorspezifisch konzipiert 
werden und immer mehr auf die Gesamtheit aller derjenigen 
Aktivitäten abzielen, die als Bio-Wirtschaft bezeichnet werden. 

4.11 Der EWSA fordert die Kommission auf, keine Innova­
tionsmöglichkeit für den Agrarsektor außer Acht zu lassen. Der 
EWSA weiß durchaus, dass Prozessinnovationen in der Land­
wirtschaft und ihre Verbreitung einer angemessenen Unterstüt­
zung bedürfen. Er fordert gleichwohl dazu auf, Innovationen im 
Bereich der Vermarktung, der Erprobung neuer Organisations­
formen der Betriebe sowie zur Optimierung des Verhältnisses 
zwischen den Akteuren der nationalen und europäischen Le­
bensmittelversorgungsketten mehr Beachtung zu schenken. 

4.12 Was Produktinnovationen betrifft, verweist der EWSA 
auf die wachsende Aufmerksamkeit der Privatpersonen für die 
Entwicklung, Verbreitung und Vermarktung sog. funktioneller 
Lebensmittel (functional food). Der EWSA ist sich der wirtschaft­
lichen und gesundheitlichen Bedeutung dieser neuartigen Han­
delsgüter bewusst. Er verweist indes darauf, dass Verfahren für 
Produktinnovationen unterstützt werden sollten, die zwar pri­
vate Initiativen beinhalten mögen, die aber in erster Linie der 
Notwendigkeit gerecht werden, der gesamten Bevölkerung einen 
wesentlichen Nutzen zu bringen. 

4.13 Der EWSA ist der Auffassung, dass die Kommission für 
die EIP „Landwirtschaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit“ 
sehr ehrgeizige Ziele gesteckt hat. Im Sinne des größtmöglichen 
Erfolgs der Initiative hält es der EWSA für notwendig, für ma­
ximale Synergien zwischen dieser EIP und den verschiedenen 
Politikbereichen der Union zu sorgen (Unternehmen, Klimapoli­
tik, branchenübergreifende Maßnahmen, Wirtschaft, Finanzen 

und Steuern, Beschäftigung und soziale Rechte, Energie und 
natürliche Ressourcen, Umwelt, Verbraucher und Gesundheit, 
Außenbeziehungen und auswärtiges Handeln, Regionen und lo­
kale Entwicklung, Wissenschaft und Technologie). Besonders ist 
darauf zu achten, dass die Kohärenz zwischen der EIP-Initiative 
und den Inhalten und Instrumenten der Gemeinsamen Agrar­
politik gewährleistet wird. 

4.14 Der EWSA unterstreicht die Auswirkungen, die die Ent­
scheidungen der EU im Bereich der Handelspolitik auf die Er­
zeugungsleistung der Landwirtschaft haben können. Was zum 
Beispiel den Anbau von Eiweißpflanzen betrifft, hat die Ent­
scheidung der EU für eine Senkung der verschiedenen Formen 
der Unterstützung zu einem Verlust der Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Akteure dieser Branche geführt. Dies zeigt 
nach Auffassung des EWSA, dass die Verbesserung der Produk­
tivität einiger Agrarsektoren nicht ausschließlich von der Höhe 
der dem Sektor übertragenen Mittel abhängt, sondern auch 
durch wirksame Handelsmaßnahmen erreicht werden kann. In 
diesem Zusammenhang sollte darauf hingewiesen werden, dass 
es im Hinblick auf die Verbesserung der Rentabilität der Land­
wirtschaft notwendig ist, jede Politik zur Erhöhung der land­
wirtschaftlichen Produktivität durch Maßnahmen zu flankieren, 
die den erforderlichen Marktzugang der zusätzlichen Erzeu­
gungsmenge gewährleisten. 

4.15 Der EWSA weist darauf hin, dass die Welt insgesamt 
und die einzelnen Länder enorme Vorteile aus dem Produktivi­
tätswachstum in der Landwirtschaft gezogen haben. Ein erheb­
licher Teil dieser Vorteile ist auf den technologischen Fortschritt 
dank öffentlicher Investitionen in den Bereichen Forschung und 
Entwicklung im Landwirtschaftssektor zurückzuführen. Es ist 
empirisch nachgewiesen, dass der Nutzen die Kosten bei Wei­
tem übersteigt. Nach Auffassung des EWSA muss die Europäi­
sche Union auch weiterhin ein angemessenes Maß öffentlicher 
Interventionen bei der landwirtschaftlichen Innovationsför­
derung sicherstellen. Dabei muss nach Ansicht des EWSA eine 
bessere Koordinierung zwischen der Forschungspolitik im enge­
ren Sinne und der Agrarpolitik zur Förderung von Innovation – 
mit besonderem Bezug auf die im Rahmen der GAP geförderten 
Maßnahmen – gewährleistet werden. Der Beitrag, den sowohl 
die entkoppelten Direktzahlungen der ersten Säule als auch die 
strukturpolitischen Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen 
Raums im Sinne der Verbreitung des technischen Fortschritts 
leisten können, sollte verbessert werden. 

4.16 Der EWSA weist darauf hin, dass die Debatte über die 
EIP „Landwirtschaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit“ paral­
lel zu den Gesprächen über den neuen mehrjährigen Finanz­
rahmen (MFR) der EU stattfindet. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
steht die genaue Höhe der Beträge noch nicht fest, die die EU 
zur Durchführung der verschiedenen Gemeinschaftspolitiken 
aufwenden möchte. Der EWSA hält es für wichtig, dass die 
EU in Übereinstimmung mit den Zielen der Strategie Europa 
2020 die europäischen Forschungs- und Innovationsprogramme 
angemessen unterstützt. In Bezug auf den Agrarsektor fordert 
der EWSA, die Haushaltsmittel von 5,1 Mrd. EUR, die im Rah­
men des MFR 2014-2020 ausdrücklich für Forschung und In­
novation in der Landwirtschaft ausgewiesen sind, mindestens 
beizubehalten.
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5. Besondere Überlegungen 

5.1 Der EWSA begrüßt das Bestreben der Europäischen 
Kommission, eine neue Form der Governance für die Umsetzung 
von Innovationsprozessen einzuführen. Er fordert indes, die 
Kriterien für die Zusammensetzung des Lenkungsgremiums zu 
klären, das die Erarbeitung des mehrjährigen strategischen Ar­
beitsplans der EIP überwachen wird. 

5.2 Nach Auffassung des EWSA muss für größtmögliche 
Synergien zwischen der EIP „Landwirtschaftliche Produktivität 
und Nachhaltigkeit“ und den anderen, bereits von der Kommis­
sion im Bereich der sektorspezifischen Innovationsförderung 
unterstützten Initiativen (Ständiger Agrarforschungsausschuss, 
ERA-NET und europäische Technologieplattformen) gesorgt 
werden. Der EWSA hatte bereits auf den Mehrwert und den 
Nutzen einer gemeinsamen Planung im Bereich Agrarforschung 
bezüglich ihrer Auswirkungen auf die europäische Wettbewerbs­
fähigkeit hingewiesen ( 10 ). Der EWSA fordert außerdem weitere 
Informationen zu den Maßnahmen, die zur Gewährleistung von 
Koordinierung und Synergien zwischen der EIP „Landwirtschaft­
liche Produktivität und Nachhaltigkeit“ und den EIP „Rohstoffe“ 
und „Wasser“ geplant sind. 

5.3 Der EWSA hält den von der Kommission vorgestellten 
Rahmen für die EIP „Landwirtschaftliche Produktivität und 
Nachhaltigkeit“ für sehr ehrgeizig. Seiner Auffassung nach ist 
der für die Funktionsweise der operationellen Gruppen vorgese­
hene „Bottom-Up“-Ansatz eine begrüßenswerte Innovation. Der 
EWSA schlägt vor, auch mögliche Verwaltungsprobleme zu be­
denken, die sich bei der Umsetzung der neuen EIP-Strategie 
ergeben könnten. Nach seiner Auffassung wird der EIP-Ansatz 
nur dann positive Ergebnisse zeitigen, wenn die operationellen 
Gruppen zu Akteuren werden, die Entwicklungsprozesse mit 
messbaren Zielen in Gang setzen können, anstatt lediglich zu 
neuen Partnerschaften zu führen, die nur auf die Beantragung 
öffentlicher Mittel abzielen. 

5.4 Nach Ansicht des EWSA muss bei der Umsetzung des 
EIP-Ansatzes sichergestellt werden, dass für die potenziell an 
den operationellen Gruppen beteiligten Akteure keine weiteren 
Schwierigkeiten und Probleme entstehen. Er weist insbesondere 
darauf hin, dass die Umsetzung der EIP-Initiative für die Ver­
waltungsbehörden und Zahlstellen, die bei der Auswahl, Finan­
zierung, Überwachung und Kontrolle der Aktivitäten im Zusam­
menhang mit der EIP beteiligt sind, Verwaltungskosten verursa­
chen könnte. Der EWSA sieht die Gefahr, dass dies – auch mit 
Blick auf das Kosten-Nutzen-Verhältnis – den Mehrwert der EIP- 
Initiative schmälern könnte. 

5.5 Der EWSA begrüßt die Tatsache, dass die Kommission 
für die Durchführung der EIP „Landwirtschaftliche Produktivität 
und Nachhaltigkeit“ den von der Weltbank mit dem „Agricul­
tural Innovation System“ (AIS) vorgeschlagenen systemischen 
Ansatz übernimmt. Dieser zielt auf die Schaffung eines Netzes 
von Organisationen, Unternehmen und Einzelpersonen ab, um 
neue Produkte, Verfahren und Organisationsformen marktfähig 

zu machen. Dies erfolgt im Einklang mit den Institutionen und 
Politiken, die sich auf die Art der Interaktion der verschiedenen 
Akteure sowie darauf auswirken, welchen Zugang sie zu Wissen 
haben und wie sie dieses teilen, austauschen und verwerten. 
Dieser Ansatz macht deutlich, wie wichtig die Existenz von 
Zwischenträgern ist, die die verschiedenen, an den Innovations­
ketten beteiligten Akteure miteinander verbinden. Nach Ansicht 
des EWSA hängt die Wirkung der EIP „Landwirtschaftliche Pro­
duktivität und Nachhaltigkeit“ von der aktiven Beteiligung von 
Innovationsbrokern ab, die in der Lage sind, die Zusammen­
arbeit zwischen verschiedenen Akteuren zur Förderung von In­
novation aufzubauen und zu festigen. 

5.6 Der EWSA begrüßt den Kommissionsvorschlag, eine an­
gemessene Koordinierung der verschiedenen operationellen 
Gruppen der EIP „Landwirtschaftliche Produktivität und Nach­
haltigkeit“ mittels Vernetzung der EIP im Rahmen des Europäi­
schen Netzwerks für ländliche Entwicklung zu gewährleisten. 
Der EWSA fordert weitere Angaben bezüglich der von der 
Kommission zu ergreifenden Maßnahmen, damit das Europäi­
sche Netzwerk für die ländliche Entwicklung dieser neuen Auf­
gabe nachkommen kann. Besondere Aufmerksamkeit gilt dabei 
der Ausbildung des Personals, damit es über angemessene Fähig­
keiten und Kompetenzen verfügt. 

5.7 Die neuen globalen Herausforderungen (Liberalisierung 
der Märkte, Bevölkerungswachstum und Knappheit der natürli­
chen Ressourcen) steigern das Interesse für das Thema der In­
novation in der Landwirtschaft. Die vorliegenden Erkenntnisse 
belegen die Risiken im Zusammenhang einer Innovation, die im 
Tempo hinter den Erwartungen zurückbleibt, und dem Vorherr­
schen klassischer Innovationen z.B. im Bereich der Mechanisie­
rung oder der Pflanzensorten gegenüber Innovationen im Be­
reich neuer Märkte, direkte Verarbeitung, neue Anbaumethoden 
und Zertifizierungen. Nach Ansicht des EWSA leistet die EIP 
„Landwirtschaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit“ einen 
wichtigen Beitrag zur Innovation in der Landwirtschaft mittels 
der Vernetzung der Akteure und der Verknüpfung zwischen den 
Orten der Entstehung von Innovation und den Orten ihrer 
Anwendung. 

5.8 Der EWSA betont, dass die Innovationsneigung in der 
Landwirtschaft auch von den persönlichen Eigenschaften des 
Landwirts oder seiner Familie, den strukturellen Besonderheiten 
des Betriebs, den Marktbedingungen sowie dem allgemeinen 
(kulturellen oder institutionellen) Umfeld des Betriebs abhängt. 
Diesbezüglich ist es für den EWSA von oberster Priorität, die 
Initiativen der operationellen Gruppen der EIP durch Maßnah­
men in folgenden Bereichen zu ergänzen: Generationswechsel, 
technische Hilfe, Ausbildung - insbesondere für Junglandwirte, 
Unterstützung für strukturelle Investitionen, Förderung und Auf­
wertung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Schaffung von neuen 
Beschäftigungsmöglichkeiten (z.B. kurze Lieferketten) sowie Di­
versifizierung der Betriebseinkünfte mittels bevorzugtem Zugang 
zu den Mitteln der Programme für die Entwicklung des ländli­
chen Raums.
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5.9 Der EWSA erinnert daran, dass bei der Programmpla­
nung für die Entwicklung des ländlichen Raums im Zeitraum 
2007-2013 eine neue Maßnahme zur Förderung der „Zusam­
menarbeit bei der Entwicklung neuer Produkte, Verfahren und 
Technologien in der Land- und Ernährungswirtschaft sowie im 
Forstsektor“ ( 11 ) eingeführt wurde. Er hält es für sinnvoll, die 
Koordinierung und Nutzung von Synergien zwischen den Maß­
nahmen der EIP „Landwirtschaftliche Produktivität und Nach­
haltigkeit“ einerseits und den bislang im Bereich der ländlichen 

Entwicklung gewonnenen Erfahrungen andererseits sicherzustel­
len. Diesbezüglich sollten die Stärken und Schwächen bei der 
Umsetzung der Kooperationsprojekte (mithilfe der Zwischenbe­
wertungen der Programme zur Entwicklung des ländlichen 
Raums) ermittelt werden, um sie bei der Konzeption der ope­
rationellen Durchführung der Maßnahmen im Rahmen der EIP 
„Landwirtschaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit“ zu be­
rücksichtigen. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1342/2008 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Festlegung eines langfristigen Plans für die 

Kabeljaubestände und die Fischereien, die diese Bestände befischen“ 

COM(2012) 498 final 

(2013/C 44/22) 

Alleinberichterstatter: Brendan BURNS 

Der Rat beschloss am 1. Oktober 2012, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Ar­
tikel 43 Absatz 2 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1342/2008 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Festlegung eines langfristigen Plans für die Kabeljaubestände und 
die Fischereien, die diese Bestände befischen“ 

COM(2012) 498 final. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, ländliche Entwicklung, Umweltschutz nahm 
ihre Stellungnahme am 22. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 131 gegen 1 Stimme bei 2 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerung 

1.1 Der EWSA begrüßt diesen Vorschlag. Es bleiben aller­
dings einige wenige, aber gleichwohl wichtige Fragen offen. 
Die unmittelbare Priorität liegt in der baldigen Verabschiedung 
der neuen Verordnung. 

2. Einleitung 

2.1 Die Reform des langfristigen Plans für die Kabeljau­
bestände ( 1 ) ist nicht nur für die Bestandspflege von grundlegen­
der Bedeutung, sondern auch, weil dieser Plan für einige Flotten 
die Grundlage für die Kontrolle des Fischereiaufwands (Tage auf 
See) bildet. Er beinhaltet unter bestimmten biologischen Voraus­
setzungen die automatische jährliche Reduzierung sowohl des 
Fischereiaufwands als auch der zulässigen Gesamtfangmenge 
(TAC). Diese Kürzungen werden unabhängig von einer Erholung 
des Bestandes vorgenommen; entscheidend ist, ob die Erholung 
den im Plan beschriebenen Bedingungen entspricht oder nicht. 
Die Reduzierung des Fischereiaufwands war bisher sehr ein­
schneidend: Zum Beispiel wird für die schottische Dorschfisch­
fangflotte die Zahl der Tage auf See pro Schiff im Jahr 2014 nur 
noch halb so groß sein wie 2011. Zwar soll mit der Reduzie­
rung des Fischereiaufwandes eine entsprechende Verringerung 
der Kabeljausterblichkeit erreicht werden, die Halbierung der 
Zeit auf See aber bedeutet eine Halbierung der gesamten Fang­
tätigkeit. 

3. Hintergrund 

3.1 Ein erster Plan zur Erholung der Kabeljaubestände trat zu 
Beginn des Jahres 2004 in Kraft ( 2 ); darauf folgte Anfang 2009 
der gegenwärtige langfristige Plan für die Kabeljaubestände. Zur 
Reduzierung der fischereilichen Sterblichkeit enthielten die Pläne 

als Bewirtschaftungsinstrumente Kürzungen der zulässigen Ge­
samtfangmenge (in Anlandungen) und in dem gegenwärtigen 
Plan vor allen Dingen eine automatische alljährliche Reduzie­
rung des Fischereiaufwands. Um noch einmal auf das obige 
Beispiel zurückzukommen: Die Maßnahmen zur Erholung der 
Kabeljaubestände hatten tiefgreifende Auswirkungen auf die 
schottische Flotte. Insbesondere hat die automatische Reduzie­
rung des Fischereiaufwandes nach den Vorgaben des Plans gro­
ßen wirtschaftlichen Schaden angerichtet, ohne dass sich der 
vorhergesagte Nutzen für die Bestände eingestellt hätte. 

3.2 Laut Artikel 34 des gegenwärtigen Planes hätte er „spä­
testens im dritten Jahr der Anwendung“ überprüft werden müs­
sen. Die laufende Überprüfung erfolgt also zu spät. Nach ver­
schiedenen irreführenden Mitteilungen der Kommission Ende 
des Jahres 2012 ist es nun ihre erklärte Absicht, den Kabeljau­
plan durch einen artenübergreifenden Mehrjahresplan zu erset­
zen. Dies wird sicherlich einige Zeit in Anspruch nehmen, ins­
besondere, da das hierfür erforderliche wissenschaftliche Hinter­
grundmaterial noch nicht verfügbar ist. Allerdings gibt es bereits 
jetzt einen starken Konsens in den Fischerei treibenden Mitglied­
staaten, dass weitere automatische Reduzierungen des Fischerei­
aufwandes nicht hinnehmbar sind. 

3.3 Da es in der unmittelbaren Zukunft keine umfassende 
Überarbeitung des Planes geben wird, hat die Kommission den 
vorliegenden Vorschlag für kurzfristige Änderungen vorgelegt. 
Die vorliegende Stellungnahme betrifft ausschließlich diesen Än­
derungsvorschlag. Erschwerend kommt hinzu, dass der gegen­
wärtige Plan so schnell wie möglich an den AEUV angepasst 
werden muss, da die gesetzgebende Kompetenz für Verfahren 
im Rahmen des Planes nicht mehr allein beim Rat liegt, wo­
durch es dem Ministerrat Ende 2012 rechtlich erschwert wird, 
sofortige Maßnahmen zu ergreifen, um die Auswirkungen über­
mäßiger Reduzierungen des Fischereiaufwandes abzumildern.
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4. Wissenschaftliche Gesichtspunkte 

4.1 Der Kabeljauplan wurde 2011 offiziell vom Internationa­
len Rat für Meeresforschung (ICES) und vom Wissenschafts-, 
Technik- und Wirtschaftsausschuss für Fischerei (STECF) geprüft. 
Die Regionalbeiräte sowohl für die Nordsee als auch für die 
nordwestlichen Gewässer haben einen Beitrag zu diesem Unter­
fangen geleistet und gelangten mit den besagten wissenschaftli­
chen Gremien zu folgenden einvernehmlichen Feststellungen: 

— Der Kabeljauplan wird seiner Hauptzielsetzung, nämlich der 
Verringerung der fischereilichen Kabeljausterblichkeit, nicht 
gerecht. 

— Der STECF teilt die Ansicht der Fischwirtschaft, dass nicht 
davon ausgegangen werden kann, dass die Entwicklung der 
fischereilichen Sterblichkeit linear zur Entwicklung des Fi­
schereiaufwandes verlaufen wird. 

— Eine umfassende analytische Bewertung ist nur für die Nord­
see verfügbar. Für die Gewässer westlich von Schottland liegt 
zwar eine Bewertung vor, diese zeigt aber nur Tendenzen. In 
der Nordsee hat die fischereiliche Sterblichkeit zwar tatsäch­
lich ab- und die Laicherbiomasse zugenommen, aber nicht 
in dem im Plan vorgesehenen Maß. (Es ist darauf hinzuwei­
sen, dass der 2004 im Plan zur Erholung der Kabeljau­
bestände angestrebte Zielwert für die fischereiliche Sterblich­
keit mittlerweile erreicht ist, sprich früher als der für die 
Bestandserholung angesetzte 10-Jahreszeitraum.) 

— Für die Gewässer westlich von Schottland ist die fischereili­
che Sterblichkeit trotz einer deutlichen Reduzierung des Fi­
schereiaufwands insgesamt nach wie vor hoch. Daraus wird 
geschlossen, dass andere Faktoren eine Rolle spielen und die 
Prädation unterschätzt wurde. 

— Im Lichte der Feststellung, dass alle formellen Bewertungen 
der Bestände aufgrund ihrer Verfahrensdauer der aktuellen 
Situation hinterherhinken und dass die Einschätzung der 
betroffenen Fischer in der Regel die Ergebnisse sehr genau 
vorwegnehmen, dürfte die Erholung der Kabeljaubestände in 
der Realität viel weiter gediehen sein, als in den Gutachten 
angenommen. 

5. Allgemeine Bemerkungen 

5.1 Grundsätzlich wird der Vorschlag begrüßt. Die Änderung 
des gegenwärtigen Planes sollte bei richtiger Umsetzung den 
Weg für ein Erreichen der Ziele freimachen und weiteren wirt­
schaftlichen Schaden ohne biologischen Nutzen abwenden. 

6. Besondere Bemerkungen 

6.1 Ausgangswerte und Nutzung 

6.1.1 Mit den Änderungen von Artikel 4 soll die unbeabsich­
tigte Möglichkeit für Mitgliedstaaten beseitigt werden, einen hö­
heren Fischereiaufwand zu betreiben, als nach Intention des 
Plans zulässig gewesen wäre, indem sie einfach die Ausgangs­
werte und die Inanspruchnahme des Aufwands nach unter­
schiedlichen Methoden berechnen. 

6.1.2 Ohne von seinem Standpunkt abzurücken, dass die 
Kontrolle des Fischereiaufwandes sich als zu grobes und weit­

gehend ungeeignetes Instrument erwiesen hat, erscheint es dem 
EWSA vernünftig und logisch, die Mitgliedstaaten dazu zu ver­
pflichten, die Berechnung der Inanspruchnahme des Aufwands 
nach derselben Methode durchzuführen, wie sie für die Berech­
nung der Ausgangswerte des Fischereiaufwands angewandt wur­
de. 

6.2 Fehlende Daten über die Bestände 

6.2.1 Artikel 9 sieht ein Verfahren für die Festlegung von 
TAC bei Fehlen der für die Anwendung von Artikel 7 oder 8 
notwendigen Daten vor; anstelle automatischer Reduzierungen 
um 25 % wird vorgeschlagen, auf Einzelfallbasis und somit fle­
xibler, aber weiterhin auf Grundlage vorliegender wissenschaft­
licher Gutachten vorzugehen. 

6.2.2 Dem Rat einen Spielraum bei den Reduzierungen des 
Fischereiaufwands und der zulässigen Gesamtfangmenge ein­
zuräumen, der bei einem Fehlen analytischer Bewertungen ge­
ringere Reduzierungen als die im gegenwärtigen Plan auto­
matisch vorgesehenen 25 % ermöglicht, ist ein vernünftiger 
und verhältnismäßiger Vorschlag, der es dem Rat gestattet, auf 
Einzelfallbasis anhand der umfassendsten vorliegenden wissen­
schaftlichen Gutachten zu entscheiden. 

6.3 Ausnahmen für Schiffe, die unbedeutende Mengen an Kabeljau 
fangen 

6.3.1 Der bisherige Artikel 11 wird in die Artikel 11, Arti­
kel 11a und Artikel 11b untergliedert. Anstatt Gruppen von 
Schiffen auszunehmen, die von jedem einzelnen Mitgliedstaat 
angegeben werden, stützen sich die Ausnahmen nun auf Krite­
rien, die allgemein auf jedes Schiff, das sie erfüllt, anwendbar 
sind, unabhängig davon, zu welchem Mitgliedstaat es gehört. 
Durch den geänderten Artikel wird außerdem vermieden, dass 
der Rat ständig den Ausgangswert anpassen muss. 

6.3.2 Die administrativen Hürden für Ausnahmegenehmi­
gungen für Schiffe, die unbedeutende Mengen Kabeljau fangen, 
waren unverhältnismäßig hoch und haben den eigentlichen 
Zweck dieser Bestimmung untergraben. Deswegen begrüßt der 
EWSA die Vereinfachung der Bestimmungen für die Erteilung 
von Ausnahmegenehmigungen. 

6.3.3 Wie die neuen Ausnahmen hinsichtlich möglicher 
Überschneidungen der Selektivität der Fanggeräte, der räumli­
chen Verbreitungsgebiete der Fänge und der Tiefe anzuwenden 
sind, muss noch genauer klargestellt werden. So werden mit 
manchen Fanggeräten in kabeljaureichen Gewässern nur sehr 
geringe Mengen Kabeljau gefangen, während mit anderen Fang­
geräten in Gewässern mit relativ geringem Kabeljaubestand er­
hebliche Mengen Kabeljau gefangen werden können. 

6.3.4 Die Regionalbeiräte sollten bei der Festlegung der Kri­
terien, wie kabeljaureiche Gewässer zu definieren sind und wie 
der neue Ansatz am besten in die Praxis umgesetzt werden 
kann, einbezogen werden. 

6.3.5 Übergangsmaßnahmen stellen sicher, dass auf Gruppen 
von Schiffen, für die bereits eine Ausnahme gilt, die Kriterien 
angewandt werden, die zum Zeitpunkt der Genehmigung der 
Ausnahme in Kraft warn.

DE C 44/126 Amtsblatt der Europäischen Union 15.2.2013



6.3.6 Es ist sinnvoll, für Gruppen von Schiffen, die die vor­
liegenden Ausnahmekriterien bereits erfüllt haben, die Kontinui­
tät zu wahren. 

6.4 Vollständig dokumentierte Fischerei – Ausnahmen von der Fische­
reiaufwandsregelung 

6.4.1 Es wird ein neuer Artikel 11c eingeführt. Schiffe, die an 
Versuchen der vollständig dokumentierten Fischerei beteiligt 
sind, bei der alle Fänge auf die Quoten angerechnet werden, 
sind von der Fischereiaufwandsregelung ausgenommen. 

6.4.2 Die Ausnahme von der Fischereiaufwandsregelung für 
die Schiffe, die die Fänge vollständig dokumentieren können, ist 
absolut sinnvoll, da ihr Anteil an der Kabeljausterblichkeit um­
fassend festgehalten wird und sich innerhalb der zulässigen 
Quoten bewegt. Daher gibt es keinen Grund dafür, dass sie 
weiterhin von der Regelung betroffen sind. Die Gründe für 
ein Verbot von Quotenübertragungen auf diese Schiffe oder 
von ihnen kann der EWSA nicht nachvollziehen. Der wichtigste 
Punkt ist, dass nachweislich seit der Einführung der vollständig 
dokumentierten Fischerei die Rückwürfe der an den Versuchen 
teilnehmenden Schiffe in der Nordsee erheblich reduziert wur­
den. Diese schlecht durchdachte Maßnahme bewirkt nach Ein­
schätzung des EWSA im schlimmsten Fall, dass Schiffe nicht an 
Versuchen zu vollständig dokumentierten Fangquoten teilneh­
men, und wäre damit vollkommen kontraproduktiv. Wir sind 
der Auffassung, dass für eine genaue Standortbestimmung zu­
sätzliche Informationen der Mitgliedstaaten und weitere Diskus­
sionen notwendig sind, aber prinzipiell gilt, dass die Quoten­
verwaltung Sache der Mitgliedstaaten ist und auch bleiben sollte. 

6.5 Flexibilität bei der Festsetzung der zulässigen Gesamtfangmenge 
und des Fischereiaufwandes 

6.5.1 Die Änderungen in Artikel 12 Absatz 4 beruhen auf 
denselben Gründen wie die des Artikels 9. 

6.5.2 In Artikel 12 wird ein neuer Absatz 6 eingeführt, dem­
zufolge der Rat beschließen kann, von weiteren Verringerungen 
des Fischereiaufwands abzusehen, wenn in vier aufeinanderfol­
genden Jahren der zulässige Fischereiaufwand verringert worden 
ist. 

6.5.3 Die im Plan vorgesehene Möglichkeit des Rates, die 
Reduzierung des Fischereiaufwands auszusetzen, ist unerlässlich, 
um ernsten und irreversiblen sozialwirtschaftlichen Schaden von 
Fischereiunternehmen und –regionen abzuwenden. Auf die feh­
lende Zielgerichtetheit und Unverhältnismäßigkeit dieses Ansat­

zes sowie auf die häufig deswegen aufgetretenen negativen Aus­
wirkungen haben Mitgliedstaaten und die Regionalbeiräte 
ebenso wie der STECF bereits hingewiesen. Die offensichtlichste 
Folge dieser neuen Flexibilität wird voraussichtlich eine Verrin­
gerung der Rückwürfe sein. 

6.6 Fangzusammensetzung über den Bewirtschaftszeitraum 

6.6.1 Artikel 13 wird neu formuliert, um eine unterschiedli­
che Auslegung in verschiedenen Sprachen zu beseitigen. Nun 
wird deutlich gemacht, dass sich die Bedingung, nach der der 
Kabeljauanteil weniger als 5 % der Gesamtfangmenge aus­
machen muss, auf die Fangzusammensetzung während des ge­
samten Bewirtschaftungszeitraums und nicht pro Fangreise be­
zieht. 

6.6.2 Vor dem Hintergrund der laufenden GFP-Reform und 
der eventuellen Verpflichtung zur Anlandung aller Fänge werden 
die vorgeschlagenen Änderungen begrüßt, die zu einer Reduzie­
rung der Rückwürfe nutzbarer Fische führen. Diesbezüglich 
sollte die Flexibilität zur Erreichung des geforderten Anteils 
von 5 % der Gesamtfangmenge über den gesamten Bewirtschaf­
tungszeitraum förderlich sein. 

6.7 Reduzierung der Rückwürfe 

6.7.1 In Artikel 14 wird hervorgehoben, dass die Mitglied­
staaten verpflichtet sind, gegen Rückwürfe vorzugehen, was 
nach den derzeitigen Vorschriften nicht der Fall ist; der Umfang 
der Kontrolle und Überwachung hängt nun von der risikobasier­
ten Bewirtschaftung ab. 

6.7.2 Der EWSA vertritt entschieden die Ansicht, dass die 
Zukunft einer Erholung der Kabeljaubestände darin liegt, Kabel­
jaufängen durch Fischereifahrzeuge auf mehrere Art und Weisen 
entgegenzuwirken und wirtschaftliche Anreize für den Fischerei­
sektor auf die Bewirtschaftungsziele abzustimmen. Es gibt große 
Überschneidungen bei den Initiativen zur Vermeidung von Ka­
beljaufängen und der Reduzierung der Rückwürfe. Angesichts 
des Ungleichgewichts zwischen den zulässigen Gesamtfangmen­
gen für Kabeljau in der Nordsee und dem gegenwärtigen Reich­
tum der Fanggründe haben sich die Vermeidung von Kabeljau­
fängen durch Echtzeit-Schließungen, Fangquoten, Selektivität der 
Fanggeräte sowie saisonale und zeitlich begrenzte Vermeidung 
als die wesentlichen Maßnahmen erwiesen, durch die der Be­
fischungsdruck auf die Kabeljaubestände verringert werden 
kann. Eine Überprüfung und ein risikobasierter Ansatz werden 
das zweifelsohne bestätigen. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Legislativpaket zur 
technischen Überwachung von Kfz“ mit folgenden drei Dokumenten: „Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die regelmäßige technische 
Überwachung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern und zur Aufhebung der 

Richtlinie 2009/40/EG“ 

COM(2012) 380 final — 2012/0184 (COD), 

„Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 1999/37/EG des Rates über Zulassungsdokumente für Fahrzeuge“ 

COM(2012) 381 final — 2012/0185 (COD), 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die technische 
Unterwegskontrolle von Nutzfahrzeugen, die in der Gemeinschaft am Straßenverkehr teilnehmen, 

und zur Aufhebung der Richtlinie 2000/30/EG“ 

COM(2012) 382 final — 2012/0186 (COD) 

(2013/C 44/23) 

Berichterstatter: Virgilio RANOCCHIARI 

Der Rat beschloss am 7. und 10. September sowie am 8. Oktober 2012 und das Europäische Parlament am 
11. September 2012, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 91 und 304 AEUV 
um Stellungnahme zu folgenden Vorlagen zu ersuchen: 

„Legislativpaket zur technischen Überwachung von Kfz“ mit folgenden drei Dokumenten: „Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die regelmäßige technische Überwachung von Kraftfahr­
zeugen und Kraftfahrzeuganhängern und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/40/EG“ 

COM(2012) 380 final — 2012/0184 (COD) 

„Vorschlag für Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 1999/37/EG des 
Rates über Zulassungsdokumente für Fahrzeuge“ 

COM(2012) 381 final — 2012/0185 (COD) 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die technische Unterwegskontrolle von 
Nutzfahrzeugen, die in der Gemeinschaft am Straßenverkehr teilnehmen, und zur Aufhebung der Richtlinie 
2000/30/EG“ 

COM(2012) 382 final — 2012/0186 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsgesellschaft 
nahm ihre Stellungnahme am 26. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 130 gegen 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) begrüßt und unterstützt - mit den weiter unten vor­
gebrachten Anmerkungen - die Vorschläge der Kommission, 
und zwar aus mindestens drei Gründen: 

— Die Senkung der Zahl der Unfälle und die Eindämmung 
ihrer oft tragischen Folgen müssen immer stärker in den 
Vordergrund treten, nicht zuletzt wegen der für die nächsten 
Jahre erwarteten weiteren Zunahme des Straßenverkehrs. 

— Im Hinblick auf dieses Ziel von weniger Unfällen sind An­
strengungen in einem größeren einheitlichen Gesamtrahmen 
erforderlich, die über die Zuständigkeiten der einzelnen Mit­
gliedstaaten hinausgehen. 

— Eine größere Einheitlichkeit der Vorschriften und Kontrollen 
ist erforderlich, damit ein so wichtiger Aspekt des gesell­
schaftlichen Lebens wie der Straßenverkehr nicht durch un­
einheitliche oder in manchen Fällen stark voneinander ab­
weichende Verfahren und Fristen beeinträchtigt wird. 

1.2 Der EWSA weist gleichwohl darauf hin, dass die Kom­
mission entgegen der erklärtermaßen angestrebten Einheitlich­
keit der diesbezüglichen Vorschriften bei der Ausarbeitung des 
Pakets eine Kombination von Regulierungsmaßnahmen und un­
verbindlichen Vorschriften (soft law) als Ansatz gewählt hat. 
Dabei wird den Mitgliedstaaten erheblicher Freiraum gelassen, 
was die vollständige Harmonisierung der Kontrollen im Hinblick 
auf eine automatische Anerkennung der Prüfungen und Prüf­
bescheinigungen eines Mitgliedstaats in allen anderen Mitglied­
staaten erschwert und zwangsläufig verlangsamt.
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1.3 Zudem sollte der damit eingeleitete Harmonisierungspro­
zess nach Ansicht des EWSA durch die Einführung einer euro­
päischen Prüfbescheinigung flankiert werden, die an die Stelle 
der derzeitigen nationalen Bescheinigungen tritt, wodurch ein 
Fahrzeug zwecks regelmäßiger technischer Überwachung nicht 
mehr in den Zulassungsmitgliedstaat zurückgeführt werden 
müsste. 

1.4 Der Ausschuss begrüßt sowohl die Ausweitung der Kon­
trollpflicht auf weitere technische Anlagen als auch die Aufstel­
lung eines Verzeichnisses der durchzuführenden Kontrollen. Er 
befürwortet, dass sich die Kontrollen jetzt auch auf Anlagen 
erstrecken sollen, die bislang in der alleinigen Zuständigkeit 
der Herstellerfirmen lagen, wie zum Beispiel ABS und ESC. 
Richtig ist auch die Entscheidung, die Fahrzeuge nunmehr 
auch nach Alter und Laufleistung zu differenzieren, da diese 
Aspekte von besonderer Bedeutung für die Wartung der Fahr­
zeuge und ihren Sicherheitsstand sind. 

1.5 Ebenfalls positiv wertet der EWSA den Vorschlag, nun 
auch so genannte leichte Nutzfahrzeuge für den Gütertransport 
(bis 3,5 t Höchstmasse) Unterwegskontrollen zu unterziehen. Er 
weist jedoch darauf hin, dass es in dieser Fahrzeugklasse einen 
sehr großen Fahrzeugpark gibt und deshalb die Vorgabe, jähr­
lich mindestens fünf Prozent dieser Fahrzeuge zu kontrollieren, 
offen gesagt sehr ambitioniert erscheint. 

1.6 In diesem Zusammenhang regt der Ausschuss an, die in 
den einzelnen Mitgliedstaaten vorhandenen mobilen Prüfeinhei­
ten in einer Erhebung zu erfassen, damit die Mitgliedstaaten 
rechtzeitig die notwendigen Maßnahmen ergreifen. 

1.7 In Bezug auf die Ausdehnung der Kontrollpflicht auf 
weitere Fahrzeuge unterschreibt der Ausschuss voll und ganz 
die Ausweitung auch auf Krafträder. Er merkt jedoch an, dass 
die vorgesehenen Prüfungsintervalle (4 + 2 + 1) für diese Fahr­
zeuge mit sehr geringer jährlicher Laufleistung überzogen er­
scheinen. Deshalb schlägt der EWSA angesichts dieses Sachver­
halts vor, zumindest in einer Anfangsphase eine geringere Prü­
fungshäufigkeit (4 + 2 + 2) vorzusehen. 

2. Einleitung 

2.1 Die technische Überwachung von Kraftfahrzeugen erfüllt 
eine wesentliche Funktion im Hinblick auf die Gewährleistung 
der Sicherheit im Straßenverkehr. Auf Europas Straßen kommen 
täglich mehr als fünf Personen bei durch technische Fahrzeug­
mängel bedingten Unfällen ums Leben. Untersuchungen zufolge 
sind solche Mängel Mitursache für 6 % der Kfz-Unfälle und 
1,8 % der Unfälle mit Beteiligung von Krafträdern. 

2.2 Die einschlägigen EU-Rechtsvorschriften gehen auf das 
Jahr 1977 zurück und wurden in den letzten zehn Jahren un­
geachtet der Verdreifachung des Straßenverkehrs und der tief 
greifenden technischen Weiterentwicklung der Fahrzeuge ledig­
lich geringfügig angepasst. 

2.3 Eine von der Europäischen Kommission durchgeführte 
Vergleichsstudie der in den einzelnen Mitgliedstaaten geltenden 

Systeme für die regelmäßige Fahrzeuguntersuchung hat eine 
Reihe von Defiziten offenbart. Neuen Untersuchungen aus 
Großbritannien und Deutschland zufolge würden 10 % der 
zum Verkehr zugelassenen Fahrzeuge angemesseneren und mo­
derneren Kontrolluntersuchungen aufgrund technischer Mängel 
nicht standhalten. 

2.4 Diese und andere Studien haben Folgendes gezeigt: 

— Die technische Überwachung erstreckt sich derzeit nicht auf 
alle wichtigen Fahrzeugsysteme, das Antiblockiersystem 
(ABS) und die Elektronische Stabilitätskontrolle (ESC) z.B. 
sind davon ausgenommen. 

— Es gibt keine aktualisierte und EU-weit vereinheitlichte De­
finition und Bewertung der Mängel. 

— Die Kontrollgeräte sind nicht immer geeignet, weil diesbe­
züglich genaue und EU-weit verbindliche Bestimmungen 
fehlen. Des Weiteren sollten die mit der technischen Kon­
trolle beauftragten Prüfer stets ein dem technischen Entwick­
lungsstand entsprechendes Wissen und Können besitzen, 
um EU-weit eine einheitliche Qualität der Prüfleistungen 
zu gewährleisten. 

— Einige Fahrzeugklassen unterliegen nicht der Pflicht zur re­
gelmäßigen technischen Überwachung. So sind zum Beispiel 
Krafträder in immerhin elf Mitgliedstaaten davon ausgenom­
men. 

— Die Kontrollen finden nicht häufig genug statt, insbesondere 
bei Nutzfahrzeugen und überhaupt bei Fahrzeugen mit ho­
her Kilometerleistung und älteren Fahrzeugen. 

— Es erfolgt keine geeignete Beaufsichtigung der Prüfstellen 
durch die zuständigen Behörden. 

— Die für die Überprüfung der Fahrzeugelektronik notwendi­
gen Daten stehen den Prüfern nicht immer zur Verfügung. 
Auch können die Polizeibehörden nicht auf die Ergebnisse 
der Kontrollen zugreifen. 

2.5 Angesichts der vorstehenden Erwägungen unterstützt 
und begrüßt der EWSA die Initiative der Europäischen Kommis­
sion, die durch Ausweitung und Aktualisierung des Geltungs­
bereichs der technischen Überwachung zu dem Ziel beitragen 
kann, die Zahl der Unfalltoten im Straßenverkehr bis 2020 um 
50 % zu senken und durch stärkere und häufigere Abgasunter­
suchungen die Umweltauswirkungen des Straßenverkehrs (ins­
besondere im Hinblick auf die CO 2 -Emissionen) zu senken. 

3. Das Paket von Vorschlägen der Kommission 

Es handelt sich um drei Gesetzgebungsvorschläge: 

— eine Verordnung: COM(2012) 380 final, zur Aufhebung der 
Richtlinie 2009/40/EG, über die regelmäßige technische 
Überwachung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhän­
gern;
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— eine weitere Verordnung: COM(2012) 382 final, zur Auf­
hebung der Richtlinie 2000/30, über die technische Unter­
wegskontrolle von Nutzfahrzeugen; 

— eine Richtlinie: COM(2012) 381 final, zur Änderung der 
Richtlinie 1999/37/EG, über Zulassungsdokumente für Fahr­
zeuge. 

3.1 Neuerungen des Vorschlags für eine Verordnung 
über die regelmäßige technische Überwachung 
(COM(2012) 380 final) 

3.1.1 Geltungsbereich: Der Geltungsbereich soll auf zwei- 
oder mehrrädrige Kraftfahrzeuge in der gesamten EU ausgewei­
tet werden. Auch landwirtschaftliche Zugmaschinen mit einer 
Höchstgeschwindigkeit von über 40 km/h (Klasse T5) und 
leichte Kraftfahrzeuganhänger bis 3,5 t (Klassen O1 und O2) 
sind nicht mehr vom Geltungsbereich ausgenommen. 

3.1.2 Zeitpunkt und Häufigkeit der Überwachung: Für Per­
sonenkraftwagen (Klasse M1) (Fahrzeuge der Klasse M sind Fahr­
zeuge mit mindestens vier Rädern, die für die Personenbeför­
derung bestimmt sind. Sie sind nach der Anzahl der Sitzplätze 
und nach ihrer Höchstmasse in drei Klassen unterteilt: M1 < 9 
Sitzplätze; M2 > 9 Sitzplätze und < 5 t; M3 > 9 Sitzplätze und 
> 5 t. Fahrzeuge der Klasse N sind Fahrzeuge mit mindestens 
vier Rädern, die für die Güterbeförderung bestimmt sind. Auch 
hier gibt es je nach Masse drei Klassen: N1 < 3,5 t; N2 < 12 t; 
N3 > 12 t. Die Klasse O bezieht sich auf Fahrzeuge mit Anhän­
ger und Klasse T auf Zugmaschinen auf Rädern.): vier Jahre 
nach der Erstzulassung, dann nach zwei Jahren und von da 
an jährlich. Pkw und leichte Nutzfahrzeuge (Klasse N1), die 
bei der ersten Prüfung nach der Erstzulassung mehr als 
160 000 km zurückgelegt haben, müssen dann jährlich vor­
geführt werden (d.h. im Intervall 4-1-1 statt 4-2-1), wobei 
dies auch für Krafträder gilt. Die Mitgliedstaaten, in denen es 
bereits entsprechende Bestimmungen gibt, können auch weiter­
hin kürzere Prüfungsintervalle vorsehen. Ferner bleibt es den 
Mitgliedstaaten überlassen, die Häufigkeit der Prüfungen für 
Fahrzeuge von historischem Interesse (einschließlich Krafträder) 
festzulegen, die jedoch nicht unter die neue Verordnung fallen. 

Für die Fahrzeuge der Klassen M2, M3, N2, N3, O3, O4 und T5 
muss die erste Prüfung dagegen ein Jahr nach der Zulassung 
erfolgen. Das Gleiche gilt für Fahrzeuge der Klasse M1, die als 
Taxi oder Krankenwagen zugelassen sind. 

3.1.3 Prüfungsinhalt, Bewertung von Mängeln und entspre­ 
chende Sanktionen: Die sicherheitsrelevanten Systeme (ABS und 
ESC) und die umweltrelevanten Systeme (Emissionskontrollsys­
tem) werden in das Verzeichnis der durchzuführenden Prüfun­
gen aufgenommen. 

Die bei der Prüfung festgestellten Mängel werden anhand ge­
meinsamer Kriterien, die im Anhang III zum Vorschlag auf­
geführt sind, in geringfügige (keine Gefährdung der Sicherheit), 
schwerwiegende (können die Fahrzeugsicherheit beeinträchti­
gen oder andere Verkehrsteilnehmer gefährden) und sicher­
heitsgefährdende Mängel (unmittelbare Gefahr für die Ver­

kehrssicherheit, Fahrzeug darf nicht weiter am Verkehr teilneh­
men) eingestuft. Geringfügige Mängel müssen abgestellt werden, 
ohne dass das Fahrzeug erneut zur Prüfung vorgeführt werden 
muss. Bei schwerwiegenden Mängeln entscheidet die zuständige 
Behörde darüber, unter welchen Voraussetzungen das Fahrzeug 
bis zur Behebung des Mangels genutzt werden darf, wobei bin­
nen sechs Wochen eine erneute Prüfung stattfinden muss. Bei 
sicherheitsgefährdenden Mängeln wird die Zulassung entzogen, 
bis die Mängel abgestellt sind und danach ggf. eine neue Prüf­
bescheinigung ausgestellt wurde. 

3.1.4 Prüfeinrichtungen und -geräte: Den Prüfstellen wird ein 
Zeitraum von fünf Jahren nach Inkrafttreten der Verordnung 
eingeräumt, in dem sie ihre Prüfeinrichtungen und -geräte an 
die in der Verordnung festgelegten Mindestanforderungen an­
passen müssen. 

3.1.5 Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten: Inner­
halb von drei Jahren nach dem Inkrafttreten der Verordnung 
müssen die Prüfstellen elektronisch der zuständigen Behörde 
ihres Mitgliedstaats die Ergebnisse ihrer Prüfungen oder die Prüf­
bescheinigungen übermitteln. Die Mitgliedstaaten benennen eine 
einzelstaatliche Kontaktstelle, die für den Informationsaustausch 
mit den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission über die 
Anwendung dieser Verordnung zuständig ist. Der Nachweis, 
dass ein Fahrzeug in einem Mitgliedstaat erfolgreich geprüft 
wurde, soll auch in den anderen Mitgliedstaaten anerkannt wer­
den. 

3.2 Neuerungen des Vorschlags für eine Verordnung 
über die technische Unterwegskontrolle von Nutzfahrzeu­
gen, die am Straßenverkehr teilnehmen (COM(2012) 382 
final) 

3.2.1 Durch diese Verordnung wird der Anwendungsbereich 
der geltenden Richtlinie erweitert, wobei die Kontrollen für Un­
ternehmen mit hohem Risiko verstärkt und für Betreiber, die 
ihre Fahrzeuge ordnungsgemäß warten, reduziert werden sollen. 
Die Festlegung des Risikoprofils (Anhang I des Vorschlags) er­
folgt auf der Grundlage der Ergebnisse der früheren technischen 
Kontrollen und Unterwegskontrollen und unter Berücksichti­
gung der dabei festgestellten Mängel. 

3.2.2 Derzeit werden Unterwegskontrollen bei Nutzfahrzeu­
gen von mehr als 3,5 t durchgeführt. Gemäß dem Vorschlag 
werden diese Kontrollen auf leichte Nutzfahrzeuge (Klasse N1) 
und ihre Anhänger (Klassen O1 und O2) ausgedehnt. 

3.2.3 Jeder Mitgliedstaat muss jährlich bei mindestens fünf 
Prozent der Gesamtzahl der in seinem Gebiet zugelassenen 
Fahrzeuge Unterwegskontrollen durchführen. 

3.2.4 Wie bereits erwähnt wird auf nationaler Ebene eine 
Risikoeinstufung (geringes, mittleres oder hohes Risiko) auf 
der Grundlage der Vorgeschichte des jeweiligen Unternehmens 
vorgenommen. Diese Risikoeinstufung wird dem betreffenden 
Unternehmen mitgeteilt, und es werden schwerpunktmäßig Fir­
men mit hohem Risiko Unterwegskontrollen unterzogen.
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3.2.5 Die Kontrollen werden in abgestufter Form durch­
geführt. Zunächst ist eine anfängliche Unterwegskontrolle vor­
gesehen, bei der eine Sichtprüfung des Zustands des Fahrzeugs 
und der Fahrzeugunterlagen erfolgt. Erforderlichenfalls schließt 
sich eine ausführlichere Unterwegskontrolle an, wobei dann eine 
mobile Kontrolleinheit oder die nächstgelegene Prüfstelle zum 
Einsatz kommt. 

3.2.6 Eine weitere Neuerung ist die Kontrolle der Sicherung 
der Ladung (Anhang IV), da laut Kommission hierin die Ursache 
für ein Viertel der Unfälle mit Nutzfahrzeugen liegt. 

3.2.7 Die Ergebnisse der Unterwegskontrollen werden von 
den zuständigen Behörden dem Mitgliedstaat mitgeteilt, in 
dem das Fahrzeug zugelassen ist. 

3.3 Neuerungen des Vorschlags für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 1999/37/EG des Rates über Zulassungsdoku­
mente für Fahrzeuge (COM(2012) 381 final) 

3.3.1 Die Daten zu allen zugelassenen Fahrzeugen werden in 
den Mitgliedstaaten jeweils in einem elektronischen Register 
erfasst, in dem auch die Ergebnisse der regelmäßigen tech­
nischen Überwachungen verzeichnet werden. 

3.3.2 Die technischen Daten, aufgrund derer die Typgeneh­
migung für das Fahrzeug erteilt wurde und die nicht auf dem 
Zulassungsschein vermerkt sind, müssen dem Prüfer zum 
Zweck der Fahrzeugprüfung vorgelegt werden. 

3.3.3 Im Hinblick auf die Straßenverkehrssicherheit werden 
die Fälle des Entzugs oder der Annullierung der Zulassung so­
wie die Neuzulassung und die Verschrottung eines Fahrzeugs 
genauer geregelt. 

4. Allgemeine Bemerkungen 

4.1 Nicht selten werden Güterverkehrsunternehmen bei Un­
terwegskontrollen im Ausland wegen Mängeln bestraft, für die 
sie in ihrem Zulassungsland keine Strafe erhalten hätten. Des­
halb will die Kommission sinnvollerweise mit diesem Legislativ­
paket den Grundstein für eine EU-weite Harmonisierung der 
Fahrzeugkontrollen legen. Der damit eingeleitete Prozess sollte 
in einer zweiten Phase durch die gegenseitige Anerkennung der 
Prüfbescheinigungen in allen Mitgliedstaaten und dann auch 
durch die Einführung einer europäischen Prüfbescheinigung, 
die an die Stelle der nationalen Bescheinigungen treten könnte, 
ergänzt werden. 

4.2 Die Pflicht, ein Fahrzeug zwecks regelmäßiger tech­
nischer Überwachung in den Zulassungsmitgliedstaat zurück­
zuführen, ist sowohl bei Pkw als auch bei Nutzfahrzeugen im­
mer noch eine erhebliche Belastung. Durch die gegenseitige An­
erkennung sollte es möglich sein, die technische Überwachung 
in jedem beliebigen Mitgliedstaat durchführen zu lassen. 

4.3 Allgemein vertritt der EWSA die Ansicht, dass der von 
der Kommission für dieses Paket gewählte Ansatz, Regulierungs­

maßnahmen und unverbindliche Vorschriften (soft law) mit­
einander zu kombinieren, den Mitgliedstaaten erheblichen Frei­
raum lassen könnte, was die vollständige Harmonisierung und 
Vereinheitlichung der Kontrollen im Hinblick auf eine automati­
sche Anerkennung der Prüfungen und Prüfbescheinigungen ei­
nes Mitgliedstaat in allen anderen Mitgliedstaaten erschweren 
und verlangsamen könnte. 

4.4 Ein Beispiel für das Fortbestehen z.T. erheblicher Unter­
schiede ist die Tatsache, dass die Mitgliedstaaten gemäß den 
neuen Bestimmungen kürzere Prüfungsintervalle beibehalten 
können (Ziffer 3.1.2). Es ist nachvollziehbar, dass die Kommis­
sion Ländern, in denen schon seit längerer Zeit häufigere tech­
nischen Überwachungen vorgeschrieben sind, keine weniger 
strengeren Vorschriften aufzwingen will. Es trifft aber auch zu, 
dass mit der Hinnahme stark voneinander abweichender Situa­
tionen die Einheitlichkeit der Vorschriften, die ja Sinn und 
Zweck dieser Vorschläge ist, d.h. eine EU-weit einheitliche tech­
nische Überwachung von Kfz, nicht gerade erleichtert wird. 

4.5 In Anbetracht dieser Erwägungen spricht sich der EWSA 
dafür aus, dass die Mitgliedstaaten zwar durchaus weiterhin die 
Freiheit haben sollten, kürzere Prüfungsintervalle festzulegen, 
sich jedoch verpflichten sollten, die Gültigkeit einer in einem 
anderen Mitgliedstaat durchgeführten Kontrolle anzuerkennen, 
wenn diese den in der Verordnung vorgesehenen Mindestanfor­
derungen hinsichtlich der Häufigkeit und des Prüfungsumfangs 
entspricht. 

4.6 In Bezug auf die Kontrollhäufigkeit wirft der Ausschuss 
zudem die Frage auf, ob es angemessen ist, für die Fahrzeuge 
der Klasse L (Kleinkrafträder, Krafträder, dreirädrige und vierräd­
rige Kraftfahrzeuge) die gleichen Fristen vorzusehen wie für 
Pkw. 

4.6.1 Zu Recht sind nun regelmäßige Prüfungen auch für die 
Fahrzeuge der Klasse L vorgeschrieben, womit ein in vielen 
Mitgliedstaaten vorhandener Missstand behoben wird, in denen 
für Fahrzeuge der Klasse L überhaupt keine Prüfungen vorgese­
hen waren. 

4.6.2 Die Prüfungen für diese häufig kostengünstigen und 
vorwiegend im Stadtverkehr genutzten Fahrzeuge sollten jedoch 
einfach gestaltet werden, um die für die besonderen Prüfanlagen 
notwendigen Investitionen zu begrenzen. Auch sollte die Kon­
trollhäufigkeit für diese Fahrzeuge aufgrund ihrer geringeren 
durchschnittlichen Laufleistung pro Jahr 4-2-2 statt 4-2-1 be­
tragen. Fahrzeuge der Klasse L haben nämlich eine jährliche 
Laufleistung zwischen 2 800 und 5 300 km gegenüber 
15 000 km bei Pkw. 

4.6.3 Die Kontrollhäufigkeit könnte später auf der Grundlage 
der Daten, die während der regelmäßigen Prüfungen erhoben 
werden und dann endlich EU-weit zur Verfügung stehen, neu 
bewertet werden. Auch in diesem Fall sollten die Mitgliedstaaten 
bereits geltende zusätzliche Prüfungen und kürzere Prüfinter­
valle weiter anwenden können.
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4.7 Der EWSA spricht sich abschließend dafür aus, neben 
der Standardisierung und größeren Genauigkeit der Kontrollen 
auch einen Plan aufzustellen, um ausgehend von den neuen 
Vorschriften alle Bürger und vor allem jüngere Menschen für 
mehr Aufmerksamkeit und Verantwortung bei der Kraftfahr­
zeugbenutzung zu sensibilisieren und um technische Verände­
rungen, die die Verkehrssicherheit beeinträchtigen können, ins­
besondere bei Krafträdern zu verhindern. 

5. Besondere Bemerkungen 

5.1 Der EWSA befürwortet die Entscheidung der Kommis­
sion, eine regelmäßige technische Überwachung auch für land­
wirtschaftliche Zugmaschinen mit einer Höchstgeschwindigkeit 
von über 40 km/h (Klasse T5) vorzusehen, wirft jedoch die 
Frage auf, warum für diese Fahrzeugklasse nicht auch Unter­
wegskontrollen eingeführt werden. 

5.2 Der Vorschlag über die regelmäßige technische Über­
wachung sieht in den technischen Anhängen die Mindestanfor­

derungen für die Prüfstellen vor, es wird jedoch nicht klar, 
inwieweit diese Bedingungen auch für mobile Kontrolleinheiten 
gelten. 

5.3 Die Festlegung, dass mindestens fünf Prozent aller Fahr­
zeuge Unterwegskontrollen unterzogen werden sollen (Ziffer 
3.2.3), erscheint angesichts der hohen Zahl zugelassener leichter 
Nutzfahrzeuge, die zu den bereits kontrollpflichtigen mittleren 
und schweren Nutzfahrzeugen hinzukommen, sehr ambitio­
niert. Allein in den beiden Jahren 2010/2011 wurden nämlich 
mehr als 3 Millionen leichte Nutzfahrzeuge neu zugelassen (ge­
genüber 450 000 mittleren und schweren Nutzfahrzeugen), und 
insgesamt machen die leichten Nutzfahrzeuge über 80 % des 
gesamten Nutzfahrzeugparks aus. 

In diesem Zusammenhang hielte es der Ausschuss für zweck­
mäßig, wenn auch die mobilen Prüfeinheiten in der EU erfasst 
würden, damit die Mitgliedstaaten rechtzeitig die notwendigen 
Maßnahmen ergreifen können. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON

DE C 44/132 Amtsblatt der Europäischen Union 15.2.2013



Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Erneuerbare Energien — ein wichtiger Faktor 

auf dem europäischen Energiemarkt“ 

COM(2012) 271 final 

(2013/C 44/24) 

Berichterstatterin: Ulla SIRKEINEN 

Die Europäische Kommission beschloss am 6. Juni 2012, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus­
schuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss und den Ausschuss der Regionen: Erneuerbare Energien — ein wichtiger Faktor auf dem europäischen 
Energiemarkt“ 

COM(2012) 271 final. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsgesellschaft 
nahm ihre Stellungnahme am 26. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
13. Dezember) mit 163 gegen 30 Stimmen bei 26 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss be­
grüßt diese Mitteilung, mit der die notwendige Diskussion 
über eine Neuausrichtung der Erneuerbare-Energien-Politik und 
flankierenden Maßnahmen angestoßen wird. 

1.2 Der Ausschuss ist ernstlich besorgt angesichts der stei­
genden Preise für Energieverbraucher und auch der hohen Kos­
ten vieler nationaler Förderregelungen. Diese Entwicklung trifft 
zunehmend auf Ablehnung. Der Ausschuss fordert die Kommis­
sion auf, eine Studie zu den derzeitigen und den zukünftig zu 
erwartenden Kostenentwicklungen im Energiebereich insgesamt 
zu erarbeiten. Er befürwortet das Ziel, die Kosten möglichst 
gering zu halten bzw. zu senken und sicherzustellen, dass Er­
neuerbare-Energien-Technologien konkurrenzfähig werden und 
ihre Entwicklung letztendlich vom Markt bestimmt wird. 

1.3 Nach Meinung des Ausschusses würde ein System EU- 
weiter gemeinsamer, auf die einzelnen Technologien zugeschnit­
tener Fördermechanismen dem Effizienzgebot und den Anfor­
derungen des Binnenmarktes am besten entsprechen. Diese Me­
chanismen sollten zeitlich begrenzt angewendet werden, bis die 
Technologien konkurrenzfähig sind, eine Überkompensation 
vermeiden und auf lokale kleinmaßstäbliche Lösungen zu­
geschnitten sein. Solange jedoch der Binnenmarkt noch nicht 
angemessen funktioniert, sollten Förderregelungen je nach Preis­
zone/Mitgliedstaat festgelegt werden. 

1.4 Anstatt die Bemühungen vor allem auf ein zentralisiertes 
Modell auszurichten, sollte die Entwicklung dezentralisierter Lö­
sungen vor Ort stärker gefördert werden. Diese können und 

sollten an Standortvorteilen ausgerichtet sein. Rechtsvorschrif­
ten, Fördermaßnahmen und Netzzugang müssen klar, einfach 
und zuverlässig sein, um die Teilnahme kleiner Energie(selbst)er­
zeuger zu erleichtern. 

1.5 Erneuerbare-Energien-Technologien bieten erhebliche 
Chancen – wie auch andere Technologien zur Reduzierung 
der Klimagasemissionen, u.a. saubere Kohletechnologie (CCT), 
Stromspeicherung, Lastmanagement, Kohlenstoffnutzung sowie 
Kernspaltung und -fusion, oder die Verringerung weiterer Kli­
magase wie Methan. In vielen Bereichen sind die Entwicklungen 
vielversprechend und müssen angemessen gefördert werden. 
Insbesondere Demonstration und frühzeitiger Einführsatz neuer 
Technologien sollten unterstützt werden. 

1.6 Der Ausschuss empfiehlt der Europäischen Kommission, 
ihre künftigen Arbeiten für den Zeitraum nach 2020 auf eine 
Politik der Dekarbonisierung auszurichten. Bei dieser Politik 
könnte letztendlich von Zielen für erneuerbare Energien abge­
sehen und vielmehr ein klares Klimagasreduktionsziel, das den 
langfristigen Erfordernissen zur Senkung der Klimagasemissio­
nen entspricht, und ein CO 2 -Preis festgelegt werden, der hoch 
genug ist, um bessere Energieeffizienzmaßnahmen seitens der 
betreffenden Akteure anzustoßen sowie zu deren Forschungs-, 
Entwicklungs- und Investitionsmaßnahmen beizutragen, gleich­
zeitig aber nicht so hoch ist, dass er den Verbrauchern und der 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen schadet. Außerdem sind 
zielgerichtete Maßnahmen zur Förderung der Entwicklung von 
Erneuerbare-Energien-Technologien und Investitionen in diese 
notwendig, die letztlich die Energiewende ermöglichen. Diese 
Maßnahmen sollten idealerweise für die gesamte EU Anwen­
dung finden und auf die einzelnen Technologien zugeschnitten 
sein.
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1.7 Der Ausschuss begrüßt die Überlegungen der Europäi­
schen Kommission über Maßnahmen, die in unmittelbarer Zu­
kunft zur Verbesserung der Funktionsweise des bestehenden 
Rahmens für erneuerbare Energien erforderlich sind. Es gilt, 
unverzüglich Maßnahmen zur Integration von erneuerbaren 
Energieträgern in die Energiemärkte zu ergreifen und Fragen 
bezüglich Netzanbindung, Regelleistung und Netzgebühren zu 
klären. 

2. Einleitung 

2.1 Die verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien ist von 
zentraler Bedeutung für die aktuelle Energiepolitik der EU, da 
sie zur Verringerung der Treibhausgasemissionen, zur Erhöhung 
der Energieversorgungssicherheit und zur Schaffung neuer Ar­
beitsplätze beitragen soll. Folgerichtig ist die angestrebte Steige­
rung des Anteils erneuerbarer Energieträger in der EU bis 2020 
auf 20 % ein Hauptziel der Europa-2020-Strategie. 

2.2 Seit mehr als zehn Jahren hat der Ausschuss das Ziel 
einer stärkeren Nutzung erneuerbarer Energien in zahlreichen 
Stellungnahmen unterstützt und seine Meinung und Empfehlun­
gen zu den vorgeschlagenen Maßnahmen ausgehend von den 
praktischen Erfahrungen der Zivilgesellschaft ausgesprochen ( 1 ). 

2.3 Bei der Nutzung erneuerbarer Energien ist eine positive 
Entwicklung zu verzeichnen, laut Europäischer Kommission 
geht sie sogar über das 20 %-Ziel hinaus. Mit Blick auf den 
„Energiefahrplan 2050“ muss auch weiter eine positive Entwick­
lung sichergestellt werden. Ein starker Ausbau der erneuerbaren 
Energieträger ist eine der so genannten „No-regrets“-Optionen in 
diesem Fahrplan. Der Ausschuss hat seine Stellungnahme zu 
dem Fahrplan im Juli 2012 verabschiedet und darin die all­
gemeinen Schlussfolgerungen zu den erneuerbaren Energieträ­
gern unterstützt ( 2 ). 

2.4 Der schnelle Zuwachs erneuerbarer Energien wirft Fragen 
in Bezug auf die Kosten, den Einfluss auf das Energiemarkt­
geschehen und den Infrastrukturbedarf auf. Daher muss schon 
jetzt über künftige Politikoptionen nachgedacht werden. Inves­
toren planen bereits über 2020 hinaus und benötigen klare 
Signale in Bezug auf die künftige Politik, um die in diesem 
Bereich erforderlichen massiven Investitionen auch gewährleis­
ten zu können. 

3. Der Kommissionsvorschlag 

3.1 Die Europäische Kommission will auch weiterhin den 
Ausbau erneuerbarer Energien und innovative Lösungen för­
dern. Laut Energiekommissar Oettinger müssen Wind- und So­
larenergie im Sinne der Kosteneffizienz kurz gesagt genau dort 
erzeugt werden, wo es wirtschaftlich sinnvoll ist, um dann in­
nerhalb Europas gehandelt zu werden. 

3.2 Die Europäische Kommission fordert ein besser koor­
diniertes europäisches Konzept für Förderregelungen und einen 
verstärkten Handel mit erneuerbaren Energieträgern zwischen 
den Mitgliedstaaten. 

3.3 In der Kommissionsmitteilung werden aktuelle Heraus­
forderungen und mögliche Politikoptionen in Verbindung mit 
folgenden Punkten erörtert: 

— Integration der erneuerbaren Energien in den Binnenmarkt; 

— Öffnung des Elektrizitätsmarktes und erneuerbare Energien; 

— Veränderung unserer Infrastrukturen; 

— Stärkung der Position der Verbraucher; 

— Förderung von Technologie und Innovation; 

— Gewährleistung der Nachhaltigkeit erneuerbarer Energien. 

3.4 Die Europäische Kommission wird Vorschläge für eine 
Erneuerbare-Energien-Politik für die Zeit nach 2020 vorlegen. 
Zur Einleitung des Prozesses der Prüfung verschiedener Optio­
nen beleuchtet sie in ihrer beigefügten Folgenabschätzung drei 
Politikoptionen nach 2020: 

1) die Senkung der CO 2 -Emissionen ohne Ziele für erneuerbare 
Energien, wobei auf die THG-Emissionsreduktionsziele 
(THG = Treibhausgas) und den Kohlenstoffmarkt vertraut 
wird; 

2) Fortführung des derzeitigen Systems mit verbindlichen Zie­
len für erneuerbare Energien, Emissionssenkungen und Ener­
gieeffizienz in den Mitgliedstaaten; 

3) ein besseres, stärker vereinheitlichtes Management des ge­
samten Energiesektors mit einem EU-weiten Ziel für erneuer­
bare Energien. 

Ein grober Vergleich dieser Optionen zeigt, dass Option 1) und 
2) etwas besser als Option 3) in Bezug auf die von der Euro­
päischen Kommission festgelegten Kriterien abschneiden. Aller­
dings ist keine Option in Bezug auf diese Kriterien vollkommen 
unproblematisch. 

3.5 In dieser Mitteilung werden außerdem vier wesentliche 
Bereiche genannt, in denen die Anstrengungen bis 2020 erhöht 
werden müssen, und zwar Energiebinnenmarkt, Förderregelun­
gen, Mechanismen der Zusammenarbeit und energiepolitische 
Zusammenarbeit im Mittelmeerraum.
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4. Bemerkungen 

4.1 Der Ausschuss begrüßt diese Mitteilung, mit der die not­
wendige Diskussion über eine Neuausrichtung der Erneuerbare- 
Energien-Politik und flankierenden Maßnahmen angestoßen 
wird. Er stimmt außerdem ganz allgemein der Analyse der ak­
tuellen Situation, der Herausforderungen und der Politikoptio­
nen seitens der Europäischen Kommission zu. Nachfolgend trägt 
der Ausschuss weitere Bemerkungen vor. 

Integration der erneuerbaren Energien in den Binnenmarkt 

4.2 Der Ausschuss nimmt erfreut zur Kenntnis, dass die Eu­
ropäische Kommission auf die rasch steigenden Ausgaben und 
Kosten in Verbindung mit erneuerbaren Energien – trotz sin­
kender Kosten je Energieeinheit – sowie auf die geplanten Kos­
ten für Investitionen in Erzeugung, Infrastruktur/Netze und Re­
gelenergie hinweist. Der Ausschuss ist ernstlich besorgt ange­
sichts der steigenden Energiepreise, die Verbraucher mit nied­
rigen Einkommen unverhältnismäßig belasten können, und 
auch der hohen Kosten vieler nationaler Förderregelungen. Diese 
Entwicklung trifft zunehmend auf Ablehnung. Selbst die Kosten 
je Energieeinheit werden nach Ausschöpfung eines Großteils der 
Kosteneffizienz-Optionen womöglich nicht im gleichen Maße 
sinken wie bisher. Der Ausschuss fordert die Kommission auf, 
eine Studie zu den derzeitigen und den zukünftig zu erwarten­
den Kostenentwicklungen im Energiebereich insgesamt zu er­
arbeiten. Er befürwortet das Ziel, die Kosten möglichst gering 
zu halten bzw. zu senken und sicherzustellen, dass Erneuerbare- 
Energien-Technologien konkurrenzfähig werden und ihre Ent­
wicklung letztendlich vom Markt bestimmt wird. 

4.3 In Bezug auf die Förderregelungen stimmt der Ausschuss 
der Europäischen Kommission zu, dass einige Änderungen von 
nationalen Förderregelungen während ihrer Laufzeit erhebliche 
Probleme verursacht haben. Zudem sind kurzfristige Maßnah­
men, die reale Mehrkosten für Investoren nicht abdecken, un­
zureichend. Es gilt, Vorhersehbarkeit und Kosteneffizienz der 
Regelungen zu gewährleisten und technologische Wettbewerbs­
fähigkeit zu fördern. Daher ist es richtig, das Augenmerk auf die 
Marktpreisrisiken zu legen. Die Europäische Kommission muss 
eine Reform der Förderregelungen anstoßen, um u.a. eine Frag­
mentierung des Binnenmarktes zu verhindern und letztendlich 
staatliche Beihilfen abzuschaffen. 

4.4 Allerdings wäre ein einheitlicher europäischer Förder­
mechanismus für sämtliche Erneuerbare-Energien-Technologien 
nur wenig effizient; vielmehr tun flexible Mechanismen Not, die 
auf die Marktreife der einzelnen Technologien zugeschnitten 
sind und den unterschiedlichen Umständen Rechnung tragen. 
Nach Meinung des Ausschusses würde ein System EU-weiter 
gemeinsamer, auf die einzelnen Technologien zugeschnittener 
Fördermechanismen dem Effizienzgebot und den Anforderun­
gen des Binnenmarktes am besten entsprechen. Diese Mecha­
nismen sollten zeitlich begrenzt angewendet werden, bis die 
Technologien konkurrenzfähig sind, und eine Überkompensa­
tion vermeiden. Für lokale kleinmaßstäbliche Lösungen sind 
ebenfalls angemessene Fördermechanismen erforderlich (siehe 
Ziffer 4.11). 

4.5 Solange jedoch aufgrund von mangelnder Umsetzung 
geltender EU-Rechtsvorschriften und Engpässen in der Übertra­
gungsinfrastruktur der Binnenmarkt noch nicht angemessen 
funktioniert und die Preise unterschiedlich sind, sollten Förder­
regelungen je nach Preiszone/Mitgliedstaat festgelegt werden, 
um so effizient wie möglich vorzugehen und eine Überkom­
pensation zu vermeiden. 

4.6 In Verbindung mit dem Ausbau von Zusammenarbeit 
und Handel spricht sich der Ausschuss ausdrücklich für eine 
stärkere Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten im Energiewesen 
aus, namentlich für eine echte gemeinsame europäische Energie­
politik, kurz eine Europäische Energiegemeinschaft (EEG). Er 
unterstützt die in dem diesbezüglichen Kapitel der Kommis­
sionsmitteilung enthaltenen Vorschläge. 

Öffnung des Elektrizitätsmarktes und erneuerbare Energien 

4.7 Der Ausschuss pflichtet den Anmerkungen der Europäi­
schen Kommission betreffend die erforderliche Integration der 
erneuerbaren Energieträger in den Strombinnenmarkt und die 
damit verbundenen Herausforderungen bei. Preissignale des 
Marktes, einschl. CO 2 -Preissignale im europäischen Emissions­
handelssystem (EU-EHS), müssen umfassend sein, um Investitio­
nen in die richtige Richtung zu lenken. Der Ausschuss befür­
wortet den Grundsatz, dass alle Energieerzeuger, auch die Er­
zeuger von erneuerbaren Energien, die gleichen Verpflichtungen 
übernehmen müssen, auch in Bezug auf die Regelleistung. 

4.8 „Kapazitätszahlungssysteme“, bei denen die Regierung 
den Umfang der erforderlichen Erzeugungskapazität aus Ba­
ckup-Kraftwerken bestimmt, sind problematisch, da sie insofern 
gerechtfertigt sind, als die Marktsignale nicht die Kosteneffizienz 
dieser Kraftwerke gewährleisten. Erweist sich ein Kapazitäts­
markt als notwendig, sollte er paneuropäisch angelegt sein, wo­
bei er zunächst einmal regional oder zumindest in Abstimmung 
mit den Nachbarstaaten für die EU eingerichtet werden könnte. 

4.9 Das Problem der Großhandelspreise für Strom, die auf­
grund der Zunahme von Strom aus Wind- und Sonnenenergie 
(die beinahe keine Grenzkosten aufweisen) zu stark gedrückt 
werden, sollte eingehender beleuchtet und genauer quantifiziert 
werden. Dabei sollte der gegenteilige Effekt des Emissionshan­
dels berücksichtigt werden. Mehr Strom aus erneuerbaren Ener­
gieträgern könnte zu einer erheblich größeren Schwankungs­
breite der Großhandelspreise für Strom und somit zu weiteren 
Problemen führen. Geringe Grenzkosten für Strom bedeuten 
jedoch nicht unbedingt niedrige Preise für die Stromverbraucher, 
da die Verbraucher auf die eine oder andere Weise für sämtliche 
Investitionen und die Erzeugung einschl. Übertragung, Regelleis­
tung und Unterstützung zur Kasse gebeten werden.
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Veränderung unserer Infrastrukturen 

4.10 Der Ausschuss hat sich in seiner Stellungnahme positiv 
zum Energieinfrastrukturpaket (COM(2011) 658 final) ( 3 ) ge­
äußert und betont an dieser Stelle, dass dieses Paket angenom­
men und umgesetzt werden muss. Lautet das Ziel, Wind- und 
Solarenergie im Sinne der Kosteneffizienz genau dort zu erzeu­
gen, wo es wirtschaftlich sinnvoll ist, um dann innerhalb Euro­
pas gehandelt zu werden, könnten sich die Kosten für die not­
wendigen Infrastrukturinvestitionen als unannehmbar hoch er­
weisen. Diese Kosten und die politischen Risiken könnten durch 
mangelnde Akzeptanz in der Öffentlichkeit noch steigen. 

4.11 Die Entwicklung dezentraler Lösungen vor Ort sollte 
stärker gefördert werden. Diese können und sollten an Stand­
ortvorteilen ausgerichtet sein und je nach den Gegebenheiten 
vor Ort verschiedene Technologien wie Biomasse (einschl. Ab­
fall) und Geothermie neben Wind- und Solarenergie umfassen. 
Rechtsvorschriften, Fördermaßnahmen und Netzzugang müssen 
klar, einfach und zuverlässig sein, um die Teilnahme kleiner 
Energie(selbst)erzeuger zu erleichtern. Die Schaffung lokaler hy­
brider Energiesysteme, die durch intelligente Netze miteinander 
verbunden und verwaltet werden, würde es der lokalen Ebene 
ermöglichen, Energieautarkie anzustreben. Dieser Ansatz hat 
jedoch seine Grenzen, da zumeist auf fossilen Brennstoffen be­
ruhende Regelenergie erforderlich ist, so lange keine realen und 
bezahlbaren Lösungen für Stromspeicherung vorhanden sind 
(siehe Prof. Dr. Friedrich Wagner, Max-Planck-Institut für Plas­
maphysik, „Eigenschaften einer Stromversorgung mit variabler Ein­
speisung“). 

Stärkung der Position der Verbraucher 

4.12 Die Interessen der Verbraucher stehen ganz klar im 
Mittelpunkt der Standpunkte des Ausschusses in Energiefragen; 
er hat dies auch in zahlreichen früheren Stellungnahmen zum 
Ausdruck gebracht ( 4 ). In diesem Zusammenhang geht es u.a. 
auch um den Zielkonflikt zwischen hohen Energiekosten als 
Energiesparanreize und der Gefahr der Energiearmut. Der Aus­
schuss unterstützt das Konzept der Europäischen Kommission, 
die Eigenverantwortlichkeit der Verbraucher zu stärken, denn 
ohne aktive Mitwirkung der Verbraucher können keine guten 
Ergebnisse erzielt werden. Ein Aspekt, dem mehr Gewicht bei­
gemessen werden muss, ist die Sicherstellung der Wahlmöglich­
keiten der Verbraucher in der Praxis. 

4.12.1 Der Ausschuss hat bereits mehrfach betont, dass Sen­
sibilisierung und Bildung zur Stärkung der Eigenverantwortlich­
keit der Verbraucher von grundlegender Bedeutung sind. Dies­
bezüglich sollten den Verbrauchern klare und leicht zugängliche 
Informationen über ihren Beitrag zur Förderung erneuerbarer 
Energien bereitgestellt werden, d.h., über den auf jeden Einwoh­
ner entfallenden Anteil an den nationalen Gesamtförderkosten 
für erneuerbare Energieträger. Diese Informationen sollten idea­
lerweise in den Energierechnungen aufscheinen. 

Förderung von Technologie und Innovation 

4.13 Erneuerbare-Energien-Technologien bieten erhebliche 
Chancen – wie auch andere Technologien zur Reduzierung 
der Klimagasemissionen, u.a. saubere Kohletechnologie (CCT), 
Stromspeicherung, Lastmanagement, Kohlenstoffnutzung sowie 
Kernspaltung und -fusion, oder die Verringerung weiterer Kli­
magase wie Methan. In vielen Bereichen sind die Entwicklungen 
vielversprechend und müssen angemessen gefördert werden. 
Wie der Ausschuss wiederholt betont hat, müssen Konzipierung 
und Ausrichtung der Finanzierungsinstrumente der Marktreife 
der Technologien angemessen sein. Insbesondere Demonstration 
und frühzeitiger Einsatz neuer Technologien sollten unterstützt 
werden. Hierfür müssen die Mittel des SET-Plans gesichert wer­
den. Es muss dringend gehandelt werden, denn offenbar hat die 
US-amerikanische Wirtschaft ihre Gesamtinvestitionen in For­
schung und Entwicklung im Energiebereich in letzter Zeit auf­
gestockt – mit potenziellen Folgen für die Wettbewerbsfähigkeit 
Europas. 

4.14 Nach Meinung der Europäischen Kommission sind ge­
nügend EU-Fördermittel und verbindliche Zielsetzungen hin­
längliche Voraussetzung, um Innovation und somit Beschäfti­
gung angemessen zu fördern. Allerdings sind diese allein noch 
keine Garanten für effiziente Ergebnisse. Es bedarf auch offener 
Märkte und funktionierenden Wettbewerbs, da erst ein echter 
Wettbewerb die Unternehmen zu Innovation und Erneuerung 
antreibt. 

Gewährleistung der Nachhaltigkeit erneuerbarer Energien 

4.15 Ziel muss die Nachhaltigkeit des Energiesystems ins­
gesamt sein. Dies betrifft alle Elemente, nicht nur die Bioenergie. 
Im Zusammenhang mit der Nutzung unterschiedlicher erneuer­
barer Energiequellen gibt es unterschiedliche ökologische und 
räumliche Auswirkungen. Kriterien für eine nachhaltige Nut­
zung erneuerbarer Energiequellen tun Not, und eine finanzielle 
Unterstützung aus EU-Fonds sollte nur dann gewährt werden, 
wenn die Energieerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen im 
Einklang mit diesen Nachhaltigkeitskriterien erfolgt. Der Aus­
schuss unterstützt die Aussagen der Europäischen Kommission 
zur Nachhaltigkeit von Bioenergie, unterstreicht jedoch, dass 
neue Vorschläge keinesfalls eine Erhöhung der Verwaltungslast 
für Erzeuger und Verbraucher nach sich ziehen dürfen. Die 
Anforderungen sollten so weit wie möglich auf bestehenden 
Überwachungs- und Berichterstattungssystemen aufbauen, bei­
spielsweise den in zahlreichen Mitgliedstaaten angewendeten 
Systemen für nachhaltige Forstwirtschaft. 

Politik im Bereich der erneuerbaren Energien nach 2020 

4.16 Wie bereits in Ziffer 2.4 erwähnt, ist es nach Ansicht 
des Ausschusses unerlässlich, bereits jetzt die Vorbereitungen für 
eine Politik für erneuerbare Energien nach 2020 auf den Weg 
zu bringen.
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4.17 In ihrer Folgenabschätzung (die als solche nicht ein­
wandfrei ist, da u.a. Tabellen fehlen) stellt die Europäische Kom­
mission zunächst ein „Business-as-usual“-Szenario als Option 
vor, die vom Ausschuss abgelehnt wird. In Bezug auf die ande­
ren drei Optionen für den künftigen Politikrahmen möchte der 
Ausschuss zum gegenwärtigen Zeitpunkt folgende Anliegen vor­
tragen: 

4.17.1 Mit der Option der Senkung der CO 2 -Emissionen 
ohne Ziele für erneuerbare Energien nach 2020 kann nicht 
unbedingt eine Erhöhung der Nutzung von erneuerbaren Ener­
gieträgern sichergestellt werden. Gleichzeitig ist diese Option 
jedoch am besten für einen offenen Energiemarkt geeignet 
und würde die kosteneffizientesten Ergebnisse liefern. Mit dieser 
Option könnte auch das EU-EHS gestärkt werden. Angesichts 
des bisherigen starken Ausbaus von erneuerbaren Energieträ­
gern, bestehender und zunehmender künftiger Investitionen in 
Forschung und Entwicklung sowie in weitere Bereiche, der ver­
bindlichen Klimaschutzziele und künftiger Kommissionsmaß­
nahmen scheint mit dieser Option eine positive Entwicklung 
erneuerbarer Energien gewährleistet. 

4.17.2 Eine Fortführung des derzeitigen Systems mit ver­
bindlichen nationalen Zielen wäre zumindest für einen Teil 
der Erneuerbare-Energien-Industrie wirksam und vorteilhaft. Al­
lerdings würde damit die Kosteneffizienz der Verringerung der 
CO 2 -Emissionen nicht sichergestellt. Außerdem würden Fix­
preise in diesem Szenario das EU-EHS erheblich gefährden. 
Die Mitgliedstaaten müssten erneut ihre eigenen Maßnahmen 
zur Sicherstellung der Erfüllung der Bedingungen ausarbeiten, 
was das Funktionieren des Energiebinnenmarktes trotz aller Be­
mühungen zur Verbesserung von Zusammenarbeit und Handel 
beeinträchtigen würde. Die verbindlichen Ziele haben zwar die 
Entwicklung von Erneuerbare-Energien-Technologien in der EU 
erfolgreich angestoßen, doch könnte dieses Argument in Zu­
kunft nicht mehr zum Tragen kommen. 

4.17.3 Aus Sicht des Ausschusses könnte die Option eines 
vereinheitlichten Managements mit einem anspruchsvollen 

EU-weiten Ziel für erneuerbare Energien erhebliche Vorteile im 
Einklang mit dem Konzept einer Europäischen Energiegemein­
schaft (EEG) bieten ( 5 ). Solange es keine Klimagasreduktionsziele 
gibt, die den langfristigen Erfordernissen zur Senkung der Kli­
magasemissionen entsprechen, sollte dies die bevorzugte Option 
sein. Gleichzeitig scheinen jedoch die von der Europäischen 
Kommission angeführten Risiken höherer Kosten und von 
Schwierigkeiten bei der Akzeptanz in der breiten Öffentlichkeit 
durchaus von Bedeutung. Außerdem wäre wahrscheinlich der 
Aufbau einer umfänglichen neuen Verwaltungsstruktur erforder­
lich. 

4.18 Der Ausschuss empfiehlt der Europäischen Kommis­
sion, ihre künftigen Arbeiten auf einen politischen Ansatz für 
den Zeitraum nach 2020 zu stützen, der sich hauptsächlich an 
der ersten Option orientiert. Bei dieser Dekarbonisierungspolitik 
würden keine Ziele für erneuerbare Energien, sondern vielmehr 
ein klares Klimagasreduktionsziel und ein CO 2 -Preis festgelegt, 
der hoch genug ist, um bessere Energieeffizienzmaßnahmen 
seitens der betreffenden Akteure anzustoßen sowie zu deren 
Forschungs-, Entwicklungs- und Investitionsmaßnahmen bei­
zutragen, gleichzeitig aber nicht so hoch ist, dass er den Ver­
brauchern und der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen zu 
schadet. Außerdem sind zielgerichtete Maßnahmen notwendig, 
um die Entwicklung von Erneuerbare-Energien-Technologien, 
die letztlich die Energiewende ermöglichen, zu fördern und ent­
sprechende Investitionen zu stimulieren. Diese Maßnahmen soll­
ten idealerweise in der gesamten EU Anwendung finden und auf 
die einzelnen Technologien zugeschnitten sein. 

Nächste Schritte 

4.19 Es sind bereits in unmittelbarer Zukunft Maßnahmen 
zur Verbesserung der Funktionsweise des bestehenden Rahmens 
für erneuerbare Energien erforderlich. Der Ausschuss begrüßt 
die Absichten der Europäischen Kommission. Es gilt, unverzüg­
lich Maßnahmen zur Integration von erneuerbaren Energieträ­
gern in die Energiemärkte zu ergreifen und Fragen bezüglich 
Netzanbindung, Regelleistung und Netzgebühren zu klären. 

Brüssel, den 13. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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ANHANG 

zu der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die nachstehenden Änderungsanträge, die mehr als ein Viertel der abgegebenen Stimmen erhielten, wurden im Verlauf der 
Beratungen abgelehnt: 

Ziffer 1.5 (über die Änderungsanträge zu Ziffern 1.5 und 4.13 wurde zusammen abgestimmt, und beide wurden 
abgelehnt) 

Ändern: 

„Erneuerbare-Energien-Technologien bieten erhebliche Chancen zur Reduzierung der Klimagasemissionen– wie auch andere 
Technologien zur Reduzierung der Klimagasemissionen, u.a. saubere Kohletechnologie (CCT), Stromspeicherung, Lastmanage­ 
ment, Kohlenstoffnutzung sowie Kernspaltung und -fusion, oder die Verringerung weiterer Klimagase wie Methan. In vielen 
Bereichen sind die Entwicklungen vielversprechend und müssen angemessen gefördert werden. Insbesondere Demonstration und 
frühzeitiger Einführsatz neuer Technologien sollten unterstützt werden.“ 

Abstimmungsergebnis 

Ja-Stimmen: 68 

Nein-Stimmen: 113 

Enthaltungen: 21 

Neue Ziffer 4.3 

Neue Textziffer hinter 4.2 einfügen: 

„Bezüglich der steigenden Energiepreise bei den Erneuerbaren Energien stellt der EWSA fest: 

— Während die Ölpreise in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen sind, sinken die Produktionskosten bei den Erneuerbaren 
Energien ständig und rapide. Dass bedeutet, dass deren Wettbewerbsfähigkeit mit den teilweise ebenfalls subventionierten 
fossilen Energien bald gegeben ist. 

— Auf die Wahrscheinlichkeit, dass die Preise für fossile Energien aufgrund der sich abzeichnenden Verringerung der Ver­
fügbarkeit bzw. höherer Gewinnungskosten weiter steigen, wird vom EWSA hingewiesen. 

— Auf der Konferenz Rio+20 im Juni dieses Jahres hat sich die EU verpflichtet (siehe Textziffer 225 der Abschlusserklärung) 
‚… to phase out harmful and inefficient fossil fuel subsidies that encourage wasteful consumption and undermine sustainable 
development‘. Die Weltbank beziffert die Höhe entsprechender Subventionen auf 775 Milliarden US-Dollar pro Jahr. Würde 
die EU dieses Versprechen umsetzen, würde die heutige Preisdifferenz zwischen fossilen und erneuerbaren Energien geringer 
ausfallen; selbst wenn man ein weiteres Versprechen, nämlich auch die ‚externen Kosten zu internalisieren‘, nicht umsetzen 
würde. Die Kommission wird aufgefordert, entsprechende Berechnungen anzustellen und zu veröffentlichen. 

— Deutschland als der Mitgliedsstaat, in dem es in den letzten Jahren die wohl massivste Entwicklung der Erneuerbaren 
Energien gegeben hat, hat eine Regelung geschaffen, die großen Energieverbraucher von bestimmten Kosten, die mit der 
Einspeisung von Strom aus Erneuerbaren Energien verbunden sind, auszunehmen. So soll deren internationale Konkurrenz­
fähigkeit nicht gefährdet werden. Die Liste der von der sogenannten ‚Umlage‘ befreiten Unternehmen ist stetig angestiegen, so 
dass diese auf immer weniger Stromanteile verteilt wird. Selbst Golfplätze, Pommes-Frites-Hersteller und Schlachthöfe 
kommen mittlerweile in den Genuss der Befreiung von der Umlage. Da dies kaum mit der internationalen Konkurrenz­
fähigkeit erklärt werden kann, plant die Bundesregierung derzeit, diese Liste wieder radikal zu kürzen, was kostendämpfend 
wirken wird. 

— Durch die mittlerweile hohen Kapazitäten in Deutschland im Bereich der Elektrizitätserzeugung durch Erneuerbare Energien 
(30 000 MW Windenergiekapazität und ca. 29 000 MW Photovoltaik, bei verbliebenen ca. 10 000 MW an Atomkraft­
werken) sind besonders zur Mittagszeit die Preise an den Strombörsen so gering wie nie. Allerdings geben die Stromversorger, 
die dann billig Strom einkaufen können, diese Preisabschläge nicht an die Endverbraucher weiter! 

— Dennoch ist trotz der gestiegenen Stromkosten die Akzeptanz der sog. ‚Energiewende‘ in der deutschen Öffentlichkeit extrem 
hoch. Das liegt u.a. auch daran, dass mittlerweile viele Einzelpersonen, neu gegründete Energiegenossenschaften bzw. 
Stadtwerke selbst Strom produzieren; und damit Geld verdienen und lokale Arbeitsplätze schaffen.“
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Abstimmungsergebnis 

Ja-Stimmen: 69 

Nein-Stimmen: 105 

Enthaltungen: 21 

Ziffer 4.13 

Ändern: 

„Erneuerbare-Energien-Technologien bieten erhebliche Chancen zur Reduzierung der Klimagasemissionen– wie auch andere 
Technologien zur Reduzierung der Klimagasemissionen, u.a. saubere Kohletechnologie (CCT), Stromspeicherung, Lastmanage­ 
ment, Kohlenstoffnutzung sowie Kernspaltung und -fusion, oder die Verringerung weiterer Klimagase wie Methan. In vielen 
Bereichen sind die Entwicklungen vielversprechend und müssen angemessen gefördert werden. Wie der Ausschuss wiederholt 
betont hat, müssen Konzipierung und Ausrichtung der Finanzierungsinstrumente der Marktreife der Technologien angemessen 
sein. Insbesondere Demonstration und frühzeitiger Einsatz neuer Technologien sollten unterstützt werden. Hierfür müssen die 
Mittel des SET-Plans gesichert werden. Es muss dringend gehandelt werden, denn offenbar hat die US-amerikanische Wirtschaft 
ihre Gesamtinvestitionen in Forschung und Entwicklung im Energiebereich in letzter Zeit aufgestockt – mit potenziellen Folgen 
für die Wettbewerbsfähigkeit Europas.“ 

Abstimmungsergebnis (über die Änderungsanträge zu Ziffern 1.5 und 4.13 wurde zusammen abgestimmt, und beide 
wurden abgelehnt) 

Ja-Stimmen: 68 

Nein-Stimmen: 113 

Enthaltungen: 20

DE 15.2.2013 Amtsblatt der Europäischen Union C 44/139



Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der 
Kommission an den Rat und das Europäische Parlament über die umfassenden Risiko- und 
Sicherheitsbewertungen (‚Stresstests‘) von Kernkraftwerken in der Europäischen Union und 

damit verbundene Tätigkeiten“ 

COM(2012) 571 final 

(2013/C 44/25) 

Hauptberichterstatter: André MORDANT 

Die Europäische Kommission beschloss am 12. Oktober 2012, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament über die umfassenden Risiko- und Sicher­
heitsbewertungen („Stresstests“) von Kernkraftwerken in der Europäischen Union und damit verbundene Tätigkeiten“ 

COM(2012) 571 final. 

Das Präsidium beauftragte die Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsgesellschaft am 
17. September 2012 mit der Ausarbeitung dieser Stellungnahme. 

Angesichts der Dringlichkeit der Arbeiten (Artikel 59 GO) beschloss der Ausschuss auf seiner 485. Ple­
nartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 13. Dezember), André MORDANT zum Hauptbericht­
erstatter zu bestellen, und verabschiedete mit 98 Stimmen bei 6 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Auch wenn das Risikomanagement in erster Linie von 
der Robustheit der Kernkraftwerke abhängt, hält der Ausschuss 
es für erforderlich, alle Risiken im Zusammenhang mit der 
Kernkraft zu betrachten, auch die von Kernkraftwerken aus­
gehenden Gefahren für die Bevölkerung, die Umwelt und die 
Wirtschaft. 

1.2 Der Ausschuss erachtet es als unerlässlich, eine anlagen­
spezifische Verknüpfung von Unfallmanagement, Mitarbeiter­
schulung und Anrainerinformation und -konsultation vorzuse­
hen, um deren ortsspezifische Kenntnisse in den Unfallmanage­
mentmaßnahmen zu berücksichtigen und sogar (Langzeit-) Fol­
gemaßnahmen nach Unfällen zu planen. 

1.3 Der Ausschuss befürwortet das ehrgeizige Unterfangen 
der Kommission, die Richtlinie über nukleare Sicherheit zu 
überarbeiten, und fordert sie auf, sich nicht nur auf die tech­
nischen Aspekte zu konzentrieren, sondern auch die mensch­
lichen Belange der Arbeitnehmer und Bürger (Gesundheit, 
Stress, Psychologie, Notlage usw.) zu berücksichtigen. 

1.4 Der Ausschuss stellt fest, dass es nicht in allen Mitglied­
staaten eine unabhängige Aufsichtsbehörde mit Regelungsbefug­
nis gibt und die Mitgliedstaaten auch keinen gemeinsamen Re­
gulierungsansatz für nukleare Sicherheit verfolgen. Deshalb 
empfiehlt er eine entsprechende Harmonisierung im Rahmen 
der Richtlinie. 

1.5 Für die Information der Öffentlichkeit und die Betei­
ligung der Bürger könnte das Aarhus-Übereinkommen auf den 
Kernenergiebereich angewendet werden. Dieses von der EU und 
den Mitgliedstaaten unterzeichnete Übereinkommen sieht den 
Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Ent­
scheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umwelt­
angelegenheiten vor. 

1.6 In Anbetracht der Stresstests und der Empfehlungen der 
Kommission müssen auf EU-Ebene Überwachungs- und Über­
prüfungsmechanismen eingeführt werden, in deren Rahmen die 
Mitgliedstaaten regelmäßige Berichte vorzulegen haben. 

1.7 Die in der Mitteilung befürwortete enge Zusammenarbeit 
und der Informationsaustausch zwischen Anlagenbetreibern, In­
dustrie, den Atomaufsichtsbehörden und EU-Institutionen müs­
sen auf die Bürger sowie die Mitarbeiter und ihre Vertreter 
ausgedehnt werden, insbesondere in Grenzregionen, wo die Ver­
fahren angeglichen werden müssen. 

1.8 Der Ausschuss empfiehlt, in den Unfallszenarien unbe­
dingt die Abschaltung aller Reaktoren einer Anlage durch 
gleichzeitigen Ausfall der Kühlwasser- und Stromversorgung 
zu analysieren. Des Weiteren sollten die Verfahren überprüft 
werden, die die Versorgung eines von einem Störfall betroffenen 
Reaktors durch einen anderen Reaktor derselben Anlage vor­
sehen, sowie die Notfallausrüstung: Beleuchtung des Betriebs­
bereichs, Reserve-Dieselgeneratoren, zusätzliche Wasserversor­
gung der Abklingbecken.
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1.9 Die Kernenergie muss auch weiterhin Teil des EU-Ener­
giemixes bleiben, da anders in absehbarer Zukunft keine aus­
reichende und emissionsarme Stromgrundlastversorgung mög­
lich ist, ohne dass jedoch die Stromversorgung durch technische 
Ausfälle oder durch Störfälle gefährdet werden darf. Deshalb 
fordert der Ausschuss die Kommission auf, eine Untersuchung 
der organisationstechnischen und menschlichen Faktoren an­
zustrengen, die ausschlaggebend für die nukleare Sicherheit 
und die Gefahrenabwehr (Sicherung) sind. 

1.10 Der Ausschuss unterstützt die Absicht der Kommission, 
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Versicherung und Haf­
tung im Nuklearbereich vorzuschlagen, die derzeit die Risiken 
nicht wirklich abdecken. Seiner Meinung nach sollten insbeson­
dere die sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Aspekte 
durch eine entsprechende Deckungsvorsorge seitens der Kern­
energie-Erzeuger in Europa erfasst werden. Potenzielle Opfer 
würden derzeit Gefahr laufen, nicht ausreichend geschützt, ge­
schweige denn entschädigt zu werden. 

1.11 Der Ausschuss sieht mit Sorge die zunehmende Ver­
gabe von Unteraufträgen (teilweise gehören bis zu 80 % der 
Beschäftigten zu Subunternehmen), ohne dass die Auswirkun­
gen auf die nukleare Sicherheit untersucht worden wären. Die 
Qualifizierung des Fachpersonals ist dadurch nicht mehr sicher­
gestellt. Der Ausschuss hält es für erforderlich, dass der Quali­
fizierung der Arbeitnehmer in Kernkraftwerken mehr Aufmerk­
samkeit gewidmet wird. 

1.12 Die Lebensdauer der Kernkraftwerke, die doch unter 
Sicherheitsgesichtspunkten relevant ist, wird nicht angespro­
chen. Der Ausschuss misst diesem Aspekt entscheidende Bedeu­
tung bei der Beurteilung der Sicherheit von kerntechnischen 
Anlagen und bei einer eventuellen Entscheidung über ihre Erset­
zung durch eine neue Generation von Kernkraftwerken und der 
entsprechend notwendigen Planung bei. Die Verlängerung der 
Laufzeit von Kernkraftwerken durch die nationalen Aufsichts­
behörden darf nur auf der Grundlage der international an­
erkannten besten Praxis erfolgen. 

1.13 Der Ausschuss empfiehlt der Kommission, eine EU-weit 
einheitliche Jodprophylaxe bei Reaktorunfällen zum Schutz der 
Schilddrüse einzuführen und unter Berücksichtigung der Lehren 
aus den Nuklearunfällen von Fukushima die Evakuierungszone 
um Kernkraftwerke in dicht besiedelten Gegenden in Europa auf 
20 bis 30 km zu erweitern. 

2. Einleitung 

2.1 Infolge des Unfalls von Fukushima (11. März 2011) 
wurde in Europa und weltweit eine Überprüfung der Sicherheit 
der kerntechnischen Anlagen eingeleitet. Von insgesamt 145 
Reaktoren in der EU sind 13 abgeschaltet oder im Rückbau, 
sodass derzeit 132 Kernreaktoren an 58 teilweise grenznahen 
Standorten in Betrieb sind. Auch wenn es in der EU noch 
keinen vergleichbaren Unfall gegeben hat, erwies sich doch 
eine Überprüfung aller Anlagen als notwendig, um nukleare 
Sicherheit, Gefahrenabwehr und Strahlenschutz auf höchstmög­
lichem Niveau zu gewährleisten. An den Stresstests nahmen 
auch die Nachbarländer Schweiz und Ukraine teil. 

2.2 Bereits im März 2011 kam der Europäische Rat zu fol­
gendem Schluss: „Die Sicherheit aller kerntechnischen Anlagen der 
EU sollte mittels einer umfassenden und transparenten Risiko- und 
Sicherheitsbewertung („Stresstest“) überprüft werden.“ In allen euro­
päischen Ländern wurde daraufhin ein dreistufiges Überprü­
fungsverfahren eingeleitet: 

— Selbstbewertung durch die Betreiber kerntechnischer Anla­
gen; 

— Überprüfung der Selbstbewertung durch die nationalen Auf­
sichtsbehörden; 

— Sachverständigenprüfung der nationalen Berichte durch 
Sachverständige der einzelnen Länder (Peer Reviews) und 
der Europäischen Kommission im Zeitraum Januar bis April 
2012; 

Alle teilnehmenden Mitgliedstaaten haben der Kommission ihre 
Zwischen- und Abschlussberichte fristgerecht vorgelegt 
(COM(2011) 784 final). 

2.3 Der Europäische Rat beauftragte die Kommission zudem, 
die Nachbarländer der EU zur Teilnahme an den Stresstests 
aufzufordern, in der EU „den bestehenden Rahmen der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Sicherheit kerntechnischer Anlagen 
[zu] überprüfen“ und „bis Ende 2011 alle erforderlichen Verbesserun­
gen“ vorzuschlagen. Für diese erneute Sicherheitsüberprüfung 
musste zunächst der Europäische Rat der Kommission ein Man­
dat erteilen. 

3. Zusammenfassung der Kommissionsmitteilung 

3.1 Im Stresstest-Abschlussbericht wird festgestellt, dass die 
Sicherheitsanforderungen in europäischen Kernkraftwerken all­
gemein hoch sind, doch besteht in fast allen europäischen An­
lagen bei unterschiedlichen Sicherheitsaspekten Nachrüstungs­
bedarf. 

3.2 Die nationalen Aufsichtsbehörden sind dennoch zu dem 
Schluss gelangt, dass kein Werk abgeschaltet werden muss. 

3.3 Die Tests verdeutlichen, dass nicht alle Mitgliedstaaten 
sämtliche von der Internationalen Atomenergie-Organisation 
(IAEO) vorgeschriebenen Standards für die nukleare Sicherheit 
und international anerkannten besten Praktiken anwenden. 

3.4 Die Kommission wird die Umsetzung der Empfehlungen 
eng überwachen und gleichzeitig Rechtsvorschriften zur Verbes­
serung der nuklearen Sicherheit in Europa vorschlagen. 

3.5 Neben Empfehlungen für zahlreiche technische Nachbes­
serungen in spezifischen Kernkraftwerken haben die Stresstests 
zutage gefördert, dass internationale Standards und Praktiken 
nicht systematisch angewendet werden. Die EU muss auch Leh­
ren aus Fukushima ziehen, insbesondere hinsichtlich Erdbeben- 
und Überschwemmungsgefährdung, Installation und Nutzung 
von seismischen Instrumenten in den Anlagen, Installation 
von mit Filtern ausgestatteten Abluftsystemen in der Sicherheits­
umschließung, Bereitstellung von Notfallausrüstung und exter­
nen Ersatz-Kontrollräumen.
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3.6 Bis Ende 2012 stellen die nationalen Aufsichtsbehörden 
nationale Aktionspläne mit Zeitplänen für die Mängelbeseiti­
gung auf. Die Kommission plant, im Juni 2014 einen in Zu­
sammenarbeit mit den nationalen Aufsichtsbehörden erstellten 
Bericht über die Umsetzung der Empfehlungen infolge der 
Stresstests vorzulegen. 

3.7 Die Kommission hat den aktuellen europäischen Rechts­
rahmen für nukleare Sicherheit analysiert und wird Anfang 
2013 eine Überarbeitung der Richtlinie über nukleare Sicherheit 
vorlegen. Änderungsvorschläge werden insbesondere die Sicher­
heitsanforderungen, die Aufgaben, Unabhängigkeit und Befug­
nisse der nationalen Aufsichtsbehörden, die Transparenz sowie 
die Überwachung betreffen. 

3.8 Darüber hinaus will die Kommission weitere Rechtsvor­
schriften auf dem Gebiet der Versicherung und Haftung im 
Nuklearbereich sowie für Höchstwerte an Radioaktivität in Nah­
rungs- und Futtermitteln vorschlagen. Im Verlauf der Stresstests 
wurde auch offenkundig, dass bei der Gefahrenabwehr im Nu­
klearbereich, den sogenannten Sicherungsmaßnahmen (Verhin­
derung böswilliger Handlungen), noch intensivere Arbeiten von­
nöten sind. Für diesen Bereich sind in erster Linie die Mitglied­
staaten zuständig. 

4. Allgemeine Bemerkungen 

4.1 Die in diese Stresstests geflossenen umfangreichen An­
strengungen und Finanzmittel sowie ihre gewissenhafte Durch­
führung sind hervorzuheben. Alle 14 EU-Mitgliedstaaten, in de­
nen Kernkraftwerke in Betrieb sind, „nahmen freiwillig an den 
Bewertungen“ in Form von „Stresstests“ teil und leisteten damit 
einen wichtigen Beitrag zur Festelegung gemeinsamer Vorschrif­
ten für Sicherheit und Gefahrenabwehr. Allerdings beruhen 
diese Bewertungen auf einer Selbstbewertung der Kernkraft­
werksbetreiber, die dann von den nationalen Aufsichtsbehörden 
und schlussendlich von Peer-Review-Teams geprüft wurden. 
Nun müssen auf der Grundlage dieser Stresstests und der Emp­
fehlungen der Kommission auf EU-Ebene Überwachungs- und 
Überprüfungsmechanismen eingeführt werden. 

4.2 Bemerkungen zum Rechtsrahmen 

4.2.1 Ungeachtet der Richtlinie über einen Gemeinschaftsrah­
men für nukleare Sicherheit gibt es keinen wirklich einheitlichen 
Regulierungsansatz für nukleare Sicherheit und Gefahrenabwehr. 
Bei der Überarbeitung der Richtlinie sollten die Anliegen der 
nuklearen Sicherheit ausführlicher festgelegt werden; die Richt­
linie muss rigoros umgesetzt und ggf. müssen konsequent Ver­
tragsverletzungsverfahren eingeleitet werden. 

4.2.2 Überarbeitung der Richtlinie über nukleare Sicher­
heit: Zwei Mitgliedstaaten, Polen und Portugal, haben die Um­
setzung der Richtlinie über die nukleare Sicherheit (Richtlinie 
2009/71/Euratom des Rates vom 25. Juni 2009 über einen 
Gemeinschaftsrahmen für die nukleare Sicherheit kerntech­
nischer Anlagen, Umsetzungsfrist: 22. Juli 2011) noch nicht 
abgeschlossen. „Von entscheidender Bedeutung ist es, dafür zu sor­
gen, dass die Lehren aus dem Unfall von Fukushima und die Schluss­
folgerungen der Stresstests in der EU lückenlos und einheitlich umge­
setzt werden und sich im Rechtsrahmen niederschlagen“ (COM(2012) 

571 final). Der Ausschuss befürwortet die Überarbeitung dieser 
Richtlinie und fordert in diesem Zusammenhang eine Auswei­
tung der Kontrollbefugnisse der EU. Allerdings darf es dabei 
nicht nur um die in den Stresstests erfassten technischen As­
pekte gehen. Wesentlich für die Sicherheit sind auch die Men­
schen: die Bürger, Arbeitnehmer sowie deren Vertreter. Es wäre 
von Interesse, dass sich die in der Richtlinie enthaltenen Bestim­
mungen über Transparenz und Beteiligung der Öffentlichkeit 
zumindest hinsichtlich der Beteiligung der Bürger auf das Aar­
hus-Übereinkommen stützen, das von der EU und fast allen 
Mitgliedstaaten unterzeichnet worden ist. 

4.2.3 Es ist äußerst wichtig, die Strahlenschutzvorschriften 
und die anlagenexterne Notfallvorsorge Mitgliedstaaten übergrei­
fend zu harmonisieren. „Bei 47 Kernkraftwerken in der EU, die 
insgesamt 111 Reaktoren umfassen, leben in einem Umkreis von 
30 km jeweils über 100 000 Menschen. Daher sind Vorsorgemaß­
nahmen außerhalb des Standorts von höchster Bedeutung. Verschiedene 
nationale, regionale und lokale Stellen teilen sich die Zuständigkeiten 
für diese Maßnahmen.“ (COM(2012) 571 final). Deshalb unter­
stützt der Ausschuss nachdrücklich eine Überarbeitung der EU- 
Rechtsvorschriften in diesem Bereich und befürwortet die Betei­
ligung der Anrainer als Notwendigkeit. 

4.2.4 Versicherung und Haftung im Nuklearbereich: Die­
ser Aspekt ist auf EU-Ebene nicht geregelt, aber „in Artikel 98 
des Euratom-Vertrags sind jedoch Richtlinien des Rates mit verbindli­
chen diesbezüglichen Maßnahmen vorgesehen. Daher wird die Kom­
mission – ausgehend von einer Folgenabschätzung und innerhalb der 
Grenzen der Zuständigkeit der EU – prüfen, inwiefern die Situation 
potenzieller Opfer eines Nuklearunfalls in Europa verbessert werden 
sollte.“ (COM(2012) 571 final). Der Ausschuss unterstützt die 
Absicht der Kommission, Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der 
Versicherung und Haftung im Nuklearbereich vorzuschlagen, da 
die Risiken derzeit nicht wirklich abgedeckt sind. Insbesondere 
sollten in diesen Rechtsvorschriften die sozialen, ökologischen 
und wirtschaftlichen Aspekte erfasst und die Entschädigungs­
frage geregelt werden – derzeit ist die staatliche Entschädigung 
die letzte Möglichkeit nach Ausschöpfung aller anderen Entschä­
digungsmöglichkeiten. 

4.2.5 Überarbeitung der Rechtsvorschriften über Nah­
rungs- und Futtermittel: „Die Ereignisse in Fukushima und Tscher­
nobyl haben deutlich gemacht, dass zwischen Instrumenten, die die 
Einfuhr von Nahrungsmitteln aus Drittländern regeln, und solchen 
für das Inverkehrbringen im Falle eines Unfalls innerhalb der EU 
unterschieden werden muss.“ (COM(2012) 571 final). Es ist an­
gebracht, diese Rechtsvorschriften zu überarbeiten. 

4.3 In den Spezifikationen der Stresstests wurde beschrieben, 
was untersucht werden sollte, doch ist ihnen nicht zu entneh­
men, was nicht untersucht wurde. Nicht in die Untersuchungen 
einbezogen und daher nicht bewertet wurden die Alterung der 
Kernkraftwerke und die Auswirkungen der Laufzeitverlängerun­
gen, die Kultur der Sicherheit und Unabhängigkeit, die Normen 
und das konsequente Handeln der nationalen Aufsichtbehörden. 
Zumindest einige dieser Aspekte haben das Ausmaß und die 
Tragweite der Nuklearkatastrophe von Fukushima, die Auslöser 
für die Durchführung der Stresstests war, ursächlich beeinflusst.
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4.4 Diesbezüglich heißt der Ausschuss den Vorschlag gut, 
hier die Gemeinsame Forschungsstelle einzuschalten und ein 
ständiges Europäisches Labor für nukleare Sicherheit einzurich­
ten, aber auch dabei geht es ausschließlich um technische Ana­
lysen. Der Ausschuss betont erneut, dass eine hochgradig qua­
lifizierte Ausbildung für Tätigkeiten im Nuklearbereich sicher­
gestellt werden muss. Außerdem ist neben der für Strahlen­
schutz und der für die Nichtverbreitung von Kernmaterial zu­
ständigen Behörde auch eine Behörde für nukleare Sicherheit in 
Europa erforderlich. 

4.5 Auch der Qualifizierung der Beschäftigten in Kernkraft­
werken muss mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden. In eini­
gen Ländern hat die Vergabe von Unteraufträgen bereits System, 
ohne dass die Auswirkungen auf die nukleare Sicherheit wirk­
lich untersucht worden wären. Die Qualifizierung des Fachper­
sonals ist dadurch nicht mehr sichergestellt. 

4.6 Aufbau der internationalen Zusammenarbeit und 
Verbesserung des weltweiten Rechtsrahmens für die nu­
kleare Sicherheit: „Die Mehrheit der in dieser Arbeitsgruppe ver­
tretenen Staaten hob besonders darauf ab, dass es notwendig sei, den 
IAEO-Sicherheitsnormen, der Unabhängigkeit und Effektivität der 
Aufsichtsbehörden, dem verstärkten Rückgriff auf Peer Reviews sowie 
einer größeren Offenheit und Transparenz Rechnung zu tragen“ 
(COM(2012) 571 final). Unabhängigkeit, Transparenz und Of­
fenheit mögen Leitlinien für eine Angleichung und Verstärkung 
von Vorschriften sein, doch was ist, wenn diese Regeln an­
derswo nicht beachtet werden? 

5. Besondere Bemerkungen 

5.1 Transparenz 

5.1.1 Obwohl die Information der Bevölkerung in dem Aar­
hus-Übereinkommen, das den Zugang zu Informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den 
Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten vorsieht, fest­
gelegt ist, wird dies im Stresstest-Verfahren, von einem Hinweis 
auf Transparenz abgesehen, nicht berücksichtigt. Dabei spielen 
auch die Bürger eine wesentliche Rolle bei der Gewährleistung 
der nuklearen Sicherheit und Gefahrenabwehr. Die Bürger sind 
nicht gebührend miteinbezogen worden. Allerdings war die Ein­
beziehung der Öffentlichkeit auch nicht einfach. Die Fristen zur 
Einsichtnahme in die diversen Unterlagen waren sehr kurz be­
messen. In den öffentlichen Sitzungen wurde nicht immer für 
Verdolmetschung gesorgt, und mehrere Vereinigungen konnten 
aus finanziellen Gründen nicht teilnehmen. Immerhin wurde 
soviel Transparenz erreicht, dass einige zivilgesellschaftliche Or­
ganisationen die Berichte eingehend prüfen konnten. 

5.1.2 „Die Tatsache, dass auch in Mitgliedstaaten mit einer an­
sonsten guten Sicherheitsbilanz Störfälle in kerntechnischen Anlagen 
auftreten, zeigt, dass regelmäßig gründliche Sicherheitsüberprüfungen 
durchgeführt und die Betriebserfahrungen evaluiert werden müssen; 
außerdem ergibt sich daraus die Notwendigkeit der engen Zusammen­
arbeit und des Informationsaustauschs zwischen Betreibern, Industrie, 
Aufsichtsbehörden und EU-Organen und –Einrichtungen wie der Eu­
ropäischen Koordinierungsstelle für das Feedback zum Kernkraftwerks­
betrieb („European Clearinghouse of Operating Experience“), die von 
der Gemeinsamen Forschungsstelle der Kommission (JRC) betrieben 
wird.“ Der Informationsaustausch darf nicht nur „zwischen Betrei­
bern, Industrie, Aufsichtsbehörden und EU-Organen und –Einrichtun­
gen“ stattfinden (COM(2012) 571 final). Auch die EU-Bürger 
müssen daran beteiligt werden, so wie es ein Pfeiler des Aar­

hus-Übereinkommens (Information, Beteiligung, Zugang zu Ge­
richten) vorsieht. 

In Frankreich beispielsweise gibt es drei Instanzen zur Unterstüt­
zung der Bürger: den Haut Comité pour la Transparence et à 
l’Information sur la Sécurité Nucléaire (HCTISN, Hoher Ausschuss 
für Transparenz und Information über die Sicherheit von Kern­
kraftanlagen), die Commissions Locales d'Information (CLI, lokale 
Informationsausschüsse) und die Association Nationale des Comités 
et Commissions Locales d’Information (ANCCLI, Nationaler Verband 
der lokalen Informationskomitees und -ausschüsse) (Gesetz über 
die Transparenz und Sicherheit auf dem Gebiet der Kerntechnik 
vom 13. Juni 2006). Diese drei Instanzen haben an den in 
Frankreich durchgeführten „Évaluations complémentaires de sûreté“ 
(ergänzende Evaluierungen nuklearer Anlagen) mitgewirkt. Der 
HCTISN hat an der Aufstellung des Lastenhefts mitgearbeitet 
und eine Arbeitsgruppe beauftragt, über Anhörungen die Ar­
beitsbedingungen vor Ort zu ermitteln. Die CLI und der 
ANCCLI haben Analysen für die Betreiberberichte geliefert, auf 
denen der Bericht der französischen Behörde für nukleare Si­
cherheit (ASN) beruht. 

Bei Zwischenfällen haben diese Instanzen Zugang zu den 
Inspektionsschreiben und können Einsicht in die Antwort­
schreiben der Betreiber nehmen. Unter Berücksichtigung 
der in Frankreich gegebenen Möglichkeiten kann durch 
die Beteiligung der Öffentlichkeit an der Untersuchung 
von Zwischenfällen ein konstruktiver Dialog mit den Bür­
gern gefördert werden. 

5.2 Die Kommission trifft die wichtige Feststellung, dass „die 
nationalen Aufsichtsbehörden zu dem Schluss [kamen], dass keine 
technischen Gründe vorliegen, die die Abschaltung eines KKW in 
Europa notwendig machen. Zudem ermittelten sie eine Reihe empfeh­
lenswerter Methoden.“ (COM(2012) 571 final). Diese Feststellung 
geht jedoch mit Empfehlungen und Aufforderungen einher, in­
nerhalb bestimmter Fristen Verbesserungen vorzunehmen: Und 
was geschieht, wenn die Fristen nicht eingehalten werden? Be­
stimmte technische Nachbesserungsforderungen wie die Verstär­
kung der Beton-Bodenplatte unter einem Reaktorbehälter (AKW 
Fessenheim, Frankreich), die Verstärkung der Betonhülle (bzw. 
der Dachschicht über Abklingbecken) sind möglicherweise nicht 
realisierbar: Wie werden sich die Staaten entscheiden? Es ist 
auch darauf hinzuweisen, dass in einigen Anlagen auch nicht 
die nach den Atom-Unglücken von Three Mile Island/Harrisburg 
und Tschernobyl geforderten Schutzmaßnahmen umgesetzt 
worden sind. 

5.3 Ergebnisse für sicherheitstechnische Verfahren und Rahmen 

Nach Fukushima sind insbesondere folgende Punkte ins 
Blickfeld gerückt: 

5.3.1 B e u r t e i l u n g u n d M a n a g e m e n t d e r G e ­
f ä h r d u n g d e r A n l a g e n s i c h e r h e i t v o n a u ­
ß e n 

In keinem Szenario wurde jemals der gleichzeitige Ausfall der 
Kühlsysteme und Stromversorgung sämtlicher Reaktoren eines 
Kernkraftwerks vorgesehen. Folglich konnten auch die Notfall­
systeme (Notstromaggregate, Wasserreservoirs) nicht greifen, zu­
mal die übrigen Reaktoren die Hilfsfunktionen übernehmen 
sollten.
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5.3.2 Die probabilistischen Sicherheitsanalysen (PSA) der 
Mitgliedstaaten „unterscheiden sich beträchtlich“ (COM(2012) 571 
final). Die PSA sollten auf der Grundlage des pessimistischsten 
Ansatzes harmonisiert werden. Es hat keinen Sinn, mit geringen 
Wahrscheinlichkeiten zu argumentieren, denn ein Unfall ent­
steht zumeist aus der Aufeinanderfolge – oder, schlimmer, der 
Überlagerung – geringfügiger Versäumnisse. Ferner hat die Un­
tersuchung nach dem Unglück von Fukushima ergeben, dass die 
Erdbeben- und Tsunami-Gefahr unterschätzt worden war, ob­
wohl Sachverständigen zufolge diese Gefahren nicht nur realis­
tisch, sondern in den 30er Jahren bereits eingetreten war. Be­
stimmte Unfälle wurden einfach als „unmöglich“ eingestuft. 

Und dennoch hatte das Unglück von Three Mile Island/Harris­
burg bereits gezeigt, dass eine Kernschmelze im Rahmen des 
Möglichen ist. Mehrere Jahre nach diesem Unfall wurde fest­
gestellt, dass die Ummantelung Risse aufwies, aber standgehal­
ten hatte. In Tschernobyl dagegen bildete sich bei der Kern­
schmelze die lavaartige Mischung Corium. Und in Fukushima 
kam es in den Reaktorblöcken 1, 2 und 3 zu einer partiellen 
Kernschmelze und vermutlich Erosion der Bodenplatten. 

5.3.3 D a s V o r g e h e n b e i s c h w e r e n S t ö r f ä l l e n 

Alle Situationen müssen in Betracht gezogen werden, damit 
geeignete Notfallmaßnahmen vorgesehen werden können, um 
die Auswirkungen eines Unfalls so weit wie möglich zu begren­
zen. Dabei kommt insbesondere der Mitarbeiterschulung eine 
ausschlaggebende Funktion zu. Um das Störfallmanagement 
außerhalb der Anlage zu gewährleisten, müssen die Anrainer in 
die Planung der Notfallmaßnahmen einbezogen werden, damit 
ihre ortsspezifischen Kenntnisse berücksichtigt werden können. 

Fukushima hat ebenfalls verdeutlicht, wie wichtig die Folgemaß­
nahmen nach Unfällen sind, für die zwar die kommunalen, 
regionalen und nationalen Behörden zuständig sind, doch müs­
sen die Anrainer konsultiert werden, an Übungen teilnehmen 
und ihre Kenntnisse einbringen. Folgemaßnahmen nach Unfäl­
len sind langfristig anzulegen. 

5.4 Wichtigste Empfehlungen auf der Grundlage der Stresstests 

5.4.1 E m p f e h l u n g e n f ü r S i c h e r h e i t s m a ß n a h ­
m e n i n b e s t e h e n d e n A K W 

— Folgemaßnahmen seitens der teilnehmenden Länder 

Durch die Bereitstellung mobiler Ausrüstung sollen die Fol­
gen schwerer Unfälle vermieden bzw. eingedämmt werden. 
Auch die ortsfesten Ausrüstungen müssen über das Aus­
legungsrisiko hinaus geschützt und die Qualifikation der 
Mitarbeiter verbessert werden. 

— Aktionsplan zur Gewährleistung der Umsetzung der 
Empfehlungen 

Zunächst muss die relative Bedeutung der einzelnen Maß­
nahmen beurteilt werden, „damit die Finanzmittel in die Berei­
che fließen, bei denen der größte Nutzen in Bezug auf die Sicher­
heit zu erreichen ist“ (COM(2012) 571 final). Die Kernkraft­
werke der neuen Generation sind normalerweise so aus­
gelegt, dass sie den empfohlenen Maßnahmen bereits ent­
sprechen, doch müssen die Regulierungsmöglichkeiten im 
Bereich der nuklearen Sicherheit in Europa ausgeweitet wer­
den. 

— Zuständigkeit für Überprüfung und Kontrolle 

Die Zuständigkeit liegt bei den Mitgliedstaaten. Sie sollten 
aber regelmäßig auf europäischer Ebene Bericht erstatten. 

5.4.2 E m p f e h l u n g e n f ü r s i c h e r h e i t s t e c h n i s c h e 
V e r f a h r e n 

— Auf europäischer Ebene sollten „europäische Leitlinien für die 
Beurteilung natürlicher Gefahren (einschließlich Erdbeben, Über­
flutungen, extreme Wetterbedingungen) und die Festlegung von 
Sicherheitsmargen erarbeitet werden, damit beim Vorgehen der 
Mitgliedstaaten größere Einheitlichkeit gegeben ist“ (COM(2012) 
571 final). Die Kommission empfiehlt, diese Aufgabe dem 
WENRA (Western European Nuclear Regulators' Association 
– Verband der westeuropäischen Aufsichts- und Genehmi­
gungsbehörden im Nuklearbereich) anzutragen. Es wäre an­
gebracht, zumindest die Anrainer von Kernkraftwerken 
über ein Konsultationsverfahren nach Art des Aarhus- 
Übereinkommens in die Ausarbeitung dieser Leitlinien 
einzubeziehen. 

— Alle zehn Jahre sollten Sicherheitsüberprüfungen und -be­
wertungen durchgeführt werden, und zwar zusätzlich zu 
den anlagenspezifischen Wartungsprogrammen. 

— Die Berichte über die Reaktorsicherheit sind wenigstens alle 
zehn Jahre zu aktualisieren. 

— Es müssen Notfallausrüstungen vorgesehen und geschützte 
Notfallzentren eingerichtet werden sowie Rettungskräfte mit 
mobilen Ausrüstungen einsatzbereit sein. 

5.5 Die Verfahrensweise bei Abschaltung aller Reaktoren ei­
ner Anlage durch gleichzeitigen Ausfall der Kühlwasser- und 
Stromversorgung muss in den Unfallszenarien unbedingt ana­
lysiert werden. Es sollten sämtliche Verfahren überprüft werden, 
die die Versorgung eines von einem Störfall betroffenen Reak­
tors durch einen anderen Reaktor derselben Anlage vorsehen, 
sowie die Notfallausrüstung wie Beleuchtung des Betriebs­
bereichs oder Reserve-Dieselgeneratoren. Auch die Abkling­
becken müssen überprüft und eine zusätzliche Wasserversor­
gung vorgesehen werden.
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5.6 „Nach Auffassung der Kommission ist es im Interesse der 
Sicherheit der Bürger wichtig, die Sicherheitsüberprüfung auch für die 
anlagenexterne Notfallvorsorge und -bekämpfung vorzunehmen.“ 
(COM(2012) 571 final). Nach Meinung des Ausschusses müssen 
zudem die Verfahren aneinander angrenzender Mitgliedstaaten 
abgestimmt werden. Lokale Informationsausschüsse CLI: In der 
grenzüberschreitenden Überwachungskommission CLIS (Com­
mission Locale d'Information et de Surveillance) für das Kernkraft­
werk Fessenheim sind die Schweiz, Deutschland vertreten, in der 
CLI für das Kernkraftwerk Cattenom Deutschland und Luxem­
burg. Belgische Vertreter nehmen an den Sitzungen der CLI für 
das Kernkraftwerk Chooz teil und könnten auch an den Sit­
zungen der CLI für das Kernkraftwerk Gravelines teilnehmen. 
Es ist notwendig, das Störfallmanagement gemeinsam mit den 
Anrainern zu planen. Tatsächlich können die Folgen von Stör­
fällen lang anhaltend sein, und es sind vor allem die Anrainer, 
die von den schweren sozialen, ökologischen und wirtschaftli­
chen Schäden betroffen sind. Die Versicherungen der Betreiber 
decken bei weitem nicht alle durch einen Störfall verursachten 
Kosten ab: letztendlich kommt der Staat (also der Steuerzahler) 
dafür auf. 

5.7 Wichtige Ergebnisse und Empfehlungen auf der Grundlage der 
Bewertungen im Bereich der Gefahrenabwehr 

5.7.1 Die Ad-hoc-Gruppe für die Gefahrenabwehr im 
Nuklearbereich (AHGNS) des Rates hat in ihrem 
Abschlussbericht (http://register.consilium.europa.eu/pdf/en/12/ 
st10/st10616.en12.pdf) Schlussfolgerungen zu fünf Themen 
vorgelegt: physischer Schutz, böswillig verursachte Flugzeug­
abstürze, Cyberangriffe, Notfallplanung, Übungen und Schulun­
gen. Allerdings liegt die nationale Sicherheit auch weiterhin in 
der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. Empfohlen wird 

— die Ratifizierung des Übereinkommens über den physischen 
Schutz von Kernmaterial (Nichtverbreitung); 

— die Fortsetzung der Arbeiten im Bereich der Gefahren­
abwehr; 

— die Zusammenführung der Arbeiten zu nuklearer Sicherheit, 
Strahlenschutz und Gefahrenabwehr. 

Es fehlt an Untersuchungen über die organisationstechnischen 
und menschlichen Faktoren. Dem muss schleunigst abgehol­
fen werden, da diese Faktoren ausschlaggebend für die nu­
kleare Sicherheit sind. 

5.7.2 Im Zusammenhang mit dem Unfallmanagement wurde 
die Notwendigkeit erörtert, der Gefährdung durch böswillige 
Attacken und Flugzeugabstürze vorzubeugen. Dazu wurde 
auch im Rahmen eines europäischen Seminars eine Analyse 
angestellt. Beim Thema Flugzeugabsturz (Großraumflugzeuge) 
traten die unterschiedlichen Konzepte der EU-Mitgliedstaaten 
zutage. Da dieses Thema Anlass zu öffentlicher Sorge gibt, sollte 
ihm gebührend Aufmerksamkeit gewidmet werden. Tatsächlich 
wurden die Sicherheitsummantelungen der derzeit in Betrieb 
befindlichen Reaktoren dem Absturz eines Großraumflugzeugs 

nicht standhalten. Nun erhebt sich die Frage, ob die anspruchs­
volleren Auslegungsanforderungen des neuen EPR-Reaktors 
diesbezüglich ausreichen? 

5.7.3 S t ä r k u n g d e r G e f a h r e n a b w e h r i m N u k l e ­
a r b e r e i c h 

— Verringerung der Bedrohung durch chemische, biologische, 
radiologische und nukleare Vorfälle, die vorsätzlich, ein­
schließlich durch terroristische Handlungen, ausgelöst wer­
den, und der Nachweis radioaktiver und kerntechnischer 
Materialien; 

— die für 2013 geplante Überarbeitung der Richtlinie 
2008/114/EG über die Ermittlung und Ausweisung europäi­
scher kritischer Infrastrukturen; 

— ein Legislativvorschlag über Netz- und Informationssicher­
heit, den die Kommission bis Ende des Jahres vorlegen wird; 

— Verabschiedung des Vorschlags für die Überarbeitung des 
Katastrophenschutzverfahrens der Union, das die Zusam­
menarbeit der Mitgliedstaaten bei Katastrophenabwehreinsät­
zen in schweren Notfällen, einschließlich Strahlen- und Nu­
klearunfällen. 

5.8 Weitere Schritte 

5.8.1 Die Nuklearkatastrophe von Fukushima hat die Durch­
führung von Stresstests in noch nicht dagewesenem Umfang 
bewirkt. Viele Unterlagen waren dabei öffentlich zugänglich. 
Doch auch nach Abschluss der Stresstests sind fortlaufend Fol­
gemaßnahmen erforderlich. In allen Ländern muss nachgerüstet 
und müssen Schwachstellen in den Vorschriften beseitigt wer­
den. 

5.8.2 Auch sind bislang die menschlichen und organisa­
tionstechnischen Faktoren noch nicht ausreichend unter­
sucht worden, und ihr Einfluss auf die nukleare Sicherheit ist 
unberücksichtigt geblieben. Bei der Planung von Notfall- und 
langfristigen Notfallfolgemaßnahmen müssen alle Akteure betei­
ligt und die Bürger an der Basis miteinbezogen werden. 

5.8.3 D i e K o m m i s s i o n u n t e r n i m m t F o l g e n d e s : 

— sie fordert, unverzüglich die Stresstestempfehlungen 
umzusetzen; sie wird diese Umsetzung überprüfen und in 
Zusammenarbeit mit der ENSREG (Gruppe der europäischen 
Aufsichtsbehörden für nukleare Sicherheit) bis 2014 einen 
Bericht darüber abfassen; Ziel des ENSREG-Aktionsplans soll 
es sein, die meisten notwendigen sicherheitstechnischen Ver­
besserungen bis 2015 abzuschließen; 

— sie wird dem Rat vorschlagen, ihr ein Mandat zur aktiven 
Teilnahme an einer Arbeitsgruppe über Transparenz zu 
erteilen (Arbeitsgruppe im Rahmen der IAEO, die das RIS­
COM-Modell der EU zugrunde legt); der Ausschuss emp­
fiehlt, sich hier auf das Aarhus-Übereinkommen zu stützen;
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— sie wird zum Ausbau der Gefahrenabwehr im Nuklearbereich beitragen und dabei auf die Zu­
sammenarbeit der Mitgliedstaaten und der Organe und Einrichtungen der EU zurückgreifen. 

Der Ausschuss empfiehlt an dieser Stelle die Einbeziehung der Öffentlichkeit und die Konzertierung mit den 
Bürgern. 

5.8.4 Nach Meinung des Ausschusses müssen die Stresstests bewirken, dass die Kernkraftwerke, die 30 % 
des Stroms in der EU erzeugen, den strengsten sicherheitstechnischen Auflagen genügen. Diese Voraus­
setzung muss erfüllt sein, wenn diese wichtige, emissionsarme Energiequelle weiterhin Teil des europäischen 
Energiemixes sein und zur Verringerung des Klimagasausstoßes beitragen soll. 

Brüssel, den 13. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON

DE C 44/146 Amtsblatt der Europäischen Union 15.2.2013



Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über die Europäische Innovationspartnerschaft 

für Wasser“ 

COM(2012) 216 final 

(2013/C 44/26) 

Berichterstatterin: An LE NOUAIL-MARLIÈRE 

Die Europäische Kommission beschloss am 10. Mai 2012, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus­
schuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss und den Ausschuss der Regionen über die Europäische Innovationspartnerschaft für Wasser“ 

COM(2012) 216 final. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, ländliche Entwicklung, Umweltschutz nahm 
ihre Stellungnahme am 22. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember (Sitzung vom 13. Dezem­
ber) mit 126 gegen 5 Stimmen bei 11 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) begrüßt die Mitteilung der Europäischen Kommission 
zur Europäischen Innovationspartnerschaft (EIP) für Wasser, er 
schlägt jedoch Präzisierungen und Verbesserungen vor, um zur 
Beseitigung der Hindernisse beizutragen, die die gesunde Ent­
wicklung der Innovation im Bereich des Wassers beeinträchti­
gen. 

1.2 Die Innovation für Wasser in Europa sollte auf einem 
umfassenden Konzept beruhen, das sich auf den gesamten Was­
serkreislauf bezieht und das in erster Linie dem Ziel dient, dass 
bis zum Jahr 2015 überall in Europa ein guter Zustand der 
Oberflächengewässer und des Grundwassers erreicht wird – ge­
mäß der Wasser-Rahmenrichtlinie ( 1 ), sowie auf einer Verstär­
kung des Schutzes dieser Ressource durch die Anwendung des 
Verursacherprinzips, die ausreichend abschreckend wirkt, so 
dass Verschmutzung sich nicht lohnt und die Schuldigen nicht 
straffrei ausgehen. 

1.3 Bei der Strategieplanung für die Umsetzung der Prioritä­
ten der EIP für Wasser muss berücksichtigt werden, dass über 
eine Million Menschen in Europa keinen Zugang zu sicherem, 
sauberem und bezahlbarem Wasser haben und dass mehrere 
Millionen Bürgerinnen und Bürger über keinerlei Abwasserent­
sorgungssystem verfügen. Die Bedürfnisse dieser Menschen ste­
hen aus Sicht der Inklusion und der Armutsbekämpfung an 
erster Stelle. 

1.4 Es muss darauf geachtet werden, dass die Erbringer öf­
fentlicher Dienstleistungen im Bereich der Wasserversorgung 
und die Verbraucher im Entscheidungsfindungsprozess der EIP 
für Wasser Gehör finden. Des Weiteren ist es notwendig, dass 
die EIP für Wasser zu einer Verbesserung der Koordinierung 
zwischen allen Betreibern führt, dass die Vorteile der Innovation 
bis auf die lokale Ebene spürbar werden und dass die Betei­
ligung der Organisationen der Zivilgesellschaft an den neu ent­
stehenden Netzen und Unternehmen gefördert wird. 

1.5 Der EWSA ist der Ansicht, dass die Ergebnisse der Stu­
dien, die unter dem Siebten Rahmenprogramm für Forschung 
und Entwicklung für die Innovationspartnerschaften für Wasser 
finanziert wurden, angesichts der lebenswichtigen Rolle des 
Wassers für die Bevölkerung offen zugänglich gemacht werden 
müssen. 

1.6 Der EWSA rät davon ab, die Innovationen auf diesem 
sensiblen Gebiet einzig und allein aus dem Blickwinkel des 
handelspolitischen Schutzes zu behandeln; er empfiehlt viel­
mehr, diese Innovationen auch Institutionen, Verbänden, loka­
len Gebietskörperschaften sowie sozialwirtschaftlichen Unter­
nehmen zugänglich zu machen. 

1.7 Der EWSA fordert die Kommission auf, sich verstärkt 
darum zu bemühen, dass wichtige laufende Initiativen in Bezug 
auf die Wasserproblematik im weiteren Sinne transparent 
durchgeführt und angemessen koordiniert werden. So muss 
die Kommission z.B. bezüglich der Synergien und der gebün­
delten Wirkung der jüngsten EIP für Wasser, für Landwirtschaft 
und für Rohstoffe mehr in die Einzelheiten gehen. 

1.8 Eine wirkliche Forschungs- und Innovationspolitik für 
Wasser ist nicht möglich ohne Transparenz, auch nicht ohne 
eine inklusive Beschäftigungspolitik, die schon jetzt Garantien 
vorsieht in Bezug auf eine angemessene Zahl von Mitarbeitern, 
Weiterbildung, Anerkennung von Qualifikationen und die Ge­
sundheit und Sicherheit fördernde Technologien sowohl für die 
Wasseraufbereitungsverfahren als auch für die Abwasserbehand­
lung. Alle diese verschiedenen Aufgaben müssen auf den unter­
schiedlichen Ebenen bestmöglich erledigt werden. 

1.9 Der EWSA unterstreicht, dass die Rolle der Netze der 
Organisationen der Zivilgesellschaft anerkannt und gewürdigt 
werden muss. Es wäre ebenfalls zu sondieren, welches Innova­
tionspotenzial diese Organisationen mit ihrer Erfahrung und 
ihrem Wissen bergen.
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( 1 ) Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für 
Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik.



2. Einleitung 

2.1 Mit ihrer Europa-2020-Strategie will die EU die europäi­
sche Wirtschaft wieder in Schwung bringen und so Arbeits­
plätze schaffen, die Wettbewerbsfähigkeit steigern und den so­
zialen Zusammenhalt stärken. 

2.2 In dieser Strategie für intelligentes, nachhaltiges und in­
tegratives Wachstum wird die wesentliche Rolle unterstrichen, 
die dem Wissen und der Innovation im Hinblick auf das Wachs­
tum zukommt. In ihrem Rahmenprogramm für Forschung und 
Innovation (2014-2020) ( 2 ), das Teil von „Horizont 2020“ ist, 
schlägt die Kommission vor, die Mittel für FuE auf 80 Mrd. EUR 
anzuheben. Die Mitgliedstaaten haben dem Ziel der EU zu­
gestimmt, bis 2020 durchschnittlich 3 % ihres BIP in Forschung 
zu investieren (siehe auch die EWSA-Stellungnahme INT/571 
zur Finanzierung von Forschung und Innovation ( 3 )). 

2.3 Deshalb bildet der Europäische Forschungsraum (EFR) 
das Herzstück der Europa-2020-Strategie und ihrer Leitinitiative 
„Innovationsunion“ ( 4 ); der Europäische Rat hat zur Vollendung 
des Europäischen Forschungsraums bis 2014 aufgerufen ( 5 ). Mit 
der „Innovationsunion“ soll dafür gesorgt werden, dass neue 
wissensintensive Produkte und Dienstleistungen spürbar zu 
Wachstum und Beschäftigung beitragen und dass die Abwan­
derung von Wissenschaftlern eingedämmt wird. Um dieses Ziel 
zu erreichen, bedarf es unbedingt einer Wissenschaftsgrundlage 
von Weltrang. 

2.4 Laut dem hier erörterten Vorschlag der Kommission ( 6 ) 
bieten die Europäischen Innovationspartnerschaften (EIP), wie 
sie in der Europa-2020-Leitinitiative „Innovationsunion“ ( 7 ) vor­
geschlagen sind, einen strategischen Ansatz und Rahmen, mit 
dem sich die systemimmanenten und methodischen Schwächen 
der europäischen Forschungs- und Innovationssysteme beheben 
und Innovationen vorantreiben lassen, die wesentlich zur Be­
wältigung gesellschaftlicher Herausforderungen beitragen. Euro­
päische Innovationspartnerschaften könnten ein Weg sein, um 
Fachwissen und Ressourcen für wichtige politische Prioritäten 
durch die Mobilisierung und Vernetzung aller relevanten Interes­
sengruppen in sämtlichen Politikbereichen und Branchen, auch 
grenzüberschreitend, zu bündeln und den Bürger schneller in 
den Genuss der Vorteile von Neuerungen und Innovationen zu 
bringen (siehe EWSA-Stellungnahmen INT/599 zu Partnerschaf­
ten im Bereich Forschung und Innovation ( 8 ) und NAT/546 
zum Aktionsplan für Öko-Innovationen ( 9 )). Es sollte unterstri­
chen werden, dass abgesehen von den 40 Mio. EUR, die im 
Rahmen des Siebten Rahmenprogramms für Forschung und 
Innovation empfohlen werden, keinerlei Art der Finanzierung 
zusätzlich zu den derzeit verfügbaren Mitteln für die EIP für 

Wasser vorgesehen ist, und dass sich das Ziel der EIP auf die 
Suche nach Synergien und auf die Koordinierung der bestehen­
den Instrumente beschränkt. 

2.5 Die Mitgliedstaaten der EU sind sich der Bedeutung von 
Innovationen in der Wasserwirtschaft durchaus bewusst. Am 
21. Juni 2011 hat der Rat der Europäischen Union die Kommis­
sion beauftragt, „in enger Zusammenarbeit mit den Mitglied­
staaten die Möglichkeit einer Forschungspartnerschaft zum 
Thema Wasser im Hinblick auf die nachhaltige und effiziente 
Nutzung von Wasser auszuloten“ ( 10 ). 

2.6 Wie wichtig es ist, dass sich Europa zur nachhaltigen 
Bewirtschaftung der lebenswichtigen Ressource Wasser ver­
pflichtet, wird in der Europa-2020-Leitinitiative „Ressourcen­
schonendes Europa“ ( 11 ) deutlich gemacht. Im „Fahrplan für 
ein ressourcenschonendes Europa“ ( 12 ) werden die möglichen 
Effizienzgewinne aufgezeigt. Die strategischen Ziele der EIP bis 
2020 bestehen darin, 

(i) alle Bürger zu erschwinglichen Preisen mit sauberem Was­
ser zu versorgen und ausreichend Wasser für die Umwelt­
funktionen zu sichern; 

(ii) eine relative Entkoppelung herbeizuführen, so dass die Stei­
gerung der Wirtschaftsproduktivität in Schlüsselsektoren 
der Union nicht mit einer Steigerung des Wasserverbrauchs 
einhergeht; 

(iii) die Qualität der Gewässer in allen Flusseinzugsgebieten der 
EU zu erhalten und weiter zu verbessern. 

2.7 Die Kommission hat ein Programm für den Schutz der 
europäischen Wasserressourcen – ein wichtiger Bestandteil des 
Fahrplans für ein ressourcenschonendes Europa – ausgearbeitet. 
Das Konzept wird vor Ende 2012 als strategische Antwort auf 
die Aufgaben vorgestellt, die angesichts der Probleme und 
Schwächen bei der Umsetzung der geltenden EU-Rahmenrege­
lung für die Bewirtschaftung der Wasservorkommen zu lösen 
sind. Die Umsetzung des Plans und der EIP wird eng koor­
diniert. Die EIP wird des Weiteren auf den Aktionsplan für 
Öko-Innovationen ( 13 ) gestützt. 

2.8 Zu den Maßnahmen zum Schutz der Wasserressourcen 
sollte auch ein Ausgleich für die Einschränkungen zählen kön­
nen, denen die wirtschaftlichen Aktivitäten in bestimmten, von 
starker Verschmutzung betroffenen Gebieten unterliegen. In die­
sen besonderen Fällen könnten die aktualisierten staatlichen Bei­
hilfen angepasst und auf den europäischen Gewässerschutzplan 
abgestimmt werden.
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( 2 ) COM(2012) 392 final: „Verstärkte Partnerschaft im Europäischen 
Forschungsraum im Zeichen von Exzellenz und Wachstum“. 

( 3 ) ABl. C 318 vom 29.10.2011, S. 121; ABl. C 218 vom 23.7.2011, 
S. 87. 

( 4 ) COM(2010) 546 final, Leitinitiative der Strategie Europa 2020 – 
Innovationsunion. 

( 5 ) „Europa benötigt einen einheitlichen Forschungsraum, um Talente 
und Investitionen anziehen zu können. Noch bestehende Defizite 
müssen daher schnell beseitigt werden, und der Europäische For­
schungsraum muss bis 2014 vollendet werden, damit ein echter 
Binnenmarkt für Wissen, Forschung und Innovation geschaffen 
wird“; Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom Februar 
2011; Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom März 2012. 

( 6 ) COM(2012) 216 final, „Europäische Innovationspartnerschaft für 
Wasser“. 

( 7 ) COM(2010) 546 final. 
( 8 ) ABl. C 229 vom 31.7.2012, S. 39. 
( 9 ) ABl. C 351 vom 15.11.2012, S. 65. 

( 10 ) Schlussfolgerungen des Rates der Europäischen Union vom 21. Juni 
2011 (Dok. 11308/11). 

( 11 ) COM(2011) 21 final, „Ressourcenschonendes Europa“. 
( 12 ) COM(2011) 571 final, „Fahrplan für ein ressourcenschonendes Eu­

ropa“. 
( 13 ) COM(2011) 899 final, „Innovationen für eine nachhaltige Zukunft 

– Aktionsplan für Öko-Innovationen (Öko-Innovationsplan)“.



3. Allgemeine Bemerkungen 

3.1 In ihrer ersten Sitzung am 25. September hat die Ar­
beitsgruppe für die EIP „Wasser“ acht vorrangige Bereiche er­
mittelt: 

— Beziehung zwischen Wasser und Energie: Energieerzeugung 
ist wasserintensiv und wirkt sich stark auf die aquatische 
Umwelt aus. 

— Wasserbewirtschaftung: Gute Steuerungsstrukturen sind ent­
scheidend für nachhaltiges Wassermanagement. 

— Innovationsfinanzierung: Finanziert werden sollten Koope­
rationen öffentlicher Akteure untereinander (öffentlich-öf­
fentliche Partnerschaften) und zwischen öffentlichen und 
privaten Akteuren. Ausgaben der öffentlichen Hand sollten 
dem Gemeinwohl und nicht privaten Gewinnen dienen. 

— Wasserwiederaufbereitung: Innovationen in diesem Bereich 
muss ein ganzheitlicher Ansatz zugrunde liegen, bei dem 
der gesamte Wasserkreislauf berücksichtigt wird. Wasser ist 
eine erneuerbare Ressource, und für seine nachhaltige Nut­
zung ist es von entscheidender Bedeutung, dass der Wasser­
kreislauf nicht durchbrochen wird. 

— Wasser- und Abwasserbehandlung: Hier gab es in den ver­
gangenen Jahrzehnten zu wenige Innovationen, insbeson­
dere im Bereich der kommunalen Kläranlagen. Ein wichtiger 
Aspekt der Wiedererlangung von Ressourcen aus Abwasser 
ist die Rückgewinnung von Nährstoffen. 

— Risikomanagement von Extremereignissen, die mit Wasser 
zusammenhängen (Überschwemmungen und Dürren), 

— Bewirtschaftungs- und Überwachungsmodelle, 

— Ökosystemleistungen. 

3.2 Laut dem Bericht des gemeinsamen Programms WHO/ 
UNICEF zur Wasserüberwachung und Abwasserentsorgung soll 
der Anteil der Weltbevölkerung, die Zugang zu einer verbes­
serten Trinkwasserversorgung (Leitungswasser oder sichere 
Brunnen) hat, von 89 % im Jahr 2010 (dies entspricht 6,1 Mrd. 
Menschen) bis 2015 auf ca. 92 % steigen. 

3.3 Obwohl die Vereinten Nationen das Grundrecht auf 
Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung anerkennen, 
haben über 11 % der Weltbevölkerung – d.h. ca. 783 Mio. Men­
schen – nach wie vor keinen Zugang zu sicherem Trinkwasser, 
und 2,5 Mrd. Menschen mangelt es an einem Abwasserentsor­
gungssystem. 

3.4 Wasser wird für so gut wie alle menschlichen, wirtschaft­
lichen und sozialen Tätigkeiten benötigt: für die Industrie- und 
Energieproduktion, die Landwirtschaft, den Verkehr, in der Frei­
zeit und zur Erhaltung der Artenvielfalt sowie des Kultur- und 
Naturerbes. Es ist unmöglich, Ernährungs- oder Energiesicher­
heit auf europäischer oder internationaler Ebene zu planen, 
ohne sich dem Rohstoff „Wasser“ zu widmen, der gemeinsam 
mit dem Boden zu einer der größten Herausforderungen des 21. 
Jahrhunderts wird. Die Hinterlassenschaft der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts ist leider eine geschädigte, schutzbedürfti­
ge, trockengefallene und verschmutzte aquatische Umwelt. 

3.5 Diese Ressource ist aufgrund einer umweltschädlichen 
Art der wirtschaftlichen Entwicklung erheblich gefährdet, die 
Wasser als natürliches Gut betrachtet, das so wie andere Güter 
genutzt werden kann; dies führt zu einer Überbeanspruchung 
der Grundwasservorkommen, einer Verschmutzung von Böden, 
Wasserläufen und Meeren, der Störung des Wasserkreislaufs, der 
Verschlechterung des ökologischen Zustands der Ressource und 
mit den entsprechenden Folgen für die Artenvielfalt, und zwar 
sowohl auf europäischer wie auf globaler Ebene. Im Sinne einer 
gerechten, wirksamen und nachhaltigen Wasserpolitik muss ein­
gesehen werden, dass Wasser nicht als Handelsware, sondern als 
ein zu schützendes und zu verteidigendes allgemeines Gut be­
trachtet werden muss ( 14 ). 

3.6 Seine Bewirtschaftung sollte den Bedürfnissen der Bevöl­
kerung entsprechen und zugleich seine Erhaltung für die kom­
menden Generationen sichern. Dessen muss man sich dringend 
und voll bewusst sein – die Forschung für Innovation sollte aus 
dieser Perspektive heraus betrieben werden. Diese Situation ver­
deutlicht die Bedeutung der EIP für Wasser als Instrument zur 
Verbesserung der materiellen und finanziellen Effizienz der in­
tegrierten Wasserbewirtschaftung. 

3.7 Dieses Ziel lässt sich jedoch weder dadurch verwirk­
lichen, dass großen globalen Privatunternehmen und -konzer­
nen die Kontrolle und Bewirtschaftung der Ressourcen überlas­
sen wird, noch indem die Privatisierung von Innovation und 
Forschung in dieser lebenswichtigen Branche vorangetrieben 
wird. Vielmehr sind hochwertige öffentliche Dienstleistungen 
das beste Mittel für den Aufbau gerechter, nachhaltiger, friedli­
cher und demokratischer Gesellschaften; Investitionen in hoch­
wertige öffentliche Dienstleistungen, die mit einer gerechten 
Steuerpolitik zur Förderung von Innovation und Forschung ein­
hergehen, werden Teil eines Konzepts für die Bewältigung der 
Wirtschaftskrise sein, indem sie den Zugang aller zu lebens­
wichtigen und grundlegenden Diensten sowie ihre Teilhabe 
am Wirtschaftswachstum begünstigen. Dies rechtfertigt die Part­
nerschaften für eine Wasserbewirtschaftung und Forschung 
durch die öffentliche Hand, finanziert aus öffentlichen Mitteln 
des Siebten Rahmenprogramms. 

3.8 Die Mitgliedstaaten sollten auf europäischer Ebene darauf 
drängen, dass die Liberalisierung der Wasserversorgungs- und 
-entsorgungsdienste abgewendet wird, und darauf bestehen, 
dass diese als Dienstleistungen von allgemeinem Interesse de­
finiert werden und dass Europa sich auf internationaler Ebene 
stärker für eine wirksame Umsetzung des Rechts auf Wasser 
einsetzt. Der EWSA rät davon ab, die Innovationen auf diesem 
sensiblen Gebiet einzig und allein aus dem Blickwinkel des 
handelspolitischen Schutzes zu behandeln; er empfiehlt viel­
mehr, den Institutionen, Verbänden, lokalen Gebietskörperschaf­
ten sowie sozialwirtschaftlichen Unternehmen den Zugang zu 
diesen Innovationen so leicht zugänglich wie möglich zu ma­
chen. 

3.9 Die im Rahmen der EIP für Wasser ermittelten Verfahren 
und Lösungen sollten in die Maßnahmen zur Anpassung an die 
erwarteten Auswirkungen des Klimawandels integriert werden.
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( 14 ) „Wasser ist ein der gesamten Menschheit gehörendes, öffentliches 
Gut. Der Zugang zu Wasser sollte ein allgemeines Grundrecht sein.“ 
(Wortlaut der von Richard SEEBER (EVP, AT) ausgearbeiteten und 
am 3. Juli 2012 per Handzeichen verabschiedeten Entschließung 
P7_TA2012-0273).



4. Besondere Bemerkungen 

4.1 Der Ausschuss nimmt die Einrichtung einer hochrangi­
gen Sachverständigengruppe und einer Task-Force zur Erarbei­
tung einer Strategie der Innovationspartnerschaft für Wasser zur 
Kenntnis. Dabei bietet sich die Gelegenheit, die wasserpoliti­
schen Leitlinien für Innovation zur Hervorhebung eines wirk­
samen Rechts auf gesundes Wasser in ausreichender Menge und 
Qualität so festzulegen, dass eine nachhaltige Wasserbewirt­
schaftung befördert wird. 

4.2 Dies kann durch innovative Verfahren erreicht werden, in 
denen die modernsten Technologien angewandt werden, wobei 
der Stand der integrierten Verwaltung der Wassereinzugsgebiete 
auf regionaler Ebene zu berücksichtigen ist und sichergestellt 
werden muss, dass es zu keinerlei Verschmutzung kommt. 
Die nachhaltige Wasserbewirtschaftung muss durch eine Auftei­
lung auf die verschiedenen Nutzungsarten sichergestellt werden, 
die wiederum eine menschliche, wirtschaftliche und ökologisch 
nachhaltige Entwicklung der Regionen garantiert, durch die Res­
sourcenplanung im Rahmen der integrierten Verwaltung der 
Wasserressourcen, die Wiederherstellung der aquatischen Um­
welt, die Förderung von Verfahren zur Verbrauchssteuerung 
und die Verhütung von Umweltverschmutzung in der gesamten 
Verbrauchskette, d.h. vom Verbrauch bis zur Abwasserbehand­
lung, sowie durch ein Verbot umweltschädlicher Verfahren so­
wie die Bestrafung von Umweltverschmutzern. 

4.3 Diese Ziele sollten durch eine angemessene Finanzierung 
und durch gerecht und verhältnismäßig auf sämtliche Abnehmer 
und Nutzer (Industrie, Landwirtschaft, Privathaushalte) verteilte 
Beiträge erreicht werden, verwaltet von den Behörden, die nach 
einer Optimierung der Bewirtschaftung streben sollten, wie es 
der EWSA in seiner Sondierungsstellungnahme „Integration der 
Wasserpolitik“ (NAT/495) ( 15 ) bereits gefordert hat. 

4.4 Eine gerechte und wirksame Wasserpolitik und die Um­
setzung der Innovationspartnerschaft für Wasser bedürfen einer 
innovativen Arbeitsmarktpolitik, durch die entsprechend aus­
gebildete und qualifizierte Angestellte – insbesondere für die 
geschaffenen oder umgewandelten Arbeitsplätze – von den Be­
stimmungen eines Beschäftigungsverhältnisses geschützt werden, 
das die Ausübung ihrer Funktion als Verwalter eines öffent­
lichen Gutes sicherstellt. Ihnen muss außerdem das Recht zu­
erkannt werden, für wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Anliegen tätig zu werden. Schließlich sollte nach innovativen 
Maßnahmen gesucht werden, damit die Arbeit der Beschäftigten 
in der Abwasserentsorgungsbranche weniger mühsam wird und 
die Folgen für ihre Gesundheit verringert werden. 

4.5 Zu den sozialen und technischen Forschungsfragen, die 
bei der Erstellung des Strategieplans zur Umsetzung der Priori­
täten der EIP durch die Arbeitsgruppe vorgesehen werden soll­
ten, zählen epidemiologische Untersuchungen für die Beschäf­
tigten im Bereich der Abwasserentsorgung, die Verstärkung der 
Ausschüsse für Hygiene, Sicherheit und Arbeitsbedingungen, 
eine bessere medizinische Betreuung, Schutzvorkehrungen und 
Detektionsgeräte für Gase und Schadstoffe. 

4.6 Gewährleistung des allgemeinen Zugangs, Erhalt der Res­
source, die Vereinbarkeit mit dem öffentlichen Interesse sicher­
stellen – dies sind die weiteren Anliegen, die die Arbeitsgruppe 
fortan bei der Ausarbeitung des Strategieplans zur Umsetzung 

der Prioritäten der EIP berücksichtigen sollte, den sie zur An­
nahme am 18. Dezember 2012 vorlegen muss. 

4.7 Bestandteile der nach einem vorgeschlagenen und an­
genommenen Strategieplan durchgeführten EIP für Wasser müs­
sen entsprechende europäische Technologieplattformen sein, 
über die nicht nur Informationen über den tatsächlichen Stand 
der Dinge an einem bestimmten Ort oder in einer bestimmten 
Branche abzurufen sind, sondern die sich auch als Akteure an 
der Erforschung, Entwicklung und Anwendung neuer Technolo­
gien beteiligen ( 16 ). 

4.8 Der EWSA empfiehlt, nicht nur die bereichsübergreifen­
den Themen und die festgelegten Prioritäten im Auge zu haben, 
sondern bei den einzelnen Innovationsprojekten die Aufmerk­
samkeit auch auf die Interaktion von Wasser und Boden zu 
lenken, insbesondere dort, wo es um die Bewirtschaftung von 
Oberflächenwasser geht. 

4.9 Es wird längere und heftigere Dürren, Waldbrände und 
Überschwemmungen geben. Trotz der Sparpolitik müssen die 
öffentlichen Dienstleistungen der Wasserversorgung, der Ret­
tungsdienste und des Katastrophenschutzes die Herausforderun­
gen durch diese neue, schlechter ausrechenbare Umwelt bewäl­
tigen können. Die Auf der Suche nach Innovation muss auch 
die Frage nach der Rolle des Wassers beim Erhalt der Ökosys­
teme und der Artenvielfalt beantwortet werden. 

4.10 Die öffentlichen Organe und die mit der Wasserbewirt­
schaftung betrauten Akteure müssen Maßnahmen zur Vorbeu­
gung der Verschmutzung der Gewässer ergreifen, die nicht nur 
die Wasserqualität nachhaltig sichern, sondern auch potenziell 
irreversible Schäden verhindern. Hierbei geht es nicht nur um 
bekannte (persistente organische Schadstoffe, Umwelthormone), 
sondern auch um unbekannte Risikofaktoren infolge der An­
sammlung chemischer Substanzen einschließlich Nanopartikel, 
die seriöserweise als zusätzliche Risikofaktoren angesehen wer­
den können. Diese neuen Risiken, die erhebliche Gefahren für 
die öffentliche Gesundheit darstellen könnten, müssen unbe­
dingt analysiert werden. 

4.11 Die Wassergebührenpolitik soll zum quantitativen Er­
halt der Ressource beitragen. Der EWSA empfiehlt eine Gebüh­
renpolitik, die den Zugang aller Menschen sicherstellt, da Was­
ser lebensnotwendig und keine Handelsware ist. Er unterstreicht 
zugleich, dass nicht alle Probleme durch die Gebührenpolitik 
gelöst werden können, da es nicht nur um die Menge, sondern 
auch um die Qualität des Wassers geht. Hierfür braucht es 
öffentliche Maßnahmen, um das Bewusstsein der privaten Ver­
braucher sowie der Verbraucher in Industrie und Landwirtschaft 
für das Problem der Beeinträchtigung der Wasserqualität und für 
die am wenigsten kostspieligen Möglichkeiten zur Erhaltung 
dieser Qualität zu schärfen: nämlich vorbeugende Maßnahmen. 

4.12 Die klimatischen Veränderungen und die menschlichen 
Aktivitäten haben Auswirkungen auf das knapper werdende 
Wasser, die Verschmutzung nimmt zu und die Folgen wiegen 
stets schwerer. Europa muss dieses Problem angehen und die 
entsprechend benötigte Forschung betreiben. Europa muss die 
internationale Gemeinschaft auf diesem Gebiet voranbringen 
und im Rahmen seiner Entwicklungszusammenarbeit Hilfsfonds 
mobilisieren, um den Zugang zu Wasser und zu Wasserschutz­
maßnahmen weiterzuentwickeln ( 17 ).

DE C 44/150 Amtsblatt der Europäischen Union 15.2.2013 

( 15 ) ABl. C 248 vom 25.8.2011, S. 1. 
( 16 ) ABl. C 299 vom 4.10.2012, S. 12–16. 
( 17 ) ABl. C 229 vom 31.7.2012, S. 133–139.



4.13 Der EWSA beobachtet, dass die Auswirkungen der re­
gionalen Ungleichheiten in ganz Europa in diesem Bereich ganz 
besonders hervortreten (Dürren und Überschwemmungen) und 
als solche in den von den Redaktionsgruppen festzulegenden 
Leitlinien berücksichtigt werden müssen. So wird bisweilen die 
Frage gestellt, ob es keine Möglichkeit gäbe, einen Ausgleich 
herzustellen zwischen den Regionen, wo es zu viel Wasser, 
und denen, wo es zu wenig Wasser gibt. 

4.14 Eine wirkliche Forschungs- und Innovationspolitik für 
Wasser ist nicht möglich ohne Transparenz, auch nicht ohne 
eine inklusive Beschäftigungspolitik, die schon jetzt Garantien 
vorsieht in Bezug auf eine angemessene Zahl von Mitarbeitern, 
Weiterbildung, Anerkennung von Qualifikationen und die Ge­
sundheit und Sicherheit fördernde Technologien sowohl für die 
Wasseraufbereitungsverfahren als auch für die Abwasserbehand­
lung. Alle diese verschiedenen Aufgaben müssen auf den unter­
schiedlichen Ebenen bestmöglich erledigt werden. 

4.15 Laut der Organisation der Vereinten Nationen und ih­
rem „Programm für Kapazitätsentwicklung im Rahmen der 
Wasserdekade“ sowie ihrem kürzlich veröffentlichten Buch 
(2012) „Water and the Green Economy: Capacity development 
Aspects“ (Wasser und grüne Wirtschaft – Aspekte des Kapazi­
tätsaufbaus) ( 18 ) müssen wir einen Gang höher schalten, um die 
Herausforderungen zu bewältigen, vor denen wir weltweit durch 
die Verknappung und die Qualitätsminderung des Wassers auf­
grund aggressiver Entwicklungsmodelle stehen. Mit anderen 
Worten: Verschmutzungen können nicht unendlich eingedämmt 
werden, da Wasser auch ein Träger ist. Anderseits gibt es bereits 
viele neue Technologien, wobei jedoch die Gefahr besteht, dass 
diese Technologien so schnell überholt sein werden, wie sie 
aufgekommen sind, wenn man nicht alle Aspekte gleichzeitig 
berücksichtigt: so braucht man z.B. Energie, um Wasser zu 
entsalzen; die Qualität des Wassers, das für den sekundären 
Verbrauch (Landwirtschaft) wiederverwendet wird, darf zuvor 
nicht durch einander potenzierende verschmutzende Effekte be­
einträchtigt worden sein. 

4.16 Die Europäische Umweltagentur bringt in ihrem jüngs­
ten Jahresbericht (2011) die gleichen Sorgen zum Ausdruck. Es 
wird somit deutlich, dass Wasser – auch wenn es erneuert und 
behandelt wird – weder qualitativ noch quantitativ unerschöpf­
lich ist und dass die Forschung und Innovation für Wasser 
ausgeweitet werden muss, um die Wassernutzung in allen 

Bereichen nachhaltig und vertretbar zu gestalten sowie Verunrei­
nigungen – insbesondere die diffusen – zu beherrschen ( 19 ). 

4.17 Der EWSA unterstreicht, dass die Rolle der Netze der 
Organisationen der Zivilgesellschaft anerkannt und gewürdigt 
werden muss. Es wäre ebenfalls zu sondieren, welches Innova­
tionspotenzial diese Organisationen mit ihrer Erfahrung und 
ihrem Wissen bergen. 

4.18 Nach Auffassung des EWSA sollten die Normen für die 
Wasserqualität sowie die entsprechenden Bewertungskriterien in 
ganz Europa gleich sein. 

4.19 Das Wasser, seine Verwendung, seine Bewirtschaftung 
und seine Zukunft rufen je nach Gesprächspartner unterschied­
liche Gefühle, Interessen und Sorgen hervor. In dieser Hinsicht 
wiederholt der EWSA die Notwendigkeit, sowohl die obligatori­
sche Konsultation im Rahmen der integrierten Verwaltung der 
Wassereinzugsgebiete ernst zu nehmen als auch die obligatori­
sche Konsultation der Organisationen der Zivilgesellschaft über 
die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und 
den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten gemäß 
dem Übereinkommen von Århus. Der EWSA fordert die Kom­
mission auf, einen Bewertungsbericht zu diesen beiden Aspek­
ten zu erstellen, damit die EU auf die entsprechenden Daten, die 
sie für ihre Forschung für Innovation benötigt, zurückgreifen 
und die Zivilgesellschaft einen Beitrag zu den Innovationspart­
nerschaften leisten kann. 

4.20 Der EWSA rät davon ab, die Innovationen auf diesem 
sensiblen Gebiet einzig und allein aus dem Blickwinkel des 
handelspolitischen Schutzes zu behandeln; er empfiehlt viel­
mehr, diese Innovationen auch Einrichtungen, Organisationen, 
lokalen Gebietskörperschaften sowie sozialwirtschaftlichen Un­
ternehmen zugänglich zu machen. Der EWSA fragt sich, warum 
„Dienste des chinesischen Wissenschafts- und Technologieminis­
teriums“ an dem hochrangigen Lenkungsausschuss der „Europäi­
schen Innovationspartnerschaft für Wasser“ ( 20 ) teilnehmen. 
Wenn es sich um Entwicklungszusammenarbeit handelt, könnte 
der EWSA mit einer unmittelbaren Beteiligung dieses Ministeri­
ums an der Festlegung einer europäischen Strategie einverstan­
den sein – doch warum werden die anderen Schwellenländer 
nur von diesem einen Schwellenland vertreten? Und warum 
werden andere Länder, die auf Technologietransfer angewiesen 
sind, nicht an dieser „europäischen Task-Force“ ( 21 ) beteiligt? 

Brüssel, den 13. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON

DE 15.2.2013 Amtsblatt der Europäischen Union C 44/151 

( 18 ) „Water and the Green Economy: Capacity Development Aspects“ 
(2012). Herausgeber: Dr. Reza Ardakanian, Dr. Dirk Jaeger, UNW- 
DPC, Bonn. 

( 19 ) ABl. C 229 vom 31.7.2012, S. 116-118. 
( 20 ) Europäische Kommission: „Europäische Innovationspartnerschaft für 

Wasser – hochrangiger Lenkungsausschuss“. 
( 21 ) ABl. C 68 vom 6.3.2012, S. 28.



ANHANG I 

zu der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Folgende abgelehnte Änderungsanträge erhielten mindestens ein Viertel der Stimmen: 

Ziffer 2.8 

Ändern: 

„Zu den Maßnahmen zum Schutz der Wasserressourcen sollte auch ein Ausgleich für die Einschränkungen zählen können, denen 
die den wirtschaftlichen Aktivitäten in bestimmten, von starker Verschmutzung betroffenen Gebieten unterliegen zur Gewähr­ 
leistung des Gewässerschutzes auferlegt werden. In diesen besonderen Fällen könnten die aktualisierten staatlichen Beihilfen 
angepasst und auf den europäischen Gewässerschutzplan abgestimmt werden.“ 

Abstimmungsergebnis 

Ja-Stimmen: 46 

Nein-Stimmen: 63 

Enthaltungen: 27
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, den Rat, die Europäische 
Zentralbank, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, den Ausschuss der Regionen 

und die Europäische Investitionsbank: Maßnahmen für Stabilität, Wachstum und Beschäftigung“ 

COM(2012) 299 final 

(2013/C 44/27) 

Hauptberichterstatter: Xavier VERBOVEN 

Die Europäische Kommission beschloss 14. August 2012, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus­
schuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, den Rat, die Europäische Zentral­
bank, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, den Ausschuss der Regionen und die Europäische Investi­
tionsbank: Maßnahmen für Stabilität, Wachstum und Beschäftigung“ 

COM(2012) 299 final. 

Das Präsidium beauftragte den Lenkungsausschuss Europa 2020 am 10. Juli 2012 mit den Vorarbeiten zu 
diesem Thema. 

Angesichts der Dringlichkeit der Arbeiten bestellte der Ausschuss auf seiner 485. Plenartagung am 
12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 13. Dezember) Xavier VERBOVEN zum Hauptberichterstatter und 
verabschiedete mit 114 gegen 40 Stimmen bei 9 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Empfehlungen 

Auf Ersuchen der Kommission hat der Europäische Wirtschafts- 
und Sozialausschuss (EWSA) beschlossen, zu der Mitteilung 
zum Thema „Maßnahmen für Stabilität, Wachstum und Beschäf­
tigung“ eine Stellungnahme zu erarbeiten. Der EWSA unter­
streicht die enge Verknüpfung dieser drei Aspekte, von denen 
jeder besondere Zuständigkeiten der Beteiligten erfordert In die­
ser Stellungnahme wird insbesondere die gemeinsame Verant­
wortung der Sozialpartner und der organisierten Zivilgesell­
schaft sowie der Beitrag erörtert, den sie und insbesondere Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer leisten können. Zudem wird her­
vorgehoben, welche Rolle ihnen bei der Konzipierung und Um­
setzung politischer Maßnahmen zukommen kann, die das Wirt­
schaftswachstum wieder ankurbelt, mehr und bessere Arbeits­
plätze schafft und die finanzielle Stabilität wieder herstellt. 

1.1 Der Ausschuss weist nachdrücklich darauf hin, dass Teil­
habe und Mitsprache grundlegende Voraussetzungen sind, um 
politische Veränderungen und strukturelle Reformen sinnvoll zu 
konzipieren, auszuarbeiten und durchzuführen. 

Der EWSA unterstreicht Folgendes: 

— strukturelle Veränderungen in der Wirtschafts- und Sozial­
politik können die bestehenden und künftigen Beschäfti­
gungsmöglichkeiten für verschiedene Gruppen beeinflussen 
und haben sehr häufig weitreichende Folgen für die Einkom­
mensverteilung; 

— soziale Konzertierung und ziviler Dialog stärken Glaubwür­
digkeit und gesellschaftliche Akzeptanz der geplanten wirt­
schaftlichen und sozialen Maßnahmen; 

— Teilhabe ist auch wichtig, um die konkreten politischen 
Maßnahmen und ihre Ergebnisse genau zu verfolgen, was 
der Zivilgesellschaft und den Sozialpartnern ermöglicht, ggf. 
Evaluierungen durchzuführen und frühzeitig Warnsignale zu 
geben; 

— soziale Organisationen und insbesondere die Sozialpartner 
sind häufig diejenigen, die politische Vorschläge in die Praxis 
umsetzen müssen. 

1.2 Der EWSA stimmt dem Erfordernis einer stärkeren euro­
päischen Wirtschaftspolitik zu, damit die Währungsunion besser 
und zum Vorteil aller funktioniert. Gleichzeitig müssen jedoch 
dringend die Lehren aus der Realität gezogen werden. Dafür 
sind soziale Konzertierung und gesellschaftlicher Dialog in den 
Bereichen Wirtschaft, öffentliche Finanzen und sozialer Zusam­
menhalt unabdingbar. 

1.3 Der EWSA begrüßt den Vorschlag der Kommission, ein 
Scoreboard mit einem Benchmarking für die Umsetzung sowie 
eine strukturierte Überwachung der nationalen Aktionspläne für 
Beschäftigung einzuführen. Die europäischen Sozialpartner soll­
ten in die Konzipierung des Scoreboard mit Benchmarking und 
die Festlegung der Kriterien für die Bewertung der nationalen 
Aktionspläne für Beschäftigung eng einbezogen werden. 

1.4 Für die Lohnbildung möchte der EWSA die Kommission 
darauf hinweisen, dass Löhne und Lohnverhandlungen in die 
Zuständigkeit der Sozialpartner fallen, wie im Übrigen auch 
im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) festgelegt.

DE 15.2.2013 Amtsblatt der Europäischen Union C 44/153



1.5 Deshalb ruft der EWSA die politischen Entscheidungs­
träger in der EU auch auf, soziale Konzertierung und gesell­
schaftliche Teilhabe strukturell in den verschiedenen politischen 
Mechanismen des Europa-2020-Prozesses zu verankern. Denn 
die Erfahrungen vor Ort zeigen, dass sich der Schwerpunkt von 
der nationalen auf die europäische Ebene verschoben hat, wo­
durch Rolle und Qualität der sozialen Konzertierung und der 
gesellschaftlichen Teilhabe auf nationaler Ebene abgenommen 
haben. 

1.6 Der EWSA schlägt vor, die europäischen Sozialpartner 
im Rahmen des europäischen Semesters über den sozialen Dia­
log auf Unionsebene sowie die Zivilgesellschaft frühzeitig in die 
Vorbereitungen des jährlichen Wachstumsberichts einzubezie­
hen. Außerdem sollten sie unbedingt in die Festlegung der Prio­
ritäten der Beschäftigungsleitlinien und der Grundzüge der Wirt­
schaftspolitik eingebunden werden. 

2. Einleitung 

2.1 Am 30. Mai veröffentlichte die Europäische Kommission 
eine Mitteilung zum Thema „Maßnahmen für Stabilität, Wachs­
tum und Beschäftigung“ (COM(2012) 299 final). Diese Mittei­
lung ist ein Dreh- und Angelpunkt des europäischen Semesters. 
Das Semester beginnt mit dem von der Kommission erstellten 
jährlichen Wachstumsbericht und endet mit den konkreten 
Empfehlungen für die einzelnen Mitgliedstaaten, die vom Euro­
päischen Rat gebilligt werden. 

2.2 Auf Ersuchen der Kommission hat der Europäische Wirt­
schafts- und Sozialausschuss beschlossen, zu der Mitteilung zum 
Thema „Maßnahmen für Stabilität, Wachstum und Beschäfti­
gung“ eine Stellungnahme zu erarbeiten. In dieser Stellung­
nahme wird insbesondere die gemeinsame Verantwortung der 
Sozialpartner und der organisierten Zivilgesellschaft sowie der 
Beitrag erörtert, den sie leisten können. Der EWSA hebt die 
Rolle hervor, die ihnen bei der Konzipierung und Umsetzung 
politischer Maßnahmen zukommen kann, die das Wirtschafts­
wachstum wieder ankurbelt, mehr und bessere Arbeitsplätze 
schafft und die finanzielle Stabilität wieder herstellt. 

In dieser Stellungnahme möchte der EWSA nach Analyse ver­
schiedener Politikfelder Empfehlungen abgeben, wie die Sozial­
partner und die Vertreter der organisierten Zivilgesellschaft in 
den Mitgliedstaaten innerhalb des europäischen Semesters eine 
größere, bessere und entscheidende Rolle spielen können. Darü­
ber hinaus wird der EWSA in einem weiteren Schritt eine Stel­
lungnahme zum jährlichen Wachstumsbericht 2013 erarbeiten, 
in der alle wichtigen von der Kommission thematisierten Politik­
felder analysiert werden. 

2.3 Zunächst stellt der EWSA fest, dass der Hinweis auf die 
Rolle der Sozialpartner und der organisierten Zivilgesellschaft in 
der Kommissionsmitteilung auf drei Themenfelder beschränkt 
ist, nämlich Humankapital, Löhne und „Veränderungen“ als all­
gemeines Thema (siehe Ziffer 4.1). Hier möchte der EWSA 
jedoch gleich betonen, dass soziale und gesellschaftliche Kon­
zertierung wesentlich mehr Bereiche und Themen betrifft, u.a. 
Innovation, Wirtschaftsreformen, Industriepolitik, nachhaltige 
Entwicklung, Unternehmertum, mehr und bessere Arbeitsplätze, 
Armutsbekämpfung sowie Sozialschutz. Deshalb will der EWSA 
mit dieser Stellungnahme in erster Linie die Bedeutung von 
sozialer Konzertierung und gesellschaftlichem Dialog hervor­

heben (siehe Abschnitt 3) und anschließend auf die drei spezi­
fischen Bereiche eingehen, für die in der Kommissionsmitteilung 
ausdrücklich auf die Rolle von Konzertierung und Dialog ver­
wiesen wird (Abschnitt 4). Im letzten Abschnitt unterbreitet der 
EWSA weitere Anregungen, um Konzertierung und Teilhabe 
strukturell in der politischen Agenda für Europa 2020 zu ver­
ankern. 

3. Soziale Konzertierung und gesellschaftlicher Dialog sind 
ein wichtiges Schlüsselelement für eine erfolgreiche Po­
litik 

3.1 Der Ausschuss weist nachdrücklich darauf hin, dass Teil­
habe und Mitsprache kein Luxus, sondern ganz im Gegenteil 
grundlegende Voraussetzungen sind, um politische Veränderun­
gen und strukturelle Reformen sinnvoll zu konzipieren, auszuar­
beiten und durchzuführen: 

— Strukturelle Veränderungen in der Wirtschafts- und Sozial­
politik können die bestehenden und künftigen Beschäfti­
gungsmöglichkeiten für verschiedene Gruppen beeinflussen 
und haben sehr häufig weitreichende Folgen für die Einkom­
mensverteilung. Hierbei können soziale Konzertierung und 
organisierter Dialog sicherstellen, dass die Anstrengungen, 
die Wirtschaft wieder auf Kurs zu bringen, gerecht verteilt 
sind. Konzertierung und Teilhabe auf der einen und soziale 
Gerechtigkeit auf der anderen Seite sind demnach auch sehr 
eng miteinander verknüpft. 

— Das bedeutet gleichzeitig, dass die Konzertierung der Sozial­
partner und der zivile Dialog, sofern sie respektiert werden, 
Glaubwürdigkeit und gesellschaftliche Akzeptanz der sozial­
ökonomischen Maßnahmen stärken und so eine erfolgreiche 
Politik gewährleisten können. Eine Politik, von der zu erwar­
ten ist, dass sie langfristig kohärent umgesetzt wird, da sie 
auf einem breiten sozialen und gesellschaftlichen Konsens 
beruht, wird tatsächlich ein wesentliches besseres Klima 
des Vertrauens schaffen und effektive Innovationen und In­
vestitionen nach sich ziehen. Hingegen wird eine Politik, die 
eine starke Schockwirkung hat, bei der die getroffenen Ent­
scheidungen jedoch schnell wieder zurückgenommen wer­
den müssen, da die Betroffenen sie nicht mittragen, für 
Zweifel und Verwirrung sorgen und so schließlich einen 
großen Teil ihrer Schlagkraft und Bedeutung einbüßen. An­
ders gesagt, die Investition in soziale Konzertierung und 
sozialen Dialog ist eine gute Investition in das soziale Ka­
pital einer Gesellschaft. 

— Teilhabe ist auch wichtig, um die die konkreten politischen 
Maßnahmen und ihre Ergebnisse genau zu verfolgen. Orga­
nisationen der Zivilgesellschaft und Sozialpartner fungieren 
hier als Frühwarnsystem: sie sind in der Lage, neue Tenden­
zen, aber auch unerwartete und unerwünschte Folgen der 
Politik frühzeitig zu registrieren und gegenüber den politi­
schen Entscheidungsträgern zur Sprache zu bringen. 

— Schließlich sind soziale Organisationen und insbesondere die 
Sozialpartner häufig diejenigen, die politische Vorschläge in 
die Praxis umsetzen müssen. Um die reibungslose Umset­
zung einer Politik zu erreichen, ist es von grundlegender 
Bedeutung, dass diejenigen, die die Politik umsetzen, sie 
auch mittragen.
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3.2 Der EWSA weist die Kommission, den Europäischen Rat 
und die anderen politischen Entscheidungsträger sowohl auf 
europäischer als auch auf einzelstaatlicher Ebene ausdrücklich 
darauf hin, dass die soziale Konzertierung und der gesellschaft­
liche Dialog strikt respektiert werden müssen. Es bringt nichts, 
wohlklingende Reden über die Bedeutung der Teilhabe zu halten 
und anschließend dann doch die ursprünglichen politischen Ab­
sichten auszuführen, ohne dem Beitrag und den Vorschlägen der 
sozialen Akteure vor Ort Rechnung zu tragen. Eine solche Hal­
tung bewirkt einen Verlust an sozialem Kapital und gesellschaft­
lichem Vertrauen und führt zu sozialen, aber auch wirtschaftli­
chen Fehlschaltungen. 

3.3 In diesem Zusammenhang ist auch die so genannte ho­
rizontale Klausel (Artikel 9 AEUV) zu nennen. Diese Klausel 
verpflichtet die Europäische Union, bei der Konzipierung und 
Umsetzung politischer Weichenstellungen und Aktivitäten be­
stimmte soziale Kriterien und Ziele zu berücksichtigen. Das 
gilt insbesondere für die Förderung eines hohen Beschäftigungs­
niveaus, die Gewährleistung eines ausreichenden Sozialschutzes, 
die Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung, einen hohen Bil­
dungs- und Ausbildungsstand und einen hohen Gesundheits­
schutz. Ausgehend von dieser horizontalen Klausel ist die Be­
teiligung von sozialen Akteuren an der Politik eine logische und 
unabdingbare Folge. 

4. Spezifische Politikfelder, bei denen die Kommission auf 
soziale Konzertierung und gesellschaftlichen Dialog ver­
weist 

4.1 Der EWSA stellt fest, dass in der betreffenden Mitteilung 
der Kommission an drei Stellen auf die Bedeutung und die Rolle 
der Sozialpartner und der organisierten Zivilgesellschaft verwie­
sen wird. Es handelt sich dabei um folgende Abschnitte: 

— Einleitung, Seite 3, Absatz 2 zur Governance – „Wir müssen 
Einigkeit erzielen und Vertrauen schaffen hinsichtlich der bevor­
stehenden notwendigen Änderungen und Entscheidungen. In die­ 
sem Dialog kommt den Sozialpartnern eine entscheidende Rolle 
zu.“ 

— Erschließung des Humankapitalpotenzials - Seite 5, Absatz 4 
– „In ihrem kürzlich vorgelegten Beschäftigungspaket hat die Kom­
mission konkrete Maßnahmen für eine beschäftigungsintensive 
wirtschaftliche Erholung in der gesamten EU vorgeschlagen. Die 
auf die Erschließung des Potenzials zur Schaffung von Arbeits­ 
plätzen angelegten Maßnahmen in wichtigen Sektoren wie IKT 
(Informations- und Kommunikationstechnologien), Gesundheits­
wesen und grüne Wirtschaft erfordern die Zusammenarbeit von 
Kommission, Mitgliedstaaten, Sozialpartnern sowie öffentlichen 
und privaten Akteuren. Von der verstärkten Überwachung der 
nationalen Beschäftigungspläne durch das von der Kommission 
vorgeschlagene Benchmarking und Scoreboard-Verfahren werden 
weitere Impulse für beschäftigungsfördernde Reformen ausgehen 
[…].“ 

— Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und Bewältigung der sozia­
len Folgen der Krise – Seite 14, Absatz 6 – „Manche Mit­
gliedstaaten haben ihre Lohnbildungs- und Lohnindexierungssys­
teme grundlegend reformiert, um zu gewährleisten, dass die Lohn­
entwicklung mit der Zeit die Produktivität besser widerspiegelt. In 
anderen Ländern, in denen bestimmte Lohnindexierungssysteme als 
mögliche Gefährdung der Wettbewerbsfähigkeit eingestuft wurden, 
waren die Fortschritte begrenzt. Diese Länder müssen in Abstim­ 

mung mit den Sozialpartnern Wege finden, wie sie ihr Handicap 
in Zukunft verringern. In Ländern mit hohen Leistungsbilanzüber­
schüssen ist eine gewisse Verlagerung zugunsten der Binnennach­
frage – auch durch Lohnsteigerungen – festzustellen. Dieser Kurs 
sollte beibehalten werden.“ 

4.2 Der EWSA begrüßt einerseits die Entscheidung der Kom­
mission, zumindest in diesen drei vorgenannten spezifischen 
Bereichen Sozialpartner und gesellschaftliche Organisationen 
einzubeziehen. Gleichwohl möchte der EWSA aber auch fol­
gende Bemerkungen vorbringen. 

4.3 Der EWSA stimmt dem Erfordernis einer stärkeren euro­
päischen Wirtschaftspolitik zu, damit die Währungsunion besser 
und zum Vorteil aller funktioniert. Gleichzeitig müssen jedoch 
dringend die Lehren aus der Realität gezogen werden. Wenn 
eine bestimmte Wirtschaftspolitik dazu führt, dass das Wachs­
tum wieder sinkt und mehrere Volkswirtschaften in Europa in 
eine neue Rezession abgleiten, die sowohl die Stabilität (Defizite 
und anhaltend hohe Verschuldung) als auch den sozialen Zu­
sammenhalt (hohe und sogar steigende Arbeitslosigkeit) be­
droht, dann müssen die politischen Entscheidungsträger das 
ernst nehmen und den politischen Kurs ändern. Soziale Kon­
zertierung dient dazu, eine bessere Politik zu erreichen, die von 
der breiten Öffentlichkeit getragen wird, nicht dazu, gegen bes­
seres Wissen halsstarrig an einer Politik festzuhalten, deren ver­
hängnisvolle Folgen sowohl für die Wirtschaft und die öffent­
lichen Finanzen als auch für den sozialen Zusammenhalt bereits 
bewiesen sind. 

4.4 Der EWSA begrüßt den Vorschlag der Kommission, ein 
Scoreboard mit einem Benchmarking für die Umsetzung sowie 
eine strukturierte Überwachung der nationalen Aktionspläne für 
Beschäftigung einzuführen. Die europäischen Sozialpartner soll­
ten in die Konzipierung des Scoreboard mit Benchmarking und 
die Festlegung der Kriterien für die Bewertung der nationalen 
Aktionspläne für Beschäftigung eng einbezogen werden. 

4.5 Der dritte Bereich, bei dem die Kommission ausdrücklich 
auf die Rolle und die Beteiligung der sozialen Akteure und 
Sozialpartner verweist, sind die Löhne. Hier müssen die Sozial­
partner laut Kommissionsterminologie bei der Reform der 
Lohnbildungssysteme „konsultiert“ werden. Bezüglich der Lohn­
bildung möchte der EWSA die Kommission darauf hinweisen, 
dass Löhne, Lohnverhandlungen, aber auch die Lohnbildungs­
systeme selbst in einer ganzen Reihe Mitgliedstaaten in die auto­
nome Zuständigkeit der Sozialpartner fallen, die hierfür Tarif­
verträge aushandeln und abschließen. Diese Funktion der Sozial­
partner, eigenständig zu verhandeln, darf nicht auf eine bloße 
Konsultationsrunde und die Befugnis zur Konzertierung nicht 
auf eine reine Beratungsbefugnis reduziert werden. Die Auto­
nomie der Sozialpartner und die soziale Konzertierung werden 
im Übrigen in Artikel 152 und Artikel 153 Absatz 5 AEUV 
bestätigt, in denen u.a. der Grundsatz festgeschrieben ist, dass 
die EU die nationalen Systeme für Arbeitsbeziehungen respek­
tieren muss. Vor diesem Hintergrund erscheint eine „Konsulta­
tion“ der Sozialpartner bei der Überarbeitung z.B. eines Indexie­
rungsmechanismus völlig unzureichend und sogar verfehlt, vor 
allem wenn solche Indexierungsmechanismen im entsprechen­
den nationalen Modell der sozialen Konzertierung durch die 
Sozialpartner selbst ausgehandelt und in Tarifverträgen fest­
gelegt werden.
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In diesem Zusammenhang fragt sich der EWSA, ob die Kom­
mission der Rolle von Lohnanpassungen nach unten nicht allzu 
große Bedeutung beimisst. Bei eingehenderer Analyse der län­
derspezifischen Empfehlungen, die Teil der Kommissionsmittei­
lung sind, zeigt sich, dass es bei 16 der 17 Mitgliedstaaten, 
denen gegenüber die Kommission eine Empfehlung zu den Löh­
nen ausspricht, darum geht, die Lohndynamik zu schwächen, sei 
es durch die Reform der Indexierung, die Begrenzung der Min­
destlöhne, die Dezentralisierung der Lohnverhandlungen oder 
die Erhöhung der Lohnflexibilität von Niedriglöhnen. Die Un­
gleichgewichte, die die europäische Währungsunion kennzeich­
nen, sind jedoch vor allem struktureller Art und in erster Linie 
dadurch bedingt, dass die Auswirkungen der Globalisierung auf 
die verschiedenen Mitglieder des Euroraums divergieren (Fuß­
note: Verweis auf den IWF. „External Imbalances in the Euro 
Area“ (Externe Ungleichgewichte im Euroraum). Arbeitspapier 
12/136, 2012). Nach wie vor lässt sich der Konkurrenzkampf 
mit Niedriglohnländern nicht durch Lohnsenkungen gewinnen. 

5. Strukturelle Verankerung von sozialer Konzertierung 
und Beteiligungsprozessen 

5.1 Schließlich ruft der EWSA die politischen Entscheidungs­
träger in der EU auf, die soziale Konzertierung und den Gedan­
ken der gesellschaftlichen Teilhabe strukturell in den verschie­
denen politischen Mechanismen zu verankern. Denn die Erfah­
rungen vor Ort zeigen, dass sich die europäische Beschlussfas­
sung aus verschiedenen Gründen und nicht zuletzt aufgrund der 
institutionellen Reformen, die die Kommission bei diesen poli­
tischen Prozessen kontinuierlich durchführt, immer stärker auf 
die Konzertierung und die gesellschaftliche Teilhabe auf natio­
naler Ebene auswirkt. In diesem Zusammenhang ist es für den 
EWSA vollkommen unannehmbar, dass Konzertierung und ge­
sellschaftliche Teilhabe auf nationaler Ebene zu einer „Pseudo­
konzertierung“ degradiert werden, indem nationale Konzertie­
rungstraditionen unterminiert oder als Ganzes nicht mehr res­
pektiert werden (Berücksichtigung des Problems des Zeitplans 
bei den Konzertierungsverfahren und der zentralen Erstellung 
von Reformplänen durch nationale Instanzen, die wenig oder 
gar nicht an der sozialen bzw. partizipativen Konzertierung 
beteiligt sind). 

5.2 In Übereinstimmung mit dem Zeitplan des europäischen 
Semesters hebt der EWSA dazu Folgendes hervor: 

— Die europäischen Sozialpartner – im Wege des europäischen 
sozialen Dialogs – und die organisierte Zivilgesellschaft müs­
sen frühzeitig in die Vorbereitungen des jährlichen Wachs­
tumsberichts einbezogen werden. 

— Außerdem sollten sie unbedingt in die Festlegung der Prio­
ritäten der Beschäftigungsleitlinien und der Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik eingebunden werden. 

— Bei der Aufstellung der nationalen Reformpläne ist ein breit 
angelegter und stärker partizipativ ausgerichteter Dialog mit 
den Sozialpartnern und der Zivilgesellschaft zu führen. Das 
setzt die Überprüfung des Zeitplans voraus, sodass genügend 
Zeit für eine ausführliche Debatte bleibt, die fundierte alter­
native Vorschläge und Ansätze gestattet. Darüber hinaus regt 
der Ausschuss an, einen Abschlussbericht über den Dialog 
auf nationaler Ebene zu erstellen, in dem die verschiedenen 
Standpunkte und Vorschläge dargelegt werden, und diesen 
Bericht den von der Kommission zusammengestellten Län­
derberichten beizufügen. So kann ermittelt werden, wo die 
soziale Teilhabe eine wichtige Rolle spielt. 

— Eine weitere Etappe im Prozess des europäischen Semesters 
ist die Veröffentlichung der länderspezifischen Empfehlun­
gen durch die Kommission. Die Sozialpartner und die orga­
nisierte Zivilgesellschaft müssen hier frühzeitig informiert 
und konsultiert werden. 

— Schließlich sind die länderspezifischen Empfehlungen im 
Rahmen der Europa-2020-Strategie auf der einen und die 
Analysen und Empfehlungen des Prozesses zur Feststellung 
übermäßiger makroökonomischer Ungleichgewichte auf der 
anderen Seite in punkto soziale Teilhabe aufeinander ab­
zustimmen. Die Sozialpartner und die organisierte Zivilge­
sellschaft müssen auch hier umfassend Gelegenheit haben, 
gehört zu werden und ihren entsprechenden Standpunkt 
deutlich zu machen. 

Brüssel, den 13. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
2187/2005 des Rates mit technischen Maßnahmen für die Erhaltung der Fischereiressourcen in der 

Ostsee, den Belten und dem Öresund“ 

COM(2012) 591 final — 2012/0285 (COD) 

(2013/C 44/28) 

Das Europäische Parlament und der Rat beschlossen am 22. Oktober 2012 bzw. am 5. November 2012, 
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 43 AEUV um Stellungnahme zu folgen­
der Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
2187/2005 des Rates mit technischen Maßnahmen für die Erhaltung der Fischereiressourcen in der Ostsee, den Belten 
und dem Öresund“ 

COM(2012) 591 final — 2012/0285 (COD). 

Da der Ausschuss dem Vorschlag zustimmt und keine Bemerkungen zu dieser Thematik vorzubringen hat, 
beschloss er auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 12. Dezember) mit 129 
Stimmen bei 1 Enthaltung, eine befürwortende Stellungnahme zu diesem Vorschlag abzugeben. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON

DE 15.2.2013 Amtsblatt der Europäischen Union C 44/157



Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Änderung des 
Vorschlags COM(2011) 626 final/3 der Kommission für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche 

Erzeugnisse (Verordnung ‚Einheitliche GMO‘)“ 

COM(2012) 535 final — 2012/0281 (COD) 

(2013/C 44/29) 

Das Europäische Parlament und der Rat beschlossen am 22. Oktober 2012 bzw. am 24. Oktober 2012, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender 
Vorlage zu ersuchen: 

„Änderung des Vorschlags COM(2011) 626 final/3 der Kommission für eine Verordnung des Europäischen Par­
laments und des Rates über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung 
‚Einheitliche GMO‘)“ 

COM(2012) 535 final — 2012/0281 (COD). 

Da der Ausschuss dem Vorschlag zustimmt und keine Bemerkungen zu dieser Thematik vorzubringen hat, 
beschloss er auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 12. Dezember) mit 124 
Stimmen bei 5 Enthaltungen, eine befürwortende Stellungnahme zu diesem Vorschlag abzugeben. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Änderung des 
Vorschlags COM(2011) 625 final/3 der Kommission für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates mit Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher 

Betriebe im Rahmen von Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik“ 

COM(2012) 552 final — 2011/0280 (COD) 

(2013/C 44/30) 

Das Europäische Parlament und der Rat beschlossen am 22. Oktober 2012 bzw. am 24. Oktober 2012, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender 
Vorlage zu ersuchen: 

„Änderung des Vorschlags COM(2011) 625 final/3 der Kommission für eine Verordnung des Europäischen Par­
laments und des Rates mit Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von 
Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik“ 

COM(2012) 552 final – 2011/0280 (COD). 

Da der Ausschuss dem Vorschlag zustimmt und keine Bemerkungen zu dieser Thematik vorzubringen hat, 
beschloss er auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 12. Dezember) mit 127 
gegen 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen, eine befürwortende Stellungnahme zu diesem Vorschlag abzugeben. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Änderung des 
Vorschlags COM(2011) 627 final/3 der Kommission für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Förderung der ländlichen Entwicklung durch den 

Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)“ 

COM(2012) 553 final — 2012/0282 (COD) 

(2013/C 44/31) 

Das Europäische Parlament und der Rat beschlossen am 22. Oktober 2012 bzw. am 24. Oktober 2012, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender 
Vorlage zu ersuchen: 

„Änderung des Vorschlags COM(2011) 627 final/3 der Kommission für eine Verordnung des Europäischen Par­
laments und des Rates über die Förderung der ländlichen Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)“ 

COM(2012) 553 final — 2012/0282 (COD). 

Da der Ausschuss dem Vorschlag zustimmt und keine Bemerkungen zu dieser Thematik vorzubringen hat, 
beschloss er auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 12. Dezember) mit 137 
Stimmen bei 4 Enthaltungen, eine befürwortende Stellungnahme zu diesem Vorschlag abzugeben. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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verschiedenen Anhänge des Amtsblatts. Die Abonnenten werden durch einen im Amtsblatt veröffentlichten 
„Hinweis für den Leser“ über das Erscheinen der Anhänge informiert. 

Verkauf und Abonnements 

Abonnements von Periodika unterschiedlicher Preisgruppen, darunter auch Abonnements des Amtsblatts der 
Europäischen Union, können über die Vertriebsstellen abgeschlossen werden. Die Liste der Vertriebsstellen 
findet sich im Internet unter: 
http://publications.europa.eu/others/agents/index_de.htm 

EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. Die 
Website ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus die 

Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
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